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0 Einleitung

In Vollzug Deines Wunsches werde ich nunmehr die Außerbetriebsetzung der Etagenhei-
zung veranlassen, da gegen die von mir getroffene Feststellung des Frühlingseintritts Be-
denken seitens der Familie nicht mehr zu erheben sind. (LESS 1958: 365f.).

An dieser für den Amtsstil typischen Formulierung des an sich einfachen Sachverhalts:

„Ich stelle jetzt die Heizung aus, denn es ist Frühling.“ (LESS 1958: 366) erkennt auch der

linguistische Laie unschwer einige charakteristischen Merkmale der deutschen Verwaltungs-

sprache. Das oben genannte Beispiel wirkt um so plakativer, als der Sprachstil aus seinem

originären Kontext he rausgerissen und in eine familiäre Alltagssituation verlagert wurde.

Es wird offensichtlich, dass diese Art zu sprechen (oder zu schreiben) nicht in die tägliche

Umgangssprache gehört, denn einfache Sachverhalte in alltäglichen Lebenssituationen wer-

den in der Regel auch mit der sogenannten „Gemeinsprache“ 1 beschrieben. Selbst Verwal-

tungsmitarbeiter, die in ihrem beruflichen Umfeld durchaus zur Formulierung solcher

sprachtypischen Sätze wie im obigen Beispiel neigen, zeigen sich meist im persönlichen oder

privaten Umgang sehr natürlich.

Wem nutzt also diese komplizierte, unnatürliche und daher oft schwer verständliche Spra-

che? Oder schärfer formuliert, hat sie angesichts der immer lauter werdenden Forderungen

nach mehr Transparenz und Überschaubarkeit der Verwaltung überhaupt noch eine Daseins-

berechtigung?

Obwohl LESS‘ Kritik bereits vor fast einem halben Jahrhundert geäußert wurde, sind die

damals bemängelten Eigenschaften der Verwaltungssprache noch lange nicht völlig aus dem

behördlichen Schriftverkehr verschwunden.

Dies zeigt deutlich, in welchem Dilemma sich die Verwaltungssprache der Gegenwart be-

findet: obwohl sie zu einem großen Teil der Kommunikation mit dem Bürger dienen soll, ist

sie doch nicht die Sprache des Volkes. Das Bemühen, möglichst viele Informationen auf

möglichst kleinstem Raum unterzubringen, geht oft zu Lasten der Verständlichkeit, und die in

letzter Zeit so oft beschworene Bürgernähe kann insbesondere im schriftlichen Kontakt of-

fenbar nur sehr unzulänglich realisiert werden. Auch die berechtigte, bisher aber kaum syste-

matisch untersuchte Fragestellung nach der Höflichkeit in Behördentexten macht uns klar,

                                                
1 Vgl. zur Begrifflichkeit auch Abschnitt 1.1.3.



v

dass die Verwaltungssprache noch lange nicht so beschaffen ist, wie die Reformer und wohl

auch die Bürger sie gern hätten.

Auf ihrem Weg zu einem modernen, kundenorientierten Dienstleistungsunternehmen ha-

ben die öffentlichen Verwaltungen noch etliche Hindernisse zu überwinden, die nicht zuletzt

auf Kommunikationsstörungen mit ihren „Kunden“ und den daraus resultierenden Schwierig-

keiten beruhen. Daher kommt der Sprache in der öffentlichen Verwaltung auch und gerade

unter dem Aspekt der Dienstleistung eine ganz zentrale Rolle zukommt, deren Bedeutung

aber - wohl auch unter dem Druck der gleichzeitig anfallenden vielfältigen Reformaufgaben

auf anderen Gebieten - leider auch heute noch vielfach verkannt wird.

Die vorliegende Arbeit will keine Optimierungskonzepte liefern – dies müsste Thema ei-

ner gesonderten Untersuchung sein - ,sie soll vielmehr ein Schritt für eine kritische Be-

standsaufnahme der deutschen Verwaltungssprache des 21. Jahrhunderts unter dem Aspekt

der Dienstleistung sein. Dabei wird die Ausprägung der Verständlichkeit und der Höflichkeit

in der schriftlichen Kommunikation als ein Indikator für die Verwirklichung des Dienstleis-

tungsgedankens angenommen, deren Realisierungsgrad in der Analyse des untersuchungsre-

levanten Textkorpus evaluiert werden soll.∗

                                                
∗ Hinweis:

Die im gesamten Text verwendeten Bezeichnungen Bürger, Adressat, Kunde, Mitarbeiter, Leser etc. schließen
die jeweilige feminine Form ausdrücklich mit ein, auch wenn sie aus Gründen der besseren Lesbarkeit nicht
extra ausgeschrieben wurde.
Alle Zitate aus dem Textkorpus sind mit den Originalhervorhebungen versehen. Aus Gründen des Datenschutzes
wurden personenbezogene Daten, die Rückschlüsse auf die betroffenen Bürger zulassen, ausgelassen und durch
„[...]“ ersetzt.
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Gliederung dieser Arbeit

Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um die empirische Untersuchung von schrift-

lichen Texterzeugnissen aus den unterschiedlichsten Bereichen einer Stadtverwaltung.

Um die Texte besser einordnen zu können, gibt das erste Kapitel einen Überblick über das

theoretische Umfeld: nach einer Charakterisierung der Verwaltungssprache an sich folgt die

Einordnung dieser Fachsprache in ihren globalen Entstehungsprozess, indem die Verwaltung

und die Bürokratie als „Urheber“ eingehend erläutert werden. Abschließend wird der Begriff

der Dienstleistung als Motivator für Innovationsbestrebungen in seiner Funktion für die öf-

fentliche Verwaltung näher definiert, wobei die Zufriedenheit des Bürgers als „Kunde“ be-

sondere Berücksichtigung findet.

Das zweite Kapitel nennt die Intention dieser Arbeit und determiniert die Ziele der Analy-

se sowie die Vorgehensmethode. Die Analysevariablen Verständlichkeit und Höflichkeit wer-

den derart beschrieben, dass ihre Relevanz für die vorliegende Untersuchung erkennbar wird.

Die quantitative und qualitative Auswahl des in dieser Arbeit analysierten Textkorpus

wird im dritten Kapitel detailliert begründet, anschließend folgt die ausführliche Beschrei-

bung der Textquellen und Textsorten.

Die Analyse der einzelnen fachinternen Textsorten wird im vierten Kapitel zuerst für die

Verständlichkeit, danach in derselben Methode und Reihenfolge für die Höflichkeit durchge-

führt. Im Anschluss an die jeweiligen Einzelanalysen der Texte eines Fachbereichs folgt für

jede Textsorte ein Fachbereichsvergleich.

Kapitel fünf enthält die Analyse der fachexternen Textsorten, die auf die gleiche Weise

durchgeführt wird wie für die fachinternen Textsorten im vorangegangenen Kapitel.

Ein Vergleich der Analyseergebnisse für die fachinternen und -externen Textsorten findet

im sechsten Kapitel statt. Auch hier werden zunächst die Werte für die Verständlichkeit und

anschließend die Werte für die Höflichkeit verglichen. An eine Gegenüberstellung der Werte

für die einzelnen fachinternen und -externen Textsorten schließt sich der Vergleich der Ge-

samtergebnisse der fachinternen mit den Gesamtergebnissen der fachexternen Textsorten an.

Das siebte Kapitel fasst die Ergebnisse der drei vorangegangenen Kapitel noch einmal zu-

sammen und gibt einen Ausblick für die weitere Forschung.



vii

0 Einleitung

Gliederung

Inhaltsangabe

Abbildungsverzeichnis

Seite

1 Theoretisches Umfeld ..........................................................................1

1.1 Situierung der Verwaltungssprache als Fachsprache ...............1

1.1.1 Historischer Kontext ..................................................................................1

1.1.2 Fachsprache und Fachsprachenforschung .................................................4

1.1.3 Position zur Gemeinsprache und anderen Fachsprachen ..........................7

1.1.4 Sprachkritik ..............................................................................................10

1.2 Verwaltung und Bürokratie ........................................................................15

1.2.1 Verwaltung als soziales System ..............................................................15

1.2.2 Organisation und Bürokratie ...................................................................18

1.2.3 Mensch und Bürokratie ............................................................................22

1.2.4 Öffentliche Verwaltung und sprachliches Handeln ................................27

1.3 Dienstleistung ................................................................................................32

1.3.1 Definition ................................................................................................32

1.3.2 Kundenzufriedenheit ...............................................................................35

1.3.3 Öffentliche Verwaltung als Dienstleister .................................................45

2 Intention und Ausgangssituation .....................................................53

2.1 Fragestellung und Ziele der Analyse ..........................................................53

2.2 Wissenschaftstheoretischer Standort ..........................................................54

2.3 Vorgehensmethode ......................................................................................55

2.4 Analysevariablen ..........................................................................................57

2.4.1 Verständlichkeit ......................................................................................57

2.4.2 Höflichkeit ...............................................................................................70

3 Korpusbeschreibung .........................................................................81

3.1 Korpus und Korpuserstellung ....................................................................81

3.2 Repräsentativität ..........................................................................................84



viii

3.3 Textquellen ...................................................................................................85

3.3.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ........................85

3.3.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ......................................................86

3.3.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ..........................................87

3.4 Textsorten .....................................................................................................87

3.4.1 fachinterne Textsorten ............................................................................89

3.4.1.1 Anschreiben an andere Behörden ...............................................89

3.4.1.2 Vermerke ....................................................................................90

3.4.2 fachexterne Textsorten ............................................................................91

3.4.2.1 Anhörungen ................................................................................91

3.4.2.2 Mitteilungen ................................................................................92

3.4.2.3 Bescheide ....................................................................................93

4 Analyse der fachinternen Textsorten ..............................................95

4.1 Verständlichkeit ............................................................................................95

4.1.1 Kopfbogen der Stadt Menden (Sauerland) .............................................97

4.1.2 Anschreiben an andere Behörden ........................................................101

4.1.2.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ...........101

4.1.2.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................107

4.1.2.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................110

4.1.2.4 Fachbereichsvergleich ...............................................................114

4.1.3 Vermerke ..............................................................................................117

4.1.3.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ..........117

4.1.3.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................119

4.1.3.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................122

4.1.3.4 Fachbereichsvergleich ..............................................................125

4.2 Höflichkeit ...................................................................................................129

4.2.1 Anschreiben an andere Behörden ........................................................131

4.2.1.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ..........131

4.2.1.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................132

4.2.1.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................134

4.2.1.4 Fachbereichsvergleich ...............................................................137

4.2.2 Vermerke ..............................................................................................139

4.2.2.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ..........139



ix

4.2.2.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................141

4.2.2.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................143

4.2.2.4 Fachbereichsvergleich ...............................................................145

5 Analyse der fachexternen Textsorten ...........................................148

5.1 Verständlichkeit ..........................................................................................148

5.1.1 Anhörungen ...........................................................................................148

5.1.1.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ..........148

5.1.1.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................150

5.1.1.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................153

5.1.1.4 Fachbereichsvergleich ...............................................................155

5.1.2 Bescheide ..............................................................................................157

5.1.2.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ...........158

5.1.2.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................161

5.1.2.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................165

5.1.2.4 Fachbereichsvergleich ...............................................................167

5.1.3 Mitteilungen ..........................................................................................170

5.1.3.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ..........170

5.1.3.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................172

5.1.3.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................175

5.1.3.4 Fachbereichsvergleich ..............................................................178

5.2 Höflichkeit ...................................................................................................181

5.2.1 Anhörungen ..........................................................................................181

5.2.1.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ...........181

5.2.1.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................183

5.2.1.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................187

5.2.1.4 Fachbereichsvergleich ...............................................................190

5.2.2 Bescheide ..............................................................................................192

5.2.2.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) .........192

5.2.2.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................198

5.2.2.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) ............................202

5.2.2.4 Fachbereichsvergleich ..............................................................206

5.2.3 Mitteilungen ..........................................................................................208

5.2.3.1 Fachbereich 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) ..........208



x

5.2.3.2 Fachbereich 5 (Jugend und Soziales) ........................................212

5.2.3.3 Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) .............................216

5.2.3.4 Fachbereichsvergleich ..............................................................219

6 Textsortenvergleich .......................................................................222

6.1 Verständlichkeit ..........................................................................................222

6.1.1 fachintern ..............................................................................................222

6.1.2 fachextern ..............................................................................................225

6.1.3 Vergleich fachintern/-extern .................................................................229

6.2 Höflichkeit ....................................................................................................232

6.2.1 fachintern ..............................................................................................232

6.2.2 fachextern ..............................................................................................234

6.2.3 Vergleich fachintern/-extern .................................................................236

7 Zusammenfassung der Ergebnisse und Ausblick ........................238

7.1 Resümee .....................................................................................................238

7.2 Perspektiven für weitere Forschung ........................................................245

8 Literaturverzeichnis .......................................................................247



xi

Abbildungsverzeichnis

Seite

Abb. 1-1 Periodisierung der deutschen Fachsprachen ..............................................2

Abb. 1-2 Durchdringung von Fachsprachen und Gemeinsprache ............................8

Abb. 1-3 Bedürfnispyramide nach Maslow ............................................................22

Abb. 1-4 Rollensegmente ........................................................................................24

Abb. 1-5 Wirkungsfaktoren der Einstellung auf das Verhalten ..............................25

Abb. 1-6 Entwicklung der Berührungspunkte mit der Verwaltung .........................32

Abb. 1-7 Beeinflussungsfaktoren der Kundenzufriedenheit ...................................39

Abb. 1-8 Theoretische Zusammenhänge zwischen Leistung und

Leistungswahrnehmung ...........................................................................40

Abb. 1-9 Genereller Zusammenhang zwischen Kundenzufriedenheit

und Kundenbindung .................................................................................41

Abb. 1-10 Elemente eines dienstleistungsbezogenen Kundenprozesses ..................42

Abb. 2-1 Überblick der Dimensionskriterien ..........................................................65

Abb. 2-2 Drei-Takte-Verfahren ..............................................................................67

Abb. 2-3 Sechs Leitsätze zur Textverständlichkeit .................................................68

Abb. 2-4 Textverständlichkeitskriterien im Textmodell .........................................69

Abb. 2-5 Brieferöffnung .........................................................................................77

Abb. 2-6 Briefschluss ..............................................................................................77

Abb. 2-7 Beziehung der Höflichkeit zur Direktheit ...............................................79

Abb. 3-1 Textsorten der Bürokratie .......................................................................83

Abb. 3-2 Aufteilung Dokumente je Fachbereich ...................................................85

Abb. 3-3 Aufteilung Dokumente je Textsorte .......................................................88

Abb. 3-4 Aufteilung Dokumente fachintern/-extern ..............................................89

Abb. 3-5 Aufteilung der Anschreiben an andere Behörden je Fachbereich ...........90

Abb. 3-6 Aufteilung der Vermerke je Fachbereich ................................................91

Abb. 3-7 Aufteilung der Anhörungen je Fachbereich ...........................................92

Abb. 3-8 Aufteilung der Mitteilungen je Fachbereich ............................................93

Abb. 3-9 Aufteilung der Bescheide je Fachbereich ...............................................94



xii

Abb. 4-1 Leerer Kopfbogen ....................................................................................98

Abb. 4-2 Ausgefüllter Kopfbogen mit Kassenzeichenleiste ................................100

Abb. 4-3 Verteilung der Satzarten (AA/FB3) .....................................................102

Abb. 4-4 Positionierung der Handlungsanweisungen (AA/FB3) .........................106

Abb. 4-5 Verteilung der Satzarten (AA/FB5) ......................................................107

Abb. 4-6 Positionierung der Handlungsanweisungen (AA/FB5) .........................109

Abb. 4-7 Verteilung der Satzarten (AA/FB6) .....................................................110

Abb. 4-8 Positionierung der Handlungsanweisungen (AA/FB3) ........................113

Abb. 4-9 Überblick der Lesbarkeitswerte (AA) ...................................................114

Abb. 4-10 Überblick der Verstehbarkeitswerte (AA) ............................................114

Abb. 4-11 Überblick der Brauchbarkeitswerte (AA) ..............................................115

Abb. 4-12 Überblick der Anwendbarkeitswerte (AA) ............................................116

Abb. 4-13 Positionierung der Handlungsanweisungen (VM/FB3) ........................119

Abb. 4-14 Verteilung der Textlänge (VM/FB5) ....................................................119

Abb. 4-15 Verteilung der Satzarten (VM/FB5) .....................................................120

Abb. 4-16 Positionierung der Handlungsanweisungen (VM/FB5) ........................122

Abb. 4-17 Verteilung der Satzarten (VM/FB6) .....................................................122

Abb. 4-18 Positionierung der Handlungsanweisungen (VM/FB6) .......................124

Abb. 4-19 Überblick der Lesbarkeitswerte (VM) ..................................................125

Abb. 4-20 Überblick der Verstehbarkeitswerte (VM) ...........................................125

Abb. 4-21 Überblick der Brauchbarkeitswerte (VM) ............................................126

Abb. 4-22 Überblick der Anwendbarkeitswerte (VM) ..........................................127

Abb. 4-23 Modalverben (AA/FB3) ......................................................................131

Abb. 4-24 Adverbien (AA/FB3) ...........................................................................132

Abb. 4-25 Verben (AA/FB3) .................................................................................132

Abb. 4-26 Verben (AA/FB5) .................................................................................134

Abb. 4-27 Modalverben (AA/FB5) .......................................................................134

Abb. 4-28 Adverbien (AA/FB5) ............................................................................134

Abb. 4-29 Verben (AA/FB6) .................................................................................136

Abb. 4-30 Modalverben (AA/FB6) .......................................................................136

Abb. 4-31 Adverbien (AA/FB6) ............................................................................136

Abb. 4-32 Verben (Fachbereichsüberblick AA) ....................................................137

Abb. 4-33 Modalverben (Fachbereichsüberblick AA) ...........................................137

Abb. 4-34 Adverbien (Fachbereichsüberblick  AA) ..............................................137



xiii

Abb. 4-35 Verben (AA/Gesamt) ...........................................................................138

Abb. 4-36 Modalverben (AA/Gesamt) ..................................................................139

Abb. 4-37 Adverbien (AA/Gesamt) ......................................................................139

Abb. 4-38 Verben (VM/FB3) .................................................................................140

Abb. 4-39 Adverbien (VM/FB3) ............................................................................140

Abb. 4-40 Modalverben (VM/FB3) ......................................................................141

Abb. 4-41 Adverbien (VM/FB5) ...........................................................................142

Abb. 4-42 Verben (VM/FB5) .................................................................................143

Abb. 4-43 Modalverben (VM/FB5) .......................................................................143

Abb. 4-44 Verben (VM/FB6) ................................................................................144

Abb. 4-45 Adverbien (VM/FB6) ...........................................................................144

Abb. 4-46 Modalverben (VM/FB6) .......................................................................145

Abb. 4-47 Verben (Fachbereichsüberblick VM) ...................................................145

Abb. 4-48 Modalverben (Fachbereichsüberblick VM) .........................................145

Abb. 4-49 Adverbien (Fachbereichsüberblick VM) ..............................................146

Abb. 4-50 Verben (VM/Gesamt) ...........................................................................147

Abb. 4-51 Adverbien (VM/Gesamt) ......................................................................147

Abb. 4-52 Modalverben (VM/Gesamt) ..................................................................147

Abb. 5-1 Überblick der Lesbarkeitswerte (AH) ...................................................155

Abb. 5-2 Überblick der Verstehbarkeitswerte (AH) ...........................................155

Abb. 5-3 Überblick der Brauchbarkeitswerte (AH) .............................................156

Abb. 5-4 Überblick der Anwendbarkeitswerte (AH) ............................................157

Abb. 5-5 Überblick der Lesbarkeitswerte (BS) ..................................................167

Abb. 5-6 Überblick der Verstehbarkeitswerte (BS) ...........................................168

Abb. 5-7 Überblick der Brauchbarkeitswerte (BS) .............................................168

Abb. 5-8 Überblick der Anwendbarkeitswerte (BS) ...........................................169

Abb. 5-9 Überblick der Lesbarkeitswerte (MT) ..................................................178

Abb. 5-10 Überblick der Verstehbarkeitswerte (MT) ...........................................179

Abb. 5-11 Überblick der Brauchbarkeitswerte (MT) ............................................179

Abb. 5-12 Überblick der Anwendbarkeitswerte (MT) .........................................180

Abb. 5-13 Verben (AH/FB3) .................................................................................182

Abb. 5-14 Modalverben (AH/FB3) ........................................................................182

Abb. 5-15 Grußformeln (AH/FB3) ........................................................................183



xiv

Abb. 5-16 Grußformeln (AH/FB5) ........................................................................184

Abb. 5-17 Verben (AH/FB5) .................................................................................187

Abb. 5-18 Modalverben (AH/FB5) .......................................................................187

Abb. 5-19 Adverbien (AH/FB5) ............................................................................187

Abb. 5-20 Verben (AH/FB6) .................................................................................188

Abb. 5-21 Adverbien (AH/FB6) ............................................................................188

Abb. 5-22 Verben (Fachbereichsüberblick AH) ....................................................190

Abb. 5-23 Modalverben (Fachbereichsüberblick AH) ..........................................191

Abb. 5-24 Adverbien (Fachbereichsüberblick AH) ...............................................191

Abb. 5-25 Verben (AH/Gesamt) ............................................................................191

Abb. 5-26 Adverbien (AH/Gesamt) ......................................................................192

Abb. 5-27 Modalverben (AH/Gesamt) ..................................................................192

Abb. 5-28 Grußformeln (BS/FB3) .........................................................................193

Abb. 5-29 Verben (BS/FB3) ..................................................................................197

Abb. 5-30 Modalverben (BS/FB3) ........................................................................197

Abb. 5-31 Adverbien (BS/FB3) ............................................................................198

Abb. 5-32 Grußformeln (BS/FB5) ........................................................................198

Abb. 5-33 Modalverben (BS/FB5) ........................................................................199

Abb. 5-34 Verben (BS/FB5) ..................................................................................200

Abb. 5-35 Adverbien (BS/FB5) .............................................................................202

Abb. 5-36 Grußformeln (BS/FB6) .........................................................................202

Abb. 5-37 Adverbien (BS/FB6) ...........................................................................203

Abb. 5-38 Modalverben (BS/FB6) ........................................................................205

Abb. 5-39 Verben (BS/FB6) ..................................................................................205

Abb. 5-40 Verben (Fachbereichsüberblick BS) ....................................................206

Abb. 5-41 Modalverben (Fachbereichsüberblick BS) ...........................................206

Abb. 5-42 Adverbien (Fachbereichsüberblick BS) ...............................................207

Abb. 5-43 Verben (BS/Gesamt) ............................................................................207

Abb. 5-44 Adverbien (BS/Gesamt) .......................................................................208

Abb. 5-45 Modalverben (BS/Gesamt) ....................................................................208

Abb. 5-46 Adverbien (MT/FB3) ...........................................................................209

Abb. 5-47 Modalverben (MT/FB3) ......................................................................210

Abb. 5-48 Verben (MT/FB3) .................................................................................212

Abb. 5-49 Verben (MT/FB5) ................................................................................215



xv

Abb. 5-50 Adverbien (MT/FB5) ...........................................................................215

Abb. 5-51 Modalverben (MT/FB5) .......................................................................215

Abb. 5-52 Verben (MT/FB6) ................................................................................218

Abb. 5-53 Adverbien (MT/FB6) ...........................................................................218

Abb. 5-54 Modalverben (MT/FB6) .......................................................................219

Abb. 5-55 Verben (Fachbereichsüberblick MT) ....................................................219

Abb. 5-56 Adverbien (Fachbereichsüberblick MT) ..............................................220

Abb. 5-57 Modalverben (Fachbereichsüberblick MT) ..........................................220

Abb. 5-58 Verben (MT/Gesamt) ...........................................................................221

Abb. 5-59 Adverbien (MT/Gesamt) ......................................................................221

Abb. 5-60 Modalverben (MT/Gesamt) .................................................................221

Abb. 6-1 Überblick der Lesbarkeitswerte (Textsorten fachintern) ......................222

Abb. 6-2 Überblick der Verstehbarkeitswerte (Textsorten fachintern) ..............223

Abb. 6-3 Überblick der Brauchbarkeitswerte (Textsorten fachintern) ................224

Abb. 6-4 Überblick der Anwendbarkeitswerte (Textsorten fachintern) .............225

Abb. 6-5 Überblick der Lesbarkeitswerte (Textsorten fachextern) .....................225

Abb. 6-6 Überblick der Verstehbarkeitswerte (Textsorten fachextern) ...............226

Abb. 6-7 Überblick der Brauchbarkeitswerte (Textsorten fachextern) ...............227

Abb. 6-8 Überblick der Anwendbarkeitswerte (Textsorten fachextern) .............228

Abb. 6-9 Überblick der Lesbarkeitswerte (fachintern/-fachextern) .....................229

Abb. 6-10 Überblick der Verstehbarkeitswerte (fachintern/-fachextern) .............229

Abb. 6-11 Überblick der Brauchbarkeitswerte (fachintern/-fachextern) ...............230

Abb. 6-12 Überblick der Anwendbarkeitswerte (fachintern/-fachextern) ............231

Abb. 6-13 Verben (Textsorten fachintern) .............................................................232

Abb. 6-14 Modalverben (Textsorten fachintern) ...................................................232

Abb. 6-15 Adverbien (Textsorten fachintern) .......................................................232

Abb. 6-16 Verben (Textsorten fachextern) ...........................................................234

Abb. 6-17 Modalverben (Textsorten fachextern) .................................................234

Abb. 6-18 Adverbien (Textsorten fachextern) ......................................................235

Abb. 6-19 Verben (fachintern/-fachextern) ...........................................................236

Abb. 6-20 Modalverben (fachintern/-fachextern) ..................................................236

Abb. 6-21 Adverbien (fachintern/-fachextern) ......................................................237



- 1 -

1 Theoretisches Umfeld

1.1 Situierung der Verwaltungssprache als Fachsprache

1.1.1 Historischer Kontext

Die Verwaltungssprache kann auf eine jahrhundertealte Geschichte zurückblicken. Während

vor dem 14. Jahrhundert zunächst vornehmlich Fachsprachen entstanden, die sich auf die un-

mittelbaren, elementaren Tätigkeiten des täglichen Lebens bezogen, wie z.B. für Menschen,

die für die Nahrungsbeschaffung zuständig waren (Bauern, Fischer, Jäger) (vgl. CZICHOCKI

1964: 122), bildeten sich durch differenziertere Lebensbedingungen allmählich weitere Fach-

sprachen hauptsächlich im handwerklichen Umfeld heraus (vgl. EIS 1967: 25f. u. 30).

FLUCK begründet das so:

Der Ursprung der Fachsprachen ist ohne Zweifel in der Arbeitsteilung zu suchen, da in den
einfach strukturierten Gesellschaften, in denen nicht mehr alle Arbeiten gemeinsam ver-
richtet wurden, sondern - aufgrund der unterschiedlichen natürlichen Begabung – eine erste
Spezialisierung, zum Beispiel beim Bau von Waffen, in der Heilkunde oder im Jagdwesen,
stattfand. (FLUCK 1998: 27).

Die so entstandenen Fachsprachen existierten zunächst durchweg nur mündlich und waren

zudem - aufgrund mangelnder Mobilität ihrer Benutzer und dadurch bedingter regionaler Be-

schränktheit - von dialektalen Besonderheiten geprägt, so dass man zum Beispiel nicht von

einer einheitlichen deutschen Fischer- oder Jägersprache reden kann (vgl. FLUCK 1998).

Eine tiefgreifende Änderung in der Entwicklung der Fachsprachen bewirkte der Zusammen-

stoß der römischen und germanischen Kultur im Frühmittelalter (vgl. ESSER 1961: 41).

Die Römer waren den Germanen in ihrer Schriftkultur weit voraus, daher lag es nahe, dass die

Germanen ihr neu entstehendes Schrifttum eng am römischen Vorbild ausrichteten. Die Tat-

sache, dass die römische, will heißen lateinische Schriftsprache, bereits - hauptsächlich wegen

ihrer Anlehnung an den griechischen Stil – schon für das römische Volk so stark „verschrift-

licht“ war, dass sie sich „scharf abhob von der naturwüchsigen Sprache des täglichen Lebens“

(ESSER 1961: 42), trug nicht dazu bei, die junge deutsche Schriftkultur, zumal auch in lateini-

scher Sprache, dem germanisch-deutschen Ausdruck anzupassen. Vielmehr wirkte schon da-

mals die lateinische Schriftsprache befremdend, unnatürlich und distanziert, war aber nun

offizielle Sprache der Wissenschaft, Rechtspflege und Religion.
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Obwohl bereits in diesem frühen Stadium kritische Stimmen laut wurden, die auf die Abge-

hobenheit der lateinischen Schriften zielten, ging doch jedes weitere Aufleben des klassischen

Altertums (z. B. im Humanismus oder in der Renaissance) mit weiteren lateinisch-römischen

Einflussschüben insbesondere auf die schriftliche Sprachgestaltung der damaligen Zeit einher.

In dieser Zeit – seit Mitte des 14. Jahrhunderts – entstanden zahlreiche schriftliche Zeugnisse

deutscher Fachsprachen, wobei der fachliche Stil sowohl im praktischen als auch im theoreti-

schen Bereich mit etlichen schriftlichen Arbeiten vertreten ist.

Dabei wollen diese Schriften nach EIS nicht ästhetisch bewertet werden, sondern zielen auf

„Klarheit, Eindeutigkeit und Genauigkeit der Aussage.“ (EIS 1967: 45).

ROELCKE unterscheidet innerhalb der Fachsprachengeschichte1 die drei Bereiche Handwerk

und Technik, Geist und Wissenschaft und Recht und Institutionen (vgl. ROELCKE 1999: 161)

und gibt mit der folgenden Grafik einen Überblick über die periodische Zuordnung der ein-

zelnen Bereiche:

mittelalterliche Fachsprachen (FS)
(8. bis 14. Jahrhundert)

frühneuzeitliche FS
(14. bis 17. Jh.)

neuzeitliche FS
(18. bis 20. Jh.)

Handwerk
und Technik
Geist und
Wissenschaft
Recht und
Institutionen
Periodisierung der deutschen Fachsprachen unter Berücksichtigung des weitgehenden Fehlens (hell unterlegt)
sowie des eingeschränkten Bestehens (mittel unterlegt) und des uneingeschränkten Bestehens (dunkel unterlegt)
von Sprachen in Handwerk und Technik, Geist und Wissenschaft sowie Recht und Institutionen.

Abb. 1-1: Periodisierung der deutschen Fachsprachen (ROELCKE 1999: 161)

Eine weiterer wesentlicher Schritt zur Bildung der deutschen Verwaltungssprache war die

Ablösung der lateinischen durch die deutsche Sprache im Spätmittelalter auch für die Sprache

der Wissenschaft.

Ab dem 18. Jahrhundert schließlich wurden die Fachgebiete immer komplexer und dement-

sprechend die Fachsprachen immer differenzierter, so dass der deutschen Sprache eine immer

größere Bedeutung zukam:

                                                
1 Vgl. zu einer ausführlichen Beschreibung der Entstehung von Fachsprachen seit dem Mittelalter ROELCKE
1999: 162ff.
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Im Spätmittelalter war in allen Kanzleien die lateinische Sprache weitgehend durch die
deutsche ersetzt worden. Urkunden und Landesrecht wurden auf deutsch verfaßt.(WAGNER
1984: 103).

Sehr frühe fachwissenschaftliche Beiträge in deutscher Sprache gab es 1779 mit der ersten

Doktorarbeit auf dem Gebiet der Rechtswissenschaft, 1786 mit der ersten theologischen

Doktorarbeit und 1828 erschien die erste medizinische Doktorarbeit (ESSER 1961: 43).

Bereits nach den ersten wissenschaftlichen Arbeiten ist die bis heute nicht verstummte Kritik

am „schlechten“ Stil laut geworden, und das Unbehagen an der Kanzlei-, Amts- oder Ver-

waltungssprache, auf das später (Abschnitt 1.1.4) noch einmal ausführlicher eingegangen

wird, nimmt hier seinen Ursprung (vgl. auch SEIBICKE 1969 und VON HAHN 1973).

Um die bereits weiter oben erwähnten dialektalen Unterschiede auszugleichen, legte die

Kanzleisprache großen Wert auf möglichst einheitliche Sprachformen, die nicht ohne Wir-

kung auf die deutsche Hochsprache blieben. In dem Bemühen, mit der immer stärker werden-

den Internationalisierung, Komprimierung und Komplexität der Gesellschaftsentwicklung

Schritt zu halten, wurden an alle Fachsprachen große Ansprüche gestellt, die insbesondere

von der Verwaltungssprache wegen ihrer speziellen Bedeutung für die Bürger2 nur schwer zu

erfüllen war.

Mit der Bildung des Berufsbeamtentums zu Beginn der Neuzeit wurde der Grundstein für

eine Verwaltungsorganisation gelegt, deren Auswirkungen selbst heute noch zu spüren sind.

Namentlich das straffe, hierarchische Ordnungsprinzip hat bis in die Gegenwart seine Gültig-

keit, wenn auch gesagt werden muss, dass in allerjüngster Zeit einige Strukturen innerhalb der

Verwaltungsorganisation neu überdacht werden (vgl. dazu Abschnitt 1.2.1).

So wie der moderne Beamte der Gegenwart eine tiefgreifende Entwicklung durchmachen

musste, vom mächtigen, autoritären, Gehorsam fordernden Repräsentanten der Obrigkeit (z.B.

des Landesfürsten) hin zum Staatsdiener, und damit auch zum Diener des Volkes, im Extrem-

fall also des einzelnen Bürgers, der ihn ja schließlich bezahlt, so machte auch die Verwal-

tungssprache eine analoge Wandlung durch. Sollte früher die fürstliche Autorität durch eine

besonders gehobene und gewichtige Ausdrucksweise betont werden, ist die Verwaltung heute,

nachdem ihre Sprache im Zuge der Demokratisierung immer sachlicher und damit schlichter

wurde, mehr und mehr bemüht, sich der Sprache des Volkes zu nähern, um so auf jeden Fall

                                                
2 LAMBERTZ beschreibt die Funktion der Verwaltungssprache so: „Die Sprache des Rechts und der Verwaltung
ist unmittelbar gesellschaftsprägend und Zugangsinstrumentarium zum politischen Gemeinleben. Sie muss die
Transparenz staatlichen Handelns gewährleisten, um die Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz staatlicher Ent-
scheidungen zu ermöglichen.“ (LAMBERTZ 1999: 145).
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für alle Bürger verständlich zu sein. Dies zeigt sich sehr deutlich an der Vielfalt der immer

wieder erscheinenden Broschüren, Anweisungen, Fingerzeige und Lehrmaterialien, die sich

mit der Verbesserung der Verwaltungssprache befassen3, und die selbst im 21. Jahrhundert

noch nichts von ihrer Aktualität verloren haben, d.h. die Optimierung der Verwaltungssprache

ist auch weiterhin eine Aufgabe, die noch lange nicht bewältigt wurde4.

1.1.2 Fachsprache und Fachsprachenforschung

Obwohl die Existenz von Fachsprachen also über mehrere Jahrhunderte zurückverfolgt wer-

den kann, hat das sprachwissenschaftliche Interesse erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-

hunderts eingesetzt. Zwar bemerkt HOFFMANN:

Das Interesse an den Fachsprachen reicht weit zurück, in der europäischen Sprachwissen-
schaft vereinzelt bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts. (HOFFMANN 1982: 25).

Dennoch grenzt er den Beginn der eigentlichen Fachsprachenforschung auf das 20. Jahrhun-

dert ein:

Eine Fachsprachenforschung als relativ selbständige, komplexe Disziplin hat sich jedoch
erst im Verlaufe der 60er und 70er Jahre herausgebildet. (HOFFMANN 1982: 26).

Bei diesen Untersuchungen stand der Fachwortschatz bzw. die Terminologie deutlich im

Vordergrund, während die Syntax weit weniger Beachtung fand.

Die Verknüpfung der einzelnen Elemente wie Wörter, Wortformen und –verbindungen, Syn-

tagmen, Phrasen und Sätze auf unterschiedlichen sprachlichen Ebenen wurde zunächst völlig

vernachlässigt, ebenso wie eine Betrachtung des Textganzen.

Die folgende Definition von Fachsprache berücksichtigt bereits die Erkenntnis, dass Fach-

sprachen weder nur eine „stilistische Variante“, noch allein ein „terminologisches Subsystem“

(vgl. HOFFMANN 1982: 26) sind:

Fachsprache – das ist die Gesamtheit aller sprachlichen Mittel, die in einem fachlich be-
grenzbaren Kommunikationsbereich verwendet werden, um die Verständigung der dort tä-
tigen Fachleute zu gewährleisten. (HOFFMANN 1976: 170).

Diese Definition kann durch die folgende Feststellung BAUMANNS ergänzt werden:

                                                
3 Vgl. z.B. die Merkblätter der Bundesstelle für Büroorganisation und Bürotechnik.
4 Vgl. z.B. das gemeinsame Projekt „Verwaltungssprache und Textoptimierung“ des Germanistischen Instituts
der Ruhr-Universität Bochum mit der Stadtverwaltung Bochum (BLAHA et al. 2001) sowie LAMBERTZ 1999:
143f.
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Diejenigen Elemente der verschiedenen sprachlichen Ebenen, die eine Verständigung zwi-
schen Menschen mit einem unterschiedlichen oder gleichen Wissensniveau aus einem bzw.
mehreren abgrenzbaren Kommunikationsbereich(en) ermöglichen, bilden das komplexe
Phänomen der Fachsprachen. (BAUMANN 1987: 10).

Der Schwerpunkt der Fachsprachenforschung legte sich ab dem Ende der sechziger Jahre zu-

nehmend auf eine Betrachtung von Fachtexten, die den Fachwortschatz nicht isoliert, sondern

in Wechselbeziehung und als Teil eines funktionalen Ganzen ansieht (vgl. EIS 1967; MÖHN

1984).

HOFFMANN betont zwar die nach wie vor große Bedeutung der Terminologie für die Fach-

sprachen, und er kann das Interesse der Fachleute und Linguisten an der Untersuchung dieser

Problematik durchaus nachvollziehen (vgl. HOFFMANN 1988: 94), dennoch sieht er die ganz-

heitliche Betrachtung des Fachtextes als zukunftsweisend:

Verfolgt man die Fachsprachenforschung als Teilgebiete der Angewandten Linguistik, ins-
besondere als Vorlaufsforschung für die fachsprachliche Ausbildung bzw. die Sprachkun-
digenausbildung, in ihrer Entwicklung durch die vergangenen 20 bis 30 Jahre hindurch, so
stellt man unschwer eine allmähliche Gegenstandserweiterung und Schwerpunktverlage-
rung vom F a c h w o r t  über den F a c h s a t z  zum F a c h t e x t  hin fest. Dieser Prozeß ent-
spricht einmal einer allgemeinen Tendenz in der Sprachwissenschaft, zum anderen aber be-
stimmten Bedürfnissen der Fachsprachenforschung selbst, wobei hier wie da der Tätig-
keitsaspekt in immer stärkere Konkurrenz zum Systemaspekt tritt oder zumindest die
kommunikative Funktion nach stärkerer Berücksichtigung neben der nominativen Funktion
der sprachlichen Einheiten verlangt. (HOFFMANN 1988: 108).

Damit erweitert sich der Gegenstand der Fachsprachenforschung erheblich, denn lexikalische

Semantik, Stilistik, Text- und Soziolinguistik sowie eine funktional-kommunikative Sprach-

betrachtung (vgl. BAUMANN 1987: 12ff) bieten in ihrem Bezug zur Fachsprache ein weites

Forschungsfeld.

ROELCKE gliedert die Entwicklung der Fachsprachen in drei zeitlich aufeinanderfolgende

Konzeptionen:

1. systemlinguistisches Inventarmodell (fünfziger und sechziger Jahre)

2. pragmalinguistisches Kontextmodell (achtziger und neunziger Jahre)

3. kognitionslinguistisches Funktionsmodell (seit 2000) (vgl. ROELCKE 1999: 15ff).

Das letztgenannte und gegenwärtig bevorzugte Modell charakterisiert ROELCKE so:

Mit dem kognitionslinguistischen Funktionsmodell werden die intellektuellen und emotio-
nalen Voraussetzungen von Produzent und Rezipient bei dem Gebrauch fachsprachlicher
Zeichen in fachsprachlichen Texten zum Schwerpunkt des wissenschaftlichen Interesses
erhoben, wobei sowohl systemlinguistische als auch pragmalinguistische Fragestellungen
und Ergebnisse eine zum Teil entscheidende Neubewertung erfahren. (ROELCKE 1999: 17).
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Zusammenfassend lassen sich die Forschungsschwerpunkte der Fachsprachenforschung seit

Mitte des zwanzigsten Jahrhunderts folgendermaßen beschreiben:

Auf eine Bestimmung und Gliederung von Fachsprachen mit einer Abgrenzung sowohl unter-

einander (horizontal)5, d.h. zu anderen Fachsprachen, als auch innerhalb einer Fachsprache

selbst (vertikal)6 und einer Abgrenzung zur Gemeinsprache in den fünfziger bis siebziger Jah-

ren folgte in den achtziger und neunziger Jahren eine Fachtextlinguistik, die sich die inhaltli-

che Gliederung von Fachtexten (also Kohärenz und Kohäsion, dann auch Intertextualität, In-

formativität und Situationalität) sowie die Bestimmung von Fachtextsorten7 zur Aufgabe ge-

macht hatte.

Parallel dazu gab es von Anfang an (fünfziger Jahre) immer wieder Forschungen zur lexikali-

schen Fachsprachensemantik, die zur Bildung von Definitionslehren und Fachwortschätzen

geführt haben, wobei die Untersuchung von Fachworteigenschaften wie Exaktheit und Ein-

deutigkeit im Vordergrund steht.

Aus den sechziger und siebziger Jahren datieren die meisten Untersuchungen zur Fachspra-

chengrammatik, die sich auf Bau und Länge fachsprachlicher Sätze sowie auf typische Wort-

bildungsmittel wie Komposition, Derivation oder Abkürzungen konzentrieren.

Fachsprachliche Pragmatik schließlich, die sich mit der Deutlichkeit, Ökonomie oder Identifi-

kation nicht nur auf einer einzelnen Ebene des Fachtextes, sondern über alle Ebenen hinweg

befasst, bildet seit den achtziger Jahren den Schwerpunkt der Fachsprachenforschung (vgl.

ROELCKE 1999: 188).

                                                
5 Fachsprachen sind nach HOFFMANN horizontal gegliedert und vertikal geschichtet (vgl. HOFFMANN 1976: 184-
193). Diese Gliederung greift ROELCKE auf, indem er auf der horizontalen Ebene drei Fachsprachenbereiche
bildet: Wissenschaft, Technik und Institutionen (vgl. ROELCKE 1999: 34ff). Den für die vorliegende Arbeit rele-
vanten Fachsprachenbereich der Institutionen beschreibt ROELCKE folgendermaßen: „Unter Institutionensprache
(wohl dem schillerndsten der drei Bereiche) sind schließlich in der Regel Fachsprachen zu verstehen, die inner-
halb von so etwas wie (öffentlichen oder nicht öffentlichen) Organisationen, die eine festgelegte Struktur zeigen
und einen bestimmten Zweck verfolgen, verwendet werden.“ (ROELCKE 1999: 35).
6 Die vertikale Schichtung bezieht sich auf Abstraktionsebenen innerhalb eines einzelnen Fachs (vgl. HAFNER
1987: 37-48; ROELCKE 1999: 38 sowie ISCHREYT 1965: 39; vgl. dazu Anm. 12 in Kapitel 2).
7 Vgl. zur Problematik der Bestimmung von Fachtextsorten z.B. BAUMANN 1987: 15ff; ROELCKE 1999: 41 sowie
exemplarisch die folgende Definition: „Die Fachtextsorte ist ein Bildungsmuster für die geistig-sprachliche Ver-
arbeitung eines tätigkeitsspezifischen Sachverhalts, das in Abhängigkeit vom Spezialisierungsgrad von kommu-
nikativen Normen bestimmt ist, die einzelsprachlich unterschiedlich ausgeprägt sein können.“ (GLÄSER 1990:
29).



- 7 -

1.1.3 Position zur Gemeinsprache und anderen Fachsprachen

Es ist eine unumstrittene Tatsache, dass die Fachsprachen untrennbar mit der Gemeinsprache

verbunden sind. Ähnlich wie nach de Saussure das Begriffspaar langue – parole zueinan-

dersteht, könnte man auch die Begriffe Gemeinsprache – Fachsprache zueinander in Bezie-

hung setzen. So wie jede konkrete, individuelle Äußerung (parole) aus dem zur Verfügung

stehenden Sprachreservoir (langue) gebildet wird, greifen auch die Fachsprachen auf Struktu-

ren und Elemente der Gemeinsprache zurück, ohne die sie nicht existieren könnten. FLUCK

drückt dies so aus:

Die Gemein- oder Standardsprache liefert die lexikalische Basis und das grammatikalische
Gerüst für die Fachsprachen. Zwar treffen die Fachsprachen eine rekurrente Auswahl aus
der gemeinsprachlichen Lexik und Syntax, bleiben aber bei aller Differenzierung und Spe-
zialisierung auf die Gemeinsprache angewiesen. (FLUCK 1998: 175).

Insofern ist also eine klare Trennung der Gemeinsprache von der Fachsprache weder möglich

noch notwendig, da „der Übergang von der Gemeinsprache zur Fachsprache [...] fließend“8 ist

und Sprache als Urform der Kommunikation und Mittel zur Beschreibung der Lebenswelt

weit vor der Entwicklung irgendeiner Fachsprache stand.

Da keine Fachsprache ohne Berührungspunkte und Überschneidungen mit der Gemeinsprache

existieren könnte, ist es unschwer nachzuvollziehen, dass sich die einzelnen Fachsprachen,

obwohl sie sich mit gänzlich unterschiedlichen Themen befassten, unter bestimmten Ge-

sichtspunkten9 durchaus vergleichbar entwickelten. „Allerdings waren dabei die Grenzen zwi-

schen Standes-, Berufs-, Fach- und Gruppensprachen zunächst noch fließend.“ 10

Typisch für alle Fachsprachen ist die wechselseitige Durchdringung, das heißt, dass sowohl

alle Fachsprachen rückwirkend Einfluss auf die Gemeinsprache haben und umgekehrt, als

auch die Fachsprachen untereinander in ständiger sprachlicher Beziehung stehen.

Dabei erschöpfen sich diese Beziehungen nicht im Austausch von bereits Vorhandenem, son-

dern jede sprachliche Neu- und Weiterentwicklung in einem der Teilbereiche hat Auswirkun-

gen auf die übrigen Bereiche:

                                                
8 Vgl. zur Problematik beim Übersetzen von Fachtexten z.B. BÜHLER 1972: 284.
9 Ähnlichkeiten bestehen beispielsweise in der Syntax und Wortbildung (Tendenz zur Nominalisierung etc.).
10 Vgl. zur Durchdringung der Fachsprachen MACKENSEN 1962 et al.
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Gemeinsprache

Fachsprache 1

Fachsprache 2

Fachsprache n

Fachsprache 3

...

...
...

Abb. 1-2: Durchdringung von Fachsprachen und Gemeinsprache

Die Notwendigkeit, ganz spezielle Sachverhalte möglichst präzise und eindeutig zu beschrei-

ben, führt zur Bildung unzähliger Fachtermini11, die zum großen Teil außerhalb der jeweili-

gen Fachsprache überhaupt nicht oder aber mit einer anderen Bedeutung existieren. Dies tut

der Funktion der Fachsprache jedoch keinen Abbruch, da sie eigens dafür entwickelt wird, um

Fachleuten innerhalb einer Disziplin eine möglichst reibungslose, störungsfreie Kommunika-

tion zu ermöglichen.

Die Vorteile liegen dabei klar auf der Hand: eine Rationalisierung der sprachlichen Äußerun-

gen, die es erlaubt, sich mehr als bisher auf das wesentliche zu konzentrieren, indem zum Bei-

spiel Abkürzungen benutzt werden und bestimmte feststehende Begriffe für die Angehörigen

einer Fachgruppe allgemeingültig sind und nicht immer wieder neu benannt und erklärt wer-

den müssen.

Wie aber verhält es sich mit der Verwaltungssprache? Ist sie auch eigens dafür entwickelt

worden, um die Kommunikation der Fachleute untereinander zu systematisieren und damit zu

erleichtern? 

Zum Teil muss man diese Frage bejahen, denn wie WAGNER feststellt, hat die deutsche Ver-

waltungssprache durchaus auch die Funktion, Verwaltungsabläufe präzise und eindeutig zu

beschreiben und damit zu rationalisieren (vgl. WAGNER 1984: 103).

Anders als bei den meisten anderen Fachsprachen dient die Verwaltungssprache jedoch zu

einem nicht unerheblichen Teil der Aufgabe, mit Nicht-Fachleuten, das heißt mit den Bürgern

                                                
11 HESS-LÜTTICH 1987: 57; vgl. dazu auch HIRT 1909 und SCHIRMER 1911; für eine genauere Untersuchung zu
Gruppensprachen BAUSINGER 1972, MÖHN 1984, NABRINGS 1981.
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zu kommunizieren.12 LAMBERTZ formuliert die politische Relevanz der Behördenkommuni-

kation mit dem Bürger so:

Bürgern sprachlich verständlich mitzuteilen, was Verwaltung von ihnen will, stellt ein grundlegendes Demokra-
tiegebot dar. (LAMBERTZ 1999: 145).

Während die Notwendigkeit oder auch nur das Interesse des Laien, sich zum Beispiel mit ei-

nem Chemiker, Physiker oder Biologen in seiner Fachdisziplin auseinander zu setzen, relativ

gering ist und in der Regel auf die Initiative des Laien zurückzuführen ist, der sich daher also

auch bemüht, seinem (selbstgewählten) Gesprächspartner sprachlich zu folgen, sind die (auch

ungewollten) Kontakte des normalen Durchschnittsbürgers von heute mit irgendeiner Form

der öffentlichen Verwaltung aus dem Alltag nicht mehr wegzudenken.

Daran wird deutlich, dass die Kommunikation mit dem Nicht-Fachmann ein ganz wesentli-

ches Funktionsmerkmal der Verwaltungssprache ist. Für diese Aufgabe war sie während ihrer

Entstehungsgeschichte offenbar nur sehr unzulänglich vorbereitet, denn nur so lassen sich die

unzähligen Vorschläge und Hinweise zur Verbesserung der Kommunikation zwischen Ver-

waltung und Bürgern erklären, die sowohl von (Verwaltungs-) Fachleuten als auch von Nicht-

Fachleuten unterbreitet bzw. gefordert wurden.

Obwohl die Verwaltungssprache in vieler Hinsicht eine ähnliche Entwicklung durchlaufen hat

wie andere Fachsprachen auch, nimmt sie doch im Bewusstsein der Nicht-Fachleute eine be-

sondere Stellung ein: Kaum ein Laie käme auf die Idee, das „schlechte“ Deutsch einer wis-

senschaftlichen Abhandlung zum Beispiel über das Brutverhalten der Singvögel zu kritisie-

ren, während von allen Seiten Ratschläge für ein „gutes“ Amtsdeutsch erteilt werden.

KNOOP begründet das erhöhte Interesse an der Verwaltungssprache so:

Grundsätzlich steht die Verwaltungssprache aber deshalb im Blickfeld der sprachkritischen
Beurteilung, weil sie, anders als die allgemeine Sprache überhaupt, durch ihre Veröffentli-
chung und Beobachtbarkeit als Prototyp „allgemeiner“ Sprache angesehen werden kann
und deshalb die sensibilisierte Sprachbeurteilung auf sich zieht. (KNOOP 1998: 867).

Komplizierte Formulierungen und komplexe Fachtermini werden in anderen Fachsprachen als

notwendig und gegeben hingenommen und akzeptiert; das heißt, wer sich für ein bestimmtes

Thema interessiert, zum Beispiel für Computer und Internet, muss eben die dafür notwendi-

gen sprachlichen Voraussetzungen erfüllen, sonst bleibt er ausgeschlossen. Es wird ohne

                                                
12 Vgl. zu fachinterner und –externer Kommunikation auch Abschnitt 3.4.
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weiteres akzeptiert, dass nicht die Computersprache sich der Gemeinsprache nähert, sondern

dass ein ganz spezieller Fachcode beherrscht werden muss, um mitreden zu können.

Da dieses „Mitreden können“ offensichtlich mit einer Prestige-Aufwertung einhergeht, inves-

tiert der Laie eine bemerkenswerte Energie in eine korrekte, möglichst umfassende Beherr-

schung der Fachsprache. (Inwieweit das immer gelingt, müsste Gegenstand einer eigenen

Untersuchung sein).

Warum ist das bei der Verwaltungssprache anders? Warum weigert sich der Laie, eigene An-

strengungen zu unternehmen, um „mitreden“ zu können? Warum wird hier immer wieder –

zum Teil recht vehement – die Annäherung an die Gemeinsprache gefordert?

Die Tatsache, dass zahlenmäßig mehr Nicht-Fachleute im Laufe ihres Lebens direkt mit der

öffentlichen Verwaltung in Kontakt treten (müssen) als zum Beispiel mit einem Physikinsti-

tut, mag ein Grund dafür sein. Sicherlich beantwortet sie die Fragen aber nicht erschöpfend,

denn auch in anderen Bereichen - wie zum Beispiel der Medizin oder dem vorgenannten

Computerwesen – werden die Kontakte immer häufiger und intensiver, ohne dass gleich For-

derungen nach einem „verbesserten“ Deutsch in der dazugehörigen Fachsprache erhoben

werden.

Die folgenden Abschnitte sollen dazu beitragen, eine Beantwortung der Fragen zu ermögli-

chen, da die Wechselbeziehung zwischen Bürger und Verwaltung eine fundamentale Bedeu-

tung für die Rezeption von Behördentexten hat.

1.1.4 Sprachkritik

„Die Sprache der Bürokratie ist therapieresistent.“ (STROUHAL 1996: 7). Diese Behauptung

STROUHALS beschreibt das Problem der Kritiker mit der Verwaltungssprache ausgesprochen

prägnant, denn es werden in dieser kurzen Feststellung gleich vier Aussagen deutlich:

1. Die Verwaltungssprache bedurfte und bedarf einer Therapie.

2. Die Verwaltungssprache hat bereits mindestens eine Therapie hinter sich.

3. Die Verwaltungssprache hat sich – trotz dieser Therapien – nicht grundlegend geändert.13

                                                
13 Vgl. dazu auch LAMBERTZ, der nach über 30 Jahren „Amtsdeutschkritik“ immer noch fragen muss: „Ist die
Behördensprachwelt stehengeblieben? Hat sich nichts verändert? Verharrt die öffentliche Kritik auf dem Stand
von gestern? Was ist aus den vielen Bemühungen geworden, die immer wieder zur Verbesserung der Behörden-
sprache unternommen wurden?“ (LAMBERTZ 1999: 143f.).
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4. Die Verwaltungssprache muss mit völlig neuen, anders gearteten Methoden behandelt wer-

den.

Fast alle Kritiker (vgl. KORN 1962; LESS 1958; DIEHL 1996; MACKENSEN 1971 sowie STEGER

1983) der deutschen Verwaltungssprache sind sich darin einig, den Hebel ihrer Sprachkritik

an den beiden ihrer Meinung nach neuralgischen Punkten anzusetzen: Stil und Verständlich-

keit, wobei eine klare Trennung der beiden Punkte im Grunde nicht möglich ist.

Dementsprechend hat das Erscheinen etlicher Nachschlagewerke, die sich darum bemühen,

sogenannte Fachausdrücke und Fremdwörter in allgemeinverständliche, vor allem aber deut-

sche Begriffe zu übersetzen, eine lange Tradition, die bis in die Luthersche Zeit zurückgeht.

Diese eine Ursache der mangelnden Verständlichkeit, eben der Gebrauch von Fachbegriffen

und Fremdwörtern, war entschieden einfacher zu bekämpfen als die anderen Faktoren, die

einen im Amtsdeutsch verfassten Text zum Teil auch heute noch für den Laien schwer bis gar

nicht verständlich machen. 

Der Geheime Justizrat KARL BRUNS gab mit seinem 1892 erstmals erschienenen Werk „Die

Amtssprache. Verdeutschung der hauptsächlichsten im Verkehre der Gerichts- und Verwal-

tungsbehörden sowie in der Rechts- und Staatswissenschaft gebrauchten Fremdwörter“ den

Verwaltungsmitarbeitern durch einfaches Nachschlagen die Möglichkeit, dem Bürger unver-

ständliche Wörter, damals zumeist Entlehnungen aus dem Lateinischen und Französischen, in

deutsche Begriffe zu übersetzen. Dass diese Übersetzungshilfen auch angenommen wurden

und dem Wunsch BRUNS, den er im Vorwort der 13. Auflage seines Buches zum Ausdruck

bringt14, entsprochen wurde, zeigt die Tatsache, dass die meisten Fremdwörter aus der Ver-

waltungssprache der Gegenwart verschwunden sind.

Den anderen, weit schwerer fassbaren Faktoren der (Un-)Verständlichkeit, sollte jedoch eben-

falls zu Leibe gerückt werden, daher erklärt sich die Vielzahl von Ratgebern für ein besseres

Deutsch allgemein, aber auch für die Verwaltungssprache im besonderen. Sehr bekannt waren

die regelmäßig erscheinenden „Fingerzeige für die Gesetzes- und Amtssprache“, die vom

Reichsministerium des Innern herausgegeben wurden (heute von der Gesellschaft für Deut-

sche Sprache, Wiesbaden) und eng mit dem Deutschen Sprachverein zusammenarbeiteten.

Die „Fingerzeige“ konzentrierten sich auf fünf Bereiche der Sprache, die nach Meinung der

Autoren verbessert werden sollten:

- Wortgebrauch
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- Wortbeugung

- Wortfügung

- Satzbau

- Ausdruck.

Dabei wurden die einzelnen Punkte unterschiedlich gewichtet:

Die Teile sind von unterschiedlicher Größe, die letzten beiden Abschnitte viel umfangrei-
cher als die ersten. Das hat einen sehr einfachen Grund: nicht etwa eine große Zahl wirkli-
cher Verstöße gegen die Regeln der Sprachlehre verunziert unsere herkömmliche Amts-
und Gesetzessprache. Es sind vielmehr die Mängel des Stils, die oft genug gesetzliche
Kundgebungen für den einfachen Staatsbürger schwer verständlich, ja undurchdringlich
machen. (Fingerzeige, 6).

So gut die Behandlung für die Eliminierung der Fremdwörter aus der Amtssprache gelungen

ist, so unbeeindruckt zeigen sich die übrigen Bereiche von Stilkorrekturen im Sinne der „Fin-

gerzeige“. So werden für die deutsche Verwaltungssprache der Gegenwart immer noch fol-

gende typischen Merkmale konstatiert (vgl. WAGNER 1984; REHBEIN 1998):

- terminologisierte Lexik

- phraseologische Formeln

- Funktionsverbgefüge

- Satzperioden

- impersonale Passiv-Konstruktionen

- partizipial oder attributiv erweiterte Nominalphrasen.

Die Unverständlichkeit rührt zum größten Teil daher, dass sich die so formulierten Texte weit

von der gesprochenen Sprache der Bürger entfernt haben. Da die mündliche Kommunikation

(auch zwischen Fachmann und Laie) aber zweifellos problemloser abläuft15, erscheint die in

vielen Ratgebern aufgestellte Forderung „Schreibe, wie du sprichst“ nur folgerichtig.16

Im Zuge der zunehmenden Kritik an der Schriftsprache bei gleichzeitiger Idealisierung der

gesprochenen Sprache beschreibt ENGEL die deutsche Schriftsprache so:

Sie ist ein Erzeugnis der Deutschen Gelehrten, die Jahrhunderte hindurch die Deutsche Ge-
sellschaft darstellten: Ihre Schriftsprache war zunächst und zumeist lateinisch gedachtes
Deutsch, und nur dem machtvollen Eingreifen solcher Sprachumwälzer wie Luthers, Les

                                                                                                                                                        
14 „Es wird hoffentlich eine Zeit kommen, da man dieses Buch stark kürzen kann, weil so manches noch darin
stehende Fremdwort alsdann im wirklichen Amtsleben völlig verschollen sein wird.“ (BRUNS 1917: V)
15 Natürlich sind für die mündliche Kommunikation zahlreiche weitere Faktoren maßgeblich, so dass die Rah-
menbedingungen der beiden Kommunikationsformen nicht 1:1 aufeinander übertragbar sind.
16 Vgl. für die Diskussion zu „Schreib, wie du sprichst“ ausführlich MÜLLER 1990.
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sings, Herders, Winckelmanns, Goethes verdanken wir eine Schriftsprache, die etwas Bes-
seres als beschriebenes Papier ist. (ENGEL 1931: 24).

Gerade in der Verwaltungssprache wird der Gegensatz von Schriftlichkeit und Mündlichkeit

im Sprachgebrauch besonders deutlich, da die charakteristischen Merkmale sich erst in der

schriftlichen Form auf typische Weise manifestieren (vgl. WAGNER 1984: 33).

Die Tendenz zur Vermündlichung, die sich übrigens auch in der allgemeinen Sprache der

Gegenwart abzeichnet,17 wird jedoch nicht generell positiv bewertet und als Weg zur Lösung

aller Verständlichkeitsprobleme der Schriftsprache erkannt (vgl. MÜLLER 1990), da beiden

sprachlichen Erscheinungsformen durchaus eigenständige Daseinsberechtigungen attestiert

werden müssen, die nicht ohne weiteres ignoriert werden können.

Dabei kommt doch immer wieder zum Ausdruck, dass die gesprochene Sprache als die „Ur-

sprache“ nicht zuletzt wegen der ihr zugesprochenen Natürlichkeit ein höheres Ansehen ge-

nießt als die Schriftsprache:

Wird die Sprache nicht mehr gehört noch gesprochen, sondern nur noch geschrieben und
gelesen, so verliert sie allmählich die Beziehung zu ihrer Grundbestimmung und wird zu
einem nur noch papiernen Gebilde. (KADNER 1932: 31).

Gleich darauf relativiert er diese Aussage jedoch und gibt zu bedenken, dass jede spezifische

Sprachäußerung auf ihren Schriftlichkeits- bzw. Mündlichkeitsgehalt hin überprüft werden

muss, und dass nicht a priori der Mündlichkeit der Vorzug gegeben werden soll:

Man hört freilich immer und immer wieder die Mahnung: „Schreibe, wie du sprichst“, Gott
sei Dank seltener die umgekehrte: „Sprich, wie du schreibst!“ Alle beiden Gleichungen
stimmen nicht, denn wie Eduard Engel fordert: „Deine Rede sei keine Schreibe“, so kann
man trotz des Vorzugs der Ursprünglichkeit in der gesprochenen Rede auch die Umkehrung
gutheißen: „Deine Schreibe sei keine Rede!“ (KADNER 1932: 32).

Exemplarisch für die immer wiederkehrenden Ansatzpunkte der Sprachkritik seien hier die

folgenden Kategorien genannt, die MOSER dem dichotomischen Paar gesprochen - geschrie-

ben zuordnet:

                                                
17 Vgl. SEIBICKE 1969: 56: „Vergleicht man die heutige Schreibsprache mit derjenigen vergangener Epochen, wird
man allerdings feststellen, daß eine Annäherung an die gesprochene Umgangssprache stattgefunden hat, und diese
Tendenz hält an. Man kann darin eine fortschreitende Demokratisierung erblicken; denn der allmähliche Abbau
steifer, „akademischer“, am Latein geschulter Sprach- und Stilformen und –normen hat zweifellos gesellschaftliche
Ursachen.“
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gesprochen geschrieben

Natur Kunst

Gefühl Verstand

(Ratio)

(Intellekt)

(Kognition)

subjektiv objektiv

objektiviert

lebendig tot

Bewegung Erstarrung

Veränderung Beharrlichkeit

Wandel Tradition

Vielfalt Einheit

Individualität Konformismus

Freiheit Gesetz/Regel

Unbewußtheit Bewußtheit

innerlich/ursprünglich äußerlich

entzieht sich mehr der Kontrolle unter Kontrolle/kontollierbar

(MOSER 1955: 15)

Diese Auflistung zeigt ein Wertschätzungsgefüge, das deutlich zugunsten der gesprochenen

Sprache ausfällt. REINERS geht sogar so weit, zu behaupten:

Der Papierstil schädigt das Denken und gefährdet die Volkseinheit. (REINERS 1976: 212).

In die gleiche Richtung zielt LESS mit seiner Aufforderung:

Der Gesetzgeber (und das gilt wie für jede andere Staatsfunktion auch für die Verwaltung)
soll denken wie ein Philosoph und reden wie ein Bauer. (LESS 1958: 362).

Mit diesen Betrachtungen ist die Frage des Stils in den Vordergrund der Sprachkritik gerückt.

Nach dem bloßen Austausch der unverständlichen Fach- und Fremdwörter durch deutsche

Begriffe gab und gibt es also trotz aller Bemühungen immer noch Probleme mit der Ver-

ständlichkeit und Akzeptanz, die nur auf der Ebene der Stilbetrachtung untersucht und er
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kannt werden können. Dies ist bereits in vielen Arbeiten geschehen, doch zeigt sich immer

wieder, dass allen Empfehlungen (selbst aus den eigenen Reihen) zum trotz, die typischen

Stilmerkmale der Verwaltungssprache hartnäckig überleben, wobei die Frage nach der Höf-

lichkeit zur Steigerung der Akzeptanz bisher weit weniger Beachtung gefunden hat als die

Frage nach der Verständlichkeit.

Warum ist es so schwierig, amtliche Schreiben in einer anderen Stilart zu verfassen? Kann

Stil einfach von Text zu Text transponiert werden wie eine Schablone? Hat der Schreiber ü-

berhaupt die Möglichkeit, den Stil eines Textes auszutauschen und den kompletten Inhalt bei-

zubehalten, oder gehen mit einer Stiländerung vielleicht doch noch andere Modifikationen des

Textes einher?

SANDERS bemerkt dazu:

Auch muß von vornherein klargestellt werden, daß die stilistische Selektion keine freie, x-
beliebige Wahl sein kann: Sie unterliegt vielmehr verschiedenerlei Einschränkungen (‚Se-
lektionsrestriktionen’). (SANDERS 1986: 19);

und weiter:

Dieses Sprachverhalten wird zudem von den sozialen (genauer sozioökonomischen und so-
ziokulturellen) Lebensumständen des Menschen bestimmt: Herkunft und Erziehung, Aus-
bildung und Wissensstand, Beruf und gesellschaftliche Stellung – das sind einige der wich-
tigsten Faktoren, die unsere Art, mit Sprache umzugehen, prägen. Noch unter einem weite-
ren Aspekt ist die stilistische Wahl keine freie Auswahl von Sprachvarianten: Mehr, als uns
bewußt wird, stehen wir in konventionellen Bindungen der Sprachverwendung. Obwohl wir
oft durchaus anders formulieren könnten, bedienen wir uns nur zu gern ‚idiomatischer’
Ausdrücke; das sind festliegende Redewendungen, die uns die Sprache gewissermaßen
gebrauchsfertig zur Verfügung stellt. (...) Das geschieht nicht etwa nur aus Bequemlichkeit,
sondern auch aus pragmatischer Notwendigkeit; denn solches Sprachverhalten wird von
uns erwartet, und jede unbegründete stärkere Abweichung erschiene als Verstoß gegen be-
stehende  Normen und Formen des kommunikativen Umgangs. (SANDERS 1986: 20).

Diese Wechselwirkung von Autor – Text soll in den folgenden Abschnitten noch einmal aus-

führlicher aufgegriffen werden, da die isolierte Betrachtung eines Textes ohne entsprechende

Berücksichtigung des Autors keine hinreichende Erklärung für seine spezifische Erschei-

nungsform liefern kann.

1.2 Verwaltung und Bürokratie

1.2.1 Verwaltung als soziales System

Die öffentliche Verwaltung ist ein hochkomplexes Gebilde, das aus den unterschiedlichsten

Perspektiven betrachtet werden kann, je nachdem, welche Fragestellung im Vordergrund
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steht. Allerdings ist es auch unter Berücksichtigung aller bekannten Aspekte bis heute nicht

gelungen, eine allumfassende Definition der öffentlichen Verwaltung zu formulieren.18

Der erfolgversprechendste Weg wird laut EICHHORN mit den sogenannten system-

theoretischen Ansätzen beschritten. Dabei wird die öffentliche Verwaltung „als ein gegenüber

der Umwelt abgrenzbares organisiertes System“ (EICHHORN 1976: 14) erkannt:

Die öffentliche Verwaltung stelle ein soziales System dar, in dem Menschen agieren und
reagieren, es sei offen, weil Input/Output-Beziehungen zur Umwelt vorhanden sind und
könne als dynamisch insofern bezeichnet werden, als zwischen den Systemelementen mate-
rielle, energetische oder informationelle Austauschvorgänge stattfinden; wegen des Stre-
bens nach Systemerhaltung durch Eliminierung störender Umwelteinwirkungen ist auch
vom homöostatischen System, auf Grund des Bemühens um Stabilisierung der Auswirkun-
gen von Leistungen in der Umwelt durch ständigen Analyse und etwaige Korrektur der
Entscheidungen vom kybernetischen System die Rede. 19 

LUHMANN spezifiziert diese für alle ähnlich strukturierten Systeme geltenden Aussagen für

die öffentliche Verwaltung noch genauer, indem er öffentliches Verwaltungshandeln auf eine

spezifische Funktion fokussiert, nämlich auf die „Spezialisierung auf die Herstellung binden-

der Entscheidungen.“ (LUHMANN 1964: 67).

Im Folgenden eine Definition des Begriffs System:

Ein System ist ganz allgemein ein Ganzes, das aus miteinander in wechselseitigen Bezie-
hungen stehenden Elementen zusammengesetzt ist. Die jeweils besondere Beschaffenheit
seiner Elemente, ihr Anordnungsmuster und die Beziehungen zwischen ihnen bedingen die
konkrete Eigenart eines Systems. Innerhalb eines Systems wirkt die Veränderung eines E-
lementes auf die anderen Elemente fort. Ein System besitzt ein gewisses Maß von Integra-
tion und Geschlossenheit. Es hat eine Grenze, die es von seiner Umwelt trennt, steht jedoch
mit dieser Umwelt in wechselseitigen Beziehungen. Darüber hinaus ist vielen Systemen ei-
ne Tendenz zur Selbsterhaltung bzw. zum Gleichgewicht und eine Tendenz zum Erreichen
oder Bewahren bestimmter Merkmale, eine Ausrichtung der Systemprozesse auf bestimmte
Ziele eigen. Ist diese letztgenannte Tendenz vorhanden, dann spricht man von zielgerichte-
ten Systemen. (MAYNTZ 1963: 40f.).

Für alle großen Organisationen trifft demnach die Aussage VESTERS zu, wenn er sagt:

Das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile. Das ‚Mehr’ ist die Struktur, die Organisa-
tion, das Netz der Wechselwirkungen. (VESTER 1978: 28).

                                                
18 Vgl. dazu EICHHORN 1976: 12f. : er untersucht einen administrativen, ökonomischen, politologischen, soziologi-
schen, psychologischen, pädagogischen und historischen Aspekt
19 Vgl. EICHHORN 1976 und dazu auch LUHMANN 1966: Lob der Routine.
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Es handelt sich also um soziale Systeme (vgl. BLEICHER 1972; PFEIFFER 1978), die LUHMANN

folgendermaßen charakterisiert:

Soziale Systeme haben die Funktion der Erfassung und Reduktion von Komplexität. Sie
dienen der Vermittlung zwischen der äußersten Komplexität der Welt und der sehr gerin-
gen, aus anthropologischen Gründen kaum veränderbaren Fähigkeit des Menschen zu be-
wußter Erlebnisverarbeitung (LUHMANN 1967: 619).

BOSETZKY sieht in den sozialen Systemen die Lösung für die essentiellen Probleme der Indi-

viduen in menschlichen Gesellschaften:

- Wie läßt sich menschliches Handeln berechenbar machen?

- Wie läßt sich menschliche Aggressivität kanalisieren?

- Wie lassen sich Menschen zum notwendigen gemeinschaftlichen Handeln motivieren?

- Wie entlasten sich Menschen vom dauernden Druck des alternativ Möglichen?

- Wie lassen sich die Abweichenden wieder auf einen gemeinsamen Nenner bringen?
(BOSETZKY 1994: 30).

Mitglieder eines sozialen Systems verfügen über ein weitgehend übereinstimmendes Muster

an Werten und Normen, und durch die mehr oder minder festgelegte Struktur des Systems

findet eine erhebliche Festlegung und Steuerung des Handelns statt. In den zumeist hierar-

chisch aufeinander abgestimmten Positionen und Rollen werden die Angehörigen in ihrem

Handeln sowohl bestärkt als auch determiniert, d.h. durch Rollenanpassung werden be-

stimmte Handlungsweisen favorisiert, gleichzeitig findet dadurch aber eine Reduktion der

individuell möglichen Handlungsweisen statt, so dass die in der MAYNTZ’schen Definition

beschriebene „Tendenz zum Erreichen oder Bewahren bestimmter Merkmale“ gewahrt bleibt.

Trotz aller Bewahrungstendenzen kann man von der öffentlichen Verwaltung aber nicht als

von einem „geschlossenen sozialen System“ reden, es handelt sich vielmehr um ein „offenes

soziales System“, das sich „durch permanenten Austausch mit seiner Umwelt [...] (den „Um-

systemen“)“ (BOSETZKY 1994: 32) auszeichnet. 

WÖHLER beschreibt die Offenheit von Organisationen so:

Insofern sind Organisationen als durch Erwartungen der Umweltsektoren konstituiert vor-
stellbar; ausdifferenzierte Systemstrukturen einer fokalen Organisation verweisen stets auf
spezifische Erwartungen von Umweltsektoren, und ihr Handeln ist auf die Aufrechterhal-
tung der Konstanz/Stabilität des jeweils besonderen Beziehungsmusters ausgerichtet.
(WÖHLER 1978: 58).
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Zu den wichtigsten Vertretern einer „aufgabenbezogenen Umwelt“20 für eine Behörde gehö-

ren Parteien, Verbände, Vereine, Bürger und Bürgerinitiativen, Gerichte, andere Behörden

und die Massenmedien, da sie in ständigem wechselseitigen Austausch zueinander stehen.21

Diese Beschäftigung mit der „Kontingenztheorie der Organisation (=Bedingtheitsansatz: was

bedingt das Sosein einer Organisation?)“ (BOSETZKY 1994: 33) macht deutlich, dass auch die

öffentliche Verwaltung als Organisation bestimmten Regeln und Mechanismen unterworfen

ist, die so komplex und verflochten sind, dass eine direkte Manipulation des Systems mit

permanenter Wirkung niemals ad hoc und spontan möglich ist, sondern nur allmählich aus

einzelnen Tendenzen ein Standard manifestiert werden kann.

1.2.2 Organisation und Bürokratie

Die öffentliche Verwaltung ist, wie jede andere Organisation auch, für den Neueingetrete-
nen ein vorgegebenes soziales System und zwar eines mit einer relativ hohen bürokrati-
schen Ausprägung. (BOSETZKY 1994: 31).

Es ist daher nicht verwunderlich, dass Bürokratie im allgemeinen Sprachgebrauch fast syn-

onym zu Verwaltung benutzt wird, insofern assoziiert der Begriff Bürokratie unmittelbar die

öffentliche Verwaltung und „erbt“ damit die der Bürokratie zugeordnete negative Konnotati-

on.

Die Prinzipien einer bürokratischen Grundstruktur, Arbeitsteilung und Hierarchie, sind seit

Urzeiten im menschlichen Zusammenleben feststellbar. Dabei entwickelte sich zu dem zu-

nächst im Vordergrund stehenden Aspekt der Herrschaftsausübung der zusätzliche Aspekt der

Leistung im Sinne von Effizienz. Sollte die bürokratische Organisation also anfänglich primär

der sozialen Kontrolle und Steuerung dienen, um den Herrschenden eine umfassendere

Machtausübung zu gewährleisten, ist für heutige Großorganisationen der Leistungsaspekt ein

wichtiger Bestandteil der bürokratischen Struktur.

Der von MAX WEBER bereits 1921 entworfene Idealtypus der Bürokratie wird erzeugt durch:

Einseitige Steigerung eines oder einiger Gesichtspunkte und durch Zusammenschluß einer
Fülle von diffus und diskret, hier mehr, dort weniger, stellenweise gar nicht, vorhandenen
Einzelerscheinungen. (WEBER 1951: 191).

                                                
20 Vgl. NEGANDHI 1969: 83 mit seinem Schaubild über die Determinaten-Struktur und Leistungsfähigkeit einer
Organisation.
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Er zeichnet sich durch die folgenden Merkmale aus:

(1) Eine genau fixierte Amts- bzw. Autoritätshierarchie mit einem Instanzenbezug;

(2) eine feste Kompetenz- und Arbeitsverteilung;

(3) eine Regel- und Normengebundenheit des Handelns und Verhaltens und eine Entschei-
dungsfindung im Geist der formalen Unpersönlichkeit (sine ira et studio);

(4) eine vollständige Trennung der Mitglieder der Organisation von den sachlichen Ver-
waltungs- und Beschaffungsmitteln;

(5) eine prinzipielle Trennung von Amt und Person;

(6) eine besondere Betonung der schriftlichen Kommunikation (Aktenmäßigkeit der Ver-
waltung);

(7) eine Besetzung der Positionen nach durch Prüfung ermittelter und durch Diplom be-
glaubigter Fachqualifikation;

(8) eine Laufbahn, d.h. der vom Urteil des Vorgesetzten abhängige Aufstieg nach Lebens-
alter und/oder Leistungen bei Lebenslänglichkeit der Stellung;

(9) eine Geldentlohnung, die im Prinzip nicht nach der Leistung erfolgt, sondern „standes-
gemäß“ nach der Art der Funktionen und Dauer der Dienstzeit – und

(10) eine rationale Disziplin, d.h. die Verinnerlichung des Prinzips, alle empfangenen Wei-
sungen ohne Rücksicht auf die eigene Einstellung bedingungslos auszuführen. (WEBER
1964: 162).

Es ist frappierend, wie sehr die Bürokratie der öffentlichen Verwaltung im 21. Jahrhundert

trotz aller Reformbestrebungen noch immer genau diese Merkmale aufweist und daher immer

noch ziemlich exakt dem Idealtypus der Bürokratie im WEBERschen Sinne entspricht.22 Dies

muss als Zeichen ihrer stark ausgeprägten Bewahrungstendenz gewertet werden, worauf spä-

ter noch einmal ausführlicher eingegangen wird.

WEBER gibt der bürokratischen Organisation gegenüber anderen denkbaren Alternativen wie

der kollegialen oder ehren- bzw. nebenamtlichen Form eindeutig den Vorzug:

Die rein bureaukratische, also: die bureaukratisch-monokratische aktenmäßige Verwaltung
ist nach allen Erfahrungen die an Präzision, Stetigkeit, Disziplin, Straffheit und Verläßlich-
keit, also: Berechenbarkeit für den Herrn wie für die Interessenten, Intensität und Extensität
der Leistung, formal universeller Anwendbarkeit auf alle Aufgaben, rein technisch zum
Höchstmaß der Leistung vervollkommenbare, in all diesen Bedeutungen: formal rationals-
te, Form der Herrschaftsausübung.23 (WEBER 1964: 164).

                                                                                                                                                        
21 Vgl. dazu auch KLAGES 1978: 85: er unterscheidet zwischen zwei Umwelttypen, die sich dadurch unterscheiden,
ob sie sich in direkter Interaktion zueinander befinden ( Personen, Gruppen und andere Organisationen) oder ob
eine Wechselwirkung zwischen Organisation und gesamtgesellschaftlichen Gegebenheiten stattfindet.
22 Vgl. dazu z.B. auch DIEHL 1996: 43 f.
23 Dass diese Einschätzung nicht ganz unumstritten ist, zeigen u.a. die Arbeiten in „Bürokratische Organisation“
von MAYNTZ 1968 und BOSETZKY 1980.
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Dabei wird deutlich, dass der Mensch in seiner Eigenschaft als facettenreiches Individuum

nicht nur unerwünscht, sondern im Sinne des ganzheitlichen Bürokratiebegriffs für das Ge-

samtsystem sogar schädlich sein kann, denn man muss damit rechnen, dass die Mitglieder

nicht unbedingt intrinsisch motiviert sind und kein hohes Interesse an der Zielerreichung
der Organisation haben, sondern eher an der Erreichung persönlicher Ziele orientiert sind
und die Normen fremder Systeme und informeller Gruppen durchzusetzen versuchen.
(BOSETZKY 1994: 38).

Gegen etwaige Autonomiebedürfnisse müssen die Spitzen einer Organisation gezielt vorge-

hen bzw. bereits frühzeitig vorbeugend und korrektiv eingreifen:

Sie sind also (bei einer bestimmten Größe und Komplexität der Organisation) gezwungen,
Präventivmaßnahmen zu ergreifen, um die Durchsetzung ihres Willens dauerhaft sicherzu-
stellen, sie müssen den möglichen Aktionen ‚vorauslaufende’, immerfort wirksame Regeln
schaffen und erlassen. Außerdem erwachsen aus der tatsächlichen oder vermeintlichen
Selbstbezogenheit der Mitglieder dauernde Kontrollen – insbesondere im Hinblick auf die
Interaktionen mit der Umwelt -, das Verlangen nach ständigen Loyalitätsbeweisen, die Be-
tonung des Gehorsams gegenüber den Vorgesetzten und die Hervorhebung der Beförde-
rungskriterien Loyalität, Gehorsam und organisatorische Kenntnisse. (BOSETZKY 1970:
44f.).

Trotz dieser starken Reglementierung ihrer Mitglieder wird die bürokratische Organisation

jedoch nicht als ausschließlich belastend und beengend empfunden, da den Nachteilen auch

Vorteile entgegenzusetzen sind24, so dass eine sorgfältige und individuell anders geprägte

Abwägung zu subjektiv unterschiedlichen Einschätzungen der persönlichen Befindlichkeit

führen muss.

In Institutionen mit einer perfektionierten, d.h. übersteigerten Bürokratisierung (Militär, Ar-

beitslager, Klöster etc.) wird der einzelne Mensch völlig vereinnahmt:

Es verbleibt ihm keine Identität außerhalb derselben, sofern eine solche beim Eintritt noch
vorhanden ist, wird diese systematisch abgebaut (PFEIFFER 1976: 85).

Dies scheint für die öffentliche Verwaltung übertrieben, aber auch „normale Behörden“ wie

z.B. eine Kommunalverwaltung können, zumindest in Teilen, Züge von totalen Institutionen25

annehmen (vgl. dazu auch BOSETZKY 1978).

                                                
24 Als Vorteile können die Berechenbarkeit der Handlungsabläufe und Entscheidungen sowie die Sicherheit im
sozio-emotionalen Bereich genannt werden, als Nachteile werden die Mängel des hierarchischen Systems und in
der Informationssammlung und -verarbeitung verbunden mit den effizienzmindernden Attitüden und Reaktionswei-
sen von Bürokraten empfunden.
25 Vgl. zum Begriff der totalen Institution GOFFMAN 1971.
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Man könnte also sagen, dass für ein perfektes Funktionieren einer optimalen Bürokratie im

WEBERschen Sinn, der Mensch alles das, was ihn menschlich macht, ausschalten muss und

eher wie eine Maschine handeln soll:

Die Merkmale, die WEBER für die Bürokratie festhält: feste Kompetenzen, Amtshierarchie,
Aktenmäßigkeit, Trennung von Mitteln, Unpersönlichkeit und Fachqualifikation, ergeben
das Bild einer Maschine, zu deren beherrschendem Prinzip die Berechenbarkeit wird [...]
Nach Weber entwickelt sich die Bürokratie umso vollkommener, je mehr sie sich „ent-
menschlicht“, je mehr alle persönlichen irrationalen Empfindungselemente aus der Erledi-
gung der Amtsgeschäfte ausgeschaltet werden. (EHN 1996: 79f.).

In den letzten Jahrzehnten hat sich, bedingt durch eine rasante Entwicklung des gesellschaftli-

chen Umfelds, gezeigt, dass der Begriff Bürokratie wesentlich weiter gefasst und daher modi-

fiziert werden muss. Die gesellschaftliche Wirklichkeit hat sich in einer Form gewandelt, die

mit der herkömmlichen Auffassung von Bürokratie nicht mehr optimal verwaltet werden

kann. Die Erfahrung lehrt uns:

Es kann in grundsätzlich hierarchisch-bürokratischen Organisationen durchaus auch Teil-
systeme geben, die anders organisiert sind. (BOSETZKY 1994: 46).

Das bedeutet, dass sich andere Organisationsformen in manchen Situationen wesentlich effi-

zienter erweisen als die bürokratische.

Diese kooperativen Modelle (vgl. LIPP 1978) stellen nun aber gänzlich andere Anforderungen

an die Mitarbeiter, die nicht von allen erfüllt werden können. BOSETZKY charakterisiert die

beiden Persönlichkeitsstrukturen, die in der Lage wären, ein Gegenmodell zur bürokratischen

Organisation mittragen zu können, als „technokratisch-professionelle“ und „kritisch-

emanzipatorische“ Typen. Da diese Eigenschaften bisher weder erwünscht noch toleriert wa-

ren, fällt es relativ schwer, die in den letzten Jahren immer wieder geforderte Auflockerung

der bürokratischen Strukturen im Organisationsalltag mit dem vorhandenen Personal prak-

tisch zu realisieren. Bedingt durch die traditionellen Effekte des sozialen Systems ‚Öffentliche

Verwaltung’ wurde in der Vergangenheit die Förderung der zu assoziativen Organisations-

formen tendierenden Mitglieder eher unterdrückt, so dass auch heute noch die Auseinander-

setzung zu alternativen Organisationsformen - wenn überhaupt - nur sehr widerwillig und

schwerfällig vonstatten geht.

BERNARD stellt fest:

Dies ist einer der wesentlichen Gründe, wieso Verwaltung als Bürokratie, d.h. als engstirni-
ge, willkürliche, undurchschaubare Amtsherrschaft erfahren wird. (BERNARD 1996: 45).
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Die Tendenz der Verwaltung, sich als Bürokratie selbst zu verfestigen und abzukapseln, sich

„über-zu-reproduzieren und über-zu-formalisieren“ (BERNARD 1996: 45) ist trotz langsam

aufkommender Bewusstseinsbildung in den eigenen Reihen noch lange nicht gestoppt wor-

den.

1.2.3 Mensch und Bürokratie

Wie bereits in den vorausgegangenen Abschnitten ausgeführt, ist das Verhalten des Menschen

nicht unmittelbar unter seiner direkten Kontrolle, stattdessen laufen stets unterschiedliche und

überwiegend unbewusste Mechanismen parallel zueinander ab, die unser Verhalten signifi-

kant determinieren.

Es wurde immer wieder versucht, menschliches Verhalten allgemein von der Persönlichkeits-

seite zu analysieren. Typischer Vertreter dieses Ansatzes ist SIGMUND FREUD mit seiner 1917

aufgestellten Libidotheorie. Demnach könnten verschiedene als den Beamten typisch zuge-

ordneten Eigenschaften wie z.B. Ordnungsliebe und Sparsamkeit als Folge von Entbehrungen

in der analen Kindheitsphase gewertet werden, die sich in ihrer Übersteigerung als Pedanterie

und Geiz zeigen. Nach dieser Theorie wäre die Antwort auf die Frage, warum sich ein Beam-

ter so verhält, wie er es typischerweise tut, primär in seiner Kindheit zu suchen, und die Zu-

gehörigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe sei eher zufällig.

Eine weitergehende Erklärung sucht MASLOW (1943) mit seiner Bedürfnispyramide zu illust-

rieren, die fünf hierarchisch angeordnete Bedürfnisse unterscheidet:

Abb. 1-3: Bedürfnispyramide nach MASLOW (hier zitiert nach BOSETZKY 1994: 58)
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Überträgt man dies Modell auf die Öffentliche Verwaltung, wird man feststellen, dass die drei

unteren Schichten weitgehend abgedeckt sind, d.h. diese Bedürfnisse werden bei den Mitar-

beitern in der Regel befriedigt, so dass hier selten ein Defizit entsteht:

Anders sieht es möglicherweise mit den beiden oberen Bedürfnisgruppen aus: Weder die
Bedürfnisse nach Anerkennung der eigenen Leistung, der eigenen Persönlichkeit noch etwa
das Ziel der optimalen Selbstverwirklichung treffen angesichts der Arbeitsinhalte, der oft
noch starr hierarchischen Verantwortungsstrukturen sowie der begrenzten Aufstiegsmög-
lichkeiten auf entsprechende Möglichkeiten (BOSETZKY 1994: 58f.).

Die Zwei-Faktoren-Theorie von HERZBERG (1966), nach der für die Zufrieden- bzw. Unzu-

friedenheit mit der Arbeit die Hygiene-Faktoren und die Motivatoren zuständig sind, hat auch

für die öffentliche Verwaltung ihre Relevanz. Die Bedeutung eines guten oder schlechten Be-

triebsklimas erkennt WAGENER trotz unterschiedlicher Rahmenbedingungen auch für den öf-

fentlichen Verwaltungsbereich:

Während in Großbetrieben und Großverwaltungen der Privatwirtschaft solche Erscheinun-
gen auf die Dauer zu spürbaren Gewinnverlusten und damit zum Absinken gegenüber der
Konkurrenz führt, ist dieses Korrektiv in der öffentlichen Verwaltung nicht vorhanden.
(VON DER GROEBEN/SCHNUR/WAGENER 1966: 48).

Gleichwohl gelten hier aber dieselben Bedingungen, was die Effizienz der erbrachten Leis-

tung angeht, die z.B. mit einer Messung der Bürgerzufriedenheit mit ihrer Verwaltung quanti-

fiziert werden könnte.

Wie alle anderen Menschen auch, sind Mitarbeiter einer öffentlichen Verwaltung einer Viel-

zahl von Einflüssen und Bedürfnissen ausgesetzt, die ihr Handeln auch und gerade dem Bür-

ger gegenüber bestimmen. Der Kontakt zum Bürger findet unter ganz bestimmten Rahmenbe-

dingungen statt, die aufgrund der vorgegebenen Organisationsstruktur der öffentlichen Ver-

waltung vom einzelnen Mitarbeiter nur geringfügig oder gar nicht verändert werden können.

Daher findet das Zusammentreffen von Verwaltungsmitarbeitern und Bürgern in den aller-

meisten Fällen nur unter Berücksichtigung eines Rollensegments statt: Bürger – Beamter und

umgekehrt26, alle weiteren denkbaren Rollen werden schon aus ökonomischen Gründen nicht

wahrgenommen:

Auch unsere Wahrnehmung hält sich an diese Annahme einer relativen Konstanz der Um-
welt. (BOSETZKY 1994: 65).

                                                
26 Vgl. dazu BOSETZKY, FISCHER UND TIEFENSEE 1975 mit ihrer Rollensegmenttheorie.
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Vorausgegangen ist dabei schon eine Selektion dessen, was unsere Wahrnehmung als zu un-

serem subjektiven Bild als „passend“ empfindet, d.h.:

eine Angleichung unserer Umwelt an unsere Vorstellungen, Erwartungen und Wünsche, a-
ber auch an unsere Vorurteile, Ängste und Befürchtungen. (BOSETZKY 1994: 66).

Insofern reagiert ein Verwaltungsmitarbeiter nicht anders als andere Menschen auch, d.h. der

Bürger auf der anderen Seite unterliegt bei seiner Kommunikation mit dem Beamten den glei-

chen Mechanismen. Allerdings kommt in dieser Situation für den Beamten das von ihm er-

wartete Rollenverhalten innerhalb der Organisation dazu, das seine auf individuelles Handeln

ausgerichtete, an sich einzigartige Persönlichkeit im Sinne des sozialen Systems beeinflusst:

Persönlichkeit sucht sich in allem Handeln zu stabilisieren und Infragestellungen zu ver-
meiden; und das gilt auch bei allen Auseinandersetzungen des einzelnen mit der Organisa-
tion (BOSETZKY 1994: 67).

Jedem Menschen sind entsprechend seiner Position mehrere Rollen zugeteilt:

A person is composed of an internalization of organized social roles; language is the
mechanism by which these internalizations occur. It is the medium in which these roles are
organized. Now, we have defined role as a conduct pattern of a person which is typically
expected by other persons. It is an expected pattern of conduct. The roles a person plays
thus integrate one segment of his total conduct with a segment  of the conduct of others.
And this integration of persons, and of the roles they expect of one another, occurs by
means of language. (GERTH/MILLS 1964: 83; vgl. auch STRAUSS 1956).

Für den Mitarbeiter einer öffentlichen Verwaltung wären folgende acht Rollensegmente

denkbar:

Abb. 1-4: Rollensegmente (BOSETZKY, FISCHER & TIEFENSEE 1975: 34)
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Die Frage, ob diese Rollenzuteilung eher als positive Stütze oder als negative Restriktion der

Persönlichkeit gesehen werden muss, wurde bereits vielfach untersucht (vgl. dazu HABERMAS

1968; DAHRENDORF 1961; BOSETZKY, FISCHER & TIEFENSEE 1975; HAUG 1972; LUHMANN

1968, WISWEDE 1977 und BLAU 1964), es bleibt jedoch zu vermuten, dass beiden Größen

gleichermaßen Rechnung getragen werden muss.

Ähnlich wie die Rollenzuteilung hat auch die Einstellung eines Individuums zu seiner Um-

welt signifikante Auswirkungen auf sein Handeln. Dies gilt genauso für die Mitglieder einer

Organisation und zwar für ihr Handeln innerhalb und außerhalb derselben. Dabei kann Ein-

stellung in die drei Komponenten affektiv, kognitiv und aktional gegliedert werden (vgl.

BOSETZKY 1994: 86).

Den Einfluss der Einstellung auf das Handeln beschreibt CLAUß folgendermaßen:

Es sind relativ konstante, habituelle innere Richtungs- bzw. Verhaltensdispositionen des
Menschen, die das Handeln und Erleben bestimmen (CLAUß 1976: 122).

BOSETZKY macht die Wirkung von Einstellung zum Verhalten an folgendem Schaubild deut-

lich:

Abb. 1-5: Wirkungsfaktoren der Einstellung auf das Verhalten (BOSETZKY 1994: 90)

All diese Mechanismen der Wertezuordnung, Rollenzuteilung, Einstellungen etc. laufen bei

den täglichen Kommunikationssituationen gewöhnlich automatisch, nach eigenen Regeln und
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vor allem unbewusst und jenseits unserer direkten Einflussnahmemöglichkeit ab. Solange das

Individuum sich mit allen Bereichen mehr oder weniger identifizieren kann, kommt es zu

keiner gravierenden Störung oder nur zu einem diffusen Unbehagen. Tritt aber der Fall ein,

dass ein bestimmter Gruppenmechanismus mit den individuellen Einstellungen eines Mit-

glieds kollidiert, sprechen wir von einer kognitiven Dissonanz (FESTINGER 1957), die so defi-

niert werden kann:

Kognitive Dissonanz: Konflikthafter Zustand des Individuums, wenn es sich mit zwei Be-
wußtseinsinhalten (Kognitionen, Informationen) konfrontiert sieht, die es als bedeutsam für
sich erlebt, die sich aber gegenseitig ausschließen; diesen Zustand trachtet es zu vermeiden
bzw. zu reduzieren, wenn er entstanden ist. (BOSETZKY 1994: 92).

Die Abwehrmechanismen sind vielseitig und bei den einzelnen Mitgliedern je nach Leidens-

druck unterschiedlich stark ausgeprägt. Exemplarisch hier fünf Strategien:

(1) Wahrnehmungsabwehr

(2) Aufsuchen stimmiger Informationen

(3) Entwertung der dissonanzstiftenden Information

(4) Erfinden von Scheinbegründungen

(5) Verdrängung des Konflikts (BOSETZKY 1994: 92).

Die Bekämpfung dieser Dissonanzen, die nicht nur im organisationsinternen Umfeld, sondern

auch z.B. im Kontakt mit dem Bürger auftreten können, ist ausgesprochen wichtig, da diese

Dissonanzen unter Umständen eine echte Lebensbedrohung darstellen können:

Da es sich bei den Abwehrmechanismen um Versuche des Ichs handelt, mit der Angst fer-
tig zu werden, die aus den Drohungen des Gewissens (Über-Ich), der realen Bestrafung aus
der Außenwelt bzw. den rücksichtslosen Triebansprüchen denen es entspringt, können wir
auch die kognitive Dissonanz auf das Urgefühl des Menschen, die Angst, beziehen. Wider-
sprüche und Unvereinbarkeiten ertragen zu müssen, bedeutet Verlust an Orientierung und
damit an Sicherheit. (BOSETZKY 1994: 93).

Das Bewusstsein für diese Dissonanzen ist im direkten mündlichen Kontakt deutlich stärker

ausgeprägt, denn die schriftliche Kommunikation mit weitgehend anonymen Bürgern bietet

dem Verwaltungsmitarbeiter die Möglichkeit zur Wahrung einer entschieden größeren Dis-

tanz.

Zwar ist die positive Einstellung der Verwaltungsmitarbeiter zu ihrer Organisation nicht so

hoch wie angenommen (vgl. HEINRICH 1982), trotzdem würden 56,4% ihren Beruf ohne Ein-

schränkung wiederwählen (RONNEBERGER & RÖDEL 1971). Es muss also trotz aller Kritik

etwas geben, das den Verwaltungsberuf attraktiv und daher bewahrenswert macht, zumal
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wenn dabei eine gesunde Mischung aus Innovation und Tradition favorisiert wird, die den

Schwerpunkt auf Innovation legt:

Die Existenz großer Organisationen setzt voraus, daß ihre Mitglieder einen angemessenen
Ausgleich zwischen den Polen der Beharrung und Stabilität einerseits und der Veränderung
andererseits finden, wobei die allgemein-menschliche Tendenz zur Bequemlichkeit und
Schwerfälligkeit die Seite der Beharrung quasi „von Natur aus“ zu gewährleisten scheint.
(BOSETZKY 1994: 96).

1.2.4 Öffentliche Verwaltung und sprachliches Handeln

Die enorme Bedeutung, die Sprache für alle Formen des menschlichen Zusammenlebens be-

sitzt, ist seit langem unumstritten und gilt selbstverständlich auch für die Prozesse organisier-

ter Arbeit. Ohne Sprache gäbe es keine Möglichkeit, sich über die erlebte Wirklichkeit aus-

zutauschen und so seinen eigenen Standort zu überprüfen und gegebenenfalls neu einzuord-

nen:

Immer sind es wir Menschen, ist es die Gesellschaft bzw. sind es einzelne gesellschaftliche
Gruppen, die die Klassifikation der Wirklichkeit vornehmen und ihr damit ein Raster auf-
drängen, das ihr im Grunde völlig fremd ist. Der Sinn ist klar: Sprache reduziert Komple-
xität und erleichtert so unsere Orientierung, auch auf die Gefahr hin, in Grenzfällen Un-
klarheit zu stiften. (BOSETZKY 1994: 101f.).

Die Notwendigkeit, sich über bestimmte Begrifflichkeiten weitgehend sprachlich zu einigen,

kennzeichnet die Sprache der Verwaltung ebenso wie andere Fachsprachen auch. Die Heraus-

bildung eines speziellen Wortschatzes beruht demnach auf Erfahrungen, die im Laufe der Zeit

gemacht werden:

Die Begriffe bringen die Erfahrungen, die in der Gesellschaft gemacht werden, in Sicher-
heit und verleihen ihnen Dauer. (LINK 1979: 242).

BOSETZKY führt diese Überlegung LINKS weiter fort und kommt zu dem Schluss:

Wenn wir diesen Gedanken umkehren, so können wir die Sprache als diagnostisches In-
strument benutzen, um etwas über die Gesellschaft zu erfahren, die diese Sprache geschaf-
fen hat und verwendet. Und dies gilt auch für Subkulturen innerhalb einer Gesellschaft, die
ihre spezielle Mentalität und ihr Selbstgefühl in besonderen Sprachformen zum Ausdruck
bringen. (BOSETZKY 1994: 102).

Das würde bedeuten, dass die Verwaltungssprache gerade darum so ist, wie sie ist, weil die

Verwaltungsangehörigen ihrem Wesen nach genauso beschaffen sind. Diese Auffassung wird
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von vielen Kritikern der Amtssprache geteilt, die die Wurzel des Übels nicht im sprachlichen

Produkt selbst27, sondern bei seinen Verfassern sehen:

So geschraubt, so lebensfern, so eitel wie das Geschreibe ist auch der Verfasser. Das Wort
ist tief im Menschen angelegt, es b e deutet nicht so sehr, als daß es deutet, nämlich den
sich selbst schöpfenden Geist. (WIDMAIER 1954: 249).

Auch LESS möchte bei der Verbesserung des Amtsdeutsch (von dem er sich fragt, ob es be-

reits zu einem Begriff konkretisierte Kritik ist) primär bei den Persönlichkeiten der Textauto-

ren ansetzen, da die Beseitigung der Mängel an den so kritisierten Sprachprodukten evtl. kei-

ne Ausbildungssache in sprachlicher Hinsicht darstelle:

Stellen wir aber fest, daß es sich über das Sprachliche hinaus um p s y c h o l o g i s c h zu
verstehende und zu bewertende spezifische Verhaltensweisen geistig-seelischer Natur han-
delt, die sich eben a u c h im Sprachlichen als dem Hauptausdruckmittel auswirken, dann
werden sich andere Schlüsse über die anzuwendenden Gegenmittel ergeben. Denn nur so-
weit die mit Recht als Mängel empfundenen Besonderheiten im öffentlichen Schriftwerk
auf Wissenslücken und Unvollkommenheiten in der Anwendung eines Wissens beruhen,
werden sie sich durch grammatische oder stilistische Patentempfehlungen beheben lassen.
Ergibt eine psychoanalytische Untersuchung Zusammenhänge zwischen Sprache und sub-
jektiver Struktur des Schreibers – und das scheint auf den ersten Blick nahezu „selbstver-
ständlich“ – ist in Schulung und Ausbildung sowie in der Auswahl des Arbeitsplatzes dar-
auf Bedacht zu nehmen. Damit wird die Frage der Gestaltung des Schriftwerks von einer
grammatisch-stilistischen zu einer aktuell-psychologischen. (LESS 1958: 362).

WIDMAIER geht in seiner Kritik sogar so weit, zu behaupten, dass die einzelnen Schreiber es

bewusst darauf anlegen, in einem für den Bürger möglichst unverständlichen, komplizierten

Stil28 zu schreiben, um damit ihre distanzierte Überlegenheit zu demonstrieren:

Da ist vorweg die Anmaßung, nur ja nichts so einfach zu sagen, daß es auch der Nachbar
über der Straße versteht. Zum Kuckuck, was wären wir denn, wenn uns jeder Bauhilfsar-
beiter verstünde? (WIDMAIER 1954: 249).

Diese Kritikansätze beziehen sich auch zeitlich eher auf eine Verwaltung, deren Hauptzweck

in der Reglementierung der Bürger bestand und insofern zur Festigung der bestehenden Herr-

schaftsverhältnisse dienen sollte, in denen ein selbstständig denkender oder gar handelnder

Bürger keinen Platz hat. Der in Abschnitt 1.2.2 behandelte Idealtypus der Bürokratie, dessen

                                                
27 Vgl. zu diesem Ansatz der Sprachkritik die vielen Ratgeber, die Beispiele und Hinweise für ein grammatisch
korrektes Deutsch geben und häufig auftretende Fehler aufdecken wie z.B. LIST 1951 mit seinen 7 sprachlichen
Todsünden.
28 Auch SCHOPENHAUER verurteilt diese Art, Sachverhalte unnötig sprachlich zu verkomplizieren und meint:
„Jene Alltagsköpfe nämlich können schlechterdings sich nicht entschließen, zu schreiben, wie sie denken; weil
ihnen ahndet, daß alsdann das Ding ein gar einfältiges Ansehen erhalten könnte. Sie bringen demnach, was sie
zu sagen haben, in gezwungenen, schwierigen Wendungen, neu geschaffenen Wörtern und weitläufigen , um den
Gedanken herumgehenden und ihn verhüllenden Perioden vor. Sie möchten ihn so aufstutzen, daß er ein gelehr-
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Prinzipien in den deutschen Behörden wohl immer noch präsent sind, zielte doch gerade auf

das Ausschalten des Menschlichen bei der optimalen Erledigung der Verwaltungsarbeit, und

eine Berücksichtigung des Bürgers als Individuum war schon gar nicht vorgesehen.

Basierend auf den Überlegungen zum WEBERschen Bürokratiebegriff müsste dies die Folge

sein:

Aus der gesteigerten sozialen „Entmenschlichung“ folgt auch eine Depersonalisierung und
Anonymisierung des bürokratischen Diskurses. (EHN 1996: 80).

Daher wurde im Zuge der wachsenden Demokratisierung immer wieder eine Verpersönli-

chung der Verwaltungsstrukturen gefordert, bei der der Mensch wieder in den Blickpunkt des

Interesses gestellt werden soll:

Der Kontakt zwischen Bürger und Verwaltung muß erkennen lassen, daß der Bürger nicht
Objekt der Verwaltung, sondern Subjekt im Rahmen eines zweiseitigen Verwaltungsge-
schehens ist. (THIEME 1970: 61).

WAGNER schwächt diese Sichtweise deutlich ab, indem sie auf die enge, bindende Verflech-

tung von Rechts- und Verwaltungssprache hinweist29, und die oft recht emotionsgeladene

Kritik (vgl. z.B. WIDMAIER) in sachliche Bahnen lenkt:

Bei der allgemeinen Tendenz unserer Zeit zur Sachlichkeit und Unverbindlichkeit ist diese
formelhafte, unpersönliche und notwendig zugleich farblose Ausdrucksweise nicht negativ
zu bewerten, und es geht entschieden zu weit, hier eine „Entmenschlichung“ zu sehen.
Vielmehr bietet das unpersönliche Gegenüber neue Möglichkeiten der Unabhängigkeit und
Freiheit, und die unpersönliche Sprache ist zumeist sachlich angemessen und korrekt.
(WAGNER 1984: 109).

Trotzdem bleibt festzuhalten, dass auch nach WAGNERS Plädoyer für die Eigenart der Ver-

waltungssprache das subjektiv vorhandene Unbehagen der Bürger nicht verschwunden und

die Kritik somit nicht verstummt ist.30 Nach wie vor führt der Gebrauch von „gruppenspezifi-

schen Wortverbindungsregeln“ (vgl. BADURA 1973) zu Verständnisproblemen, die vom Bür-

ger als nicht gruppenzugehörig nicht ohne weiteres aufgehoben werden können, obwohl die

einzelnen Worte vielleicht alle bekannt sind:

                                                                                                                                                        
tes oder tiefsinniges Ansehen erhielte, damit man denke, es stecke vielmehr dahinter, als man zur Zeit gewahr
wird.“ (zitiert nach WIDMAIER 1954: 249).
29 „Der Verwaltungsangehörige ist bei seiner Formulierung nicht frei, sondern muß sich nach der Sprache der
Gesetze und der Rechtsprechung richten, besonders bei Schriftstücken, die einen unmittelbaren gesetzlichen
Bezug haben wie Durchführungsbestimmungen, Verwaltungsvorschriften und Verwaltungsakte.“ (WAGNER
1984: 106).
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In extremen Situationen empfängt der Nichtfachmann in erster Linie syntaktische Informa-
tionen, vergleichbar mit der nicht wissenschaftlich ausgebildeten Sekretärin, die einen
fachwissenschaftlich konzipierten Text schreibt. (KUBE 1973: 76).

In vielen Texten sind es also nicht die Ausdrücke an sich, die Wortwahl oder der syntaktische

Aufbau, die das Verständnis erschweren, man kann dem Text rein grammatisch sehr wohl

folgen; vielmehr fehlt dem Bürger oft der Zugang zu der eigentlichen Sinnaussage, wie im

folgenden Beispiel aus einem Bescheid-Vordruck des Finanzamtes Charlottenburg-Ost, des-

sen Sinn auch ein ansonsten sprachkundiger Mensch vermutlich nicht gleich beim ersten Le-

sen erfasst:

Einwendungen gegen Entscheidungen in diesem Bescheid können nur durch Einspruch ge-
gen diesen Bescheid geltend gemacht werden. Ein anderer Bescheid, dem die in diesem Be-
scheid getroffenen Entscheidungen zugrunde gelegt werden, kann nicht mit der Begrün-
dung angefochten werden, daß die in diesem Bescheid getroffenen Entscheidungen unzu-
treffend seien.

Die Konsequenz ist vom Gesetzgeber so sicher nicht gewollt: Es entsteht eine Ungleichheit

bei der Möglichkeit, seine persönlichen Rechte gegenüber dem Staat (als dessen Vertreter und

direkter Verhandlungspartner mit dem Bürger die Behörde auftritt) wahrzunehmen, die sich

einseitig zugunsten der (sprach-) gebildeten Bevölkerung auswirkt:

Schriftlichkeit und Aktenmäßigkeit bedingen zusammen mit der juristischen Fundierung des
Verwaltungshandelns und mit der Automatisierung der Informationsverarbeitung (EDV)
einerseits die kompliziert-formularmäßige Abwicklung von Kontakten sowie andererseits
eine für den Bürger oftmals kaum mehr zu verstehende Verwaltungssprache, wodurch ihm
die Wahrnehmung seiner Rechte erheblich erschwert wird. (HEGNER 1979: 314).

Damit werden genau die Gruppen benachteiligt, die der Staat an sich besonders ansprechen

und fördern wollte und sollte:

Übergreifendes Ziel verständlich gestalteter Texte aus der Verwaltung ist immer die Ver-
minderung der realen Benachteiligung ganzer Bevölkerungsschichten und -gruppen im
Verwaltungshandeln. (REIDEGELD 1976: 229).

Die Verwaltung tut sich aber nach wie vor schwer, ihre mittlerweile immer tiefgreifenderen

Reformbemühungen auch im Hinblick auf den Dienstleistungsgedanken in sprachlich adä-

quate Formen umzusetzen, obwohl der Kontakt zum Bürger unumstritten einen ganz zentralen

Punkt des Verwaltungshandelns darstellt.

                                                                                                                                                        
30 Vgl. zu einer kritischen Auseinandersetzung mit KORNS Kritik an der Verwaltungssprache auch VON POLENZ
1963; KOLB 1961; OKSAAR 1976, die die Notwendigkeit der Fachsprachlichkeit der Verwaltungssprache stärker
berücksichtigen.
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Wie in Abschnitt 1.2.1 erwähnt, steht die schriftliche Kommunikation deutlich im Vorder-

grund. Das macht sich auch für den Bürger bemerkbar, denn alle wirklich relevanten Vorgän-

ge bekommen erst durch ihre schriftliche Fixierung (möglichst mit Dienstsiegel und Unter-

schrift) ihren eigentlichen Sinn. Eine mündliche Aussage mit (gesetzlich) bindendem Cha-

rakter – also quasi ein mündlicher Bescheid – existiert nicht, d.h. der Bürger (andersherum

aber auch der Verwaltungsmitarbeiter) kann darauf rechtlich keinen Bezug nehmen.

Es ist daher verständlich, dass für die schriftliche Verwaltungssprache andere Regeln gelten

als für die gesprochene, da sie ganz andere Funktionen zu erfüllen hat. Was einmal schriftlich

vorliegt, kann nicht mehr widerrufen und jederzeit nachprüfbar wieder vorgelegt werden, und

so erklärt sich das Bemühen der Autoren, nur ja nichts so zu formulieren, dass es später gegen

sie verwendet werden kann:

Status, Funktion und Mentalität, verbunden mit den bürokratischen Strukturen ihres Hand-
lungsumfeldes, ergeben zusammen die Bedingungen und die Erklärung für sprachliches
und administratives Handeln. In beiden Handlungsäußerungen zeigt sich zwar ein scheinbar
autonomes Handeln des betreffenden Beamten, indem er etwas anordnet, weiterleitet, in
Auftrag gibt usw., aber dieser administrative Akt ist festgelegt, geregelt, vollzieht sich unter
der Maßgabe von Verordnungen. Er handelt also stellvertretend und richtet sich danach,
was an ihn delegiert ist. Er ist darüber hinaus z.T. aus der eigenen Verantwortung entlassen,
weil er sich im Zweifelsfall damit herausreden kann, daß er nicht zuständig sei. Es ist zu
vermuten, daß dieser Sprechakt des Herausredens bereits zur administrativen Floskel ge-
worden ist. Das weitgehende Fehlen von Eigenverantwortlichkeit und der tägliche Umgang
mit stets den gleichen Sprachmustern reduziert auch die Verantwortung vor der Sprache,
zumindest befördert es nicht die sprachliche Variabilität. (RADTKE 1981: 81f.).

Dies führt zu den oft schwer verständlichen Texten in Bescheiden, die – obwohl direkt an ihn

gerichtet - im Grunde nicht primär für die Kommunikation mit dem Bürger formuliert wur-

den, sondern eigentlich eine Inter-Fachkommunikation zwischen Verwaltung und Juristen für

den Fall einer Anfechtung vor Gericht darstellen.31 Die Tatsache, dass dem Bürger hier die

Kenntnis komplizierter juristischer „Insiderformulierungen“ zugemutet wird32, ist den Auto-

ren vermutlich gar nicht bewusst, denn „der Sachbearbeiter hat das Gefühl für die Auswir-

kung seiner Äußerung auf die Außenwelt verloren“, er ist „berufsblind“ geworden. (vgl.

DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR PERSONALWESEN 1950).

Da nun die öffentliche Verwaltung Einzug in nahezu alle Lebensbereiche des Menschen ge-

funden hat und gerade durch die Zunahme des Verwaltungshandelns auf dem Gebiet der

                                                
31 Vgl. zur Problematik der Mehrfachadressierung von Behördentexten z.B. in Bescheiden BECKER-
MROTZEK/SCHERNER 2000: 638f. und in medizinischen Beipackzetteln HOFFMANN 1983: 153 f..
32 Zur Wechselwirkung der beiden Sprachsysteme zueinander vgl. LOHMAR 1978 und weiter STROUHAL 1996: 9:
„Dabei wird von der Überlegung ausgegangen, daß die Rechtssprache in ganz besonderer Weise Subjekt und
Objekt der Bürokratie ist: Die Sprache der Gesetze bestimmt die Grenzen der Bürokratie ebenso, wie sie von den
Strukturen bürokratischen Denkens durchdrungen ist.“.
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Leistungs- und Versorgungsverwaltung bei gleichzeitig steigender Komplexität der Eingriffs-

verwaltung immer mehr Menschen mit den unterschiedlichsten sprachlichen Voraussetzungen

mit durchweg wenig allgemeinsprachlich formulierten Bescheiden konfrontiert werden, ist die

Beschäftigung mit der Verwaltungssprache für jeden Bürger notwendige Pflicht, der er sich

als aktives Mitglied der Gesellschaft nicht entziehen kann.

Die folgende Grafik zeigt die chronologisch betrachtete Entwicklung der Zunahme der Berüh-

rungspunkte des Bürgers mit der Verwaltung im Laufe seines Lebens:

Abb. 1-6: Entwicklung der Berührungspunkte mit der Verwaltung

Die eminente Bedeutung des sprachlichen Handelns für die öffentliche Verwaltung ist inso-

fern unbestritten, gleichwohl fehlt es immer noch an Umsetzungsstrategien, um die theore-

tisch gewonnenen Erkenntnisse zur Aufhebung der Diskrepanz zwischen real-Machbarem

und subjektiv-Erwartbarem in konkrete Resultate zu transformieren.

1.3 Dienstleistung und Dienstleistungsgesellschaft

1.3.1. Definitionen

Der Begriff der Dienstleistung ist durchaus nicht neu, obwohl er in den letzten Jahren eine

deutliche Aufwertung im Bereich der gesellschaftlichen Interessengewichtung erfahren hat.

Fast unversehens ist er in den Fokus allgemeiner Diskussionen über die Beschaffenheit der

sozialen Lebensbedingungen gerückt, und alle sonst in dem ein oder anderen Punkt divergie
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renden Anschauungen gipfeln in der einhelligen Aussage, unsere heutige Gesellschaft sei eine

Dienstleistungsgesellschaft.

Der Brockhaus-Enzyklopädie definiert diesen Begriff so:

Sie ist eine Form der hochentwickelten Gesellschaft, in der nicht mehr überwiegend die in-
dustrielle Fertigung die sozio-ökonom. Strukturen, die Arbeits- und Lebensbedingungen
sowie auch Normen und Wertesysteme bestimmt, sondern ein vielfältig strukturierter
Dienstleistungssektor. (BROCKHAUS 1998 Bd. IV: 477).

Die Ursachen für diese Entwicklung werden in diesem Enzyklopädieeintrag folgendermaßen

beschrieben:

Der Übergang von einer hochentwickelten Industriegesellschaft zu einer weltwirtschaftlich
orientierten D. mit hohem Niveau der industriellen und auch landwirtschaftlichen Produkti-
on entspricht der Dreisektorenhypothese des sektoralen Strukturwandels. Diese eine aufei-
nanderfolgendeDominanz des primären, sekundären und tertiären Sektors beschreibende
Wirtschaftsstufentheorie wird sowohl durch Verschiebungen der Nachfragestruktur wie
durch unterschiedl. langfristige Produktivitätsfortschritte begründet.

Während in der Agrargesellschaft die Befriedigung der Grundbedürfnisse ökonomisch im
Vordergrund steht, kann im Zuge der Industrialisierung eine zunehmend technisierte und
damit produktivere Landwirtschaft Nahrungsmittelüberschüsse für die städt., in der Indust-
rie beschäftigte Bev. erwirtschaften. Im Zuge der Steigerung des Pro-Kopf-Einkommens
wandeln sich auch die Bedürfnisse. Agrarerzeugnisse werden mit steigendem Einkommen
im Vergleich zu anderen Erzeugnissen weniger nachgefragt. Statt dessen steigt die Nach-
frage nach industriellen Erzeugnissen (z.B. langlebige Konsumgüter) und im weiteren. i. d.
R. nachdem ein bestimmtes Ausstattungsniveau erreicht ist, auch die Nachfrage nach
Dienstleistungen, z.B. nach >Freizeitgütern< (Sport, Spiel, Unterhaltung, Reisen). Zugleich
bewirkt die mit der Industrialisierung einsetzende Entstehung der Kleinfamilie, daß viele
früher im Rahmen des Haushalts der Großfamilie erbrachten Dienstleistungen nunmehr am
Markt nachgefragt oder vom Staat angeboten werden. Die Entwicklung des modernen
Wohlfahrtsstaates hat v.a. im Bereich der sozialen Dienste (Bildung, Gesundheit) ein
Wachstum staatl. Dienstleistungen gefördert. (BROCKHAUS ENZYKLOPÄDIE 1998 Bd. IV:
479).

Wenn mit der Charakterisierung der heutigen Gesellschaft als einer Dienstleistungsgesell-

schaft also die Relationsverschiebung der drei genannten Sektoren zueinander gemeint ist,

sprechen die Fakten33 natürlich für sich: die Ausweitung des tertiären Sektors hat sich tat-

sächlich überproportional entwickelt.

Andererseits schwingen in dem Begriff Dienstleistung heute weitere Bedeutungselemente mit,

die in dieser funktionalen Definition nicht angesprochen werden, da sie sich hauptsächlich auf

                                                
33 Die Entwicklung der drei Sektoren von 1960 – 1998 stellt sich so dar (BROCKHAUS ENZYKLOPÄDIE 1998 Bd.
IV: 481).

1960 1998
Primärer Sektor: 15%  4%
Sekundärer Sektor: 47% 38%
Tertiärer Sektor: 38% 58%
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die rein begriffliche Trennung bzw. Zuordnung von „wirtschaftlichen Verrichtungen“ zum

primären, sekundären oder tertiären Sektor konzentriert.

Diese funktionale Definition kann durch eine Wesensbeschreibung ergänzt werden:

Dienstleistung ist vom Begriff her zunächst durchaus positiv zu bewerten. Die Wortbestand-

teile Dienst und Leistung erwecken in ihrer Kombination34 und erst recht, wenn man Forderer

und nicht Erbringer35 der Dienstleistung ist, ein angenehmes Gefühl der „Macht“ gepaart mit

einem „Hauch von Luxus“ („ich kann mir diesen Dienst leisten“). Man möchte sich einen

Dienst erweisen lassen, den man in der Regel – natürlich je nach persönlicher Qualifikation

und Fertigkeit – im Prinzip auch selber hätte ausführen können.36 

Damit erhalten private und öffentliche Dienstleistungen, obwohl mit demselben Wort belegt,

ganz unterschiedliche Qualitäten. Das zuvor erwähnte Gefühl der Macht, nämlich die Leis-

tung eines Dienstes selbst bestimmen und bewerten und vor allem die entsprechenden Konse-

quenzen daraus ziehen zu können, bestimmen ganz wesentlich die Art des Verhältnisses zwi-

schen Kunde und Dienstleister.37 Der Dienstleister hat ein überlebenswichtiges Interesse an

der Zufriedenstellung seiner Kunden und akzeptiert daher die „dienende“, also untergeordnete

Rolle im Kundenkontakt.38 Die bestehende Konkurrenz, verbunden mit drohender Kunden-

abwanderung, bewegt ihn dazu, seine Dienste so anzubieten, dass der Kunde ihnen unter an-

deren ähnlichen Angeboten den Vorzug gibt. Da die Qualität einiger Dienstleistungen an sich

                                                
34 Die Worte Dienst und Leistung allein haben durchaus ambivalente Wirkung, selbst wenn man die Begriffe
nicht direkt auf sich selbst bezieht. Jemandem „einen Dienst erweisen“ oder selbst Nutznießer eines erwiesenen
Dienstes zu sein, ist schon darum akzeptabel, weil hier immer eine gewisse „Freiwilligkeit“ des Diensterweisen-
den impliziert ist. Andererseits verbindet man mit Dienst z.B. auch alle militärischen Strukturen, in denen das
Prinzip der Unterordnung oberste Priorität hat.
Leistung als etwas, das bereits zur Zufriedenheit der Beteiligten erbracht wurde, löst sicher angenehme Gefühle
aus, birgt aber als Forderung immer die Gefahr der Überforderung in sich, da die Ansprüche der Beteiligten (oft
die eigenen) nicht übereinstimmen. Der so entstehende „Leistungsdruck“ ist zweifellos negativ.
35 Auch die Position des Erbringers einer Dienstleistung lässt gewisse Freiheiten zu, denn der Entschluss zum
Angebot einer Dienstleistung erfolgt auf freiwilliger Basis.
36 Diese potentielle Auswählbarkeit (selbst wenn jemand die Befähigung zu einer bestimmten Tätigkeit jetzt
nicht hat, so könnte er sie doch erlernen und selber ausführen) der Inanspruchnahme einer Dienstleistung oder
nicht ist ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal der privaten zur öffentlichen Dienstleistung, denn auch wenn
man z.B. der Überzeugung ist, einen Reisepass viel besser oder zumindest genauso gut ausstellen zu können wie
die Behörde, hat man doch keine Wahl: man muss diese Dienstleistung in genau der angebotenen Form in An-
spruch nehmen, ob man will oder nicht. Der Bürger ist also sogar in mehrfacher Hinsicht reglementiert: nicht
nur, dass er sich nicht aussuchen kann, ob er die Dienstleistung überhaupt in Anspruch nimmt, er ist auch noch
auf einen ganz bestimmten Dienstleister angewiesen. (Auf die prinzipielle Möglichkeit einer indirekten Einfluss-
nahme über politisch initiierte Entscheidungsprozesse soll hier nicht weiter eingegangen werden.)
37 Vgl. demgegenüber die oft zitierte „Ohnmacht“ gegenüber einer Behörde (LAUFER 1983: 101f.).
38 Auch dies ist ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal zur öffentlichen Dienstleistung, wo die Verhältnisse
praktisch umgekehrt werden; der Bürger hat nicht das Gefühl, als Kunde „König zu sein“, sondern fühlt sich
seinem Dienstleister unterlegen. Zwar kann er prinzipiell jede angebotene Dienstleistung anfordern, anders als
bei privaten Dienstleistern wird aber deutlich, dass die öffentliche Verwaltung auf ihre Kunden im Einzelfall
nicht angewiesen ist bzw. eine „monopolisierte“ Leistung verkauft wird, noch dazu mit der Einschränkung der



- 35 -

nicht mehr wesentlich gesteigert werden kann, kommt ein weiterer wichtiger Aspekt dazu, der

sich mit dem Begriff Service umschreiben lässt und den SPIESS als „freiwillige, unentgeltliche

Zusatzleistung zu der originären Dienstleistung“ (SPIESS 2000: 135) bezeichnet. Inwieweit

Service nun wirklich freiwillig gewährt wird, mag in diesem Zusammenhang dahingestellt

bleiben, für diese Arbeit interessanter ist aber die Frage, inwieweit Service tatsächlich etwas

Zusätzliches oder im Grunde bereits Teil der Dienstleistung ist.

Jedenfalls zeigt sich, dass die herkömmliche Bereitstellung selbst qualitativ hochwertiger

Dienstleistungen heute nicht mehr ausreicht, um die Ansprüche der Dienstleistungsgesell-

schaft39 zu befriedigen. Qualität gehört nach dem Herzberg-Modell also mittlerweile zu den

Hygiene-Faktoren, und es muss der Service als Motivator hinzukommen, um eine bestimmte

Dienstleistung besonders zu charakterisieren und damit positiv hervortreten zu lassen.

Dieser Service wird in der Regel in direktem Kundenkontakt erbracht, damit die positiv asso-

ziative Wirkung mit dem jeweiligen Dienstleister in Verbindung gebracht werden kann. Hy-

giene-Faktoren wie Freundlichkeit und Höflichkeit sowie eine angemessene Kommunikati-

onsbasis mit optimaler Verständlichkeit, bei der die Dienstleister sich bemühen, ihren Kunden

auch sprachlich entgegenzukommen40, sind selbstverständliche Bestandteile einer intakten

Anbieter-Kunden-Beziehung, die sich nur im Grad ihrer Realisierung in konkreten ‚Verkaufs-

situationen’ unterscheiden, grundsätzlich aber von beiden Verhandlungspartnern als notwen-

dig vorausgesetzt werden.

1.3.2 Kundenzufriedenheit

Im Zusammenhang mit Dienstleistung ist Service einer der meist genannten Begriffe, ohne

dass exakt bestimmt werden könnte, was genau damit gemeint ist. Konsens besteht aber auf

jeden Fall bezüglich seiner Funktion: das Erzeugen von Kundenzufriedenheit. Dieser Schlüs

                                                                                                                                                        
Kundenselektion, d.h. nicht jeder Bürger kann jede Leistung auch wirklich in Anspruch nehmen, er muss sich
erst als Kunde „qualifizieren“.
39 Hier nun zeigt sich, was mit „Hinwendung zur Dienstleistungsgesellschaft“ auch gemeint ist: Die Ansprüche
der Menschen sind gestiegen. Nicht nur die Quantität der geforderten Dienstleistungen (damit verbunden natür-
lich auch das Dienstleistungsangebot) nimmt zu, auch die Anforderungen an die Qualität wachsen beständig, so
dass eine stete Qualitätskontrolle ihrer Leistungen für alle Anbieter unabdingbar ist.
40 Es ergeben sich Vorteile für beide Seiten: der Anbieter verringert durch eine höfliche und verständliche Spra-
che die Distanz zum Kunden, weil eine Vergrößerung die eventuelle Abkehr von seinem Dienstleistungsangebot
zur Folge haben könnte. Der Kunde fühlt sich „angenommen“ und verstanden und ist daher überzeugt, dass seine
individuellen Bedürfnisse erkannt und mit genau der angebotenen Dienstleistung optimal befriedigt werden.
Sogar wenn er aufgrund mangelnder Fachkenntnisse z.B. bei komplexen technischen Bereichen nicht alles bis
ins Detail verstanden haben sollte, wird das Bemühen des Anbieters um größtmögliche Verständlichkeit vielfach
mit einem „persönlichen Vertrauen“ (vgl. LUHMANN 1964: 71ff.) honoriert. Vgl. zum verhaltenssichernden
„Systemvertrauen“ auch KAUFMANN 1970: 261ff., 314ff.
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selfaktor für den Erfolg von Unternehmen wird in allen modernen Marketing-Konzepten als

der zentrale Punkt behandelt, denn die Kundenorientierung „aimed at generating customer

satisfaction as the key to satisfying organizational goals“ (KOTLER 1988: 18) ist einhellige

Strategie von Marketing schlechthin:

The idea of satisfying the needs of the customer by means of the product and the whole
cluster of things associated with creating, delivering and finally consuming it. (LEVITT
1960: 50).

Wie aber kann diese Kundenzufriedenheit optimal erreicht werden? Diese Frage kann nicht

beantwortet werden, ohne den Begriff Kundenzufriedenheit zunächst genauer zu definieren.

Spätestens dann wird deutlich, dass wesentliche konzeptionelle und methodische Fragen zu

dem Zufriedenheitskonstrukt bis heute strittig sind (vgl. HOMBURG/RUDOLPH 1997;

KAAS/RUNOW 1984; HUNT 1977).

Angesichts der jahrzehntelangen Tradition der Zufriedenheitsforschung sollte man meinen,

dass die methodischen Probleme z.B. bei der Zufriedenheitsmessung mittlerweile gelöst wor-

den wären, aber dies ist nicht der Fall, da schon die theoretischen Untersuchungsansätze keine

definitiven Erkenntnisse über das Zufriedenheitskonstrukt gebracht haben (vgl.

STAUSS/SEIDEL 1997: 188f.). Zufriedenheit ist ein psychologisches Phänomen, von dem alle

Menschen eine interindividuell unterschiedliche Vorstellung haben (vgl. RUNOW 1982: 72),

wobei es schwierig ist, die damit verbundenen Phänomene empirisch zu fassen (vgl.

MAYNTZ/HOLM/HÜBNER 1978).

Auch die theoretischen Erklärungsansätze gehen von unterschiedlichen Positionen aus.

NEUBERGER unterscheidet die vier folgenden Konzeptionen:

- bedürfnistheoretische Konzeption

- anreiztheoretische Konzeption

- kognitive Konzeption

- humanistische Konzeption. (NEUBERGER 1974: 140ff.).

Typisch für die bedürfnisorientierte Konzeption ist das Homöostase-Prinzip (vgl. HERBER

1976: 18ff.), das den Menschen dazu drängt, ein inneres, statisches Gleichgewicht zu erhal-

ten. Die Störung dieses Gleichgewichts verursacht Unzufriedenheit, die Wiederherstellung

Zufriedenheit. Die Motive für die Gleichgewichtsstörung können zyklisch oder dispositionell

sein, d.h. durch einen Mangelzustand (zyklisch) oder durch ständig latent vorhandene Bedürf-

nisse (dispositionell) hervorgerufen werden.
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Der anreiztheoretische Ansatz geht vom hedonistischen Prinzip aus: Lust vermehren und

Unlust vermeiden. Das bedeutet, dass sowohl Zufriedenheit als auch Unzufriedenheit in Ab-

stufungen gemessen werden können (vgl. STAEHLE 1990; LEWIN 1947).

Die kognitiven Theorien (vgl. HEIDER 1946; ; FESTINGER 1957) beziehen sich auf die An-

nahme, dass widersprüchliche Kognitionen im Menschen eine Spannung auslösen, die eine

Tendenz zu ihrer Beseitigung hervorrufen. Zufriedenheit liegt vor, wenn ein inneres kogniti-

ves Gleichgewicht herrscht, Unzufriedenheit entsteht bei Disharmonien (z.B. „hoher Preis“

und „schlechte Qualität“).

Humanistische Theorien beziehen sich auf den Mensch als einmalig in seinem „Mensch-Sein“

und in seiner individuellen Lebenssituation ohne kausale Erklärungen für allgemeine Verhal-

tensgesetze und beruhen auf humanistischen Philosophien (STAEHLE 1990: 38).

Kundenzufriedenheit als hochinteressantes Objekt der Marketing-Forschung hat bereits zahl-

reiche Definitionen erfahren (z.B. CZEPIEL/ROSENBERG 1977; HOWARD 1977; DAY 1977;

HANDY 1977; MILLER 1977; RIEMER 1986), von denen exemplarisch die Definition HUNTS

genannt sei:

Satisfaction is a kind of stepping away from an experience and evaluating it. You may have
a pleasureable experience and then be satisfied as you evaluate that experience. If it were
not a stepping away, we’d call it hapiness or pleasure or a warm feeling or something like
that. Satisfaction is not a pleasureableness of the experience, it is the evaluation rendered
that the experience was at least as good as it was supposed to be. One could have a pleas-
ureable experience that caused dissatisfaction because even though pleasurable, it wasn’t as
pleasureable as it was supposed or expected to be. So satisfaction/dissatisfaction isn’t an
emotion, it’s the evaluation of an emotion, and as such it becomes a quasi-cognitive con-
struct. (HUNT 1977: 459f.).

Hier wird angesprochen, was Grundannahme der meisten Zufriedenheitsforschungsansätze

ist: Zufriedenheit als abhängige Variable von Erwartungsdiskrepanzen. Dabei werden die drei

Komponenten der Zufriedenheit, die Soll-Komponente, die Ist-Komponente und die Ergeb-

nis-Komponente (vgl. SCHÜTZE 1992: 154ff.), zueinander derart in Beziehung gesetzt, dass

sich der Grad der Zufriedenheit an der Bewertung der Ergebnis-Komponente bemessen lässt.

Die Ergebnis-Komponente ihrerseits kommt durch einen Vergleich der Soll- und Ist-

Komponente zustande. Damit ist die Ergebnis-Komponente (E) praktisch die Differenz aus

Soll- (S) und Ist-(I) Komponente, mathematisch ausgedrückt also:

E = S – I.

So simpel diese Gleichung in ihrer mathematischen Eigenschaft aussieht, macht sie doch auf-

grund der Dynamik und Komplexität ihrer Komponenten allgemeingültige Aussagen unmög
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lich. Die Soll-Komponente konstituiert sich für jedes Individuum in jeder konkreten Situation

immer neu und entzieht sich einer exakten Beschreibung, denn wenn auch weitgehend Einig-

keit darüber besteht, dass Zufriedenheit mit der Erfüllung von Erwartungen korreliert, so muss

doch festgestellt werden, dass es die Erwartung nicht gibt. Wie also soll Erwartung als Ver-

gleichsstandard herangezogen werden, wenn der Begriff derart vage bleibt?

Diesem Problem begegnet MILLER mit vier Alternativen des Vergleichsstandards:

- das Erwartbare (Mittelwert früherer Erfahrungen mit denselben Dienstleistern)

- das Normale (Mittelwert früherer Erfahrungen mit vergleichbaren Dienstleistern)

- das Ideale (das individuell, affektiv-optimal Mögliche)

- das minimal Tolerierbare (das mindeste) (MILLER 1977: 76).

Sie werden durch SCHÜTZE mit vier weiteren Standards ergänzt:

- das Gerechte (Geben und Nehmen und der Vergleich zu anderen ist ausgeglichen)

- das Verdiente (aus dem Vergleich Anstrengung/Ergebnis)

- das mit angemessenen Mitteln Erreichbare (gerechtes Aufwands-Ertrags-Verhältnis)

- die beste Alternative (im Vergleich mit anderen Anbietern). (SCHÜTZE 1992: 158f.).

Mit diesen Vergleichsstandards als Grundlage ist als Ergebnis empirischer Untersuchungen

(SWAN/MARTIN 1981; WOODRUFF/CADOTTE/JENKINS 1983) festzuhalten, dass die Varianz der

Zufriedenheit durch keine der in die Untersuchungen eingegangenen Operationalisierungen in

ausreichendem Maße bestätigt werden konnte, gleichwohl ist die Relevanz von Erwartungs-

standards als determinierende Faktoren von Geschäftsbeziehungen allgemein anerkannt:

Erwartungen bestimmen das Bild von der erbrachten Leistung, stellen einen Verankerungs-
punkt zur Beurteilung dieser Leistung dar und beeinflussen auf direktem und indirektem
Wege – letzteres durch erwartungsgesteuerte Wahrnehmungshypothesen – Bewertungen
und Emotionen des Kunden hinsichtlich der erlebten Dienstleistungsepisode. (WISWEDE
1999: Geleitwort).

Zufriedenheit oder Unzufriedenheit wird demnach als Vergleichsprozess definiert, der auf

dem Diskonfirmations-Paradigma beruht. Aktuelle Erfahrungen mit einer Dienstleistung wer-

den mit den Erwartungen verglichen und führen bei positivem Saldo zu Zufriedenheit, bei

negativem Saldo zu Unzufriedenheit. Die Tatsache, dass das Diskonfirmations-Paradigma

von der Vorstellung eines linearen Zusammenhangs zwischen der Erwartungs-Erfahrungs-

Diskrepanz und dem Grad der Zufriedenheit ausgeht, ist in mancher Hinsicht zu kritisieren;

nach dieser Vorgabe müsste auch die Erfüllung einer negativen Erwartung Zufriedenheit
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auslösen, was zumindest in dem hier untersuchten Bereich der Dienstleistung fraglich er-

scheint.

Das Zusammenwirken der genannten Beeinflussungsfaktoren für das Entstehen von Zufrie-

denheit sieht im Modell so aus:

Abb. 1-7: Beeinflussungsfaktoren der Kundenzufriedenheit (MEYER/DORNACH 1997: 166)

Allerdings richtet sich das Auftreten von Zufriedenheit und Unzufriedenheit nicht nach streng

mathematischen Regeln, um den Nullpunkt ist eine gewisse “Toleranzzone“ (STRANDVIK

1994) oder „Indifferenzzone“ (WOODRUFF et al. 1983) zu beobachten. Außerdem wurde in

mehreren Untersuchungen konstatiert, dass es verschiedene Typen von Qualitätsmerkmalen

gibt, die in ihrer Gewichtung für die Auswirkung auf die Kundenzufriedenheit erheblich dif-

ferieren (vgl. z.B. CADOTTE/TURGEON 1988; JOHNSTON/LYTH 1988; LOOKWOOD 1994;

JOHNSTON 1995). So gelangte JOHNSTON (1995) schließlich zu der Erkenntnis, dass die Qua-

litätsmerkmale vier unterschiedlichen Faktoren zugeordnet werden können:

- Satisfier

- Dissatisfier

- Criticals

- Neutrals

Satisfier sind alle die Merkmale, die zur Kundenzufriedenheit führen, deren Ausbleiben aber

nicht zwangsläufig Unzufriedenheit erzeugen.
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Dissatisfier sind solche Merkmale, die unbedingt zu Unzufriedenheit führen, wenn sie nicht

den erwarteten Standard erfüllen. Umgekehrt erzeugt ihr Vorhandensein aber keine Zufrie-

denheit, daher werden sie auch als essentials (vgl. PARASURAMAM/BERRY/ZEITHAML 1991)

bezeichnet.

Criticals können sowohl Zufriedenheit als auch Unzufriedenheit auslösen, d.h. entspricht bzw.

übertrifft ein bestimmtes Merkmal die Erwartungen, stellt sich Zufriedenheit ein, werden die

Erwartungen nicht erfüllt, ist die Folge Unzufriedenheit.

Neutrals werden alle die Merkmale bezeichnet, deren Ausprägung überhaupt keinen Einfluss

auf die Zufriedenheit ausübt.

Die theoretischen Zusammenhänge zwischen Leistung und Leistungswahrnehmung erläutert

das folgende Schaubild:

Abb. 1-8: Theoretische Zusammenhänge zwischen Leistung und Leistungswahrnehmung

(JOHNSTON 1995: 192)

Die analyserelevanten Variablen der vorliegenden Untersuchung können demnach den fol-

genden Faktoren zugeordnet werden:

Verständlichkeit - Dissatisfier

Wenn der Text unverständlich ist, führt dies zwangsläufig zu Unzufriedenheit, andererseits ist

ein verständlicher Text derart selbstverständlich, dass gesteigerte Verständlichkeit nicht zu

mehr Zufriedenheit führt, sondern allenfalls Unzufriedenheit abbaut.

Höflichkeit - Critical
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Je höflicher ein Text ist, desto zufriedener ist der Leser. Auf unhöfliche Texte, z.B. sexisti-

sche Anredeformen (vgl. Abschnitt 4.4.2.), reagiert der Leser mit Unzufriedenheit.

Eine graduelle Zuordnung der Kundenzufriedenheit veranschaulicht das folgende Schaubild

mit einer Zufriedenheitsskala von 1 bis 5:

Abb. 1-9: Genereller Zusammenhang zwischen Kundenzufriedenheit und Kundenbindung

(MEYER/DORNACH 1997: 169)

Die Merkmale, die zur Einordnung der Zufriedenheit auf dieser Skala führen, entsprechen im

Hinblick auf ihre Faktorenzuordnung den einzelnen Skalenpunkten. Die Satisfier bewirken

eine Zuordnung zu 1, die Criticals beziehen sich auf 2 – 4, und die Dissatisfier schließlich

bewirken die Einordnung zu den Skalenpunkten 3 – 5.

An dieser überlappenden Zuordnung wird ein Problem deutlich: die dichotomische Anord-

nung von Zufriedenheit und Unzufriedenheit auf einer eindimensionalen, bipolaren Skala, bei

der der Prozesscharakter der Dienstleistung nicht ausreichend berücksichtigt wird (vgl. FISK

1981; GRÖNROOS 1990). Die Bewertung der einzelnen Merkmale sollte also nicht kontext-

ungebunden erfolgen, sondern bezogen auf ein Ereignis unter Einbeziehung der individuellen,

kontext-gebundenen Situationsbedingungen.

Die Aufteilung des gesamten Dienstleistungsprozesses in vier Ebenen (vgl. STAUSS/SEIDEL

1997) bietet eine Möglichkeit, die Entstehung der Kundenzufriedenheit bis ins kleinste Seg



- 42 -

ment zurückzuverfolgen und ihre Beziehung untereinander zu analysieren.41 STAUSS/SEIDEL

benennen einen kompletten Dienstleistungsprozess (z.B. das Ausstellen eines Reisepasses) als

Dienstleistungstransaktion, die mit einem konkreten Anfangs- und Endpunkt fixiert werden

kann. Eine Transaktion kann in mehrere sequentielle Teilprozesse gegliedert werden, nämlich

in die Dienstleistungsepisoden (Ankunft im Rathaus, Zimmersuche, Wartezeit, Passaushändi-

gung, Verlassen des Rathauses). Die Episoden ihrerseits bestehen aus mehreren Kontakt-

punkten, die gleichzeitig die kleinste Ebene der Betrachtung darstellen:

Abb. 1-10: Elemente eines dienstleistungsbezogenen Kundenprozesses (STAUSS/SEIDEL 1997:

132)

Die einzelnen Dienstleistungstransaktionen sollen aber nicht isoliert betrachtet werden, son-

dern vielmehr muss ihre Beziehung zu früheren Erfahrungen mit vergleichbaren Transaktio-

nen in die Beurteilung mit einfließen. Aus diesem Grunde haben STAUSS/SEIDEL ihr Modell

um die zusätzliche Dimension der Dienstleistungsbeziehung erweitert. Die Dienstleistungsbe-

ziehung steht in direkter Verbindung zu den Dienstleistungstransaktionen, da das Erleben der

einzelnen Transaktionen die Einschätzung der Dienstleistungsbeziehung maßgeblich determi-

niert (vgl. TEAS 1993; BITNER/HUBBERT 1994; ZEITHAML/BERRY/PARASURAMAN/ 1994;

LILJANDER/STRANDVIK 1994).

                                                
41 Das zugrundeliegende Modell von LILJANDER/STRANDVIK 1994 beschränkte sich auf die drei Ebenen relation,
episode und acts.
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Den einzelnen Kontaktpunkten42 wird bei einer Untersuchung der Kundenzufriedenheit, die

sich am Erleben des Kundenprozesses43 orientiert, gesteigerte Bedeutung zugemessen:

A Moment of Truth is any episode in which the customer comes into contact with the orga-
nization and gets an impression of its service. (ALBRECHT 1988: 26).

Die in dieser Arbeit untersuchten Texte sind also auf der Ebene der Kontaktpunkte anzusie-

deln, da sie einem einzelnen (wenn auch nicht face-to-face) Kontakt mit der Behörde reprä-

sentieren. Die Beziehungen der Kontaktpunkte zueinander, bedingt auch durch die kunden-

spezifische Sequenz des Erlebens, determinieren in ihrer Relation zur Episode bzw. zur ge-

samten Transaktion die Gesamteinschätzung der Zufriedenheit und nehmen damit auch Ein-

fluss auf die Dienstleistungsbeziehung, was wiederum Auswirkungen für das Erleben einer

folgenden Dienstleistungstransaktion haben kann. Globale Transaktionszufriedenheit ist also

letztlich zwar eine Konsequenz der Einzelzufriedenheiten, wenn man auch nicht von der

Summe der Einzelzufriedenheiten sprechen darf (vgl. WOODSIDE/FREY/DALY 1989;

DANAHER/MATTSSON 1994).

WISWEDE (1995) nennt im Zusammenhang mit der Produktwahrnehmung vier Implikations-

regeln:

- Deataildominanz

- Irradiation

- Halo-Effekt

- Kontext-Effekt

Man spricht von Detaildominanz, wenn ein Detail eine Schlüsselinformation liefert, z.B. „In

englischen Restaurants ist das Essen schlecht“.

Irradiation liegt vor, wenn von einem wahrgenommenen Merkmal ohne kognitive Verifizie-

rung auf ein anderes geschlossen wird, z.B. von einem gutgekleideten Menschen angenom-

men wird, er sei auch kompetent.

Der Halo-Effekt beruht auf der Vermeidung einer kognitiven Dissonanz, d.h. es sollen Ein-

zelmerkmale einem Gesamteindruck angeglichen werden, damit sie „ins Bild passen“.

                                                
42 Vgl. auch die analog gemeinten Begriffe „Service Encounter“ bei SHOSTACK 1985 und BITNER/HUBBERT
1994 sowie „Augenblicke der Wahrheit“ bei ALBRECHT 1988 und CARLZON 1992.
43 Zur Unterscheidung Kundenprozess vs. Unternehmensprozess vgl. STAUSS/SEIDEL 1997: 190ff.
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Wenn von dem Eindruck des Umfeldes auf die Beschaffenheit einer Leistung geschlossen

wird, kann man von einem Kontext-Effekt reden; z.B. schmeckt eine Mahlzeit in einem ex-

klusiven Ambiente subjektiv anders als in einem Imbiss.

Es wird deutlich, dass der Prozess der Kundenzufriedenheitsbildung unter äußerst komplexen

Rahmenbedingungen stattfindet und losgelöst von seiner emotionalen Existenz im Indivi-

duum kaum erfassbar ist. Als angestrebtes Ziel aller Marketing-Strategien steht er weiter im

Mittelpunkt des Interesses, da nur die Kundenzufriedenheit zur gewünschten Kundenbin-

dung44 führt (vgl. z.B. SCHÜTZE 1992; GROß-ENGELMANN 1999). Die Bereitstellung der ei-

gentlichen Dienstleistung45 reicht nicht aus, um auf dem heutigen Markt konkurrenzfähig zu

bleiben, daher wird der Service (im Sinne von KOTLER/BLOOM also die funktionale Qualität)

mehr und mehr zum Zünglein an der Waage für die Kunden.46 

Alles was auf der funktionalen Ebene als zufriedenheitsfördernd wirkt, soll hier als Service

betrachtet werden. Der Kunde muss in seinen Erwartungen übertroffen werden, damit er den

Service als solchen wahrnimmt und nicht nur als einen Teil der Kernleistung. Das Übertreffen

der Erwartung kann entweder dadurch erfolgen, dass ein bestimmtes erwartetes Merkmal

(z.B. Höflichkeit) in seiner graduellen Ausprägung so intensiv ist, dass es zu einer gesteiger-

ten zufriedenheitserzeugenden Wahrnehmung beim Kunden führt, oder dass ein Merkmal

völlig neu dazukommt, ohne dass der Kunde es konkret erwartet hätte, geschweige dass er

eine bestimmte Erwartungshaltung hinsichtlich seiner Ausprägung gehabt hätte.

Diese letztere Art der Erwartungsübertreffung kennzeichnet eine besonders intensive Kun-

dennähe, da die Praktizierung ein aktives Eingehen auf sehr individuelle Kundenwünsche

bedeutet, bis hin zur Erfüllung von Kundenwünschen, die diese unter Umständen selbst vor-

her noch nicht als solche wahrgenommen hatten. Die Maxime eines japanischen Geschäfts-

mannes „Our aim goes beyond satisfying the customer. Our aim is to delight the customer.“

(zitiert nach KOTLER 1988: 19) zeigt den Unterschied zwischen Criticals und Satisfier: nicht

der möglichst positive Ausschlag eines Criticals ist das erklärte Ziel, sondern die Applikation

von Satisfiern.

Die Textanalyse in den Kapiteln 4, 5 und 6 bezieht sich nicht auf die Untersuchung der Ap-

plikation von Satisfiern, obwohl diese für den Dienstleistungsgedanken unumstritten von

                                                
44 Zur näheren Erläuterung der Kundenbindung als Nachkaufphänomen vgl. SCHÜTZE 1992: 26ff.
45 KOTLER/BLOOM 1984: 152 schreiben der Gesamtdienstleistung eine funktionale und eine technische Qualität
zu, wobei sich die technische Qualität auf die eigentliche Dienstleistung, die Kernleistung, bezieht, während die
funktionale Qualität die Art und Weise beschreibt, wie die Kernleistung erbracht wird.
46 Die getrennte Beurteilung von Service und Kernleistung wurde empirisch von CROSBY/STEPHENS 1987:
405ff.) nachgewiesen.
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größter Bedeutung sind, sondern auf die Anwendung der Dissatisfier und Criticals, weil deren

optimale Umsetzung die Basis für den Einsatz der Satisfier bildet.

1.3.3 Öffentliche Verwaltung als Dienstleister

„Solange es öffentliche Verwaltung gibt, solange gibt es auch Reformen.“ (DIEHL 1996: 43).

Das ist zweifellos zutreffend, und doch muss man sagen, dass die Reform- und Umgestal-

tungsbedürfnisse, die sich seit den 90er Jahren immer stärker manifestieren, nicht ohne weite-

res mit vorherigen Veränderungsbemühungen zu vergleichen sind. Erstmals wird an elemen-

taren Grundsätzen gerüttelt, und viele festgefahrene Strukturen sollen aufgelockert werden:

Niemand kann heute mehr bestreiten, daß wir an einem entscheidenden Wendepunkt unse-
rer Nachkriegsgeschichte angekommen sind, der neue Wege, Umdenken und den Abschied
von liebgewonnenen Gewohnheiten zwingend erforderlich macht. Und das gilt natürlich
auch für öffentliche Verwaltungen. (DIEHL 1996: 42).

Selbst das bis heute gültige und im Beamtentum tief verwurzelte Hierarchiedenken wird

ernsthaft hinterfragt.

Angesichts solch fundamentaler Innovationsbestrebungen (oft ausgehend von höchster Stelle

wie Ministerien) können sich auch die nachgeordneten Behörden wie z.B. die Kommunal-

verwaltungen als Bindeglied zum Bürger diesem Trend nicht verschließen, zumal er Aus-

druck der allgemeinen gesellschaftlichen Notwendigkeit zur Anpassung an immer neuere und

schneller wechselnde Lebensbedingungen ist. Man spricht von der heutigen Gesellschaft als

einer „Dienstleistungsgesellschaft“, was die Tatsache zum Ausdruck bringen soll, dass der

Bürger immer anspruchsvoller und qualitätsbewusster wird und sich für sein „schwer ver-

dientes Geld“ nicht mit minderwertiger Qualität zufrieden geben möchte. Diesen Grundsatz

wendet er selbstverständlich auch auf die öffentliche Verwaltung an und wird in seinen Be-

urteilungskriterien zunehmend kritischer:

Da es immer schwieriger wird, Massenloyalität mittels erhöhter Sozial- und Dienstleistun-
gen zu erzeugen, wird man zunehmend Wert auf die Qualität der Leistungsvermittlung le-
gen. (LANGE/SIPPEL 1986: 167).

Hatte man als Bürger bisher die Meinung, die öffentliche Verwaltungen schliefen eine Art

„Dornröschenschlaf“, muss man nun zur Kenntnis nehmen, dass sich einige Änderungen in
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ihrem Selbstverständnis abzeichnen. Die Motivation für diese Änderungen kommt allerdings

nicht von innen, aus der Verwaltung selbst47:

Bei den Bundesbürgern ist eine Abnahme von Selbstzwang und Selbstkontrollwerten und
eine Zunahme von Selbstentfaltungswerten zu beobachten. (KLAGES 1981: 55).

Das bedeutet, dass „staatliches Handeln [...] neu bewertet werden muß“ (vgl. KANTHER 1996:

4) und die kritische Frage nach der Sinnhaftigkeit einiger Verwaltungsfunktionen kein Tabu

mehr sein darf:

Einer Entwicklung hin zur Überregulierung und Überperfektionierung, an deren Ende zu-
nehmende Rechtsverweigerung und eine Gefährdung der wirtschaftlichen Dynamik und In-
novationsfähigkeit stehen könnte, ist vorzubeugen. (KANTHER 1996: 4).

Immer öfter mussten sich die öffentlichen Verwaltungen den Vergleich mit privaten Dienst-

leistungsunternehmen gefallen lassen und schnitten dabei im Ergebnis weit schlechter ab. Es

wurden daher verschiedene Konzepte entwickelt, um die Prinzipien der betriebswirtschaftlich

orientierten Privatunternehmen auch auf die öffentlichen Verwaltungen übertragen zu können:

Es geht [...] um wirkungsvolle Antworten von Staat und Verwaltung auf die Herausforde-
rungen unserer Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft, um eine Neubestimmung
von Auftrag, Struktur und Verhalten des öffentlichen Sektors angesichts empfindlich eng
gewordener finanzieller Spielräume sowie deutlich dynamischer und komplexer geworde-
ner Gesellschaften mit gewandelten Wertvorstellungen ihrer Bevölkerung und mit einer
globalisierten, also flüchtig gewordenen Wirtschaft. (REINERMANN 1996: 32).

Schlagworte wie BPR (=Business Process Reengineering) (vgl.

SCHEER/NÜTTGENS/ZIMMERMANN 1996), TQM (=Total Quality Management) (vgl.

REINERMANN 1996), NPM (=New Public Management) oder zu deutsch NSM (=Neue Steue-

rungs-Modelle) (vgl. HIRSCHFELDER 1996) sind mittlerweile in einschlägigen Kreisen in aller

                                                
47 Vgl. zu möglichen Gründen für Veränderungs- und Modernisierungsdruck auch DIEHL 1996: 42:
„- schrumpfende Finanzen (mittelfristig sind nur sehr geringe Zuwachsraten zu erwarten),
- ungebrochenes Anspruchsdenken der Bürger,
- auch weiterhin zusätzliche Aufgaben ohne einen entsprechenden Kostenausgleich,
- unzufriedene Bürger, die Dienstleistungen von hoher Qualität fordern,
- Privatisierungsdruck,
- öffentlicher Widerstand gegen Steuer- und Gebührenerhöhung,
- einen sich verstärkenden Wettbewerbsdruck zwischen den Städten,
- Entwicklungen im Ausland.“
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Munde, und die Verwaltungen sind heute eifrig dabei, die Grundsätze dieser Modernisie-

rungsmethoden48 in die Tat umzusetzen.

Dabei macht die Umsetzung gerade der Punkte Schwierigkeiten, die Skeptiker und Kritiker

dieser Methoden schon vorher zu bedenken gaben. Sie haben ihren Ursprung in der Tatsache,

dass eine öffentliche Verwaltung nicht 1:1 mit einem privaten Unternehmen zu vergleichen

ist:

Die – private – Unternehmung ist eine rechtliche, willensmäßige und wirtschaftliche Ein-
heit, die ihre Produktionsmittel als Kapital bewertet und bewirtschaftet, unter Risiko –
grundsätzlich im Wettbewerb mit anderen Unternehmen – Güter und Leistungen hervor-
bringt und anbietet und durch diese Tätigkeiten den größtmöglichen Gewinn (größtmögli-
che Rentabilität des eingesetzten Kapitals) erstrebt. (MÜNCH/LÖRCH 1976: 157).

Zwar zeigen MÜNCH/LÖRCH mit dieser Definition, dass die Voraussetzungen für öffentliche

und private Unternehmen in einigen Bereichen gar nicht so verschieden sind, und die gegebe-

ne Definition mit dem für die öffentliche Verwaltung geltenden Zusatz für das Unterneh-

mensziel49 kann somit auch für die öffentliche Verwaltung zutreffen. Zudem entkräften sie die

generelle Aussagen, der Staat sei „unproduktiv“, mit der Nennung einiger „Produkte“:

- Allgemeine Sicherheit – durch die Polizei („privatwirtschaftliche Parallele die „Wach-
und Schließgesellschaft“);

- Rechtssicherheit – durch die Gerichte;

- Äußere Sicherheit – durch die Bundeswehr;

- Ausbildungsmöglichkeiten für die Jugend – durch Schulen, Universitäten usw. („privat-
wirtschaftliche Parallele die Privatschulen);

- Verkehrsmöglichkeiten – durch Straßen, Kanäle, Schiffahrtswege;

usw. (MÜNCH/LÖRCH 1976: 157).

Unabhängig von der „Glaubensfrage“, ob Behörden mehr oder weniger mit privaten Unter-

nehmen gleichzusetzen sind, und auch bei Berücksichtigung aller kontroversen Meinungen

                                                
48 Die explizite Benennung aller Ziele und Strategien würden den Rahmen dieser Arbeit sprengen, exemplarisch
seien hier als wichtigstes Ziel die Hinwendung von der Funktionsorientierung zur Prozessorientierung genannt
sowie die 6 Leitlinien für TQM (HIRSCHFELDER 1996: 64f.):
„1. Die Ausrichtung der Dienstleistung auf den Kunden
2. Aufbau interner Kunden-Lieferanten-Beziehungen
3. Die Dienstleistungen werden in vereinbarter Qualität erbracht
4. Die Qualität der Dienstleistung bewertet der Kunde
5. Fortlaufende Messung aller wichtigen Qualitätsfaktoren
6. Ständige Verbesserung in allen Qualitätsfaktoren.“
49„[...] oder grundsätzlich mit dem Ziel, eine ihm übertragene öffentliche Aufgabe so wirtschaftlich (rationell)
wie möglich zu erfüllen und nur insoweit Gewinn zu erzielen bzw. die Kosten zu decken, als dies mit der Erfül-
lung der ihm übertragenen öffentlichen Aufgabe vereinbar ist, wobei der Gewinn für Zwecke einer übergeord-
neten Gesamtheit verwendet wird (gemeinwirtschaftliches, insbesondere öffentliches Unternehmen)“
(MÜNCH/LÖRCH 1976: 159).
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herrscht doch einhelliger Konsens über die Auffassung, dass die Hauptaufgabe der öffentli-

chen Verwaltungen in der Bereitstellung von Dienstleistungen liegt:

Da in der öffentlichen Verwaltung so gut wie keine materiellen Güter produziert werden,
handelt es sich – in der Sprache der Ökonomen – um Dienstleistungen. Hierunter fallen
sowohl die Tätigkeiten (bis hin zur Erstellung bindender Entscheidungen) in der ordnenden
als auch in der leistenden Verwaltung. (exemplarisch EICHHORN 1976: 15).

So simpel diese Aussage scheint und so sehr die öffentlichen Verwaltungen damit auch in

ihrer unternehmerischen Zielsetzung in die Nähe anderer Dienstleister (Handel, Banken, Ver-

sicherungen etc.) gerückt werden, so tritt doch hier die große und einzigartige Schwierigkeit

der staatlichen Unternehmen zutage: wie lassen sich Qualität und Effizienz bemessen und

damit steuerbar machen? Bei einer güterproduzierenden Industrie sprechen Produktions- bzw.

Absatzzahlen eine eigene Sprache. Private Dienstleister erleben ein ständiges Feedback der

Kundenzufriedenheit durch steigende oder sinkende Auftragszahlen (vgl. EICHHORN 1976;

LANGE/SIPPEL 1986; REHKOPP 1976, et al.).

Für die öffentliche Verwaltung gelten andere Regeln, denn sie hat in vielen Bereichen eine

hoheitliche Monopolstellung. Ein Bürger (Kunde) hat bekanntermaßen nicht die Möglichkeit,

seinen Personalausweis bei einem anderen Dienstleister einzukaufen, falls er mit der Leistung

seiner zuständigen Stadtverwaltung nicht zufrieden sein sollte, daher wird sich die Zahl der

beantragten Ausweise abhängig von der Bürgerzufriedenheit nicht verändern. Das gleiche gilt

für alle Bereiche der Versorgungsverwaltung. Die fehlende Konkurrenz50, das bedeutet de

facto das Verbot, die gewünschte Dienstleistung woanders anzufordern, ist ein ganz wesentli-

ches Merkmal der Beziehung zwischen Bürger und Verwaltung. Dies mehr oder weniger la-

tente Gefühl der Ohnmacht und des Ausgeliefertseins (schließlich muss er diesen Ausweis ja

haben) bestimmt in erheblichem Masse die Einstellung51 des Bürgers zum Verwaltungsmitar-

beiter und umgekehrt.

Neben allen eher internen Maßnahmen zur Umsetzung der NSM, die sich als Umstrukturie-

rung innerhalb der eigenen Organisation präsentieren und die der Bürger nur mittelbar, z.B.

durch Steigerung der Effizienz, wahrnehmen kann, ist es einhelliger Bestandteil aller Model-

le, den Bürger entschieden mehr als bisher in die Verwaltungsabläufe zu integrieren. Was für

einen privaten Anbieter von jeher, weil überlebenswichtig, oberster Grundsatz, war, hält nun

                                                
50 Zwar wird in letzter Zeit mehr und mehr von einer Konkurrenz zu anderen Städten oder dem Ausland (vgl.
zum Begriff „Benchmarking“ als Wettbewerbskontrolle auch SCHEER/BOLD/HEIB 1996: 123) gesprochen, doch
ist diese Konkurrenz wegen ihrer faktischen (Nicht-) Auswirkung auf den „Markt“ bei monopolisierten Leistun-
gen nicht mit der privatwirtschaftlichen Konkurrenz vergleichbar.
51 Vgl. zur Auswirkung der Einstellung auf das Handeln Abschnitt 1.2.3.
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auch Einzug in die Denkweisen der Verwaltung: (Kunden-) Bürgernähe und daraus resultie-

rende (Kunden-) Bürgerzufriedenheit. Das Erreichen dieses Ziels betrachten alle genannten

Reformansätze als wesentlichen Faktor für den Erfolg ihrer Methoden und nehmen ihn daher

immer wieder in den Katalog ihrer Forderungen auf (vgl. exemplarisch für alle Methoden hier

TQM):

Total Quality Management setzt voraus, daß sich die gesamte Organisation und alle Unter-
nehmen des Unternehmens der Zielsetzung „Kundenzufriedenheit“ unterordnen. Total
Quality Management ist demnach nicht bloß eine erweiterte Qualitätssicherung, sondern
eine Unternehmensphilosophie und eine Führungsstrategie, mit der Qualitätsziele als o-
berste Ziele des Unternehmens verfolgt werden. (HIRSCHFELDER 1996: 63).

Zwar war es auch vorher nicht so, dass auf die Belange der Bürger überhaupt keine Rücksicht

genommen wurde, aber die Entwicklung der idealen Bürokratie ohne „störende“ Bürger hin

zu einer „menschlicheren“ Form des Behördenalltags vollzieht sich insofern eher schleppend:

Der Umbau der öffentlichen Verwaltung von der einstigen Hoheitsverwaltung hin zu einer
modernen Dienstleistungsverwaltung ist noch lange nicht abgeschlossen. Um diesen Prozeß
zu beschleunigen, brauchen wir eine Philosophie, die unser tägliches Handeln bestimmt.

Eine solche Philosophie könnte lauten: „Die Stadtverwaltung versteht sich als ein Dienst-
leistungsunternehmen, dessen Mitarbeiter die Bürger als ihre Kunden betrachten, die einen
selbstverständlichen Anspruch darauf haben, für das von ihnen zur Verfügung gestellte
Geld eine maximale Leistung zu minimalen Kosten zu erhalten.“ (DIEHL 1996: 43).

Im Zuge dieser Gedankengänge wurde den Reformern ein weiterer bisher vernachlässigter

Ansatzpunkt klar: die Förderung der eigenen Mitarbeiter. Es wurde nur zu deutlich, dass das

Erreichen des formulierten Zieles Adressatenorientierung (vgl. REINERMANN 1996: 34) ohne

entsprechende Mitwirkung der Verwaltungsangestellten schlechterdings unmöglich war. Hier

wurde in letzter Zeit einiges getan, um gerade die Mitarbeiter vorzubereiten, die in direktem

Kundenkontakt stehen.52 Daran anknüpfend wurde die Forderung nach der Trennung in soge-

nannte Front-Office- und Back-Office-Bereiche (vgl. SCHEER/FRIEDERICHS 1996;

SCHEER/NÜTTGENS/ZIMMERMANN 1996 et al.) teilweise bei einigen Verwaltungen bereits

verwirklicht, und der Erfolg gibt ihnen recht. So kann überhaupt gesagt werden, dass schon

aufgrund der äußeren Veränderungen, wie modernes Mobiliar oder neu gestaltete Wartezo-

nen, und Einrichtung von Bürgerbüros,53 die Bürgerzufriedenheit merklich gesteigert wurde.

                                                
52 Offenbar wurden die prägenden Auswirkungen des Beamtenverhaltens auf die Einstellung der Bürger zur
Behörde an sich erkannt (vgl. Abschnitt 1.2.3), daher sollten möglichst positive Assoziationen beim Behörden-
besuch durch besonders geschulte, freundlich-aufgeschlossene Mitarbeiter geweckt werden.
53 Vgl. zu inhaltlichen Konzepten und Erfahrungen nach der Einrichtung von Bürgerbüros z.B. die Städte Hagen
1993 und Unna 1978, zur rechtlichen Komponente KIRCHHOF 1998.
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Dazu kommt, dass Bürger in ihrem persönlichen Kontakt mit den einzelnen Sachbearbeitern

zu einem erstaunlich positiven Urteil kommen, das zum Teil in krassem Gegensatz zu ihrer

globalen Einstellung zur Verwaltung allgemein steht (vgl. LANGE/SIPPEL 1986: 22; dazu auch

KLAGES/SCHÄFER/SCHMITTEL 1983: 24; FEICK/MAYNTZ 1982: 410 und SINUS, 10).

Zumindest in der mündlichen Kommunikation scheint hier also gelungen, was schon immer

Gegenstand der Kritik an der Verwaltung war: die Aufhebung der mangelnden Verständlich-

keit und die Verringerung der Distanz durch betont höfliches Verhalten. Offenbar erleben

auch sprachlich nicht sehr versierte Bürger im direkten, persönlichen Kontakt mit dem Sach-

bearbeiter keine größeren Verständigungsschwierigkeiten. Die Sachbearbeiter sind ihrerseits

bemüht, sich dem jeweiligen Sprachniveau ihres Gegenübers anzupassen, wenn auch nicht

immer primär aus Gründen des Kundenwohlergehens, vielmehr benötigen sie Informationen,

um ihre Arbeit möglichst rasch erledigen zu können. Aus welchem vorder- oder hintergründi-

gem Motiv auch immer ist dieses Vorgehen ein Schritt in die gewünschte Dienstleistungs-

richtung, denn die Kunden werden sprachlich dort abgeholt, wo sie sich befinden und nicht

umgekehrt.54

Genau das ist aber der Grund, warum schriftliche Kommunikation zwischen Bürgern und Be-

hörden noch immer zu großen Irritationen führt. Die Behörde hat gegenüber Privatunterneh-

men bei der Adressierung ihrer Kunden einen großen Nachteil: während private Anbieter sich

in den meisten Fällen auf bestimmte Zielgruppen konzentrieren können, deren Profil in we-

sentlichen Punkten übereinstimmt, hat die öffentliche Verwaltung die Notwendigkeit, alle

Mitglieder der Gesellschaft gleichermaßen ansprechen zu müssen. Es liegt auf der Hand, dass

es unmöglich ist, es wirklich allen recht zu machen.

Bei der mündlichen Kommunikation wird dieses Hindernis partiell abgemildert, weil der

Kommunikationspartner aus seiner Anonymität heraustritt und nun ein individuelleres Kom-

munikationsverhältnis aufgebaut werden kann. Diese Hilfsmittel fallen beim Schriftverkehr

weg, und selbst wenn einem Sachbearbeiter der Adressat seines Bescheides durch vorheriges

persönliches Erscheinen bekannt sein sollte, wird in der Schriftform eines Bescheides keiner-

lei Rücksicht auf evtl. sogar bekannte Sprachschwächen genommen.

                                                
54 Natürlich ist die Beeinflussung des Diskurses zwischen Bürger und Sachbearbeiter in eine durch den Sachbe-
arbeiter vorbestimmte Richtung auch in der mündlichen Kommunikation noch gegeben, denn die Tendenz der
Sachbearbeiter, die Anliegen der Bürger möglichst rasch und ohne Berücksichtigung der evtl. vorhandenen indi-
viduellen Bedürfnisse in eine entsprechende „Bearbeitungsschublade“ einzuordnen, ist nach wie vor vorhanden.
Für eine detaillierte Einsicht in diese Problematik der mündlichen Kommunikation in Ämtern sei hier auf die
Ergebnisse entsprechender empirischer Untersuchungen verwiesen, die im Laufe der Zeit in einigen Publi-
kumsämtern durchgeführt wurden (SILBEREISEN 1976 et al.).
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Auf den ersten Blick erscheint dies Verhalten absolut nicht mit dem Dienstleistungsgedanken

vereinbar, nachdem der Kunde König ist und die Regeln vorgibt. Geht man allerdings den

Gründen nach, ergibt sich eine weitere Perspektive: fast alle Bescheide in unseren Verwaltun-

gen werden heute mittels leistungsfähiger Textverarbeitungsprogramme maschinell gefertigt,

und die Verwendung feststehender Textbausteine ist gängige Praxis. Diese Arbeitsweise

bringt eine erhebliche Effizienzsteigerung bei der Fallbearbeitung mit sich und steigert somit

die Gesamtleistung der Verwaltung, d.h. hier wird eine eher indirekte Dienstleistung für die

Gesamtheit der Bürger erbracht, die im Einzelfall zu Lasten des individuellen Bürgers gehen

kann.

Beide Sichtweisen haben ihre Berechtigung. Sicher würde es zu weit führen, alle Anschreiben

mit an sich gleichen Sachverhalten für jeden Bürger individuell angepasst zu formulieren,

zumal man ihn in den meisten Fällen gar nicht kennt.55 Andererseits ist die schemahafte

Gleichbehandlung aller Bürger (obwohl sie doch gerade als Ausdruck für das demokratische

Gleichbehandlungsprinzip „gut gemeint“ war) Grund für Klagen über Unpersönlichkeit und

„Degradierung zum Objekt“.

Dienstleistung in der öffentlichen Verwaltung hat zwei zentrale Aufgaben:

- die höchst mögliche Kundenzufriedenheit

- die effizienteste Bewirtschaftung der Mittel bei größter Produktivität.

Diese Aufgaben können bei ihrer Verwirklichung sowohl parallel in gleicher Richtung zuein-

ander laufen als auch miteinander in Konflikt geraten, wenn nämlich Service56 zu teuer wird

und damit die Direktionen beider Ziele diametral entgegengesetzt liegen. Die Schwierigkeit

liegt in der Evaluierung der optimalen Richtungsrelation der beiden Ziele, da eine „Evoluti

                                                
55 Die Unterscheidung und prozentuale Verteilung in sieben verschiedene Bürgertypen (SINUS 1978)
„- hilfloser Untertan (18%)
- kompetenter Pragmatiker (13%)
- identifizierter Technokrat (20%)
- blinder Bürokrat (15%)
- unsicherer Frustrierter (11%)
- entfremdeter (10%)
- kompetenter Systemkritiker (14%)“
ist zwar unter anderen Gesichtspunkten durchaus interessant, hier aber wenig hilfreich, da die Adressaten in der
Regel nicht persönlich bekannt sind und so eine Typenzuordnung gar nicht möglich ist.
56 Mit Service sind alle die Leistungen gemeint, die als „nice-to-have“ bezeichnet werden können, d.h. sie sind
nicht essentiell notwendig, steigern aber die Kundenzufriedenheit nachhaltig. Bezogen auf die Zwei-Faktoren-
Theorie HERZBERGS wären diese Leistungen als Motivatoren zu betrachten, die auf dem Hintergrund der Hygie-
nefaktoren als besonders positiv wahrgenommen werden, grundsätzlich aber immer die Eigenschaft besitzen, in
absehbarer Zeit selbst zu den Hygienefaktoren zählen zu können.
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onskorrektur“57 wie am freien Markt bei den hoheitlichen Aufgaben der staatlichen Behörden

nicht existiert.

Wie also soll die Verwaltung diesen Konflikt lösen und den Dienstleistungscharakter beto-

nen?

Da, wie oben beschrieben, im Falle des Schriftverkehrs eine individuelle Erstellung einzelner

Schreiben aus mehreren Gründen nicht ernsthaft zur Debatte steht (übrigens tun dies die mo-

dernen privaten Dienstleister auch nicht), bleibt nur die Möglichkeit, dass, wenn schon weit-

gehend standardisierte Briefe versandt werden müssen, dieser Standard so sein sollte, dass er

auf breiteren Zuspruch bei der Bevölkerung stößt und den Ansprüchen einer Dienstleistungs-

gesellschaft weitgehendst gerecht wird.

                                                
57 Der Markt mit Angebot und Nachfrage determiniert das Entstehen, die Entwicklung oder den Untergang eines
Unternehmens.
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2 Intention und Ausgangssituation

Bei der hier vorliegenden Untersuchung handelt es sich um eine empirische Analyse des

sprachlichen Handelns der Verwaltungsmitarbeiter, die sich ausschließlich auf die schriftliche

Form der Kommunikation konzentriert. Das methodische Vorgehen kann bei einer empiri-

schen Analyse nicht ohne die Abhängigkeit vom jeweiligen Gegenstand, von den Fragestel-

lungen und Zielen der Untersuchung gesehen werden, deshalb sollen im folgenden zunächst

die Fragen und Ziele dieser Untersuchung formuliert werden.

2.1 Fragestellung und Ziele der Analyse

Bei der Analyse der schriftlichen Kommunikation wurde die Textauswahl auf die Schrift-

stücke begrenzt, die in der Verwaltung selbst produziert wurden. Obwohl diese Schreiben

hauptsächlich Reaktionen auf Eingaben der Bürger sind oder eine Antwort des Bürgers auf

ein behördliches Schreiben intendiert wird, blieben die sprachlichen Äußerungen der Bürger,

die zudem nicht zwangsläufig schriftlich sein mussten, unberücksichtigt.

Das bedeutet, dass sich die Analyse der Texte primär auf die Perspektive der Textprodu-

zenten bezieht, wobei die Sicht der Bürger nicht ganz ohne Berücksichtigung bleibt. Insbe-

sondere verdient die Frage nach der Wirkung der Texte auf ihre Adressaten besondere Be-

achtung, kann aber im Zuge dieser Arbeit nur mittels allgemein soziologischer Annahmen

bewertet werden, da die empirische Nachprüfung der Reaktion auf genau diese Schreiben den

Rahmen dieser Arbeit sprengen würde.

Alle Texte sollen im Hinblick auf ihre Funktion als kommunikatives Mittel zwischen

Verwaltung und Bürger in ihrer Eigenschaft als Dienstleister und Kunde untersucht werden,

wobei die beiden Textsorten für den behörden-internen Schriftverkehr (vgl. Abschnitt 3.4.1)

wegen ihrer unterschiedlichen Adressatenorientierung zunächst nicht für die Beantwortung

aller Fragen herangezogen werden können. Sie sollen dem Vergleich mit extern-gerichteten

Texten dienen, um Unterschiede und Gemeinsamkeiten herausarbeiten zu können.

Als typisches Beziehungsmerkmal zwischen Dienstleister und Kunde (vgl. Abschnitt

1.3.1) wurde die Ausrichtung der Anbieter auf die Ziele Kundennähe und Kundenzufrieden-

heit (vgl. Abschnitt 1.3.2) genannt. Für die öffentliche Verwaltung, die sich als moderner

Dienstleistungsbetrieb sieht, gelten diese Ziele dementsprechend also auch. Wesentliche

Faktoren zur Erreichung dieses Zieles waren demnach die Überwindung der Distanz zum
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Bürger im täglichen Verwaltungsumgang, die Einstellung der Verwaltungsangehörigen zum

Bürger und die Bereitschaft der Mitarbeiter zur Bereitstellung einer effizienten, qualitativ in

jeder Beziehung hochwertigen und vor allem konkurrenzfähigen Dienstleistung, verbunden

mit dem Bewusstsein, dass der Bürger einen rechtlich festgeschriebenen Anspruch auf diese

Leistungen hat.

Die hier aufgezählten Merkmale der Dienstleistung sollen im folgenden mit den Begriffen

Verständlichkeit und Höflichkeit belegt werden und bilden die Untersuchungsvariablen für

die Textanalyse in den Kapiteln vier, fünf und sechs 1. 

Aus diesen Vorüberlegungen ergeben sich nun die folgenden Fragen:

1. Inwieweit wird die Funktion der reinen Informationsvermittlung für den Kunden zu-

friedenstellend realisiert? (Verständlichkeit)

2. Wie wird die Position (Rollenverteilung) vom Dienstleistungsanbieter zum Kunden

sprachlich realisiert? (Höflichkeit)

3. Hat die Textherkunft innerhalb der Verwaltung2 Auswirkungen auf die Verständlichkeit

und Höflichkeit? (Fachbereichsvergleich)

4. Werden Verständlichkeit und Höflichkeit adressatenorientiert realisiert? (Vergleich be-

hördeninterne/-externe Korrespondenz)

5. Sind Verständlichkeit und Höflichkeit abhängig von der jeweiligen Textsorte? (Text-

sortenvergleich)

Die Beantwortung dieser Fragen stellt gleichzeitig das Ziel der Analyse dar.

2.2 Wissenschaftstheoretischer Standort

Die vorliegende Untersuchung bemüht sich hauptsächlich um das Verstehen von Sinnzu-

sammenhängen, denn anders als bei streng erfahrungswissenschaftlichen Disziplinen, die auf

regelgeleitetem Beobachten von Gegenständen beruhen, kann nicht die isolierte Bewertung

eines Details zu gültigen Aussagen über das Ganze führen.

                                                
1 Zur genauen inhaltlichen Charakterisierung der davon abhängigen Untersuchungskriterien siehe Abschnitt 2.4.
2 Damit ist implizit auch eine Adressatenorientierung gemeint, da die Fachbereiche überwiegend an eine be-
stimmte Klientel schreiben:
Fachbereich 3 - unbestimmt (alle Schichten)
Fachbereich 5 - eher untere Schicht
Fachbereich 6 - eher mittlere bis gehobene Schicht.
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Diese Untersuchung ist im Rahmen einer Kommunikationswissenschaft anzusiedeln, die

sich der Notwendigkeit der Einbeziehung des Analytikers in den Analyseprozess bewusst ist.

Jeder Analytiker ist immer auch „kommunikativer Mitspieler“, wenn dies für den Entste-

hungsprozess der Texte im vorliegenden Fall auch keine Relevanz hat. Bei der Bewertung

aber sind seine eigenen Erfahrungen, seine Biographie, sein Verständnis von der Welt not-

wendige Voraussetzungen für die Analyse:

Wir erfassen den Aufbau individueller Lebenswelten allein auf dem Wege über sozial ein-
gelebte Kommunikation; deren bestimmte Regeln lernt man nur durch systematisches Mit-
spielen. (HABERMAS 1973: 215).

Die Vorgehensweise kann also als hermeneutisch-interpretativ bezeichnet werden, aller-

dings soll das Bemühen um intersubjektiv nachvollziehbare Auffindungsprozeduren das her-

meneutische Verstehen nachprüfbar machen:

Mit der hermeneutischen philosophischen Tradition nehmen wir die Erkenntnis ernst, daß
wir als Untersuchende schon immer verstehen, was wir untersuchen. Aber im Gegensatz zu
dieser Tradition von Dilthey bis Habermas ziehen wir aus der Erfahrung der prinzipiellen
Unverläßlichkeit des individuellen Vorverständnisses die Konsequenz, praktikable Hinwei-
se zu finden, mit denen andere unser Verständnis nachvollziehen können. (STEGER 1983:
28).

Zwar wird es nicht möglich sein, „objektive Messmethoden“ im Sinne der analytischen

Wissenschaftstheorie zu entwickeln, denn bei diesen Untersuchungen kann und soll der Ver-

stehensprozess des Analytikers nicht im letzten ersetzt werden. Allerdings können konstitui-

ve, immer wiederkehrende ausdrucksseitige Merkmale aufgefunden werden, die als rich-

tungsweisend für das eigene Verstehen sowie das Verstehen anderer angesehen werden kön-

nen. Bestimmte typische Versprachlichungsmuster zur Realisierung einer innewohnenden

Intention (vgl. STEGER 1983: 61) können als Signale für spezifische Sprachhandlungen und

Sprachhandlungsmuster gewertet werden.

Ausgehend von diesem Standort wird also für diese Arbeit die Kombination von herme-

neutisch-interpretativem und empirisch-analytischem Verfahren notwendig.

2.3 Vorgehensmethode

Die hier vorgestellte Analyse erfolgt auf der Basis eines Textkorpus, das 214 Einzeldo-

kumente umfasst. Generell kann eine Sprachanalyse als teilnehmende, systematische oder

standardisiert teilnehmende Beobachtung konzipiert werden. Da die vorliegende Untersu-

chung sich auf die Analyse der schriftlichen Textproduktion von Verwaltungsangehörigen
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beschränkt, ist eine teilnehmende Beobachtung3 des Kommunikationsverlaufes nicht möglich.

Auch die standardisiert teilnehmende Beobachtung ist eher für die Analyse mündlicher Ge-

sprächsdialoge geeignet, da die Standardisierung der Beobachtungsinhalte die Selektivität in

der Wahrnehmung des Beobachters steuern soll (bis hierher auch noch für schriftliche Kom-

munikation anwendbar) und so aber zurückwirken kann auf den Verlauf des Gesprächs.

Diese Möglichkeiten bestehen bei der Analyse schriftlicher Texte nicht, aber die räumli-

che und zeitliche Trennung von Textproduktion und Textwahrnehmung durch den Analytiker

liefert die Voraussetzungen für eine systematische Beobachtung, bei der die höchst realisier-

bare Trennung von Forscher und Beobachter gefordert wird. Auf die Problematik bei der

Verwirklichung dieser Forderung weist SCHWITALLA mit den folgenden zwei Punkten hin:

1. Der Untersuchende kann nicht so tun, als ob er von vorwissenschaftlichen oder wissen-
schaftlichen Begriffen nichts wüßte.

2. Er muß sich der Gefahr bewußt sein, beim Beobachten nur noch das zu sehen, was er
theoretisch oder unbewußt schon weiß. (SCHWITALLA 1979: 27).

Für die vorliegende Analyse wurden zwei Beschreibungskategorien gebildet, die durch die Be-

wertung ihrer jeweils zugehörigen Untersuchungskriterien (vgl. Abschnitt 2.4) eine Aussage

über die Texte ermöglichen sollen. Dabei finden die drei Stufen von Beobachtungsaussagen von

DITTMANN ihren Niederschlag, indem berücksichtigt wird, was nach unserer Interpretation i s t ,

was nach unserer Interpretation n i c h t  ist und dass etwas a n d e r s  ist als (regelhaft) erwart-

bar gewesen wäre (vgl. DITTMANN 1979: 17f.).

Die fünf selektierten Textsorten sind nach dem Gesichtspunkt der Adressatenbezogenheit

in fachintern (vgl. Abschnitt 3.4.1) und fachextern (vgl. Abschnitt 3.4.2) aufgeteilt.4 Die vor-

liegende Analyse untersucht im Kapitel vier zunächst die beiden fachinternen Textsorten ge-

trennt nach den Variablen Verständlichkeit (vgl. Abschnitt 2.4.1) und Höflichkeit (vgl. Ab-

schnitt 2.4.2), um danach im Kapitel fünf die drei fachexternen Textsorten nach dem gleichen

Schema zu analysieren.

                                                
3 Vgl. dazu: „Die teilnehmende Beobachtung ist die geplante Wahrnehmung des Verhaltens von Personen in
ihrer natürlichen Umgebung durch einen Beobachter, der an der Interaktion teilnimmt und von den anderen Per-
sonen als Teil ihres Handlungsfeldes angesehen wird.“ (FRIEDRICHS 1973: 289).
4 Vgl. dazu auch KNOBLOCH/SCHAEDER (1996: 23), die eine Unterscheidung von intra-, inter- und extrafachli-
cher Kommunikation vornehmen. Für die Textsorten des vorliegenden Korpus würde dies bedeuten:
Anschreiben an andere Behörden = interfachliche Kommunikation
Vermerke = intrafachliche Kommunikation
Bescheide, Mitteilungen und Anhörungen = extrafachliche Kommunikation.
Da die Analyse der fachexternen Textsorten im Vordergrund steht, wurde hier auf eine feinere Differenzierung
in intra- und interfachliche Kommunikation verzichtet und zusammenfassend von fachinternen Texten gespro-
chen.
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Für jede der fachinternen und fachexternen Textsorten werden die Resultate zuerst für je-

den der ausgewählten Fachbereiche separat ermittelt, im Anschluss daran folgt jeweils der

Fachbereichsüberblick mit dem direkten Vergleich der Fachbereichswerte für jede Textsorte.

Kapitel sechs schließlich vergleicht die Analyseresultate der einzelnen Textsorten jeweils

in ihrer Gruppe, d.h. fachintern und -extern, um dann die Gesamtwerte der fachinternen

Textsorten den Gesamtwerten der fachexternen Textsorten gegenüberzustellen. Diese Ver-

gleiche werden in der bekannten Reihenfolge angestellt, nämlich zuerst für die Verständlich-

keit und danach für die Höflichkeit.

Eine detaillierte Beschreibung der Vorgehensweise zur Ermittlung und Auswertung der

Analysewerte befindet sich im Abschnitt 4.1 für die Verständlichkeit und im Abschnitt 4.2 für

die Höflichkeit.

2.4 Analysevariablen

2.4.1 Verständlichkeit

Der Aspekt der Dienstleistung soll in der vorliegenden Arbeit für die Analyse der deut-

schen Verwaltungssprache der Gegenwart im Vordergrund stehen. Dienstleistung wird ver-

standen als:

Jene Problemlöse-Tätigkeiten, die es erfordern, daß Dienstleister in face-to-face Interaktio-
nen zu Bedienten treten, mit denen sie nichts weiter verbindet als der Tausch ‚Leistung ge-
gen Geld.’ (NERDINGER 1994: 54).

Diese „face-to-face Interaktion“ bedeutet aber, dass der Kunde im Dienstleistungsprozess

eine ganz entscheidende Rolle spielt; die vom Dienstleister angebotene Dienstleistung wird

vom Kunden ex poste auf ihre Qualität überprüft und beurteilt:

Inwieweit die gelieferte Qualität nun tatsächlich zur Bedürfnisbefriedigung beiträgt, ent-
scheidet letztendlich immer der Käufer.“ (SCHÜTZE 1992: 4).

Diese hochkomplexe Aufgabe der Qualitätsbeurteilung (vgl. Abschnitt 1.3.2) meistert der

Kunde mithilfe bestimmter Leistungsmerkmale5, die die Wahrnehmung der Dienstleistung

steuern sollen.

                                                
5 Weitere eher kognitiv orientierte Merkmale sind z.B. Flexibilität, Korrektheit, Kompetenz, Erreichbarkeit,
Kulanz, Problemlösungsorientierung und Kompromissbereitschaft; zu den eher affektiv orientierten Merkmalen
zählen u.a. Zuverlässigkeit, Intensität, Verständnis, Respekt, wichtiggenommen werden, Interessiertheit, Ehr-
lichkeit, Diplomatie, Eloquenz, Engagement und Zuhörvermögen.
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Für die vorliegende Arbeit wurden zwei Merkmale ausgewählt, die in den folgenden Ab-

schnitten näher erläutert werden. Alle beiden Merkmale dienen der Qualitätsbeurteilung einer

Dienstleistung, deren oberstes Ziel die Kundenzufriedenheit ist (vgl. Abschnitt 1.3.2).

2.4.1 Verständlichkeit

Die grundlegende Bedeutung von Sprache und Kommunikation für das menschliche Zu-

sammenleben ist unbestritten und wurde in dieser Arbeit schon mehrfach betont:

Das Verstehen von Sprache ist ein komplexer kognitiver Prozeß, der aus mehreren Infor-
mationsquellen gespeist wird und der einerseits dazu beiträgt, die mentale Repräsentation
der sprachverstehenden (menschlichen und maschinellen) Systeme zu erweitern. Anderer-
seits ist eine entsprechende Wissensbasis für das Verstehen von Informationen Vorausset-
zung für eine adäquate Verarbeitung des sprachlichen Inputs. Sprachverstehen ist allerdings
kein passiver Adaptionsprozeß, bei dem die neu einkommende Information in die beste-
hende Wissensrepräsentation eingepaßt bzw. integriert wird, sondern Verstehen ist ein kon-
struktiver Prozeß, bei dem das kognitive System den Input unterschiedlich gewichtet und
einzelnen thematischen Bereichen entsprechend unterschiedlicher Funktionen beim Aufbau
und der Erweiterung der mentalen Modellbildung zuweisen kann.“ (RICKHEIT 1995: 15f.).

Das simple Kommunikationsgrundmodell Sender – Kanal – Empfänger muss durch zahl-

reiche Zusatzfaktoren ergänzt werden, um auch nur annähernd das zu beschreiben, was bei

den unterschiedlichen Kommunikationsformen tatsächlich abläuft. Dabei wird deutlich: je

komplexer ein System ist, desto störanfälliger ist es auch. Dies trifft in hohem Maße auf die

menschliche Kommunikation zu, in der die Sprache eine herausragende Rolle spielt6.

Sprache ist offensichtlich nicht für alle gleich. Dies hat aber nicht nur sprachliche Ver-

ständigungsprobleme in konkreten Kommunikationssituationen zur Folge, sondern auch die

Erkenntnis, dass die „kulturell-operative Gleichwertigkeit verschiedener und die kulturell-

operative Überlegenheit bestimmter sprachlicher Ausdrucksformen“ (vgl. BADURA 1973: 10)

dazu führen kann, bestimmte gesellschaftliche Grenzen nicht überschreiten zu können. (vgl.

BADURA/GROSS 1975).

Bis Ende der siebziger Jahre bot der Begriff der „Sprachbarrieren“ 7 (vgl. BADURA 1972;

BADURA 1973; WATZLAWIK 1969; LAING 1971; BAUSINGER 1972) genügend Diskussions-

stoff, um Verständigungsprobleme nicht nur aus der Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Ge

                                                
6 Vgl. die Schwierigkeit der Philosophen mit dem „Werkzeug“ Sprache: „Die Philosophie ist ein Kampf gegen die
Verhexung unseres Verstandes durch die Mittel unserer Sprache.“ (WITTGENSTEIN 1967: 122). Denken und Kom-
munizieren wäre ohne Sprache unmöglich, doch genau hier liegt das Problem des Mediums Sprache: „Zwiefach als
Mittel verstanden kann Sprache also auch zwiefach Hindernis werden: Hindernis bei der Realisation von Gedanken,
Hindernis bei ihrer Übermittlung.“ (GRAUMANN 1972: 27).
7 Hier „verstanden erstens als Differenzen im Vokabular bzw. der Symbolkapazität, verstanden zweitens als se-
mantische Differenzen und drittens als Urteilsdifferenzen zwischen Dialogpartnern“ (BADURA 1973: 33).
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sellschaftsschichten zu begründen8. BADURA betont mehrfach die hochgradige Interdependenz

linguistischer und nichtlinguistischer Regeln:

Einerseits muss sprachliches Handeln als weitgehend „regelhaftes“ Handeln begriffen wer-
den, andererseits ist aber gerade die Sprache notwendige Bedingung und wesentliches In-
strument zur bewußten Konstruktion komplexer Handlungsprogramme – auch zur Beseiti-
gung oder zur (taktisch-motivierten) Erhaltung sprachbedingter Verständigungsprobleme.
(BADURA 1973: 15f.).

Es sind nicht nur mangelnde Schulbildung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten Ge-

sellschaftsschicht, die die Überwindung der Barrieren be- oder gar verhindern, die Beherr-

schung aller Fach-, Gruppen- oder Sondersprachen ist für einen einzelnen Menschen schlicht

nicht möglich. Das bedeutet, dass einzelne Menschen sich auf bestimmte für sie relevante

Bereiche der Sprache konzentrieren müssen, zumal sie als Gruppenmitglieder oft unbewusst

bereits sprachlich geprägt wurden. Die jeweilige Gruppenzugehörigkeit bestimmt in großem

Maße die Weltanschauung ihrer Mitglieder und leitet sie maßgeblich in ihrer Urteilskraft.

Dies birgt zwangsläufig die Gefahr zur Bildung von Vorurteilen in sich, denn die Unter-

scheidung von „vorläufigen Urteilen“ (prejudgements) und „Vorurteilen“ (prejudices)

(ALLPORT 1954: 9) ist zwar nicht jedem bewusst9, dennoch kann man sagen:

Undurchschaubarkeit weiter Bereiche der sozialen Umwelt einerseits und die Wirkung
herrschaftsvermittelter kollektiver Orientierungen andererseits machen es möglicherweise
in gegenwärtigen Gesellschaftsformationen für den einzelnen schier unvermeidlich, in zahl-
reichen Fällen auf Verhaltenssteuerungen durch erlernte aber noch unreflektierte und un-
aufgelöste schematische oder emotiv fixierte Urteile zurückzugreifen. (BADURA 1973:
137).

Wie und in welcher Form sich Urteile oder Vorurteile bilden, hängt demnach sowohl von

den historischen Bedingungen einer Gruppe oder einer ganzen Gesellschaft ab10, liegt aber

auch im Individuum selbst begründet.

                                                
8 Dieser Ansatz ist mittlerweile überholt, man spricht heute von Informatiosbarrieren (vgl. REHBEIN 1998;
SELTING 1987; OKSAAR 1983). LAMBERTZ benutzt diesen Begriff allerdings auch noch 1999, wenn er von ratio-
nalen (begründet auf einem unterschiedlichen Wissenstand) und irrationalen (nicht durch Verweis auf rechtliche
Zwänge legitimierbar) Sprachbarrieren spricht (vgl. LAMBERTZ 1999: 150).
9 „vorläufige Urteile“ sind ständig reversibel, während Vorurteile „schwer oder gar nicht reversibel sind, auch nicht
durch neue Informationen, die ihre Korrektur nahe legen“ (BADURA 1973: 70). Vgl. auch (ALLPORT 1954: 9): „If a
person is capable of rectifying his erroneous judgements in the light of new evidence he is not prejudiced. Pre-
judgements become prejudices only if they are not reversible when exposed to new knowledge.”.
10 Vgl. dazu auch (SODHI 1953: 8): „Der überwiegende Teil unserer Urteilsbildungen ist begründet in der Notwen-
digkeit, der sozialen Umwelt Herr zu werden. Bei derartiger Anpassung ist weniger die logische Begründung der
Urteile als vielmehr die Struktur der sozialen Umwelt maßgebend, die viel unmittelbarer und dringender eine Aus-
einandersetzung erfordert als die physikalische Umwelt. Die Übernahme der in einem Kulturkreis herrschenden
Anschauungen und Urteilssysteme durch ein in diesem Kulturkreis aufwachsendes Individuum erfolgt nicht auf-
grund eines logischen Erkenntnisprozesses, sondern in erster Linie aufgrund einer tätigen Auseinandersetzung mit
der sozialen Wirklichkeit, wobei die Übernahme der Urteile selbst eine Art des Auseinandersetzens mit ihr dar-
stellt.“



60

Der gesellschaftliche Wandel führt zu einem wachsenden Demokratiebewusstsein, dessen

sprachliche Auswirkung LAMBERTZ so beschreibt:

Der mündige Bürger ist aber immer auch der sprachlich mündige Bürger, da Politik vorran-
gig durch Sprache vermittelt wird. Eine der Nahtstellen, wo sich der Staat seinen Bürgern
stellt und wo Demokratie zur täglichen Erfahrung wird, sind die verschiedenen Ämter von
Stadtverwaltungen, mit denen jeder Bürger in sprachlichen Kontakt gerät. An dieser Naht-
stelle Sachverhalte zu verstehen, wird zu einem elementaren demokratischen Vorgang.
(LAMBERTZ 1999: 146f.).

Für die Kommunikation der Fachleute unter sich gibt es in fachlicher Hinsicht wohl kaum

Probleme, größere Schwierigkeiten entstehen erst bei der Verständigung zwischen Fachleuten

und Laien.

Hier hat nun auch die Frage nach dem Interesse11 wieder ihre Relevanz, wenn z.B. das

eintritt, was BADURA befürchtet:

Durch die Wahl einer nicht allgemein verständlichen Sprache werden dann politische
Sachverhalte der öffentlichen Kontrolle entzogen. An die Stelle der Begründung tritt eine
nicht hinterfragte und für viele nicht hinterfragbare Autorität der ‚Fachleute’ (BADURA
1973: 105; vgl. auch LÜBBE 1967: 20).

Dieses Interesse besteht bei vielen Fachsprachen jedoch nicht, im Gegenteil, sie sind bis-

weilen sogar sehr interessiert, ihre sprachlichen Äußerungen für den „Laien“ verständlich zu

machen; so befreit eine verständlich abgefasste Bedienungsanleitung, z.B. für ein technisches

Gerät, den Hersteller oder Vertreiber von lästigen und kostenintensiven Rückfragen. Die Ü-

bersetzung von Fachtexten in die Allgemeinsprache ist daher ein ganz wesentlicher Teil der

Fachsprachenforschung, wobei die technischen Fachsprachen schon in verschiedene „Benut-

zerschichten“ gegliedert sind.12

Eine weitgehend störungsfreie Kommunikation gelingt also immer dann, wenn wie bei

Anspielungen folgende Bedingungen erfüllt sind:

Beide Kommunikationspartner legen ein „Ingroup“-Verhalten an den Tag, und zwar derge-
stalt, daß zwischen Sender und Empfänger nichts „ausgehandelt“ zu werden braucht, etwa
in dem Sinn, wie der Sender in Fachtexten auf expositorische Weise und mit Hilfe von De-
finitionen empfängerseitiges Wissen progressiv aufbaut. (WILSS 1989: 139).

                                                
11 Vgl. zur Auffassung des Begriffes Interesse auch SADOWSKI/GOETZ/FRITZ 1993: „Comprehensibility of a text is
a major cause of interestingness.“
12 Vgl. die Aufteilung in mehrere Sprachschichten bei ISCHREYT 1965: 39: er unterscheidet die „wissenschaftliche“,
die „Verkäufer-„ und die „Werkstattsprache“.
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Es sollen bestimmte Konventionen (vgl. LEWIS 1969; CLARK 1992) eingehalten werden.

Für die Überwindung von Sprach- bzw. Informationsbarrieren muss also die Bereitschaft vor-

handen sein, bestehende Sprachregelungen kritisch distanziert zu beurteilen und gegebenen-

falls neu zu ordnen oder zu modifizieren. Diese Bereitschaft hängt von zwei Randbedingun-

gen ab:

1. von der subjektiven Fähigkeit der Dialogpartner zur Rollendistanz (vgl. GOFFMAN

1961)

2. von der lebensgeschichtlich und situationsabhängigen Chance zum Rollentausch (vgl.

BADURA 1973).

Besondere Beachtung verdient die Beschäftigung mit Verständigungsproblemen bei der

Rezeption von schriftlichen Texten. Für deren spezielle Analyse gelten z.T. andere Regeln als

z.B. für die Beurteilung von Gesprächsdialogen in mündlicher Form13. Wenn es auch auf den

ersten Blick vielleicht so erscheinen mag, als sei die Untersuchung eines fertigen, in sich ab-

geschlossenen Objekts wie einem Text leichter als die Analyse eines Gesprächs14, das an sich

durch seine Vergänglichkeit schon ein diffizileres Objekt zu sein scheint, so muss man dieses

Urteil bei näherer Betrachtung schnell revidieren:

Die empirische Realität des Textverstehens ist weit komplexer, als dies allein mit Rege-
lungs- und Handlungskonzepten beschrieben werden kann. Sie entzieht sich der glatten
Einpassung in geregelte und intentionale Prozesse, wenn wir nur ein wenig schärfer hin-
schauen. (STROHNER 1988: 484).

Die immer wiederkehrenden Klagen über unverständliche Texte z.B. im Bereich der

Fachsprachen und der Wunsch, Textverständlichkeit beherrsch- und damit steuerbar zu ma-

chen, führte zu den verschiedensten Forschungsansätzen. Allerdings stand dabei immer die

„Produktionsseite von Sprache“ (vgl. SPILLNER 1995: 13) im Vordergrund. Erst nach und

nach wurden die Forscher sich bewusst, dass Verständlichkeit nicht ohne Einbeziehung des

Lesers beurteilt werden kann:

Bei einer verständigungsorientierten Kommunikation (HABERMAS 1981) ist das Verstehen
der sprachlichen Äußerung durch den Rezipienten das wichtigste Ziel. (RICKHEIT 1995:
16).

                                                
13 Vgl. dazu BIERE 1995 und NOTHDURFT 1995, der die Verständigungsprobleme provokativ mit der Entstehung
des Schrifttums in Verbindung bringt.
14 Textanalyse hier zunächst nicht verstanden als Verstehen von Sprache, sondern als reine Oberflächenanalyse der
Textverständlichkeit ohne Berücksichtigung weiterer Einflussbedingungen. Das führte zur Entwicklung von Les-
barkeitsformeln, die sich nur auf Textoberflächenmerkmale beziehen.
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Die Kontrolle, ob ein Text wirklich verstanden wurde, kann in empirischen Versuchen

immer nur mit ausgewählten Rezipienten stattfinden, so dass Aussagen über die Textver-

ständlichkeit nicht ohne den Bezug zu dieser Rezipientengruppe gemacht werden können. Die

Messung des Textverständnisses sollte daher nach möglichst einheitlichen Kriterien erfolgen.

Exemplarisch hier fünf Kriterien, anhand derer HABEL festlegt, ob ein Text als verstanden

gelten kann:

- Reproduktion des Textes  (Wiedergabe)

- Paraphrasierung des Textes (eigene Worte)

- Beantwortung von Fragen (Ableitung von Sachverhalten)

- Zusammenfassung des Textes (Straffung)

- Ausführung nicht-sprachlicher Handlungen (Anschlusshandlungen) (HABEL 1982: 43).

Obwohl grundsätzlich Einigkeit über die Existenz verschiedener Ebenen von Verstehens-

prozessen15 herrscht, bestehen bei den Vertretern der autonomen Sprachverarbeitung (z.B.

KINTSCH/VAN DIJK 1978; VAN DIJK/KINTSCH 1983) und der interaktiven Sprachverarbeitung

(z.B. RUMELHART 1975/1980; SCHANK/ABELSON 1977; JUST/CARPENTER 1980/1987;

JOHNSON-LAIRD 1983/1989; SANFORD/GARROD 1981; GARROD 1993) unterschiedliche An-

nahmen über die Beziehung der einzelnen Ebenen zueinander. Während die autonomen Ver-

treter der Auffassung sind, jede Einheit entwickele sich erst für sich allein und trete dann mit

den anderen Einheiten in Beziehung, glauben die interaktiven Vertreter, dass alle Einheiten

von Anfang an – also auch während ihres Entstehungsprozesses – miteinander in Verbindung

stehen:

Im Gegensatz zu den autonomen Ansätzen gehen die interaktiven Prozeßmodelle von einer
ständigen gegenseitigen Beeinflussung der einzelnen kognitiven Subsysteme aus.
(RICKHEIT 1995: 16). 

In jedem Fall ist das Wissen der Rezipienten über einen Sachverhalt ganz entscheidend für

das Sprachverstehen (ENGELKAMP/PECHMANN 1993). In zahlreichen Experimenten (z.B.

CHIESI/SPILICH/VOSS 1979; VOSS/VESONDER/SPILICH 1980; KIERAS 1981;

KINTSCH/BRITTON/MANNES et al. 1993) wurde nachgewiesen, dass Experten Texte über ihr

Sachgebiet anders verarbeiten als Laien.

                                                
15 Gemeint ist die perzeptuelle, die morpho-syntaktische, die konzeptuelle, die referentielle und die semantisch-
pragmatische Ebene.
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Aber nicht der kognitive Vorgang allein steuert das Verstehen von Sprache, sondern äs-

thetische und emotionale Komponenten haben ebenfalls einen großen Anteil, ebenso wie

Meinungen, Einstellungen und Gefühle (FIEHLER 1990; HIELSCHER 1994) sowie das Interes-

se.16

Die Schwächen eines rein textorientierten Ansatzes (vgl. FLESCH 1948; KLARE 1976;

DICKES/STEINER 1977), bei dem solche Merkmale wie Wort- und Satzlänge Aufschluss über

die Verständlichkeit eines Textes geben sollten, wurden bald so offensichtlich, dass die Ent-

wicklung des kognitionsorientierten17 Ansatzes nur noch eine Frage der Zeit war:

Während am Anfang noch Lesbarkeitsformeln und Ratingverfahren die wichtigsten Zugän-
ge zur Verständlichkeit von Texten waren, versucht die Forschung mittlerweile eher, das
kognitive Gesamtgeschehen bei der Interaktion zwischen einem Text und seinen Le-
sern/Leserinnen zu erfassen. (KRINGS/RICKHEIT 1995: 43).

Die Unzulänglichkeit des textorientierten Ansatzes wurde z.B. bei einem Verständlich-

keitstest RICHAUDEAUS deutlich, bei dem er seinen Versuchspersonen zwei Sätze anbot:

(1) J’en ai vu l’exemple en une grand-mère fort instruite qui n’arriva jamais à enseigner à
sa petite fille le calcul et l’orthographe.

(2) Le prolétariat isolé dans ses rêveries, la bourgeoisie fermée, les fonctionnaires prudents,
la jeunesse résolue et muette, voilà ce qu’on vit. (RICHAUDEAU 1995: 33).

Die in vorhergehenden Untersuchungen literarischer Texte von 26 französischen Autoren

und einiger nicht-literarischer Texte ermittelte „phrase pivot“ (vgl. RICHAUDEAU 1995: 33)

hat eine Satzlänge von 15 Wörtern. Diese Länge überschreiten beide Sätze mit 27 (1) und 22

(2) Wörtern. Obwohl der erste Satz deutlich länger als der zweite ist, und nach dem textorien-

tierten Verständnis also auch weniger verständlich sein müsste, zeigen die Versuchsergebnis-

se ein anderes Bild: Während die Testpersonen 22 Wörter (80%) des ersten Satzes behielten,

waren es bei dem kürzeren zweiten Satz nur 10 Wörter (weniger als die Hälfte). Die Gründe

dafür sieht RICHAUDEAU in der Beziehung des Satzes zum Leser. Im Gegensatz zu (2) kann in

(1) eine affektive Beziehung hauptsächlich durch das Wort grand-mère aufgebaut werden, die

durch die Möglichkeit der visuellen Vorstellung18 der Szene noch komplettiert wird.19

                                                
16 Dies ist in mehreren Studien nachgewiesen, vgl. ANDERSON/REYNOLDS/SCHALLERT/GOETZ 1977;
SJOGREN/TIMPSON 1979; RICKHEIT 1983).
17 JAHR spricht in diesem Zusammenhang von einem instruktionspsychologischen Ansatz, in dessen Mittelpunkt
der Text steht, und von einem kognitionspsychologischen Ansatz, der den Rezipientenbezug in den Mittelpunkt
stellt (vgl. JAHR 1996: 47ff).
18 Vgl. zur Bildhaftigkeit auch (BALLSTAEDT 1995: 67): „Visuelle Informationen konstituieren Konzepte, dagegen
sind Wörter nur Stellvertreter für Konzepte.“
19 In eine ähnliche Richtung geht der Versuch des amerikanischen Psycholinguisten DONALD PEARSON, der mit
einer Gruppe von 9-Jährigen die Verständlichkeit von Textvarianten untersuchte. Dabei stellte sich heraus, dass
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Jede Aussage über die Verständlichkeit eines Textes ohne die Einbeziehung des Rezi-

pienten bleibt also zwangsläufig ungenau. „Text comprehensibility can only be enhanced if

we look at the comprehension processes in the users of the text.” (STROHNER 1995: 62). Den-

noch lassen sich einige Faktoren derart konkretisieren, dass sie einer allgemeingültigen Aus-

sage gleichen:

Sätze, die ca. 15 Wörter umfassen, rechts-rekursiv, hochkohärent, visualisierbar, emotiv,

vorhersehbar und durch Interpunktion gut gegliedert sind, können besser verstanden und be-

halten20 werden.

Grundlage dafür ist die Tatsache, dass der Mensch in der Regel auf eine ganz bestimmte

Weise liest:

Or de nombreux travaux ont montré que le comportement du bon lecteur fait intervenir un
processus d’anticipation: anticipation des structures syntaxique, d’une tournure stylistique;
anticipation du sens à venir, du genre de mot, voire du mot exact. (RICHAUDEAU 1995: 34).

Die beiden bekanntesten auf der Basis des kognitionsorientierten Ansatzes entwickelten

Modelle sind das Hamburger Verständlichkeitsmodell (LANGER/SCHULZ VON THUN/TAUSCH

1974) und das Verständlichkeitskonzept von GROEBEN (GROEBEN 1978/1981). Beide Modelle

leiten aus ihren ermittelten Grundsätzen praktische und konkrete Optimierungsvorschläge ab.

Bei der Frage, wo bei der Optimierung der Textverständlichkeit am ehesten anzusetzen sei,

beim Text oder beim Leser21, entschieden sich LANGER, SCHULZ VON THUN UND TAUSCH

eindeutig für den Text:

Wenn wir erreichen wollen, daß Informationen von Lesern besser verstanden und gelernt
werden, dann gibt es grundsätzlich zwei Wege: Anhebung der Verständnisfähigkeit des Le-
sers oder Senkung der Schwerverständlichkeit der Texte. [...] Doch haben wir uns in die-
sem Buch der zweiten Möglichkeit zugewandt: der Verminderung der Schwerverständlich-
keit von Informationstexten oder anders ausgedrückt, der verständlichen Textgestaltung.
(LANGER/SCHULZ VON THUN/TAUSCH 1974: 8).

Die vier erarbeiteten Dimensionen Einfachheit, Gliederung-Ordnung, Kürze-Prägnanz

und Zusätzliche Stimulation wurden jeweils mit zwei Polen, die in 1er-Schritten von +2 bis –2

                                                                                                                                                        
z.B. die beiden Einzelsätze „John was lazy. So he slept all day.“ schlechter memorisiert wurden als ihre syntakti-
sche Verknüpfung “Because John was lazy, he slept all day.“ (vgl. RICHAUDEAU 1995: 35).
20 Zu Behalten und Lernen im aufgabenorientierten Ansatz vgl. z.B. GRABOWSKI 1991; MÜSSE-
LER/RICKHEIT/STROHNER 1985.
21 Vgl. zur kritischen Auseinandersetzung mit Verständlichkeitskonstrukten, die nur textimmanente Merkmale
berücksichtigen, und zur Fortentwicklung dieser Modelle TERGAN 1981; KINTSCH/VAN DIJK 1978; KINTSCH 1988;
BALLSTAEDT/MANDL/SCHNOTZ/TERGAN 1981; MANDL 1981; BAUMANN 1980; TERGAN 1983.
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reichten, versehen und sollten sogenannten Experten als Grundlage für die Textbewertung

dienen.

    

     

Abb. 2-1: Überblick der Dimensionskriterien (LANGER/SCHULZ VON THUN/TAUSCH 1974: 9ff.)

GROEBEN dagegen bezieht die Rezipientenmerkmale stärker mit ein und entwickelt dazu

ein Konzept, das von einer Lerner-Text-Interaktion ausgeht. So gewinnt auch er vier Dimen-

sionen:

1. Ästhetische Information (grammatikalisch-stilistische Einfachheit von Texten)

2. Kognitive Strukturierung (didaktische Implikationen der Subsumtionstheorie)

3. Semantische Redundanz (Wiederholung von Wörtern und Phrasen)

4. Konzeptueller Konflikt (didaktische Implikation der Neugiertheorie) (vgl. GROEBEN
1978/1981).

Im Gegensatz zu LANGER, SCHULZ VON THUN und TAUSCH redet GROEBEN aber nicht der

Produzierung von möglichst einfachen22 Texten das Wort, vielmehr sieht er Verständlich-

keitsoptimierung am besten durch Texte mit mittlerer Verständlichkeit unter Einbeziehung

bestimmter Adressatenkreise realisiert (CHRISTMANN/GROEBEN 1996).

Anfang der 80er Jahre schließlich wurde die Diskussion um die Verständlichkeitsfor-

schung durch die Theorie der mentalen Modelle (vgl. GARNHAM 1981; JOHNSON-LAIRD 1983)

neu belebt23:

                                                
22 Auch JAHR hält z.B. eine klare inhaltliche Gliederung mit hierarchischer Strukturierung für deutlich verständ-
lichkeitsfördernder als sprachliche Einfachheit (vgl. JAHR 1996: 158).
23 Zur kritischen Diskussion zur minimalistischen und maximalistischen Theorie und ihrer Ergänzung mit der
situierten Inferenzbildung vgl. PAYNE 1993; MCKOON/RATCLIFF 1992; NETSOPOULOS/ABADZI 1986; STROHNER
1990/1995; GRAESSER/SINGER/TRABASSO 1994 sowie JAHR (1996: 37): „Inferenzen sind kognitive Operationen,
mittels derer im Text nicht explizit ausgedrückte Zusammenhänge durch den Leser konstruktiv aufgrund be-
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Es wird angenommen, daß aufbauend auf der Repräsentation der sprachlichen Oberfläche,
sowie den Repräsentationen der syntaktischen, semantischen und propositionalen Struktur
eine Repräsentation des Sachverhalts gebildet wird, der dem Rezipienten aufgrund der
Textaussagen am plausibelsten erscheint. Die Sachverhaltsrepräsentation stellt die Inter-
pretation des Textes dar. (KELTER/KAUP 1995: 70).

Die Vorstellung aller bisher beschriebenen Modelle zur Erforschung der Textverständ-

lichkeit macht eines deutlich: es gibt keinen id ipso einfachen oder komplizierten, verständli-

chen oder unverständlichen Text. Erst in Kombination mit einem konkreten Leser manifestie-

ren sich diese Eigenschaften in ganz individueller Weise:

Die Textverständlichkeit ergibt sich folglich aus der umfassenden Wechselwirkung zwi-
schen der mentalen Repräsentation des im Fachtext dargestellten Inhaltes und den bereits
ausgebildeten individuellen Wissensstrukturen, wobei interkulturelle, soziale, kognitive,
inhaltlich-gegenständliche, funktionale, textstrukturelle, stilistische und semantische Fakto-
ren entscheidenden Einfluß auf das Verstehen sprachlich kodierter Informationen nehmen.
(BAUMANN/KALVERKÄMPER 1995: 270).

Was also soll ein Textautor tun, dem immer wieder vorgeworfen wird, dass seine Texte zu

unverständlich sind? Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit Verwaltungstexten, deren

Formulierung schon immer Unmut hervorriefen. In den 50er Jahren äußerte LESS bereits die

Vermutung, dass die Texte nicht ohne Bezug zum Menschen gesehen werden können:

Sprachliche Empfehlungen reichen nicht aus. Es bedarf des W i r k e n s  i n  d e n
M e n s c h e n  h i n e i n . (LESS 1958: 367).

Allerdings meinte er bei dem Menschen nicht den Leser, sondern den Autor, den Verwal-

tungsangestellten. Hier allein vermutet er den Grund für die mangelnde Verständlichkeit. Er

glaubt, hier ansetzen zu müssen, damit Verwaltungstexte verständlicher formuliert werden.

Wenn auch nicht in dem hier gemeinten Sinne (vgl. Anm. WIDMAIER in Abschnitt 1.2.4,

S. 28), so ist dieser Ansatzpunkt durchaus erfolgversprechend. Immerhin hat der Textprodu-

zent für die Verständlichkeit seiner Texte eine ganz entscheidende Funktion24: wenn er auch

die Interaktion eines späteren Lesers im Einzelfall nicht voraussehen kann, so hat er doch die

Möglichkeit, seinen Text von vorneherein so zu gestalten, dass er den in vielen Versuchen

entwickelten Verständlichkeitskriterien entspricht. BIERE bemerkt dazu:

                                                                                                                                                        
stimmter Annahmen und seines Hintergrundwissens erschlossen werden. [...] Je abstrakter jedoch die Textinhalte
und je mehr sie der Wissenschaftssprache zuzuordnen sind, umso mehr werden die logischen Inferenzen domi-
nieren.“
24 Vgl. zur Problematik der Verbindung der produktionsorientierten vs. rezipientenorientierten Erforschung der
(Text-)Verständlichkeit die Frage von AUGST/ANTOS: „Ist das produzentenspezifische Verständnis von Ver-
ständlichkeit überhaupt identisch mit jenen Vorstellungen, die Adressaten von verständlichen Texten haben?“
(AUGST/ANTOS 1992: 3).



67

Einerseits können wir, wenn auch nur sehr generelle, Annahmen über die Wissensvoraus-
setzungen auch größerer, relativ inhomogener Adressatengruppen machen, andererseits ist
kaum zu bestreiten, dass der Autor in vielen Fällen auch generelle verständlichkeitsför-
dernde Texteigenschaften zu berücksichtigen versuchen kann, um seinen Text besser les-
bar, verständlicher zu machen. (BIERE 2000: 863).

Damit gibt es zwar keine Verständlichkeits-Gewähr, aber dem Textautor kann keine man-

gelnde Kooperationsbereitschaft vorgeworfen werden.

Beispiele für solche Optimierungskonzepte sind das von SAUER entwickelte Vier-Felder-

Schema (SAUER 1995) und die von der Bundesstelle für Büroorganisation und Bürotechnik

aufgestellten sechs Leitsätze zur Textverständlichkeit (BBB, M23) unter Berücksichtigung

des Drei-Takte-Verfahrens (BBB, M18). Der gesamte Ablauf der Texterstellung sollte dem-

nach in drei Takte untergliedert werden, die in zeitlicher Beziehung zueinander stehen und

sequentiell abgearbeitet werden sollen, dabei ist die Anwendung der Leitsätze auf die Takte 2

und 3 als hilfreiches Arbeitsmittel konzipiert.

Die folgende Grafik veranschaulicht das Drei-Takte-Verfahren:

Abb 2-2: Drei-Takte-Verfahren (BBB, M18)

Bei der Erarbeitung der Leitsätze war den Autoren die Problematik der unberechenbaren

Text-Leser-Komponente bewusst, denn sie leiteten als Begründung für ihre Kriterien gehirn-

biologische Ursachen für ihre (fast Allgemein-) Gültigkeit ab. Im einzelnen umfassen die

sechs Leitsätze folgende Kriterien mit ihren biologischen Gründen:
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Abb. 2-3: sechs Leitsätze zur Textverständlichkeit (vgl. BBB, M23)

Angesichts der zahlreichen Attribute25, die für verständliche Texte gelten sollen, hat sich

SAUER für die Bildung einer „Minimalkonstellation der Textverständlichkeit“ (SAUER 1995:

158) entschieden. Das daraus entstandene Vier-Felder-Schema arbeitet mit den Begriffen

Lesbarkeit, Verstehbarkeit, Brauchbarkeit und Anwendbarkeit.

Lesbarkeit bezieht sich auf alle visuellen Komponenten des Textes, die mit der optischen

Wahrnehmung erfasst werden können.

Verstehbarkeit bezieht sich direkt auf das Vorwissen des Lesers bei der kognitiver Verar-

beitung des Textes.

Brauchbarkeit bezieht sich auf die Entsprechung von Erscheinungsbild und Inhalt.

Anwendbarkeit bezieht sich auf die Kopplung der Leseaufgabe (Zweck) mit weiteren An-

schlusshandlungen (Leserziel).

                                                
25 Vgl. SAUER 1995: 157: „Verständliche Texte sollen sein:
lesbar vollständig einheitlich zielgruppengerecht
aktuell wirtschaftlich hierarchisch informativ
brauchbar sachlich richtig logisch funktionsentsprechend
gegliedert prägnantanregend zusammenhängend
handlungsbezogen anschaulich eindeutig kontinuierlich
konsequent strukturmarkiert nicht banal bildintegrierend
zugänglich übersichtlich akzeptabel angemessen
interessant distanziert attraktiv deutlich“
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Die folgende Abbildung verdeutlicht die Wirkungsfaktoren in ihrer Verflechtung zu den

vier Feldern:

Abb. 2-4: Textverständlichkeitskriterien im Textmodell (SAUER 1995: 168)

Für die in den Kapiteln vier, fünf und sechs folgende Korpusanalyse werden primär die

sechs Leitsätze und vor allem das Vier-Felder-Schema Anwendung finden, da sie als „Ober-

menge“ aller vorgestellten Modelle die brauchbarsten Ergebnisse im Hinblick auf eine Ver-

ständlichkeitsaussage über die untersuchten Texte erwarten lassen.
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2.4.2. Höflichkeit

Der Begriff der Höflichkeit findet seine Anfänge im Verlauf des 12. Jahrhunderts, als sich

in Frankreich und Deutschland territoriale Herrschaftszentren herausbildeten. Der dort ansäs-

sige Adel hatte das Bedürfnis, sich mit seinen neuen Standards und Lebensformen fest zu e-

tablieren und erfand dazu ein Regelsystem, das ihn nach außen abgrenzte und ihm nach innen

Verständigung bot. Dieses Regelsystem bezog sich auf alle Bereiche des höfischen Lebens,

und die Einhaltung bzw. Nicht-Einhaltung der Regeln kennzeichnete die Menschen in ihrer

Zugehörigkeit zu einer Klasse.

Höflichkeit ist zunächst also nur und ausschließlich an dem Adelshöfen zu finden, das üb-

rige Volk kannte solche expliziten Regeln für den täglichen Umgang nicht und hatte sicher

auch weder die Möglichkeit noch die Muße, sich im Gebrauch dieser Regeln zu üben. Ver-

mutlich hätten die einzelnen Bürger auch vieles nicht verstanden, denn die höfische Sprache

passte sich der höfischen Lebensführung an:

Wir nennen die Sprache mit Recht auch höfisch (curiale), denn höfisches Wesen ist nichts
anderes als abgewogene Regeln für Handlungen. Und da eine Waage für solches Wiegen
nur in den vornehmsten Hoflagern (curiae) zu sein pflegt, ist dies der Grund, daß alles, was
in unseren Handlungen gut abgewogen ist, höfisch genannt wird. (DANTE ALIGHIERI in De
Vulgari Eloquentia hier zitiert nach MONTANDON 1991: 8).

Obwohl auch für das bürgerliche Zusammenleben gewisse gemeinsame Wertvorstellun-

gen existieren mussten, wurden sie doch nicht nach strengen Vorschriften gelernt. Im übrigen

bestand dazu auch nicht die gleiche Notwendigkeit, denn für den Adel war das höfische Ver-

halten zum großen Teil eine Demonstration und Absicherung der hierarchischen Verhältnisse.

Jeder einzelne hatte sich an das vorgeschriebene höfische Zeremoniell zu halten und sicherte

dadurch „ein prekäres Sozialgefüge ab“ (SCHMITT-SASSE 1991: 93). Jede Szene des höfischen

Zusammenlebens war bis ins Detail geplant, so dass weder die Kleidung, die relative Sitz-

oder Standposition im Raum, noch eine Geste oder ein Wort dem Zufall überlassen werden

durfte:

Die Wahl der sprachlichen Mittel wird durch die Regeln der Höflichkeit gesteuert, die die
Sprecher vor allem auf die korrekte Ehrerbietung gegenüber dem Gesprächspartner ver-
pflichten; auch hier müssen die gewählten Mittel miteinander harmonieren. Die Kompli-
mente als wichtigster Ausdruck der Höflichkeit führen eine wechselseitige Verschiebung
des sozialen Ranggefälles herbei, die wieder in dessen adäquater Spiegelung münden soll.
(SCHMITT-SASSE 1991: 93f.).

Der Adel hatte so eine Möglichkeit gefunden, sein Verhalten zu institutionalisieren und

die in einer streng hierarchisch angeordneten Gemeinschaft immer (wenn auch latent) vor
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handenen Ausbruchsbestrebungen zu kanalisieren. Die ständige gegenseitige Kontrolle1 er-

möglichte die Aufrechterhaltung eines sozialen Systems, das durch sofortige Sanktionierung

der kleinsten Verstöße außerordentlich stabil gehalten wurde. Dabei war die Unzulänglichkeit

des Menschen an sich kein Geheimnis und sollte ja gerade durch das Befolgen der Höflich-

keitsregeln in die richtigen Bahnen gelenkt werden:

Die Höflichkeit reguliert die triebhaften Wünsche und ermöglicht ein Zusammenleben ohne
Haß: sie lehrt, sich anderen gegenüber in angenehmer Weise zu verhalten und Kränkungen
zu vermeiden. (MENSION-RIGAU 1993: 145).

Im Zuge der Verfestigung und Etablierung der höfischen Regeln entstanden nach und

nach eine Reihe von schriftlichen Dokumenten, die zum Teil die traditionell mündliche Über-

lieferung und Vermittlung der höfischen Kultur zum Ziel hatten, zum anderen entstanden

auch Romane und verschiedene Formen geselliger Prosa, die durch die Abbildung höfischen

Lebens Zeugnis über die damaligen Verhältnisse geben.2 Dabei rückte die Höflichkeit als sol-

che in den Blickpunkt des Interesses und wurde sowohl auf ihr Wesen an sich als auch auf die

Bedeutung und Beziehung zum Menschen analysiert, wobei die regionalen und situativen

Besonderheiten, die in der mündlichen Übermittlung überwogen, durch allgemeinere und

weitgehend standardisierte Aussagen eine überregionale Relevanz bekommen:

Höfische Literatur und höfische Kultur zeichnen sich bereits im frühen 13. Jahrhundert
durch einen hohen Grad an Allgemeingültigkeit und Generalisierung aus und überwinden
damit die räumliche und zeitliche Gebundenheit mündlicher Überlieferung. (WENZEL 1991:
27).

Bei der Beschäftigung mit dem Wesen der Höflichkeit ist man immer geneigt, sie in die

Nähe der Tugenden3 zu rücken, gleichwohl wird sie dort nicht explizit genannt4. Der Code der

Höflichkeit fordert:

                                                
1 ELIAS erkennt in dieser Kontrolle die stark ausgeprägte Fähigkeit der Hofmitglieder, den einzelnen Menschen in
besonderer Weise nicht für sich allein, sondern in Beziehung zu seiner jeweiligen Umgebung zu beurteilen (ELIAS
1969: 374): „Die höfische Kunst der Menschenbeobachtung ist – zum Unterschied von dem, was wir heute ge-
wöhnlich „Psychologie“ nennen -, niemals darauf abgestellt, den einzelnen Menschen für sich allein zu betrachten,
als ob er die wesentlichen Merkmale seines Verhaltens unabhängig von seinen Beziehungen zu Anderen mit sich
trage und gleichsam erst nachträglich zu Anderen in Beziehung trete; der Zugriff ist hier um so wirklichkeitsnäher,
als der Einzelne immer in seiner gesellschaftlichen Verflochtenheit ins Auge gefaßt wird, als ein Mensch in seinen
Beziehungen zu anderen, als Einzelner in seiner gesellschaftlichen Situation.“
2 Exemplarisch zu erwähnen sind „Astrée“ von HONORÉ D’URFÉS, „Galateo“ von GIOVANNI DELLA CASA, „Corte-
giano“ von CASTIGLIONE, „Oráculo Manual” von GRACIÁN, „Charactères“ von LA BRUYÈRE, „Letters to his son“
von LORD CHESTERFIELD, „Über den Umgang mit Menschen“ von KNIGGE und „“De civiltate morum puerilium“
(Über zivilisiertes Benehmen bei Jugendlichen) von ERASMUS VON ROTTERDAM.
3 Der Kanon der vier Kardinaltugenden umfasst: Klugheit, Gerechtigkeit, Tapferkeit und Maß.
4 Vgl. dazu auch COMTE-SPONVILLE über die Einschätzung der Höflichkeit als Tugend: „Das Sein der Höflichkeit
erschöpft sich vollständig in ihrem Erscheinen.“ (COMTE-SPONVILLE 1991: 24).



- 72 -

Anderen entgegenzukommen, ihnen möglichst gefällig zu sein und ihnen insofern auch tat-
sächlich zu gefallen, das gilt den großen Ratgebern der Höflichkeit, von Castiglione bis
Knigge, als Inbegriff höflicher Geselligkeit. Auf diese Weise sollen dem Zusammenleben
der Menschen nach Möglichkeit Schärfe und Härte genommen werden. (WEINRICH 1996:
11f.)

Diese Ausrichtung auf andere ist also wesentliches Merkmal für die Höflichkeit und damit

ein ganz wesentlicher Faktor für das Sozialverhalten:

Die Höflichkeit nämlich ist die konventionelle und systematische Verleugnung des Egois-
mus in den Kleinigkeiten des täglichen Verkehrs und ist freilich anerkannte Heuchelei:
dennoch wird sie gefordert und gelobt; weil, was sie verbirgt, der Egoismus, so garstig ist,
daß man es nicht sehen will, obschon man weiß, daß es da ist. (SCHOPENHAUER 1962: 729).

Damit rückt höfliches Verhalten verdächtig nah an die Lüge heran (vgl. WEINRICH 1986),

denn die „Heuchelei“ enthält doch einen (egoistischen) Selbstzweck: obwohl die „Redlichkeit

uns manchmal zwingt, zu mißfallen, zu schockieren, zu verletzen“ (COMTE-SPONVILLE 1991:

32), gehen wir den „bequemeren“ Weg der Höflichkeit, wohl auch aufgrund einer Art „Ver-

meidungsstrategie“ (vgl. WEINRICH 1996: 12f.). Eine unangebracht schroffe Bemerkung z.B.,

die in höfischen Zeiten unweigerlich zu einem Duell auf Leben und Tod geführt hätte, da die

Verteidigung der Ehre auf dem Spiel stand, kann durch gezieltes höfliches Verhalten vermie-

den werden.5

Sind höfliche Menschen demnach irgendwie unehrlich? Über den Stellenwert der Höf-

lichkeit6 wird man sich wohl nie ganz einig werden, fest steht, dass die Höflichkeit trotz ihres

vergleichsweise niedrigen Stellenwertes („Minima moralia“ bei ADORNO) große Auswirkun-

gen auf das tägliche Leben hat, nämlich einfach durch ihre - im Vergleich zu den höherbe-

werteten, klassischen Tugenden - entschieden häufigere Anwendbarkeit. Wie oft kommt der

durchschnittliche Mensch im Laufe seines Lebens ernsthaft in die Verlegenheit, z.B. seine

Tapferkeit beweisen zu müssen, aber wie oft kann er demgegenüber die Prinzipien der Höf-

lichkeit anwenden?7

Dies darf aber nicht zu einer schematischen Anwendung führen, da die Höflichkeit sonst

ihr Wesen verliert. Schon in den ältesten Verhaltensregeln zur Höflichkeit wird immer wieder

darauf hingewiesen, dass die Vermeidung von Mühe und Angestrengtheit (vgl. CASTIGLIONE

                                                
5 CHAUCHADIS bezeichnet daher die Ehre als „savoir mourir“ und die Höflichkeit als „savoir vivre“ (CHAUCHADIS
1990); vgl. auch GOFFMAN (1971) zur negativen und positiven Höflichkeit, die auf die Akzeptanz der Ungleichheit
des anderen gerichtet ist.
6 Vgl. STÄBLEIN 1993: 9: „Höflichkeit gilt selbst streng konservativen Werteethikern als sekundäre Tugend, als
schnöder Schein, der den Wolf mit dem modischen Schafsfell umhüllt.“
7 KANT spricht in diesem Zusammenhang vom „Kleingeld“ der alltäglichen Höflichkeiten.
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1972 „sprezzatura“) das oberste Gebot überhaupt sei. Die ansonsten aufkommenden morali-

schen Zweifel an der Aufrichtigkeit der höflichen Geste sollen durch „ästhetische Perfektion“

(SCHNEIDER 1991: 46) vermieden werden, daher erzielt „wahre Höflichkeit ihre Wirkung

durch Entzug und Unzugänglichkeit für den Blick.“ (SCHNEIDER 1991: 46)8.

Nachdem KNIGGE mit seinem Werk „Über den Umgang mit den Menschen“ die höfischen

Verhaltensregeln endlich auch für das Bürgertum zugänglich gemacht hatte, was ihm von

Seiten des Adels recht übel genommen wurde, gewann die Höflichkeit nun für die gesamte

Gesellschaft immer mehr an Bedeutung. Allerdings favorisierte KNIGGE mehr eine integrie-

rende Kommunikation, die vom Adel mit seinem ausschlussorientierten Ansatz sehr kritisch

beurteilt wurde. Die historische Entwicklung begünstigte KNIGGES Intention einer sozialen

Interaktion unter gleichen Kommunikationsvoraussetzungen, denn durch die (von KNIGGE

damals sicher nicht gewünschte) Abschaffung des Adels und die zunehmende Demokratisie-

rung entwickelte sich auch ein neues Kommunikationsbedürfnis, das von den Regeln profitie-

ren konnte.

Wenn in der heutigen Gesellschaft die Benimm- und Anstandsregeln auch nicht mehr die-

selbe Relevanz besitzen wie noch zu Beginn bis Mitte des 20. Jahrhunderts, bedeutet dieser

Wertewandel doch noch nicht ein völliges Fehlen jeglicher Höflichkeitsnormen, sie sind nur

in dieser formelhaften Weise nicht mehr Gegenstand der heutigen Erziehung. Zwar gelten

immer noch gewisse Anstands- und Höflichkeitsrituale, aber „unhöfliches Betragen ist kein

Delikt und unterliegt keiner Rechtssprechung.“ (MONTANDON 1991: 6). Die Sanktionierung

eines nicht regelhaften Verhaltens hat, wenn sie denn überhaupt stattfindet, bei weitem nicht

die weitreichenden Konsequenzen wie in den letzten Jahrhunderten. Der Ausschluss aus sei-

ner Klasse bedeutete für den damaligen Menschen eine echte Existenzbedrohung, da die ge-

sellschaftliche Ordnung dieser Zeit so gut wie keine symbiotischen Beziehungen der Klassen

zuließ. Die heutige Gesellschaft dagegen bietet in ihrer Vielschichtigkeit fast für jeden eine

Nische, und selbst ein Anderssein als Andere ist eventuell nicht von langer Dauer, da sich

sehr schnell Nachahmer finden, womit sich wieder eine menschliche „Klasse“ konstituiert

hätte.

                                                
8 SCHNEIDER beschreibt drei Varianten der Abwesenheit (SCHNEIDER 1991: 46ff):
„1. Die perfekte Abwesenheit (Dies ist die ideale Form; die Höflichkeit ist so natürlich, dass sie nicht als solche
wahrgenommen wird.)
2. Abwesenheit durch Ostentation (Dies ist die kritisierte Form; die Höflichkeit ist so offensichtlich, dass sie
nicht mehr überzeugend wirkt.).
3. Die barbarische Abwesenheit (Dies ist gar keine Höflichkeit, sondern Unhöflichkeit.)“
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Immerhin lassen sich durch die Jahrhunderte einige Kommunikationsmuster aufzeigen,

die schon in ihrem höfischen Ursprung von Belang waren. Natürlich haben sich die Begleit-

umstände im Laufe der Zeit geändert, und auch ihre Erscheinungsformen sind gänzlich anders

geworden, der ursprüngliche Zweck aber ist derselbe geblieben:

Rituale als muster expressiven, nicht technischen, instrumentalen handelns und nicht be-
stimmt durch zweck-mittel-relationen (wie z.B. im frühjahr kartoffeln pflanzen, um sie im
herbst zu ernten) verweisen als symbolische handlung wieder auf etwas anderes, das in der
form und im inhalt einer szenischen darbietung bei der aufführung eines rituals mitpräsent
ist; in einem ritual können teilnehmer durch die tatsache ihrer teilnahme repräsentierte
wertsysteme und machtverhältnisse anerkennen. (HARTMANN 1973: 140).

Diese Rituale (vgl. SANDIG 1986; GÜLICH 1981; PAUL 1990) sind mit den Zeremoniellen

bei Hof vergleichbar, denn auch sie dienen der Absicherung und Anerkennung einer be-

stimmten sozialen Ordnung.

Für die vorliegende Untersuchung soll eine Komponente der sprachlichen Höflichkeit im

besonderen analysiert werden: die Höflichkeit in schriftlichen Texten. Natürlich manifestiert

sich Höflichkeit schon aus historischen Gründen deutlicher, facettenreicher und individueller

im direkten mündliche Kontakt9, gleichwohl existieren auch im schriftsprachlichen Bereich

viele Hinweise und Merkmale einer übereinstimmenden Höflichkeitsauffassung. Zwar ist

insgesamt heute eine stetige Abnahme des klassischen persönlich-privaten Briefverkehrs zu

verzeichnen, die durch die verstärkte Nutzung der „neueren“ Medien wie Telefon und e-mail

erklärt werden kann, aber im Bereich der offiziellen, formalen Kommunikation liegt der

Schwerpunkt noch eindeutig auf dem schriftlichen Kontakt. Rechnungen, amtliche Bescheide

und andere formale Schriftstücke werden immer noch traditionell verfasst, auf Papier ge-

druckt und verschickt.

Diese Schreiben weisen fast alle recht einheitliche Strukturen auf, die an das klassische

Dispositionsschema der Rhetorik erinnern10. Schluss- und Endformel als rituelle Klammern

(„ritual brackets“, GOFFMAN 1974: 118) sind in offiziellen Schreiben quasi durchweg anzu-

treffen, wenn auch die Formen unterschiedlich sein können. Anredekonventionen werden

eingehalten, um dem Ansprechpartner ein Signal für die vom Schreiber intendierte Bezie-

hungsebene für die folgende Kommunikation zu geben.11 Sie können ein Symbol dafür sein,

                                                
9 Vgl. die kontroverse Diskussion an HABERMAS’ Diskursmodell.
10 Vgl. LÜGER 1992: 148: „Die Anrede entspricht der salutatio, die Dank- bzw. Entschuldigungssequenz der capta-
tio benevolentiae; die narratio umfaßt  vor allem die Präsentation des Anliegens, also den Mittelteil eines Briefes;
als petitio kann man die an den Adressaten gerichtete Bitte oder Aufforderung betrachten, als peroratio den Ver-
weis auf Folgekontakte oder bestimmte Folgehandlungen (...).“
11 Vgl. zu Anrede- und Schlussformeln als Zeichen der Ehrerbietung auch WEINRICH 1986; SCHMELZ 1994; BESCH
1996.



- 75 -

ob man den Kommunikationspartner als vollwertiges, gleichberechtigtes Mitglied der Gesell-

schaft ansieht (vgl. AMMON 1972: 78ff), oder ob man eine hierarchische Beziehung aufbauen

möchte.

Der seit den 70/80er Jahren verstärkt thematisierte „sexistische Sprachgebrauch“ (vgl.

TRÖMEL-PLÖTZ 1978; HELLINGER 1990; GUENTHERODT 1980) führte zur Benutzung neutraler

Ausdrücke statt generisch verwendeter maskuliner Singularformen (z.B. Fachleute statt

Fachmann/-frau) oder zum Splitting (z.B. Student/Innen). Die folgende Übersicht zeigt einige

Beispiele, welche Anredeformen im Sinne einer „emanzipierten“ Höflichkeit angepasst wer-

den sollten:

Sexistischer

Sprachgebrauch

Alternative Kommentar

Herrn/Frau/Fräulein Herrn/Frau generelle Verwendung

von Frau für

weibl. Erwachsene 

Fräulein Stein Frau Stein

Sehr geehrte Herren Sehr geehrte Damen

und Herren

Frauen und Männer

werden explizit genannt

Sehr geehrter Herr

Müller

Sehr geehrte/r Frau/

Herr Müller

Splitting der Anrede-

formen für Personen,

deren Geschlecht nicht

bekannt ist

Herrn Ernst Meyer

und Frau

Herrn und Frau Meyer

Herrn Ernst Meyer und

Frau Eva Meyer

symmetrischer Gebrauch

Gebrauch von Herrn

und Frau und der

(Vor-)Namen

Liebe Kollegen Liebe Kolleginnen

und Kollegen

Splitting: Verwendung

der weibl. und der männl.

Anredeformen

Familie Peter Dörsch Familie Dörsch

Liebe Leser Liebe Leserinnen und

Leser

Genossen Genossinnen und

Genossen

Meyer, Frau,

Sekretärin

Müller, Kartograph

Meyer, Sekretärin

Müller, Kartograph

z.B. in Telefon-

verzeichnissen
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Zum Empfang bitten

wir Herrn Dr. Kurt

Müller mit Gattin

Zum Empfang bitten

wir Herrn Dr. Kurt

Müller und Frau Hanna

Schmidt-Müller

Zum Empfang bitten wir

Herrn Dr. Kurt Müller

mit Begleitung

Splitting

Ex-Bundespräsident

Scheel und Ehefrau

Mildred

[...]

Ex-Bundespräsident

Walter Scheel und Dr.

Mildred Scheel

symmetrische

Verwendung von

Namen, Funktions-

bezeichnungen und

Titeln

(HELLINGER 1990: 155f.).

Sprachliche Konventionen im allgemeinen und Regeln der Höflichkeit im besonderen sind
vom historischen Wandel nicht ausgenommen. (LÜGER 1992: 79).

Dies zeigt sich recht deutlich am Beispiel der Briefanreden, an denen früher recht diffe-

renziert die hierarchischen Unterschiede markiert wurden. BESCH zieht daraus den folgenden

Schluss:

Hierarchische Gliederung der Gesellschaft geht in der Regel einher mit starker Anrededif-
ferenzierung. (BESCH 1996: 17).

Er fragt sich daher:

Darf man die Gleichung aufmachen: je demokratischer – desto einfacher in der Anrede? O-
der umgekehrt: je differenzierter die Anredeskala, umso hierarchischer die Gesellschaft?
(BESCH 1996: 18).

Die heutigen Anredekonventionen lassen diese feinen Deutungsunterschiede nicht mehr

zu, wie das folgende Schaubild der gängigen „Kontakteröffnung und –beendigung in der

Briefkommunikation“ (vgl. LÜGER 1992: 146f.) zeigt:
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Abb. 2-5: Brieferöffnung (LÜGER 1992: 146)

Abb. 2-6: Briefschluss (LÜGER 1992: 147)
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Während BESCH die Grundverteilung der Anrede- und Grußformeln in die Kategorien „ver-

traulich versus höflich-achtungsvoll“ (BESCH 1996: 13) sieht, differenziert LÜGER also noch

etwas feiner, indem er eine weitere Kategorie hinzunimmt und so eine graduellere Abstufung

der Zuordnung erzielt. Insgesamt aber ist in den letzten Jahren ein beachtlicher Trend zur

Vereinfachung festzustellen, so dass BESCH sich fragt:

Ist das ein Verlust an Höflichkeit oder nötiger Distanz? Oder haben wir es mit einer lang-
fristigen Tendenz der Informalisierung12 zu tun? (BESCH 1996: 126).

Bei einem Vergleich der jüngsten Fassung des „Ratgebers für Anschriften und Anreden“ aus

dem Innenministerium, Stand August 1995 mit dem Stand der Fassung von 1979 stellt BESCH

fest:

Zwischen den beiden Fassungen liegen 16 Jahre – eigentlich eine geringe Zeitstrecke im
behördlichen Selbstverständnis. Umso erstaunlicher, daß sich dennoch merkliche Änderun-
gen feststellen lassen. Ich kann sie nur als weitere Schritte auf dem Weg der Informalisie-
rung verstehen. (BESCH 1996: 128f.).

BESCH macht bei diesem Vergleich vor allem drei Beobachtungen (vgl. BESCH 1996: 129f.):

1. Während früher (1979) auch Anreden wie ‚Hochverehrter Herr ...‘ oder ‚Sehr verehrter

Herr ...‘ durchaus üblich waren, wird heute fast überall nur noch ‚Sehr geehrter Herr ...‘ be-

nutzt.

2. Während 1979 die Schlussformel ‚Mit freundlichen Grüßen‘ überhaupt nicht empfohlen

wurde, ist es ab 1995 der gängige Schlussgruß. Nur für die Spitzenämter wie Bundespräsident

oder Bundeskanzler wird die Schlussformel ‚Mit ausgezeichneter/vorzüglicher Hochachtung‘

benutzt.

3. Während 1979 Amtsbezeichnungen und Titel noch als unveränderlich galten, gibt es

heute auch adäquate weibliche Formen, so dass eine angemessene Benennung von weiblichen

Amts- bzw. Berufsbezeichnungen möglich ist.

Grundsätzliche Maxime der Höflichkeit ist die Imagewahrung des Kommunikationspart-

ners (vgl. AUER/UHLMANN 1982). Das bedeutet, dass sprachliche Höflichkeit über das reine

Interesse am „maximally effective exchange of information“ (GRICE 1975: 47) hinausgeht13.

Durch die Einbeziehung der Prozesshaftigkeit der Kommunikation wurde der Interessenfokus

                                                
12 Englisch ‚informal‘ heißt ‚zwanglos‘.
13 Vgl. zu diesem Standpunkt auch KLEINBERGER-GÜNTHER (2001: 164) über Höflichkeit in e-mails: „Alle gutge-
meinten höflichen Umschreibungen, welche die informatorische Klarheit der Schreiben auf sprachlicher Ebene
komplizieren, beinhalten das Risiko, dass das intendierte Anliegen nicht spontan verstanden wird.“



- 79 -

aus sprachwissenschaftlicher Sicht mehr auf die Interaktion der Aktionsteilnehmer gerichtet,

denn ihr Beziehungsaufbau zueinander bestimmt die Art und Weise der Höflichkeit in Texten

(vgl. HESS-LÜTTICH 1987; BECKER-MROTZEK 1990; DITTMANN 1979; WENZEL 1984;

SELTING 1987).

Das Begriffspaar positives und negatives Gesicht (vgl. BROWN/LEVINSON 1987) be-

schreibt die beiden Bedürfnisse des Individuums nach Lob und Anerkennung bzw. Freiheit

und Ungestörtheit (vgl. LÜGER 2001: 169). Diese Gesichter können durch sprachliches Han-

deln gestärkt oder bedroht werden, konkret bedeutet dies, dass Lob und Anerkennung das

positive Gesicht stärken, während Kritik und Respektlosigkeit es bedrohen. Jeder Eingriff in

die Freiheit eines Individuums, sei es durch Befehle oder Erwartungshaltungen, stellen eine

Bedrohung des negativen Gesichts dar.

Höflichkeit in Texten drückt sich also auch darin aus, inwieweit der Autor Rücksicht auf

das negative Gesicht nimmt bzw. inwieweit er das positive Gesicht stärkt. Unvermeidbare

Bedrohungen des negativen Gesichts (z.B. bei Zahlungsaufforderungen) können durch

gleichzeitige14 Stärkung des positiven Gesichts kompensiert und gemildert werden. Der je-

weilige Grad der Direktheit bei einer Aufforderung steht in direktem Zusammenhang mit dem

Grad der negativen Gesichtsbedrohung, anders formuliert, je indirekter eine Aufforderung ist,

desto höflicher wirkt sie15 (vgl. RAIBLE 1987).

Die folgende Grafik illustriert die Abhängigkeit der Höflichkeit von der graduellen Di-

rektheit/Indirektheit mit sprachliche Beispielen:

Abb. 2-7: Beziehung der Höflichkeit zur Direktheit (LÜGER 1992: 94)

                                                
14 Inwieweit tatsächlich eine Gleichzeitighandlung oder eher eine Zusatzhandlung vorliegt, muss im konkreten
Einzelfall geklärt werden. (vgl. HERINGER 1974; SANDIG 1978).
15 Diese Aussage ist nicht allgemeingültig, sondern signalisiert eine Tendenz. Die Ironie ist z.B. -  obwohl sehr
indirekt – überhaupt nicht höflich, gleichzeitig wird die ausgesprochen direkte Aussage: „Ich werde Ihren Koffer
tragen.“ eher als Höflichkeit interpretiert.
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Die sprachlichen Möglichkeiten zur Abschwächung eines Befehls und die damit verbun-

denen Auswirkungen auf die Höflichkeit wurden in zahlreichen Untersuchungen getestet und

analysiert (vgl. z.B. WUNDERLICH 1976; HINDELANG 1983; WERLEN 1984; SANDIG 1986), so

dass die folgenden Abschwächungsprozeduren16 gleichzeitig als Höflichkeitsmerkmale ge-

nannt werden können17:

- Höflichkeitspartikeln (z.B. bitte)

- Anredeformen (z.B. Anrede mit Vornamen)

- Modaloperatoren (z.B. ich finde, daß, vielleicht)

- verdeckte Performative (z.B. ich möchte dich bitten)

- Modalpartikeln (z.B. doch, mal)

- indirekte Sprachhandlungen (z.B. Aufforderung mit einer Frage oder Feststellung) (vgl.
LÜGER 1992: 99).

Die Analyse des Textkorpus in den Kapiteln vier, fünf und sechs im Hinblick auf die ge-

nannten Abschwächungsprozeduren bzw. auf die Stärkungen des positiven Gesichts sollen

Aufschluss darüber geben, inwieweit Höflichkeit in behördlichen Schreiben realisiert wird:

Sprachliche Höflichkeit ergibt sich [...] aus den imagestärkenden Kompensationshandlun-
gen einerseits und den [...] Abschwächungen der Imagebedrohungen andererseits. (LÜGER
2001: 174).

                                                
16 Vgl. die Begriffe „softeners“ und „downgraders“ bei CRYSTAL/DAVY 1975: 92; EDMONDSON/HOUSE 1981 und
HOUSE/KASPER 1981.
17 Der Einwand von TRÖMEL-PLÖTZ 1978: 59: „Jedenfalls steht fest, daß Höflichkeit und Abschwächung der Äuße-
rung die kommunikative Wirkung haben, daß die Sprecherin dem Gesprächspartner Raum gibt (auch mehr Raum,
sie zu unterbrechen), daß sie bereit ist zur Kooperation, wenn nicht zum Rückzug. Die Folge solchen Redens ist,
daß die Äußerungen weniger Gewicht haben und der Sprecherin weniger Autorität zukommt – sie kann sich nicht
behaupten.“ soll hier nicht weiter behandelt werden, da sich seine Gültigkeit wohl primär auf die mündliche Kom-
munikation bezieht. Die geschlechtsspezifische Rollenverteilung im Schriftverkehr müsste eine Korpuserstellung
unter anderen Kriterien als für die vorliegende Arbeit voraussetzen, um zu gültigen Ergebnissen zu kommen.
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3 Korpusbeschreibung

3.1 Korpus und Korpuserstellung

Ein charakteristisches Merkmal für deutsche Verwaltungsbehörden ist ihre „Schriftlich-

keit und Aktenmäßigkeit“ (vgl. ALBRECHT/REIDEGELD 1976: 314).

Dies zeigt sich an der unüberschaubaren Fülle an schriftlichen Dokumenten, die in den

Verwaltungsarchiven und Aktenschränken lagern. Die Entwicklung der elektronischen Da-

tenverarbeitung in den letzten 15 Jahren ermöglicht zudem eine effizientere und platzsparen-

dere Archivierung der Daten, so dass mittlerweile fast alle Behörden über immense Daten-

mengen verfügen.

Die vorliegende Arbeit untersucht ein Textkorpus, das ausschließlich Dokumente aus ei-

ner Kommunalverwaltung enthält. Es handelt sich dabei um die Stadtverwaltung der Stadt

Menden (Sauerland), die mit gut 60.000 Einwohnern eine Mittelpunktstadt im nördlichen

Randgebiet des Sauerlandes darstellt. Das Textkorpus kann als typisch für vergleichbare

Städte angesehen werden, zumal der ständige Austausch mit den umliegenden Städten und

Gemeinden auch anderer Größenordnungen für ein recht einheitliches Erscheinungsbild sorgt.

Die Auswahl einer Stadtverwaltung hat gegenüber anderen Behörden wie z.B. dem Ar-

beits- oder Finanzamt den Vorteil, dass eine außerordentlich breit gefächerte Auswahl an

Verwaltungsaufgaben eine ebenso breit gefächerte Produktion an Verwaltungstexten zur Fol-

ge hat, so dass die Zusammenstellung eines erheblich differenzierteren Korpus möglich wur-

de. Die bereits weiter oben erwähnte Aktenmäßigkeit verbunden mit teilweise gesetzlich vor-

geschriebenen Aufbewahrungsfristen für bestimmte Dokumente hat bereits für eine Stadt in

der Größenordnung von Menden (Sauerland) ein Datenvolumen erreicht, das allein für die

letzten 15 Jahre ca. 100.000 Dokumente umfasst, wobei hier nur die Dokumente gemeint

sind, die in elektronischer Form vorliegen.

Da die Einbeziehung aller Dokumente den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde und

zugleich angenommen werden darf, dass – hauptsächlich aufgrund der Benutzung von vorge-

fertigten Textbausteinen – ein Großteil der Dokumente fast wörtlich gleich lautet und sich nur

hinsichtlich der Adressaten oder eventueller Einzeldaten unterscheidet, erscheint eine gezielte

Auswahl des vorhandenen Materials als durchaus sinnvoll.
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Die Stadtverwaltung Menden (Sauerland) mit etwa 600 Mitarbeitern gliedert sich in sechs

Fachbereiche, deren Aufgaben und Kompetenzen streng gegliedert und voneinander abge-

grenzt sind:

- Fachbereich 1 Zentrale Steuerung

- Fachbereich 2 Finanzen

- Fachbereich 3 Recht, Öffentliche Sicherheit und Ordnung

- Fachbereich 4 Schule, Sport und Kultur

- Fachbereich 5 Jugend und Soziales

- Fachbereich 6 Umwelt, Planen und Bauen

Aus diesen sechs Fachbereichen wurden drei Fachbereiche ausgewählt, deren Textpro-

duktion für die Korpuserstellung der vorliegenden Arbeit herangezogen wurde. Begründet

wird dieser Schritt durch die Tatsache, dass der Fachbereich 1 (Zentrale Steuerung) als Quer-

schnittsamt innerhalb der Verwaltung eine vergleichsweise geringe schriftliche Kommunika-

tion mit dem Bürger pflegt.

Fachbereich 2 (Finanzen) steht zwar in zahlenmäßig reger Kommunikation mit dem Bür-

ger, die weitgehend gleichbleibende Form der Textsorte Rechnung oder Mahnung lässt diese

Dokumente aber als linguistisch weniger aufschlussreich erscheinen.

Fachbereich 4 (Schule, Sport und Kultur) schließlich ist auf seiner Verwaltungsseite auch

eher auf interne Verwaltungsvorgänge beschränkt, da die direkte Kommunikation mit den

Bürgern auf die verwalteten Institutionen (z.B. Schulen, Sporthallen oder Schwimmbäder)

verlagert ist. Der kulturelle Bereich stellt in vieler Hinsicht eine Sonderform dar, die nicht

direkt mit den übrigen Verwaltungszweigen vergleichbar ist und deren Ausdrucksformen da-

her nicht als typisch für die Verwaltungssprache angesehen werden können.

Aus den restlichen drei Fachbereichen (vgl. zur inhaltlichen Aufgabenverteilung Ab-

schnitt 3.3) wurden insgesamt 214 Dokumente ausgewählt, die in 2.887 Sätzen1 50.561 Wör-

ter2 beinhalten.

                                                
1 Sätze wurden jeweils zwischen zwei Punkten gemessen. Absatzüberschriften und Betreffzeilen wurden eben-
falls als ein Satz gewertet.
2 Datumsangaben (z.B. 10.05.2001), Abkürzungen (z.B. i.V.m.) und Paragraphenhinweise (z.B. § 42 Abs. 4a)
wurden jeweils als ein Wort gezählt.
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Die umfangreichen und vielseitigen Aufgabengebiete einer Stadtverwaltung finden ihren

Niederschlag in zahlreichen Textsorten, die je nach Einsatzgebiet ganz bestimmte Funktionen

erfüllen sollen und oft nur innerhalb der Verwaltung selbst existieren. Einen kleinen Über-

blick über gebräuchliche Textsorten gibt die folgende Darstellung:

Abb. 3-1 Textsorten der Bürokratie (METZ 1976: 35)

Bei der Vielfalt des vorhandenen Materials sollte die Übersichtlichkeit und Vergleichbar-

keit durch die Beschränkung auf die folgenden fünf Textsorten (vgl. zu ihren Funktionen Ab-

schnitt 3.4) gewährleistet werden:

- Vermerke

- Anschreiben an andere Behörden

- Anhörungen

- Mitteilungen

- Bescheide

Die Auswahl der Texte richtete sich im wesentlichen nach fünf Kriterien:

1. Kein Text sollte älter als vom 01.01.2000 sein.3

2. Alle Texte sollten einer der fünf genannten Textsorten zugeordnet werden können.

                                                
3 Die Tatsache, dass die evtl. verwendeten Textbausteine auch älteren Datums sein können, hatte keinen Einfluss
auf die Textauswahl, da nur der Zeitpunkt ihrer Einbeziehung in ein individuelles Schreiben relevant ist.
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3. Alle Texte sollten von Mitarbeitern eines der drei genannten Fachbereiche produ-

ziert worden sein.

4. Die proportionale Aufteilung der Textsorten zueinander sollte ihre Aufteilung inner-

halb der kompletten Verwaltung widerspiegeln.

5. Die proportionale Aufteilung der Dokumente aus den jeweiligen Fachbereichen

sollte die Relation der Textproduktion aller drei Fachbereiche zueinander widerspie-

geln.

Ansonsten ist die Zusammenstellung des Korpus als eher zufällig zu bezeichnen, da keine

Vorauswahl hinsichtlich der inhaltlichen Sprachkomponenten getroffen wurde.

3.2 Repräsentativität

Obwohl sich das erstellte Korpus den Forderungen FRIEDRICHS (1973) für eine repräsen-

tative Stichprobe im Sinne der Sozialforschung4 in wesentlichen Punkten annähert, kann doch

nicht von einer wissenschaftlich exakten Repräsentativität gesprochen werden. Die Beschrän-

kung der Textherkunft auf eine Stadtverwaltung macht die hier vorgelegte Analyse zu einer

Pilotstudie, der weitere Analysen von Textkorpora anderer Behörden unter Beibehaltung be-

stimmter Variablen folgen müssen. Allerdings lässt das historisch bedingte Bestreben der

Verwaltungen, sich nach einheitlichen Normen zu richten, schon jetzt die Vermutung zu, dass

grundlegende Abweichungen weder in regionalen noch in institutionellen Variationen zu er-

warten sind.

                                                
4 Nach FRIEDRICHS (1973) muss eine repräsentative Stichprobe folgende Voraussetzungen erfüllen:
1. Die Stichprobe muss ein verkleinertes Abbild der Grundgesamtheit hinsichtlich der Heterogenität der Ele-
mente und hinsichtlich der Repräsentativität der für die Hypotheseprüfung relevanten Variablen sein.
2. Die Einheiten oder Elemente der Stichproben müssen definiert sein.
3. Die Grundgesamtheit sollte angebbar und empirisch definierbar sein.
4. Das Auswahlverfahren muss angebbar sein und Forderung (1) erfüllen.
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3.3 Textquellen

Die ausgewählten Dokumente sind hinsichtlich ihrer Herkunft nicht zahlenmäßig gleich

verteilt (vgl. Abschnitt 3.1):

FB3
24%

FB5
44%

FB6
32%

Abb. 3-2: Aufteilung Dokumente je Fachbereich

Diese Aufteilung entspricht im wesentlichen der textoutput-orientierten Gewichtung der

Fachbereiche innerhalb der Stadtverwaltung.

Die konkreten Aufgabenbereiche, die abhängig von der Fachbereichsauswahl in Betracht

kamen, wurden bei der Korpuszusammenstellung gleichmäßig berücksichtigt, ohne auf die

tatsächliche Anzahl der Schreiben innerhalb eines Aufgabengebietes einzugehen.5

3.3.1 Fachbereich 3

Der Fachbereich 3 (FB3) ist zuständig für Recht, öffentliche Sicherheit und Ordnung. Ei-

ne gesonderte Einheit – in den meisten Städten, so auch in Menden, ist zudem der Standort

nicht im Rathaus, sondern in einem räumlich getrennten Gebäude - bildet die Abteilung der

Feuerwehr. In die Korpuserstellung mit einbezogen wurden hier die Bereiche der Verwaltung

des Krankentransportes und des vorbeugenden Brandschutzes.

Weitere Abteilungen sind das Meldeamt, das neben anderen Meldeangelegenheiten z.B.

auch für die Ausstellung von Pässen, Ausweisen, Führungszeugnissen und Lohnsteuerkarten

zuständig ist.

                                                
5 So wurde also beispielsweise eine Anhörung zum Wohngeld nur einmal berücksichtigt, auch wenn zahlenmä-
ßig mehrere Hundert solcher Texte vorlagen, da sich diese Texte im Wortlaut kaum unterscheiden und nur der
Adressat oder einzelne konkrete Mengen- und Datumsangaben sich ändern.
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Das Standesamt befasst sich unter anderem mit Namenserklärungen, Anlegung von Fami-

lienbüchern, Staatsangehörigkeitsangelegenheiten, Beurkundungen von Geburten und Sterbe-

fällen, Aufgeboten und Vaterschaftsanerkennungen.

Im Ordnungsamt kümmern sich die Mitarbeiter neben allgemeinen Rechtsfragen um Gast-

stätten-, Markt- und Gewerbeangelegenheiten sowie um allgemeine und Verkehrsordnungs-

widrigkeiten. In diesem Bereich wird auch ein Außendienst eingesetzt.

Obwohl die Geltungsbereiche dieses Fachbereichs im Verhältnis zu den anderen Fachbe-

reichen die breiteste Öffentlichkeit betreffen, ist die Größenordnung innerhalb der Verwaltung

nicht so ausgedehnt angelegt, wie man vermuten könnte. Die weitgehende Standardisierung

der meisten Angelegenheiten, die keinen persönlichen Entscheidungs- und Ermessensspiel-

raum der Verwaltungsmitarbeiter voraussetzen, verbunden mit den technischen Möglichkei-

ten eines EDV-basierten Dateninformationssystems, machen eine rasche Abwicklung der ü-

berwiegenden Vorgänge ohne individuellen Schriftverkehr möglich, so dass die Anzahl der

produzierten Briefe an den Bürger im Verhältnis zu den anderen gewählten Fachbereichen

relativ gering ausfällt (vgl. Abb. 3-2 und 3-5 bis 3-9).

3.3.2 Fachbereich 5

Fachbereich 5 (FB5), der sich um Jugend und Soziales kümmert, ist der zahlen- und auf-

gabenmäßig am stärksten ausgebildete Bereich in der Stadtverwaltung. Dies dokumentiert

auch die Auswahl der Textquellen aus diesem Gebiet (vgl. Abb. 3-2 und 3-5 bis 3-9).

In den vier großen Abteilungen wird getrennt nach den Themen

- Verwaltung und Planung

- Persönliche und finanzielle Hilfen

- Kommunaler Sozialdienst

- Soziale Angebote

gearbeitet.

Die Planung umfasst Jugendhilfe- und Sozialplanung, Zuschüsse für Altenbetreuungs-

und Jugendgruppenmaßnahmen sowie die Verwaltung der Kindergärten und -tagesstätten.

In der Abteilung für persönliche und finanzielle Hilfen findet die klassische Bearbeitung

von Sozialhilfe-, Unterhalts- und Wohngeldangelegenheiten getrennt nach Buchstaben statt.
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Diese Abteilung, die sich zusätzlich noch um Hilfen zur Arbeit und die Betreuung Obdachlo-

ser, ausländischer Flüchtlinge, Spätaussiedler und Asylanten kümmert, bildet die personell am

stärksten vertretene Gruppe innerhalb der gesamten Verwaltung.

Die Pflegekinderdienste und sozialpädagogische Familienhilfe teilen das Stadtgebiet in

mehrere territoriale Teilgebiete auf, die von jeweils einem Mitarbeiter betreut werden. Außer-

dem bietet die Stadt Menden einige soziale Angebote zur Integration der Jugendlichen und

Senioren an.

Die letztgenannten Aufgaben finden in der Regel ohne schriftliche Kommunikation mit

dem Bürger statt, während die meisten Schriftstücke bei der Arbeit der Abteilung ‚Persönli-

che und finanzielle Hilfen‘ entstehen. Hier wird schon aus rechtlichen Gründen jedes Detail

schriftlich festgehalten, so dass in diesem Bereich die größte Fülle der unterschiedlichen

Textsorten anzutreffen ist, zumal die individuelle Berücksichtigung der Fakten in jedem Ein-

zelfall für die Bearbeitung relevant ist.

3.3.3 Fachbereich 6

Die wichtigsten Aufgaben des Fachbereichs 6 (FB6) sind neben Umweltaspekten wie Ab-

fallangelegenheiten und Landschafts- und Naturschutz die Planung und Unterhaltung von

Straßenbau und Verkehrsführung.

Für die Korpuserstellung war vor allem die Korrespondenz der Bauaufsicht mit den Bür-

gern ein lohnendes Gebiet.

3.4 Textsorten

Im folgenden sollen die ausgewählten Textsorten bei der Benennung der einzelnen Do-

kumente des Textkorpus abkürzend so benannt werden:

Vermerke - VM

Anschreiben an andere Behörden - AA

Mitteilungen - MT

Anhörungen - AH

Bescheide - BS
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Die Einzeldokumente des Textkorpus sollen je nach Textquelle und Textsorte mit den

Abkürzungen fortlaufend nummeriert werden, so dass z.B. die Texte aus dem Fachbereich 3

der Textsorte Bescheid als BS.FB3.01, BS.FB3.02 usw. bezeichnet werden.

Einen Überblick über die prozentuale Verteilung der Textsorten im Korpus gibt die fol-

gende Abbildung:

Abb. 3-3: Aufteilung Dokumente je Textsorte

Die fünf ausgewählten Textsorten unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich ihrer Funktion,

sondern auch im Hinblick auf ihre Adressaten. Da die in den Kapiteln vier, fünf und sechs

folgende Analyse sich auf die Merkmale Verständlichkeit und Höflichkeit bezieht, darf die

Berücksichtigung des Adressatenkreises nicht außen vor bleiben (vgl. Abschnitt 2.4). Die

Auswahl der beiden fachinternen Textsorten Vermerk und Anschreiben an andere Behörden

begründet sich in der Tatsache, dass die Adressaten dieser Texte „Experten“ sind, die Ver-

waltungstexte auch hinsichtlich der genannten Analysevariablen anders wahrnehmen als

„Verwaltungslaien“, denn für die vorliegende Untersuchung relevant ist die Frage, ob die

Textverfasser sich dieser unterschiedlichen Adressatenkreise auch bei der Texterstellung be-

wusst waren und evtl. adressatenbezogen formuliert haben.

Das größere Gewicht soll aber auf die Analyse der drei übrigen, fachexternen Textsorten

gelegt werden, da die Ergründung der sprachlichen Beziehung Verwaltung – Bürger bei die-

ser Arbeit im Vordergrund steht.

VM
14%BS

24%

AH
12%

AA
12%

MT
38%
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Aus diesen Überlegungen erklärt sich auch die folgende quantitative Aufteilung des Text-

korpus in bezug auf die Zugehörigkeit der Dokumente zu fachexternen oder -internen

Textsorten:

Abb. 3-4: Aufteilung Dokumente fachintern/-extern

3.4.1 fachinterne Textsorten

3.4.1.1 Anschreiben an andere Behörden

Diese Textsorte stimmt in ihrem formalen Aufbau weitgehend mit den externen Anschrei-

ben an einzelne Bürger überein; Ausnahmen bilden hier nur Schreiben, die über den „kleinen

Dienstweg“ gehen, d.h. Briefe, die innerhalb der Verwaltung, z.B. an andere Fachämter, ver-

schickt werden und daher nicht unbedingt den vorgedruckten Kopfbogen der Stadt Menden

(vgl. Abb. 4-1) benutzen. Auch die Anredekonventionen können hier anders gehandhabt wer-

den. Sobald ein Brief aber tatsächlich die Verwaltung verlässt, bekommt er einen offiziellen

Charakter und unterscheidet sich rein formal nicht mehr von einem anderen behördlichen

Schreiben an einen Bürger.

Rein inhaltlich beschränkt sich die Kommunikation in der Regel auf relativ formlose

Mitteilungen oder Anfragen zu einem bestimmten Vorgang, d.h. es werden eher selten recht-

lich bindende Aussagen getroffen.

extern
74%

intern
26%
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Der Anteil solcher Anschreiben insgesamt ist relativ gering (vgl. auch Abb. 3-3), und die

Verteilung auf die Fachbereiche entspricht dem Gesamtverhältnis:

Abb. 3-5: Aufteilung der Anschreiben an andere Behörden je Fachbereich

3.4.1.2 Vermerke

Diese Textsorte dient der rein internen Kommunikation innerhalb einer Behörde. Es gibt

keine bindenden Regeln für das Verfassen eines Vermerkes, selbst die formale Gestaltung

bleibt dem Verfasser weitgehend selbst überlassen. Obwohl theoretisch also tatsächlich z.B.

auch ein Papierstück beliebigen Formats mit einer Bleistiftnotiz ein echter Vermerk im Sinne

der Textsortenbestimmung ist, werden bei der vorliegenden Analyse nur solche Vermerke

berücksichtigt, die elektronisch erstellt wurden.

Grundsätzlich lässt sich sagen, dass trotz aller Freiheiten gewisse Konventionen auch für

Vermerke vom überwiegenden Teil der Verwaltungsmitarbeiter eingehalten werden. Hervor-

stechendstes Merkmal eines Vermerks ist die formale Freizügigkeit (in aller Regel werden

Vermerke auch nicht auf Kopfbögen erstellt) und der fehlende Adressat.

Ein Vermerk gehört immer zu einem Vorgang in einer Akte und richtet sich an einen (dem

Verfasser evtl. unbekannten) Sachbearbeiter, der diesen Vorgang bearbeitet. Er dient der rei-

nen Informationsvermittlung und stellt einen einseitigen, abgeschlossenen Kommunikations-

vorgang dar, d.h. ein Vermerk erwartet keine Antwort. Die Entstehung von Vermerken ist

eher zufällig und nicht an feststehende Regeln gebunden, daher spielt die individuelle Ar-

beitsweise eines Sachbearbeiters hier eine entscheidende Rolle.

FB6
38%

FB5
43%

FB3
19%
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Innerhalb der Fachbereiche wurden Vermerke zahlenmäßig so berücksichtigt:

FB3
20%

FB5
47%

FB6
33%

Abb. 3-6: Aufteilung Vermerke je Fachbereich

3.4.2 fachexterne Textsorten

3.4.2.1 Anhörungen

Im Gegensatz zu den beiden anderen fachexternen Textsorten geht den Anhörungsbögen

keine Eigeninitiative des adressierten Bürgers voraus. Diese Briefe werden also an Personen

geschickt, die von sich aus eigentlich keinen Kontakt mit der Verwaltung wünschen. Oft

kommen die Briefe aufgrund von Beobachtungen des Außendienstes zustande, d.h. es werden

gezielt Verstöße gegen das Gesetz angesprochen und dem Bürger Gelegenheit gegeben, sich

zu den Missständen zu äußern. Das bedeutet, dass die Textsorte ihrer Intention nach den An-

fang einer Kommunikationskette bildet, die der Bürger mit seiner Reaktion auf die vorge-

brachten Anschuldigungen fortführen soll. Ignoriert er diese Aufforderung zur Kommunikati-

on, ist die Kette nicht durchbrochen, sondern wird zunächst ohne Mitwirkung des Bürgers

fortgesetzt.

Die Konsequenz ist in einem solchen Fall immer, dass der Bürger letzten Endes doch per

Gesetz gezwungen wird, seinen Kommunikationsbeitrag – und sei es auch nur in Form einer

Bußgeldzahlung – zu leisten. Nimmt ein Bürger das Angebot zu einer Stellungnahme in Form

einer Antwort auf die Anhörung wahr, besteht zumindest theoretisch die Möglichkeit, weitere

Kontakte in dieser Angelegenheit abzuwenden.

Schreiben dieser Art werden grundsätzlich mit dem offiziellen Kopfbogen der Stadt ver-

schickt, was den aus Bürgerperspektive gesehenen negativen und bedrohlichen Tenor noch

verstärkt.

Die Verteilung dieser Textsorte innerhalb der Fachbereiche zeigt die Tendenz, Verstöße

im Sozialbereich nicht nur aus finanziellen Gründen, sondern auch wegen ihrer öffentlich
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keitsschädigenden Wirkung mit stärker werdendem Rechtfertigungsdruck, intensiver zu ahn-

den:

FB3
24%

FB5
64%

FB6
12%

Abb. 3-7 Aufteilung Anhörungen je Fachbereich

3.4.2.2 Mitteilungen

Eine Mitteilung ist optisch in der gleichen Weise aufgebaut wie eine Anhörung oder ein

Anschreiben an andere Behörden, d.h. also auch mit dem offiziellen städtischen Kopfbogen.

Die Zuordnung6 zur Textsorte der Mitteilungen kann daher nur über den Inhalt vorgenommen

werden.

Eine Mitteilung bekommt ein Bürger nicht ohne eine vorherige direkte oder indirekte7

Kontaktaufnahme mit der Verwaltung. In der Kommunikationskette zwischen Bürger und

Verwaltung steht die Mitteilung also niemals am Anfang. Der weitere Kommunikationsver-

lauf ist prinzipiell offen, d.h. es können sowohl weitere Kommunikationen stattfinden als

auch das Ende eines Kommunikationsaustausches gebildet werden.

Rein inhaltlich lässt sich weder ein überwiegend positiver noch ein negativer Tenor fest-

legen, da die behandelten Angelegenheiten aus allen Bereichen der Verwaltung stammen

können und es nicht primär um Verstöße gegen Gesetze bzw. um deren Überwachung und

Sanktionierung geht.

                                                
6 Vgl. zur Problematik der Bestimmung von Textsorten in der Verwaltung BECKER-MROTZEK/SCHERNER 2000:
633f.
7 Mit einer indirekten Kontaktaufnahme ist hier z.B. gemeint, wenn ein Familienmitglied Kontakt zur Verwal-
tung aufnimmt und ein weiteres Familienmitglied dadurch betroffen ist (so hat z.B. die Unterhaltsforderung einer
Mutter für ihr Kind automatisch die Kontaktaufnahme der Verwaltung mit dem Vater des Kindes zur Folge,
obwohl dieser niemals selbst tätig geworden ist).
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Diese „universelle“ Textsorte bildet analog zu ihrem Vorkommen in der Verwaltung die

zahlenmäßig stärkste Gruppe (vgl. Abb. 3-3) der Textsorten:

FB3
22%

FB5
44%

FB6
34%

Abb. 3-8: Aufteilung Mitteilungen je Fachbereich

3.4.2.3 Bescheide

Die Bescheide stellen die formal am strengsten reglementierte Textsorte dar. Der normale

städtische Kopfbogen kann durch eine sogenannte Kassenzeichenleiste (vgl. Abb. 4-2) er-

weitert sein und signalisiert so auf den ersten Blick, dass die Zahlung eines Geldbetrages ein

herausragend wichtiger Bestandteil der Funktion eines Bescheides sein kann. Außerdem ist

die „formelhafte“ (vgl. WAGNER, 1984, 66) Rechtsbehelfsbelehrung fester Bestandteil.

Bescheide bilden immer den vorläufigen8 Endpunkt einer schriftlichen Kommunikations-

kette, die in aller Regel vom Bürger initiiert wurde, d.h. Bescheide sind so gut wie immer

Antworten der Behörde auf Anträge des Bürgers (vgl. dazu BECKER-MROTZEK/SCHERNER

2000: 637 ff). Bescheide können sowohl positiv als auch negativ sein, d.h. eine Erlaubnis oder

ein Verbot repräsentieren.

Rein inhaltlich ist der Bescheid eine Sonderform, da er als rechtlich bindend angesehen

werden kann. Somit ist der Bescheid also eine Textsorte, die in ihrer Art nicht von ihrer Her-

kunft getrennt existieren kann, mit anderen Worten, Bescheide mit rechtlich bindender Wir-

kung können nur von einer Behörde ausgestellt werden.

                                                
8 Durch die Möglichkeit des Widerspruchs gegen einen Bescheid kann die Kommunikationskette weiter in Gang
gehalten werden, allerdings wird das Ende eines Widerspruchs seinerseits wieder durch einen entsprechenden
(diesmal endgültigen) Bescheid markiert. Diese Möglichkeit wird aber verhältnismäßig selten genutzt.
Eine weitere Form der Kommunikationsfortführung ist dann gegeben, wenn der entsprechende (positive) Be-
scheid (z.B. eine Baugenehmigung) notwendigen Voraussetzung für weitere Anträge ist.
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Diese einzigartige und monopolistische Funktion wird in allen Bereichen der Verwaltung

mit Bürgerkontakt weitgehend gleichmäßig ausgeübt, daher ist die Verteilung im Textkorpus

entsprechend angepasst:

FB3
33%

FB5
31%

FB6
36%

Abb. 3-9: Aufteilung Bescheide je Fachbereich
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4 Analyse der fachinternen Textsorten

4.1 Verständlichkeit

Wie bereits in Abschnitt 2.4.1 erwähnt, orientiert sich die Verständlichkeitsanalyse dieser

Arbeit primär an SAUERs (1995) Vier-Felder-Schema. Dementsprechend werden alle Texte

auf die gleiche Weise untersucht, und zwar zuerst auf ihre Lesbarkeit, dann auf die Versteh-

barkeit, danach auf die Brauchbarkeit und zum Schluss auf die Anwendbarkeit.

Die Kriterien für die Lesbarkeit sind die Satz- und Textlänge sowie die Verwendung von

Textformatierungen wie Fett- oder Sperrdruck.

Die Werte für die Verstehbarkeit ergeben sich aus der Betrachtung des Satzbaus, der

Wortbildung und –länge sowie der Wortinhalte, z.B. die Unterscheidung von konkreten und

abstrakten Nomen oder die Anzahl der Fachausdrücke und Abkürzungen, hier insbesondere

auch das Vorkommen von Gesetzes- und Paragraphenverweisen im laufenden Text. Weitere

Kriterien sind der Gebrauch von Partizipialattributen und die Benennung konkreter Personen

mit ihrer Funktion statt mit ihrem Namen.

Die Brauchbarkeit der Texte wird an der Verwendung von Absätzen, Überschriften, Ta-

bellen, Aufzählungen, Fußnoten, Grafiken oder Fragen gemessen; außerdem wird die Betreff-

zeile auf ihren Aussagegehalt für das Verständnis des nachfolgenden Textes überprüft.

Inwieweit die Anwendbarkeit der Texte gewährleistet ist, soll aus dem Vorhandensein

bzw. anhand der Formulierung und Platzierung der direkten Handlungsanweisungen festge-

stellt werden.

Um zu möglichst exakten Ergebnissen bei der Auswertung des Textkorpus zu gelangen,

wurden alle Werte manuell ermittelt, zumal die Evaluierung und Klassifizierung der Zähler-

gebnisse in jedem Falle durch die Autorin vorgenommen werden musste.

Das Korpus wurde zunächst nach Textsorten und innerhalb davon nach Fachbereichen ge-

ordnet, so dass für jede der fünf Textsorten jeweils drei Untergruppen (Fachbereiche) gebildet

wurden.

Jedes Einzeldokument einer Untergruppe wurde so ausgewertet, dass die Anzahl der Sät-

ze, Wörter und Seiten in eine Matrix für die Lesbarkeit eingetragen wurde. Außerdem wurde

für jedes Dokument vermerkt, ob und welche Formatierungen verwendet wurden.
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Nach Auszählung aller Dokumente einer Untergruppe wurden die Werte so verdichtet,

dass entweder eine Durchschnittsangabe (z.B. Satzlänge) oder eine Prozentangabe (z.B. pro-

zentualer Anteil der Dokumente einer Untergruppe, die nur aus einer Seite bestehen) gemacht

werden konnte, um die Vergleichbarkeit der Gruppen untereinander zu gewährleisten.

Anschließend wurden die Einzeldokumente auf ihren Satzbau, auf die Wortwahl und

Wortbildung überprüft und die manuell ermittelten Werte in eine Matrix für die Verstehbar-

keit eingetragen. Die Verdichtung zu Prozentangaben bezieht sich entweder auf die Gesamt-

zahl der Sätze oder Wörter einer Untergruppe oder auf die Gesamtzahl der Texte.

Für die Ermittlung der Werte der Brauchbarkeits- und Anwendbarkeitsmatrix wurde ana-

log verfahren.

Die Verdichtungssystematik im Überblick:

Lesbarkeit:

Satzlänge : Wörter je Satz (Durchschnittsangabe)

Seitenlänge : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Formatierung : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Verstehbarkeit:

Satzreihe, -gefüge, Einzelsatz : prozentual zur Anzahl der Sätze

Passiv : prozentual zur Anzahl der Prädikate

Nomen : prozentual zur Anzahl der Wörter

mind. viersilbig : prozentual zur Anzahl der Nomen

Abstrakta : prozentual zur Anzahl der Nomen

Fachausdruck : prozentual zur Anzahl der Wörter

Abkürzung : prozentual zur Anzahl der Wörter

mit Name : prozentual zur Anzahl der Personennennungen

Partizipialattribut : prozentual zur Anzahl der Nomen

Beispiel : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Paragraph : prozentual zur Anzahl der Dokumente
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Brauchbarkeit:

Sätze je Absatz Sätze je Absatz (Durchschnittsangabe)

Tabelle : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Aufzählung : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Fußnote : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Betreff mit Aussage : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Grafik : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Überschrift : prozentual zur Anzahl der Dokumente

Anwendbarkeit:

Handlung erforderlich : prozentual zur Anzahl der Dokumente

direkte Anweisung : prozentual zur Anzahl der Dokumente mit erfor-

derlicher Handlung

optisch hervorgehoben : prozentual zur Anzahl der Dokumente mit direkter

Anweisung

eigener Absatz : prozentual zur Anzahl der Dokumente mit direkter

Anweisung

PosA, PosM, PosE : prozentual zur Anzahl der Dokumente mit direkter

Anweisung

Nach Auswertung jeder Einzelmatrix wurden die Resultate für den jeweiligen Fachbe-

reichs- bzw. Textsortenvergleich durch Zusammenfassung und Verdichtung der Untergrup-

pen- und Gruppenwerte erzielt.

4.1.1 Kopfbogen der Stadt Menden (Sauerland)

Die Stadtverwaltung möchte sich nach außen im Sinne einer „corporate identity“ einheitlich

präsentieren, daher werden alle amtlichen Schreiben, die das Rathaus verlassen, auf dem in

der folgenden Abbildung dargestellten, immer gleichaussehenden, vorgedruckten Kopfbogen

verfasst:
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Abb. 4-1: Leerer Kopfbogen

Da der Kopfbogen also einen immer in exakt der gleichen Form wiederkehrenden Textbe-

standteil darstellt, soll er an dieser Stelle einmalig auf seine Verständlichkeit geprüft werden

und bei der Detailanalyse der einzelnen Textsorten nicht mehr gesondert betrachtet werden,

zumal er auch in sprachlicher Hinsicht nicht mit den gleichen Kriterien analysiert werden

kann wie die eigentlichen Brieftexte.
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Aus Gründen des Umweltschutzes verzichtet die Stadt Menden auf gebleichtes, weißes

Papier und wählt die weniger schmucke Variante des grauen Umweltpapiers, wobei die ge-

ringere Kontrastschärfe und die damit verbundene erschwerte Lesbarkeit bewusst in Kauf

genommen wird. Überhaupt stellt sich die Gestaltung des Kopfbogens eher schlicht dar, denn

es werden weder bunte Farben noch aufwändige Grafiken verwendet, lediglich das Stadtwap-

pen im Briefkopf und ein weiteres Logo, die sogenannte „Hönnewelle“1, in der Fußzeile er-

gänzen die ansonsten rein textliche Gestaltung des Briefbogens.

Allerdings zeigt der Text Variationen in Schriftart und -größe sowie weitere Hervorhe-

bungen durch Fettschrift und Unterstreichungen.

Wie bereits weiter oben erwähnt ist der Kopfbogen mit seinen fixen Bestandteilen vorge-

druckt und wird durch einige variable Angaben ergänzt. Diese Angaben über Absender und

Adressat werden mittels der eingesetzten elektronischen Textverarbeitung automatisch immer

auf die gleiche Art an die gleiche Stelle platziert, so dass sie als fester Bestandteil des Kopf-

bogens angesehen werden können. Die folgende Abbildung zeigt einen ausgefüllten Kopfbo-

gen, der zusätzlich noch die sogenannte „Kassenzeichenleiste“ enthält:

                                                
1 Dieses Logo besteht aus 2 stilisierten Grafikelementen und soll im oberen Bereich den Turm der Mendener
Vincenzkirche, im unteren Teil die Hönne, die durch Menden fließt, symbolisieren.
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Abb. 4-2: Ausgefüllter Kopfbogen mit Kassenzeichenleiste

Alle Angaben sind durch vorangestellte Beschreibungen (z.B. „Telefon:“ oder „An-

sprechpartnerin:“) kenntlich gemacht, damit die nachfolgenden Informationen direkt zugeord-

net werden können.
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Der obere Teil des Kopfbogens nimmt ca. 1/3 des Gesamtblattes in Anspruch, so dass die

Informationen gut verteilt werden können und die Lesbarkeit trotz teilweise recht kleiner

Schriftgröße (z.B. Arial, 6 pt) nicht beeinträchtigt wird.

Die Angaben in der Fußzeile wirken dagegen wesentlich gedrängter und unübersichtli-

cher, zumal hier viele thematisch unterschiedliche Angaben (z.B. Bankverbindung und Öff-

nungszeiten im Gegensatz zu den zusammenhängenden Adressangaben im Briefkopf) zu-

sammentreffen und auf kleinstem Raum ohne wesentliche optische Differenzierung angeord-

net sind.

Alle Schreiben, die die Zahlung eines Geldbetrages fordern, ergänzen den normalen

Kopfbogen um die sogenannte „Kassenzeichenleiste“. Dieses optisch (durch die Verwendung

von Rahmen und Fettdruck) besonders stark betonte Element steht direkt vor der Betreffzeile

und liefert dem Leser Informationen über den zu zahlenden Betrag, das Fälligkeitsdatum und

das für die Behörde wichtige Kassenzeichen. Die Angaben können gut identifiziert werden,

da die dazugehörigen Bezeichnungen jeweils direkt darüber platziert sind und durch Fettdruck

nochmals hervorgehoben werden. Die Bedeutsamkeit dieser Angaben wird durch den Inhalt

des ersten Rahmens noch verstärkt, der zusätzlich zu der reinen Schrift noch mit drei Symbo-

len (nach rechts gerichtete Pfeile) arbeitet, die auf die nebenstehenden Angaben aufmerksam

machen sollen.

Insgesamt ist der Kopfbogen als brauchbar einzustufen, da er einen Leser visuell nicht ü-

berfordert2 und inhaltlich alle wesentlichen Informationen liefert, die ein Bürger zur Erken-

nung der Herkunft eines Schreibens bzw. zur Kontaktaufnahme mit dem Absender3 benötigt.

4.1.2 Anschreiben an andere Behörden 

4.1.2.1 Fachbereich 3

An der reinen Textoberfläche präsentieren sich alle Texte recht einheitlich, da sie sich aus-

nahmslos nach der DIN 676 für Geschäftsbriefe und der DIN 1472 für die Gliederung und

Benummerung in Texten richten (vgl. Normen für Büro und Verwaltung 1989, 6f und 35ff.).

Dementsprechend sind die Briefe in der Schriftart Courier (Schriftgröße 12) mit einem ein-

zeiligen Blocksatz verfasst.

                                                
2 Auf die mögliche Einschränkung der Lesbarkeit insbesondere der kleiner gedruckten Textteile infolge einer
physischen Sehschwäche soll an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden, vielmehr wird hier von einem
durchschnittlichen Sehvermögen ausgegangen.
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Alle Schreiben zeigen ein sauberes, gut leserliches Druckbild, wobei das einheitliche Er-

scheinungsbild auch durch die Verwendung weitgehend gleicher Druckertypen in der gesam-

ten Verwaltung unterstützt wird.

60% der Briefe bestehen aus nur einem Bogen Papier, während 40% den Text auf zwei

Seiten verteilen. Texte mit mehr als 2 Seiten gibt es gar nicht.

Textformatierungen werden ausgesprochen selten benutzt, und wenn, dann auch nur Fett-

druck und Unterstreichungen; kursiv oder gesperrt gedruckte Textpassagen sowie Grafiken

oder Piktogramme fehlen völlig. Auch der Fettdruck wird in den meisten Texten nur für die

Betreffzeile verwendet, so dass der eigentliche Text zu 60% ohne irgendwelche optischen

Hervorhebungen gestaltet wurde.

Die Briefe, in denen auch im laufenden Text einige Passagen hervorgehoben werden,

verwenden die beiden gestalterischen Mittel Fettdruck und Unterstreichung zudem teilweise

noch kombiniert, d.h. die Textteile sind sowohl fett als auch unterstrichen gedruckt. Diese

Mittel werden nur in den mehrseitigen, längeren Schreiben aus der Rechtsabteilung (z.B.

AA.FB3.05) verwendet, die dazu eine im Verhältnis zu den übrigen Texten auffällig große

Satzlänge aufweisen: während 60% eine durchschnittliche Satzlänge von 13,1 Wörtern zei-

gen, liegen die übrigen Texte mit 27,0 Wörtern deutlich darüber. Insgesamt liegt die durch-

schnittliche Satzlänge damit bei 22,5 Wörtern.

Bei der Wahl des Satzbaus ist eine deutliche Vorliebe für Einzelsätze zu erkennen, Satz-

gefüge folgen erst an zweiter Stelle. Dagegen werden Satzreihen so gut wie überhaupt nicht

verwendet. Im Verhältnis sieht die Verteilung so aus:

Satzreihe
1,9%

Satzgefüge
43,4%

Einzelsatz
54,7%

Abb. 4-3 Verteilung der Satzarten

                                                                                                                                                        
3 Als Absender fungiert bei Behördentexten immer die Verwaltungsführung (hier der Bürgermeister), in dessen
Auftrag die Sachbearbeiter handeln, daher die Angabe ‚im Auftrag‘ vor der Unterschrift des Sachbearbeiters.
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Die der Verwaltungssprache nachgesagte Präferenz für Passivkonstruktionen zeigt sich

auch in diesen Texten: 29,9% der Prädikate sind passivisch formuliert. Dasselbe gilt für die

Benutzung von Nomen: mehr als ein Viertel aller Wörter (28,8%) sind Nomen, wobei der mit

17,7% recht hohe Anteil an substantivierten Verben den in der Verwaltungssprache besonders

stark ausgeprägten Trend vom verbalen zum nominalen Stil verdeutlicht. Dabei zeigt die Un-

tersuchung, dass verschwindend wenig Substantive auf –heit oder –keit (0,6%) enden, dafür

aber umso mehr (21,5%) auf –ung, d.h., dass die Herkunft vieler hier verwendeter Nomen

kaum bei den Adjektiven, sondern hauptsächlich bei den Verben zu suchen ist.

Der Wunsch nach einer knappen, aber präzisen Ausdrucksweise führt oft zu ungewöhnli-

chen Wortverbindungen, und signifikanter als der Prozentanteil der Nomen an der Gesamt-

zahl der Wörter (28,8%) ist daher die Tatsache, dass 29,4% der Nomen viersilbig und länger

sind.4

Verständlichkeitsrelevant ist auch der hohe Anteil (65,7%) der abstrakten Nomen, z.B.

„Hauptausschuss-Beschluss“ (AA.FB3.02) oder „Unterhaltsrückstandszahlungen“

(AA.FB3.04) im Verhältnis zu den eher konkreten Begriffsbezeichnungen (34,3%) wie z.B.

„Gebäude“ (AA.FB3.03) oder „Kraftfahrzeug“ (AA.FB3.05), die dem Leser die Möglichkeit

einer visuellen Vorstellung des behandelten Gegenstandes geben und daher leichter in den

Kontext einzubetten sind.

Zusätzlich zu der Schwierigkeit, die genannten abstrakten Nomen in einer angemessenen

Weise in den geforderten konkreten Verstehensprozess zu integrieren, wird der Leser mit ei-

ner weiteren für die Verwaltungssprache typischen (8,1% der Nomen) Formulierungseigenart

konfrontiert: die attributive Umschreibung eines Nomens mit einer vorangestellten Partizipi-

alkonstruktion, z.B. „die Anrechnung der vom Ehemann getätigten Zahlung“ (AA.FB3.04)

oder „Die von der Gegenseite geltend gemachten Zweifel“ (AA.FB3.05).

Diese Verwendungsart eines Attributs fordert eine deutlich erhöhte Mitwirkung des Le-

sers am Verstehensprozess als z.B. ein nachgestellter Nebensatz, der die verständlichkeitsför-

dernde Regel beachten würde, wonach zuerst der Gegenstand einer Aussage genannt werden

und erst danach die Aussage darüber folgen sollte.

Eine weitere verständnishemmende Eigenart der Verwaltungssprache konnte bei der vor-

liegenden Untersuchung ebenfalls bei 83,3% der Personenbenennungen festgestellt werden:

die Vermeidung der direkten Namensnennung von Personen zugunsten einer Reduzierung der
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individuellen Person auf ihre jeweilige Funktion im Verwaltungsvorgang, z.B. „der Prozess-

bevollmächtigte“ (AA.FB3.04) oder „der Antragsteller“ (AA.FB3.05).

Keiner der Texte zeigt eine wirkliche Orientierungshilfe im Text durch Überschriften,

denn auch die beiden Texte, die rein optisch eine Überschrift verwenden, geben damit nur

sehr vage einen Hinweis auf die folgenden Abschnitte. Die Überschrift besteht nur aus dem

Wort „Begründung:“ (vgl. AA.FB3.04 und AA.FB3.05) und folgt direkt auf die Betreffzeile.

Danach schließt sich der gesamte Text an, so dass die Überschrift also im Grunde keinen ge-

sonderten Textabschnitt beschreibt und keine Untergliederung des Gesamttextes bewirkt.

In allen Texten wird ein profundes Vorwissen der Leser vorausgesetzt, denn die benutzten

Fachausdrücke oder Abkürzungen werden nirgends näher erklärt oder gar Beispiele gegeben.

Der Begriff „Zuwendungsantrag“ (AA.FB3.01) wird genauso wenig erläutert wie die Abkür-

zungen „TLF“5 (AA.FB3.01) oder „BSHG“6 (AA.FB3.04), und auch in Klammern nachge-

stellte Ergänzungen wie „(Urteil BVerwG v. 18.2.1999 – Az. 5C 14/98)“ (AA.FB3.04) sind

nur für den Fachmann echte Verständnishilfen.

Insgesamt ist die Benutzung von Abkürzungen (0,7% aller Wörter) und Fachausdrücken

(3,2% aller Wörter) als eher gering einzustufen, zumal nur in 20% der Texte auf Gesetze und

Paragraphen verwiesen wird.

Alle Texte zeigen eine starke Tendenz zur Bildung von relativ kurzen Absätzen,

dementsprechend besteht der durchschnittliche Absatz aus 1,5 Sätzen, d.h. kaum ein Absatz

beinhaltet mehr als zwei Sätze, die dann auch oft in einer neuen Zeile beginnen.

Rein optisch wirken die Texte also nicht sehr kompakt, allerdings lässt sich vermuten,

dass der völlige Verzicht auf solche Gestaltungsmittel wie Aufzählungen und Tabellen insbe-

sondere bei den längeren Briefen die Verständlichkeit erschwert. So enthält AA.FB3.04 eine

chronologische Aufzählung bestimmter Ereignisse mit präzisen Datumsangaben, die jeweils

in einem neuen Absatz im laufenden Text erwähnt werden. Hier hätte eine tabellarische An-

ordnung der Datumsangaben mit dem jeweils zugeordneten Ereignis sicherlich eine Steige-

rung der Brauchbarkeit zur Folge.

Wie bereits weiter oben erwähnt, wird eine recht detaillierte Kenntnis der behandelten

Themen beim Leser vorausgesetzt. Dementsprechend wird verhältnismäßig wenig erklärt oder

                                                                                                                                                        
4 Die meisten dieser Substantive sind zusammengesetzte Nomen, d.h. die Wortbildung hätte in vielen Fällen
auch anders vorgenommen werden können, z.B. „rückständige Zahlungen des Unterhalts“ statt „Unterhaltsrück-
standszahlungen“.
5 Technisches Löschfahrzeug der Feuerwehr
6 Bundessozialhilfegesetz
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näher erläutert und wenn (bei 40% der Dokumente), dann ausschließlich im laufenden Text,

zumeist in nachgestellten Klammern; Fußnoten oder Glossare werden nicht verwendet.

Die Betreffzeilen erwähnen zu 60% nur den behandelten Gegenstand ohne irgendeine

Aussage darüber, die übrigen 40% dagegen geben eine zusätzliche Information in Form einer

Aussage über den Gegenstand.

Bei der Analyse der Betreffzeile fallen zwei Schreiben besonders auf: während normalerweise

nur recht knapp der Hauptgegenstand eines Briefes, z.B. „Kosten der Notärzte im Ret-

tungsdienst“ (AA.FB3.02) erwähnt wird und die dazugehörige Handlung erst durch die

Lektüre des Briefes deutlich wird, weisen die Schreiben aus der Rechtsabteilung des Fachbe-

reichs 3 eine formelhafte Form auf, die sich deutlich von den Betreffzeilen der anderen Texte

unterscheidet (vgl. AA.FB3.04 und AA.FB3.05).

Zusätzlich zu den sehr detaillierten Angaben über den Gegenstand und die betroffenen

Personen des Briefes beinhaltet diese Art des Betrefftextes auch eine konkrete Intention, die

direkt als Handlungsanweisung für den Leser zu bewerten ist (AA.FB3.05):

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

des Herrn [...], Menden

gegen

den Bürgermeister der Stadt Menden

Az. [...]

wird beantragt,

den Antrag auf Zulassung der Beschwerde gegen den Beschluss des Verwaltungsge-
richts Arnsberg vom 19.11.99 abzulehnen.

Die exponierte Stellung am Briefanfang und die an dieser Stelle ungewöhnliche Benutzung

eines vollständigen, grammatisch korrekten Satzgefüges lassen die Bedeutung der Hand-

lungsanweisung noch deutlicher hervortreten, so dass die weitere Lektüre des Textes vor dem

Hintergrund des Eingangssatzes bewertet werden muss.

Die intendierten Anschlusshandlungen als Reaktion auf diese Schreiben sind daher auch

für den juristischen Laien klar ersichtlich: Prüfung der Begründung für eine Zustimmung oder

Ablehnung des formulierten Ablehnungsantrages.

Wirkliches Fachwissen wird dagegen in der rein inhaltlichen Bewertung der Begründung

verlangt, da die Konsequenzen aus den hier geschilderten Sachverhalten nur für Fachleute mit

entsprechendem Vorwissen gezogen werden können.
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Die übrigen Texte sind in Bezug auf ihre Brauchbarkeit fast ausschließlich auf Leser mit

entsprechendem ganz speziellen Vorwissen ausgerichtet. So folgt auf die Betreffzeile „Luft-

bildauswertung des ehemaligen Grundstückes der Stadtwerke in Menden, Märkische

Straße/Bodelschwinghstraße“ (AA.FB3.03) in zwei Sätzen die Beschreibung, wer diese

Luftbildauswertung benötigt und zu welchem Zweck. Anschließend dann die Behörden-

Formel: „Als Anlage überreiche ich Ihnen die entsprechenden Unterlagen mit der Bitte um

weitere Veranlassung“ (AA.FB3.03). Der hier angesprochene Adressat (Bezirksregierung)

muss also genau wissen, was in einem solchen Fall zu tun ist und benötigt keine weiteren

Anweisungen, da es sich offenbar um eine standardisierte Verfahrensweise handelt, während

der unwissende Laie aus dem Schreiben z.B. weder erkennen kann, wer diese Luftbildauf-

nahmen durchführen soll, noch ob es vielleicht nur um die generelle Erlaubnis für die Durch-

führung dieses Vorhabens geht.

Bei 80% der Schreiben ist eine direkte Anschlusshandlung erforderlich, aber nur bei 60%

wird diese Anweisung auch tatsächlich konkret formuliert.

Zwar ist in 60% der Texte ein eigener Absatz für die Handlungsanweisung gebildet wor-

den, aber aufgrund der Tatsache, dass die Schreiben ohnehin stark in Absätze untergliedert

sind und eine weitere optische Hervorhebung z.B. durch Fettdruck nur in 40% der Texte vor-

genommen wurde, ist eine evtl. vorhandene Anweisung teilweise nur schwer im Text zu er-

kennen. Hinzu kommt, dass die Position innerhalb der Texte variabel ist, d.h., Handlungsan-

weisungen können sowohl am Anfang, in der Mitte oder am Ende stehen, wobei die Positio-

nierung innerhalb des Textflusses vom Leser sicherlich mehr Aufmerksamkeit fordert als z.B.

am Ende eines Briefes. Die folgende Grafik zeigt die Positionsverteilung7 der Handlungsan-

weisungen für den Fachbereich 3:

PosA
65,0%

PosM
30,0%

PosE
5,0%

Abb. 4-4: Positionierung der Handlungsanweisungen

                                                
7 PosA=Positionierung am Briefanfang, PosM=Positionierung mitten im laufenden Text, PosE=Positionierung
am Ende des Briefes.
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4.1.2.2 Fachbereich 5

Der optische Eindruck der Schreiben aus dem Fachbereich 5 ist im wesentlichen mit den

Schreiben des Fachbereichs 3 identisch (vgl. Abschnitt 4.1.2.1).

Die Texte sind zu 72,7% einseitig, die restlichen 27,3% haben zwei Seiten. Die durch-

schnittliche Satzlänge ist mit 16,0 Wörtern recht niedrig.

Das einzige gestalterische Mittel ist hier der Fettdruck, der zu 81,8% ausschließlich in der

Betreffzeile zu finden ist, während nur bei 18,2% der Dokumente der Fettdruck auch im lau-

fenden Text verwendet wird.

Auf alle weiteren Gestaltungsmittel wie Kursiv- und Sperrdruck, Unterstreichungen oder

irgendwelche Grafiken wird hier komplett verzichtet.

Die deutliche Präferenz für Einzelsätze zeigt sich auch an dieser Stelle bei der folgenden

Aufteilung der Satzarten:

Satzreihe
1,9%

Satzgefüge
30,8%

Einzelsatz
67,3%

Abb. 4-5: Aufteilung der Satzarten

Kein Text aus dem Fachbereich 5 verwendet Überschriften. Der Gebrauch von Passivkon-

struktionen (21,3%) und der hohe Anteil der Nomen an den Gesamtwörtern (28,7%) ist mit

den Werten des Fachbereichs 3 vergleichbar. Dasselbe gilt für die Nomen mit vier und mehr

Silben, deren Anteil mit 29,9% wieder recht hoch ist.

Abstrakte Begriffe wie „Erstattungsanspruch“ (AA.FB5.01) oder „Klagebefugnis“

(AA.FB5.02) bilden über die Hälfte (57,5%) der Nomen, wobei der Anteil der echten Fach-

ausdrücke wie „Wiedervorlagetermin“ (AA.FB5.02) oder „Teilausfertigung aus dortiger Ur-

kunde“ (AA.FB5.07) mit 3,4% der Wörter wieder erstaunlich gering ist. Auch diese Ausdrü-

cke werden als bekannt vorausgesetzt und an keiner Stelle weiter erläutert.

Abkürzungen sind im Fachbereich 5 mit 2,9% verhältnismäßig häufig zu finden, was

hauptsächlich aus den zahlreichen (63,6%) Paragraphenverweisen resultiert, z.B. „gemäß § 91
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a BSHG“ (AA.FB5.09), aber auch Angaben wie „der Og.“ (AA.FB5.09) oder „Regelsatz i. H.

v. 438,00 DM“ (AA.FB5.08) sind durchaus üblich.

Die Verwendung von Partizipialattributen ist mit 6,4% zwar geringer als in Fachbereich 3,

aber immer noch bemerkenswert, da solche Konstruktionen wie z.B. „der durch mich am

03.12.99 überwiesene Betrag“ (AA.FB5.10) in der Gemeinsprache recht unüblich sind.

Auffällig ist, dass der Fachbereich 5 sich offenbar bemüht, die betroffenen Personen beim

Namen zu nennen, denn Bezeichnungen wie „Hilfeempfänger“ (AA.FB5.02) oder „Leis-

tungsträger“ (AA.FB5.09) (50,9%) halten sich mit konkreten Namensnennungen (49,1%) fast

die Waage.

Keiner der Texte aus dem Fachbereich 5 beinhaltet Grafiken, Fußnoten oder ein Glossar.

Zwar wird bei 18,2% der Texte eine Erläuterung im laufenden Text gegeben, z.B.: „Be-

scheinigung für anerkannte Flüchtlinge, Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge (§ 1 Ge-

setz über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommener Flüchtlin-

ge“ (AA.FB5.04), doch auch diese Erläuterung ist für den Nicht-Fachmann zunächst keine

Verständnishilfe, denn es darf angenommen werden, dass weder die Existenz, geschweige

denn die Inhalte des Gesetzes, auf das hier verwiesen wird, der Allgemeinheit bekannt sind.

Für den verwaltungsinternen Gebrauch ist die Nennung an dieser Stelle jedoch durchaus

hilfreich, da die Kenntnis eines solchen Gesetzes in Fachkreisen vorausgesetzt werden darf.

Rein optisch machen die Schreiben einen recht aufgelockerten Eindruck, da sie in zahlrei-

che Absätze unterteilt sind. Im Grunde wird fast für jeden Satz ein eigener Absatz gebildet,

denn die durchschnittliche Satzlänge je Absatz ist hier 1,5 Sätze.

Die Autoren des Fachbereichs 5 wählen bei 18,2% der Briefe die Form einer Tabelle und

bei 9,1% die Form der numerischen Aufzählung, um ihre Inhalte zu verdeutlichen.

Das folgende Beispiel einer für diese Texte typischen tabellarischen Darstellung von Un-

terhaltsforderungen demonstriert die größere Übersichtlichkeit der Tabellenform im Gegen-

satz zu anderen Darstellungsformen (AA.FB5.07):

01.09.98- 31.12.98   =   4 x 314,00 DM   = 1.256,00 DM

01.01.99- 30.06.99   =   6 x 299,00 DM   = 1.794,00 DM

01.07.99- 31.12.99   =   6 x 306,00 DM   = 1.836,00 DM

insgesamt 4.886,00 DM
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Zwar hätte die Tabelle z.B. durch entsprechende Spaltenüberschriften noch verständlicher

gemacht werden können, doch treten die Vorzüge auch in der hier gewählten Form insbeson-

dere auch aufgrund der sauberen und spaltenbündigen Ausrichtung deutlich hervor.

Die Betreffzeile wird überraschend oft dahingehend erweitert, dass zusätzlich zur Nen-

nung des Gegenstandes auch bereits eine Aussage dazu gemacht wird.

Das heißt also nicht nur sehr knapp

Unterhaltsangelegenheit (AA.FB5.02),

sondern durchaus auch

Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege für [...], geb. [...]

- Abgabe des Falls aufgrund eines Zuständigkeitswechsels gem. § 86 Abs. 6 KJHG
(AA.FB5.05).

In 90,9% der Briefe ist eine Handlung erforderlich, die auch in allen Schreiben konkret als

Handlungsanweisung formuliert wird, z.B.

Ich bitte um Überprüfung und Bestätigung Ihrer Zuständigkeit und um Abklärung der Vor-
gehensweise. (AA.FB5.05)

oder

Ich bitte um Sachstandsmitteilung. (AA.FB5.11).

Zwar bildet die Handlungsanweisung in 63,6% der Briefe einen eigenen Absatz, aber die

Position innerhalb des Gesamttextes lässt sie nicht deutlicher hervortreten als andere Absätze

auch.

Die Positionen der Anweisungen innerhalb der Texte des Fachbereichs 5 sind wie folgt

aufgeteilt:

PosA
0,0%

PosM
81,7%

PosE
18,3%

Abb. 4-6: Positionierung der Handlungsanweisungen
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Wenn auch niemand sich für eine Platzierung der Handlungsanweisung am Anfang des lau-

fenden Textes entschieden hat, muss diese Aussage dadurch relativiert werden, dass doch in

45,5% der Briefe die Intention des Schreibens bereits in der �etreffzeile angesprochen wur-

de.8 Die bevorzugte Positionierung mitten im laufenden Text setzt die Wahrnehmung der

Handlungsanweisung etwas herab, was aber in Anbetracht der Textkürze von überwiegend

nur einer Seite nicht so gravierend ins Gewicht fällt.

4.1.2.3 Fachbereich 6

Die Schreiben des Fachbereichs 6 sind als ausgesprochen kurz zu bezeichnen. denn sie sind

zu 90% einseitig. Auch die durchschnittliche Satzlänge mit 15,2 Wörtern passt zu diesem

Trend.

Das einzige gestalterische Mittel ist hier der Fettdruck, der zu 90% nur für die Betreffzeile

verwendet wird.

Der Gebrauch von Einzelsätzen ist deutlich höher als der Gebrauch von Satzgefügen oder –

reihen:

Satzreihe
1,2%

Satzgefüge
39,0%

Einzelsatz
59,8%

Abb. 4-7: Verteilung der Satzarten

Auffällig ist der mit 33,0% recht hohe Anteil an Passivsätzen, und auch die Anzahl der No-

men (35,8%) ist bemerkenswert, wobei die Anzahl der mehr als dreisilbigen Wörter mit

27,1% im allgemeinen Trend liegt.

Da der Fachbereich 6 sich hauptsächlich mit konkreten, gegenständlichen Dingen befasst,

sind abstrakte Nomen mit 47,0% in diesen Texten eindeutig weniger vertreten als in den

Texten der übrigen Fachbereiche. Es geht weniger um irgendwelche Verwaltungsakte, son-

dern überwiegend um dingliche Nomen wie z.B. „Waschbox“ (AA.FB6.03), „Lagerhalle“

                                                
8 Vergleiche dazu z.B. die aus AA.FB5.05 zitierte Betreffzeile auf S. 109.
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(AA.FB6.06) oder „Hubarbeitsbühne“ (AA.FB6.08), die aufgrund ihrer visuellen Assoziation

die Verständlichkeit erleichtern, wenn sie auch nicht emotiv gefärbt sind.

Allerdings wird diese Verständlichkeit durch die Verwendung von Partizipialattributen

(5,1%) wie „Die für die Maßnahme erforderlichen Grundstücke“ (AA.FB6.01) oder „zu ei-

nem noch zu terminierenden Kolloquium“ (AA.FB6.02) erschwert.

Überschriften werden selten (10%) benutzt und die mit 3,0% zwar recht wenigen, aber e-

ben doch vorhandenen Fachausdrücke wie z.B. „Waldumwandlungsgenehmigung“

(AA.FB6.06) oder „Rücknahmebescheid“ (AA.FB6.07) werden als bekannt vorausgesetzt und

an keiner Stelle erklärt. Erwähnenswert ist die Tatsache, dass die Fachausdrücke nicht etwa

hauptsächlich spezielle Termini aus dem Baubereich sind, sondern fast ausschließlich von der

Verwaltungsseite stammen.

Auch Abkürzungen (insgesamt 2,2% der Wörter) wie „LZA“9 (AA.FB6.09) sind durchaus

üblich und werden ohne jede weitere Erklärung im Text verwendet.

In einigen Schreiben (10%) ist die Angabe von Beispielen zu beobachten, wie z.B. „Teile

der GVfG-Maßnahme (Abriß der vorhandenen Einfeldbrücke, Aufweitung des Hönnevorlan-

des, Planung und Baubeginn der neuen Dreifeldbrücke etc.)“ (AA.FB6.08), die das Verständ-

nis wesentlich erleichtern.

Bei der Benennung der beteiligten Personen greifen die Autoren des Fachbereichs 6 ü-

berwiegend (55,6%) auf die Angabe ihrer Funktion zurück, daher sind Begriffe wie „Wider-

spruchsführer“ (AA.FB6.05) oder „Bauherr“ (AA.FB6.06) häufiger anzutreffen als konkrete

Namensbezeichnungen (44,4%).

Alle Texte sind recht einheitlich hinsichtlich der sparsamen Verwendung von inhaltlichen

Gestaltungsmitteln: nur in 20% der Texte wird eine Aufzählung benutzt, ansonsten gibt es

hier keine weiteren Mittel, den Inhalt besonders plastisch zu präsentieren.

Die mit durchschnittlich 1,7 Sätzen pro Absatz sehr übersichtliche Darstellung erleichtert

zwar die optische Orientierung im Text, lässt aber die inhaltliche Verbundenheit enger zu-

sammenhängender Absätze nicht erkennen.

Das gewählte Mittel der Aufzählung wie z.B.

Eingeplant sind folgende Schulen:

- Hauptschule „Gelber Morgen“

                                                
9 Gemeint ist eine Lichtzeichenanlage, d.h. also eine Verkehrsampel.
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- Heilig-Geist-Gymnasium

- Realschule Menden

- Walram-Gymnasium

- Realschule Lendringsen (AA.FB6.04)

trägt wesentlich zur Verständniserleichterung bei und kann durchweg als angemessen beur-

teilt werden.

Die Formulierung der Betreffzeile ist in Fachbereich 6 ziemlich knapp, es überwiegen (70%)

Bezeichnungen wie

GVfG-Maßnahme Bessemer Weg, Ordnungsmerkmal 880492 (AA.FB6.01)

oder

Sachbeschädigung (AA.FB6.09);

demgegenüber stehen aber einige (30%) so ausführliche Formulierungen wie

Errichtung eines Autofahrer-Fachmarktes mit Verkauf und Montage, Errichtung von
60 Stellplätzen und zwei Entsorgungscontainern auf dem Grundstück [...] Gemarkung
Menden, Flur [...], Flurstücke [...]

- Auflagen Nr. 4 und 7 der Baugenehmigung Nr. [...] vom 07.11.00 (AA.FB6.05).

Alle Texte intendieren eine direkte Anschlusshandlung, die fast durchgängig (90%) auch

konkret formuliert wird. Im Betrefftext kommt diese Intention aber nur wenig (20%) zum

Ausdruck.

Die Handlungsanweisung ist optisch nicht weiter hervorgehoben und bei der Hälfte der

Texte bildet sie nicht einmal einen eigenen Absatz, z.B.:

Wie bereits seit 1996 durchgeführt, ist auch für das Jahr 2000 beabsichtigt, die Sonderabfälle aus den
Laboratorien der unten aufgeführten Mendener Schulen durch die Umweltabteilung zu
entsorgen. Die Umweltabteilung bittet deshalb, die zu entsorgenden Chemikalien am
09.03.2000 ab 8.00 Uhr im Sekretariat zur Abholung bereitzustellen. (AA.FB6.04).

Immerhin befinden sich bei 40% der Texte die Anweisungen am Ende des Schreibens

unmittelbar vor der Grußformel, so dass die Anwendbarkeit in Bezug auf eine Anschluss-

handlung bei der normalen Lesefolge von oben nach unten besser gewährleistet ist als bei

einer Platzierung der Anweisung mitten im Text. Die Anweisungen sind so verteilt:
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PosA
0,0%

PosM
60,0%

PosE
40,0%

Abb. 4-8: Positionierung der Anweisungen
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4.1.2.4 Fachbereichsvergleich
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Abb. 4-9: Überblick der Lesbarkeitswerte

Die Grafik zeigt, dass die Fachbereiche hauptsächlich Unterschiede hinsichtlich der Satz- und

Textlänge aufweisen, wobei die Werte des Fachbereichs 3 vorwiegend durch die Texte aus

der Rechtsabteilung determiniert werden, die stark an die Juristensprache angelehnt sind.

Ansonsten präsentiert sich das äußere Erscheinungsbild aller Texte einheitlich als ausge-

sprochen schlicht, wobei eine gute Lesbarkeit durchaus gegeben ist.
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Abb. 4-10: Überblick der Verstehbarkeitswerte

Die Werte in dieser Grafik machen deutlich, dass bei allen hier untersuchten Texten trotz im

einzelnen unterschiedlicher Werte ein recht einheitlicher Trend für alle Fachbereiche zu beo-

bachten ist, d.h. die einzelnen Fachbereiche erstellen ihre Texte nach einem ähnlichen Muster,
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das rein grammatisch als nicht allzu kompliziert angesehen werden kann, wenn auch

die Tatsache, dass in allen Fachbereichen über ein Viertel aller Wörter mindestens vier Silben

lang ist und daher besondere Aufmerksamkeit bei der Lektüre erfordert, den Textaufbau kom-

plexer erscheinen lässt.

Die Unterschiede der fachbereichsspezifischen Inhalte der Briefe spiegeln sich vor allem

bei der Wortwahl wieder, denn der deutlich höhere Anteil der Nomen mit gleichzeitig deut-

lich geringerem Anteil an abstrakten Begriffen macht offensichtlich, dass der Fachbereich 6

sich mehr als die anderen beiden Fachbereiche mit Gegenständen befasst und daher von der

reinen Begrifflichkeit eher verständlich wirkt, was insbesondere auch durch die niedrigere

Quote der Fachausdrücke in diesem Bereich dokumentiert wird.

Auffällig ist der bemerkenswert häufige Verweis auf Gesetze und Paragraphen in den

Texten des Fachbereichs 5, während die Anschreiben des Fachbereichs 3 kaum Gebrauch

davon machen.

Ansonsten wird in allen Texten ersichtlich, dass die Adressaten ebenfalls Verwaltungs-

mitarbeiter sein müssen, denn der durchweg unkommentierte Gebrauch der Fachausdrücke

und Redewendungen wäre für Laien eine echte Verständnisbarriere.
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Abb. 4-11: Überblick der Brauchbarkeitswerte

Auch diese Grafik zeigt eine einheitliche Tendenz aller Fachbereiche: ein nahezu gleicher

optischer Aufbau der Texte durch die Bildung zahlreicher kurzer Absätze, wobei praktisch

jede einzelne noch so kleine Informationseinheit auf Satzebene einen eigenen Absatz bildet.
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Da die Texte abgesehen von ihrem Bemühen, möglichst präzise und eindeutig zu sein,

keine weiteren Ausschmückungen oder Kommentare aufweisen, wirkt diese Form der Infor-

mationsvermittlung teilweise recht abgehackt, da es keine Überleitungen gibt. Der Leser muss

sich die Verbindungen der einzelnen Absätze zueinander selber schaffen.

Die wenigen Texte, die mit Tabellen und Aufzählungen arbeiten, bieten dem Leser damit

eine echte Orientierungshilfe, die in zahlreichen weiteren Texten aufgrund ihres Inhaltes e-

benfalls angebracht gewesen wäre.

Zwar ist festzustellen, dass die Texte aus Fachbereich 3 weder Tabellen noch Aufzählun-

gen benutzen, obwohl dies in einigen Fällen durchaus angebracht wäre, aber es gibt keine

Hinweise darauf, ob dieser Verzicht durch die Zugehörigkeit zum Fachbereich oder einfach

nur durch die Formulierungsvorlieben der einzelnen Briefautoren verursacht wurde, denn

auch in den anderen Fachbereichen ist die Wahl dieser Mittel nur sehr sporadisch zu beo-

bachten.
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Abb. 4-12: Überblick der Anwendbarkeitswerte

Es zeigt sich, dass durchweg in allen Fachbereichen die Texte auf eine bestimmte

Anschlusshandlung zielen, die fast immer auch durch eine konkret formulierte Handlungsan-

weisung im Text zum Ausdruck kommt. Lediglich die Form, in welcher diese Handlungsan-

weisung präsentiert wird, ist in den einzelnen Fachbereichen unterschiedlich.

Eine wirkliche optische Hervorhebung z.B. durch Fettdruck ist nur in den Schreiben des

Fachbereichs 3 zu sehen, der zudem bemüht ist, die Anweisungen einheitlich an die gleiche
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Stelle – nämlich den Anfang – zu platzieren. Ansonsten bleibt dem Leser die Suche überlas-

sen, ob, und wenn ja, an welcher Stelle im Text er auf die Handlungsanweisung trifft, die zu-

dem noch durchweg so formuliert ist, dass nur Fachleute mit entsprechenden Vorkenntnissen

die richtigen Schlüsse daraus ziehen können.

Da die hier untersuchten Texte tatsächlich an Fachleute gerichtet sind, kann angenommen

werden, dass die Anwendbarkeit für den intendierten Adressatenkreis insgesamt gewährleistet

ist.

4.1.3 Vermerke

Da Vermerke nur dem verwaltungsinternen Kommunikationsaustausch dienen (vgl. Ab-

schnitt 3.4.1.2) und an keine konkreten Adressaten gerichtet sind, wird auf die äußere Form

dieser Schreiben nicht nach den gleichen strengen Regeln geachtet wie bei den externen Brie-

fen.

Zwar sind die Einstellungen für Schriftart und -größe, Zeilenabstand, Randeinstellung und

Blocksatz mit denen der externen Schreiben identisch (vgl. Abschnitt 3.1.2), trotzdem wirken

die Vermerke schon wegen des Verzichts auf den offiziellen Kopfbogen erheblich schlichter

und formloser.

Dazu kommt, dass es keine verbindlich vorgeschriebene Blattaufteilung gibt, so dass, ab-

gesehen von der einheitlich gestalteten ersten Schreibzeile mit Aktenzeichen und Datum, die

Vermerke in den unterschiedlichsten Positionen mit einer Betreffzeile beginnen, die aber im-

mer im oberen Drittel des Blattes liegt.

4.1.3.1 Fachbereich 3

Mit einer durchschnittlichen Satzlänge von 13,2 Wörtern sind die Vermerke des Fachbereichs

3, die zu 83,3% auch nur einseitig sind, als ausgesprochen kurz zu bezeichnen.

Einzige optische Hervorhebung ist wiederum der Fettdruck, der bei der Hälfte der Texte

nur bei der Betreffzeile verwendet wurde.

Einzelsätze werden beim Satzbau mit 67,5% deutlich bevorzugt, während Satzreihen über-

haupt nicht gebildet wurden. Satzgefüge sind demnach mit 32,5% der Sätze vertreten.

Der hohe Anteil der passivisch gebrauchten Verben (40%) lässt sich aus dem Bemühen

der Sachbearbeiter erklären, Sachverhalte in den Aktenvermerken möglichst objektiv zu be
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schreiben und daher das Objekt in den Mittelpunkt zu rücken; die Verfasser als Personen der

Handlung treten dabei mehr in den Hintergrund.

Der eher geringe Anteil an Nomen (18,7%) steht in einem erstaunlichen Gegensatz zu den

Nomen mit vier und mehr Silben wie „Fahrzeugübernahme“ (VM.FB3.01) oder „Einsatzleit-

zentrale“ (VM.FB3.04), deren Anteil an der Gesamtzahl der Nomen immerhin 35,3% beträgt.

Sehr hoch ist auch der Anteil an abstrakten Begriffen wie „Vergabeordnung“

(VM.FB3.02) oder „Kreisleistungsnachweis“ (VM.FB3.03).

Fachausdrücke wie z.B. „Wochenmarktsverteiler“ (VM.FB3.05) sind mit 2,7% zwar recht

selten, werden aber auch nicht weiter erklärt.

Dasselbe gilt für Abkürzungen (1,2%) wie „NEF10-Wagen“ (VM.FB3.01) oder „LZ

Nord“11 (VM.FB3.03). Der verhältnismäßig niedrige Wert der Abkürzungen erklärt sich auch

aus dem völligen Verzicht auf irgendwelche Gesetzes- und Paragraphenverweise, dafür wer-

den mehr geläufige Worte im laufenden Text abgekürzt.

In 16,6% der Texte werden Beispiele gegeben wie

Die in der Mitte des Foyers aufgestellten 2 Ausstellungsvitrinen sind in einen Gang (Block
A oder B) zu rücken. Außerdem ist der Tisch mit den Auslagen wegzuräumen (Vorschlag:
vorübergehend deponieren im Wickelraum) (VM.FB3.05).

Die Texte, in denen mit aussagekräftigen Überschriften gearbeitet wird (33,3%), geben

dem Leser die Möglichkeit, die inhaltliche Struktur des Textes wesentlich leichter zu erfassen.

Bei der Benennung konkreter Personen werden bevorzugt (60,0%) die wirklichen Namen

genannt.

Die durchschnittliche Länge eines Absatzes beträgt 2,1 Sätze.

Außer Aufzählungen (33,3%) gibt es keine weiteren gestalterischen Besonderheiten, d.h.

es gibt keine Tabellen, Grafiken oder andere Hilfsmittel, um die Inhalte mit visuellen Mitteln

zu verdeutlichen bzw. einprägsamer zu machen.

In 66,7% der Betreffzeilen wird nur der Vermerkgegenstand ohne jede weitere Angabe

genannt, die Aussage darüber folgt erst im laufenden Text.

Die besondere Textsorte des Vermerks, die nicht notwendigerweise einen direkten Adressaten

braucht, weist auch für ihre Anwendbarkeit Besonderheiten auf: Texte dieser Art zielen nicht

                                                
10 Notarzteinsatzfahrzeug
11 Löschzug Nord = Abteilung der Feuerwehr
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unbedingt auf eine Anschlusshandlung, sondern dienen oft nur der reinen

Dokumentation, daher ist die mit 66,7% verhältnismäßig niedrige Anzahl der Texte, die eine

Handlung erfordern, nicht verwunderlich.

Direkte Anweisungen sind nur bei der Hälfte der Texte formuliert, die zu 16,7% optisch

hervorgehoben wurden und zumeist den Schluss des Vermerkes bilden:

PosA
20,0%

PosM
16,7%

PosE
63,3%

Abb. 4-13: Positionierung der Handlungsanweisungen

4.1.3.2 Fachbereich 5

Die durchschnittliche Satzlänge ist mit 16,3 Wörtern in diesem Zusammenhang als normal zu

bezeichnen.

Auffällig ist eher der Trend zu längeren Schreiben, da auch dreiseitige Texte vorhanden

sind. Das Verhältnis ist folgendermaßen:

einseitig
64,3%

zweiseitig
28,6%

dreiseitig
7,1%

Abb. 4-14: Verteilung Textlänge

Auch die Schreiben selbst sind etwas aufwändiger gestaltet, denn es gibt zu dem sonst

üblichen Fettdruck auch kursiv (7,1%), gesperrt (7,1%) und unterstrichen (14,2%) gedruckte

Passagen.



- 120 -

Der Fettdruck ist bei 21,4% der Texte nicht nur in der Betreffzeile, sondern auch im lau-

fenden Text zu finden, es werden aber keinerlei Grafiken benutzt.

Die Mischung der verwendeten Satzarten ist etwas ausgewogener, wenn auch die Bevorzu-

gung der Einzelsätze nicht zu leugnen ist:

Satzreihe
8,1%

Satzgefüge
31,1%

Einzelsatz
60,8%

Abb. 4-15: Aufteilung der Satzarten

Der Anteil der Nomen an der Gesamtwortzahl bewegt sich mit 25,4% im üblichen Rahmen,

wobei auch die Wörter mit mehr als drei Silben in üblicher Zahl (28,4%) enthalten sind.

Abstrakte Begriffe (51,0%) wie „Pfändungsschutz“ (VM.FB5.01) oder „Abtretungserklä-

rung“ (VM.FB5.03) halten sich mit konkreten Bezeichnungen (49,0%) wie „Geschwister“

(VM.FB5.06) oder „Wohnung“ (VM.FB5.08) die Waage.

In 14,3% der Briefe werden Beispiele genannt, ansonsten  werden Fachausdrücke (3,9%)

oder Abkürzungen (3,3%) ausgesprochen selten näher erklärt. Die übliche Form dafür ist eine

Erklärung im laufenden Text in nachgestellten Klammern wie z.B.: „Die Fluktuation (Umzü-

ge/Wegzüge) ist [...].“ (VM.FB5.05).

Dazu kommt, dass diese Abkürzungen nicht durchgängig gleich benutzt werden, sondern

in unterschiedlicher Weise gebildet werden, wie „die Bewilligung des pauschalierten WG“12

und im nächsten Satz: „Für den zurückliegenden Zeitraum ist pauWoG umzubuchen.“

(VM.FB5.04).

Auch wenn davon auszugehen ist, dass die betroffenen Verwaltungsmitarbeiter mit dem

Gebrauch dieser Abkürzungen vertraut sind, so erschwert doch die uneinheitliche Schreibwei-

se ein und desselben Begriffes innerhalb eines Textes die Verstehbarkeit unnötigerweise.

Die vielen Abkürzungen sind in den Vermerken des Fachbereichs 5 nicht hauptsächlich

auf Paragraphen- und Gesetzesverweise zurückzuführen, denn diese sind nur in 14,3% der

                                                
12 Gemeint ist pauschaliertes Wohngeld.



- 121 -

Texte zu finden, vielmehr spiegeln die Vermerke die Intention des Autors wieder, einige Ge-

danken und Anmerkungen in Stichpunkten festzuhalten, d.h. ein Vermerk wird vermutlich oft

schnell „mal eben“ verfasst, daher sind Abkürzungen wie „m. d. B. um weitere Veranlas-

sung“13 (VM.FB5.03), „o.g. bezieht seit März 96 SH“14 (VM.FB5.04) oder „Vorsichtshalber

erfolgte eine OB.“15 (VM.FB5.09) durchaus üblich, zumal davon ausgegangen werden kann,

dass alle Sachbearbeiter als Experten in der Lage sind, die benutzten Abkürzungen wieder zu

entschlüsseln.

Die Absätze sind mit durchschnittlich 2 Sätzen als übersichtlich zu bezeichnen.

In den Texten des Fachbereich 5 sind sowohl Tabellen (14,3%) als auch Aufzählungen

(7,1%) zu finden, die die Übersichtlichkeit positiv beeinflussen; der überwiegende Teil ver-

zichtet jedoch auf diese Hilfsmittel, obwohl sie häufig genauso angebracht gewesen wären.

Erstmalig wird auch mit Fußnoten (7,1%) gearbeitet, um den laufenden Text nicht unnötig

zu unterbrechen, wobei die Information in der Fußnote nicht notwendigerweise zum Ver-

ständnis des laufenden Textes nötig ist, sondern mehr als eine Ergänzung zu betrachten ist.

Da jedoch insgesamt mit wenig Erklärungen gearbeitet wird, ist der seltene Einsatz der

Fußnoten nachzuvollziehen.

Die Betreffzeile der Vermerke des Fachbereich 5 gibt keinen wesentlichen Aufschluss ü-

ber den Inhalt des Vermerks, denn zu 78,6% wird hier nur das Objekt erwähnt.

In 78,6% der Vermerke ist eine direkte Handlung erforderlich, die aber nicht immer (64,3%)

auch konkret formuliert wird.

Die Handlungsanweisung ist jedoch nicht ohne weiteres im Text zu finden, da sie in kei-

nem Fall optisch hervorgehoben wurde und auch nur in 35,7% der Texte einen eigenen Ab-

satz bildet. Die Anfangsposition wurde in keinem Vermerk festgestellt:

PosA
0,0%

PosM
67,7% PosE

32,3%

Abb. 4-16: Positionierung der Handlungsanweisung

                                                
13 mit der Bitte um weitere Veranlassung
14 oben genannter bezieht seit März 1996 Sozialhilfe
15 Vorsichtshalber erfolgte eine Ortsbesichtigung.
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Da die Betreffzeile kaum (7,1%) Aufschluss über die Intention des Schreibens gibt und die

Handlungsanweisung überwiegend mitten im Text zu finden ist, muss in jedem Fall der ge-

samte Text gelesen werden, um die intendierte Anschlusshandlung durchführen zu können.

4.1.3.3 Fachbereich 6

In ihren zu 80% einseitigen Vermerken neigen die Autoren des Fachbereich 6 zur Bildung

von relativ kurzen Sätzen, denn die durchschnittliche Satzlänge liegt bei 14,5 Wörtern.

Außer dem vereinzelten Vorkommen von Unterstreichungen (20%) weisen die Texte kei-

ne weiteren Formatierungen auf, denn auch der Fettdruck wird in sämtlichen Texten aus-

schließlich in der Betreffzeile benutzt.

Wenn auch ab und zu Satzreihen gebildet wurden, ist die meist verwendete Art des Satzbaus

der Einzelsatz:

Satzreihe
3,9%

Satzgefüge
29,0%

Einzelsatz
67,1%

Abb. 4-17: Verteilung der Satzarten

Da in keinem der Texte Überschriften verwendet werden, ist die inhaltliche Orientierung für

den Leser erst nach der Lektüre des Gesamttextes möglich.

Die Verwendung des Passiv (28,6%), der Anteil der Nomen (26,3%) und der darin ent-

haltene Anteil an Wörtern mit mehr als drei Silben (33,6%) weist in diesem Zusammenhang

keine Besonderheiten auf.

Lediglich die sehr niedrige Anzahl der abstrakten Begriffe (32,1%) kann wieder als Indiz

dafür gewertet werden, dass die Inhalte des Fachbereich 6 deutlich gegenständlicher sind als

die der beiden anderen Fachbereiche, denn Ausdrücke wie „Bodenplatte“ (VM.FB6.01),
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„Pflanzensaft“ (VM.FB6.03) oder „Dachgeschoss“ (VM.FB6.06) sind häufiger anzutreffen

als „Auszahlungsanordnung“ (VM.FB6.05) oder „Sammelnachweishaushaltsstelle“

(VM.FB6.05).

Allerdings wird die Verstehbarkeit der Aussagen durch die Verwendung von

Partizipialattributen (8,9%) wie

Die ihm nunmehr vom Fachplanungsbüro vorgelegten Pläne hätten die von ihm einge-
brachten Änderungen berücksichtigt. (VM.FB6.02)

oder

Eine mitten in dieser 3er-Gruppe stehende und durch das Buschwerk teilweise verdeckte
Straßenleuchte (VM.FB6.09)

erheblich erschwert, da der Leseprozess nicht zügig nach vorn gerichtet werden kann.

Die verwendeten Fachausdrücke (3,8%) wie „Aufkantungen“ (VM.FB6.01) oder „Aus-

zahlungsabgangsanordnung“ (VM.FB6.05) werden ebenso als bekannt vorausgesetzt und

nicht näher erklärt wie die Abkürzungen (1,7%), z.B. „LSNRW“16 (VM.FB6.02) oder

„RiStWeg“17 (VM.FB6.05), wobei Gesetzesverweise nur in 10% der Vermerke erwähnt wer-

den.

In 20% der Vermerke werden Beispiele genannt, um die nicht eindeutigen Aussagen zu

präzisieren, wie etwa „Wenn möglich sollte die Bekämpfung bei geringer Lichteinstrahlung,

z.B. abends oder bei starker Bewölkung erfolgen.“ (VM.FB6.03), die übrigen Texte setzen ein

entsprechendes Vorwissen des Lesers voraus: „Der Farbton sei grundsätzlich frei wählbar,

empfehlenswert sei aber ein historischer Putzton.“18 (VM.FB6.06).

Die in den Vermerken angesprochenen Personen werden meist (68,8%) mit ihrem kom-

pletten Namen benannt, seltener (32,2%) mit ihrer Funktion.

Die verhältnismäßig kurzen Absätze (durchschnittlich 1,9 Sätze) spiegeln das allgemeine

Bemühen der Autoren wieder, möglichst knapp und präzise nur die notwendigsten Informati-

onen zu vermitteln. Jeder Absatz bildet eine Informationseinheit, die zumeist auch ohne den

vorhergehenden oder darauffolgenden Absatz in sich verständlich wäre.

Diese isolierte Darstellungsform, die noch durch den überwiegenden Gebrauch von Ein-

zelsätzen unterstrichen wird, dient zwar der optischen Übersichtlichkeit und dem separaten

Verständnis der Einzelinformationen, der Leser muss den übergeordneten Sinnzusammen-

hang des Gesamttextes jedoch selbst erarbeiten.

                                                
16 Landschaftsverband Nordrhein Westfalen
17 Richtlinien Straßen- und Wegegesetz
18 Es wird hier also vorausgesetzt, dass der Leser weiß, was ein historischer Putzton ist.
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Die einzige optische Verständnishilfe, die in diesen Texten angeboten wird, ist die Auf-

zählung, die aber immerhin in fast der Hälfte der Texte (45%) verwirklicht wurde und eine

wesentliche Orientierungshilfe darstellt.

Die Betreffzeile beinhaltet zu 70% nur die Nennung des Aussagegegenstandes, d.h. die

eigentliche Textaussage wird erst am Schluss des Gesamttextes ersichtlich.

Da in 40% der Vermerke keine direkte Handlung erforderlich ist, d.h. nur die reine

Information zu Papier gebracht und in die Akte geheftet wurde, sind direkte Handlungsanwei-

sungen für konkrete Anschlusshandlungen nur in 60% der Texte enthalten.

Diese Anweisungen sind zu 20% durch Fettdruck oder Unterstreichung hervorgehoben,

die übrigen Anweisungen sind nicht direkt erkennbar, zumal auch nur in 30% der Texte ein

eigener Absatz dafür gebildet wurde.

Dazu kommt die häufig „versteckte“ Platzierung mitten im Text statt am Anfang oder am

Ende:

PosA
0,0%

PosM
80,0%

PosE
20,0%

Abb. 4-18: Positionierung der Handlungsanweisungen
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4.1.3.4 Fachbereichsvergleich
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Abb. 4-19: Überblick der Lesbarkeitswerte

Die Grafik veranschaulicht den Trend des Fachbereichs 6 zu relativ kurzen Schreiben, die

graphisch wenig aufwändig gestaltet sind, während der Fachbereich 5 zu den umfangreichsten

Texten mit den längsten Sätzen neigt.

Dazu kommt beim Fachbereich 5 eine differenziertere Verwendung der graphischen

Möglichkeiten durch Kursiv- oder Sperrdruck, der die so markierten Passagen besonders

deutlich hervortreten lässt, zumal die Verwendung als sparsam dosiert bezeichnet werden

kann und nicht durch übermäßigen Gebrauch an Wirkung verliert.

Insgesamt sind bezüglich der Lesbarkeit keine wesentlichen Unterschiede bei den einzel-

nen Fachbereichen festzustellen, alle Texte können als gut lesbar bezeichnet werden.
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Abb. 4-20: Überblick der Verstehbarkeitswerte
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Wirklich signifikante Unterschiede lassen sich beim Vergleich der Werte für die Kriterien

der Verstehbarkeit zwischen den Fachbereichen nicht feststellen.

Wenn auch die vom Fachbereich 6 behandelten Inhalte deutlich gegenständlicher und da-

mit zunächst verständlicher sind, unterscheiden sich die Schreiben in bezug auf Satzbau und

Wortwahl nicht wesentlich von den Vermerken der anderen Fachbereiche. Fachausdrücke,

formelhafte Redewendungen und Abkürzungen werden in sämtlichen Vermerken so benutzt,

dass ein ganz spezielles Vorwissen vorausgesetzt werden muss.

Bemerkenswert ist die ausgesprochen seltene Erwähnung von Gesetzes- und Paragra-

phenverweisen in den Vermerken aller drei Fachbereiche (der Fachbereich 3 verzichtet sogar

komplett darauf), was eine deutliche Erhöhung des Leseflusses zur Folge hat.

Die wenigen Beispiele und die beinahe völlig fehlenden Erklärungen von für den Laien

unverständlichen Ausdrücken haben durchaus ihre Berechtigung, da diese Texte von Fach-

leuten für Fachleute geschrieben wurden, die eine unnötige Erklärung z.B. eines Fachausdru-

ckes im Text als störend empfinden würden; die Verstehbarkeit ist daher insgesamt befriedi-

gend.
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Abb. 4-21: Überblick der Brauchbarkeitswerte

Alle Texte sind sich in ihrer sparsamen Benutzung der möglichen Gestaltungsmittel einig. Im

Grunde werden zur Verdeutlichung des Inhaltes nur Tabellen und Aufzählungen benutzt, wo-

bei Aufzählungen die häufiger benutzte Variante darstellen.
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Die ermittelten Werte für die einzelnen Fachbereiche können nicht als fachbereichstypisch

angesehen werden, vielmehr ist ein allgemeiner Trend zu einer sehr einfachen Darstellung bei

völligem Verzicht auf Grafiken, Piktogrammen oder ähnlichen visuellen Hilfsmitteln festzu-

stellen.

Deutlich wird die Bevorzugung der Aufzählung vor der Tabellenform, was bei den unter-

suchten Texten tatsächlich als die brauchbarere Darstellungsform angesehen werden muss.

Insgesamt ist die Brauchbarkeit damit ausreichend.
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Abb. 4-22: Überblick der Anwendbarkeitswerte

In bezug auf die Anwendbarkeit sind keine wesentlichen Unterschiede zwischen den Fachbe-

reichen festzustellen.

Recht einheitlich ist die fehlende Struktur bei der Platzierung der Handlungsanweisung:

im Grunde kann sie überall im Text stehen, deutlich wird aber die Bevorzugung der Mittelpo-

sition, obwohl dies nicht unbedingt dem Verständnis dient.

Obwohl der Fachbereich 3 die wenigsten direkten Handlungsanweisungen in seinen Ver-

merken aufweist, ist er doch am meisten bemüht, auf diese Anweisungen besonders aufmerk-

sam zu machen. Nicht nur, dass entschieden öfter ein eigener Absatz für die Handlungsanwei-

sung gebildet wurde, er befindet sich auch bedeutend öfter direkt am Anfang und vor allem

am Ende der Vermerke, so dass die Anwendbarkeit schon wegen der besseren Memorierbar-

keit aufgrund der exponierten Positionierung deutlich erhöht wird.
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Insgesamt kann die Anwendbarkeit als befriedigend beurteilt werden, insbesondere weil

ein Großteil der Texte der reinen Information dient und die einzige Anschlusshandlung die

Erkenntnis sein muss, dass es keine unmittelbare Anschlusshandlung gibt.
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4.2 Höflichkeit

Um die Ergebnisse der Analyse in diesem und in den Abschnitten 5.2 und 6.2 quantitativ

besser messbar zu machen, wurden auf Wortebene drei Gruppen gebildet, die als Indikator für

sprachliche Höflichkeit dienen sollen: Verben, Modalverben und Adverbien/Partikeln.

Diese Wortgruppen wurden jeweils weiter unterteilt in Wörter, die eine Gesichtsbedrohung

oder eine Gesichtsschonung bzw. -stärkung bewirken.

Bei den Verben und Adverbien wurde zusätzlich noch danach unterschieden, ob bei einer

Gesichtsbedrohung das negative oder das positive Gesicht betroffen ist bzw. ob eine

Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung oder eine Stärkung des positiven Gesichts

erzielt wird.

Die Modalverben dagegen beziehen sich nur auf das negative Gesicht, daher wurde nicht

gesondert nach positivem und negativem Gesicht unterschieden.

Das Textkorpus wurde analog zur Verständlichkeitsanalyse (vgl. Abschnitt 4.1) in

Untergruppen eingeteilt.

Für jede dieser Untergruppen (z.B. alle Bescheide des Fachbereichs 3) wurde für jede der

drei Wortgruppen (also Verben, Modalverben und Adverbien/Partikeln) eine zunächst leere

Matrix gebildet, die sich erst bei der Analyse der Einzeldokumente mit Wörtern und Werten

füllte, d.h. es wurde nicht auf die Existenz bestimmter vordefinierter Wörter und Ausdrücke

geprüft, sondern die Matrix erweiterte sich mit der Lektüre, so dass es keine absoluten

Nullwerte gibt. Mit anderen Worten: jedes in der Matrix aufgeführte Wort wird in mindestens

einem Dokument verwendet. Andererseits sagt die Matrix nichts über Ausdrücke aus, die

nirgendwo verwendet werden, d.h. es wird nicht auf das Fehlen bestimmter Worte geprüft.

Ansonsten wurde jedes Vorkommen (auch mehrmals in einem Dokument) in der Matrix

hochgezählt.

Die Einteilung der drei Gruppen stellt sich demnach folgendermaßen dar:

Verben:

� � Bedrohung des negativen Gesichts, z.B. durch zu tun haben, zu tun sein, fordern, 

anordnen.

� � Bedrohung des positiven Gesichts, z.B. durch androhen, beschuldigen, erinnern, 

hinweisen.



- 130 -

� � Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung z.B. durch freistehen, vorschlagen,

anbieten, Gelegenheit geben.

� � Stärkung des positiven Gesichts, z.B. durch bedauern, bitten, wünschen, zustimmen.

Adverbien/Partikeln:

� � Bedrohung des negativen Gesichts, z.B. durch unverzüglich, umgehend, unbedingt, 

genauestens.

� � Bedrohung des positiven Gesichts, z.B. durch erneut, dringend, vorsätzlich, grob

fahrlässig.

� � Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung z.B. durch baldmöglichst, 

möglicherweise, eventuell, ausnahmsweise.

� � Stärkung des positiven Gesichts, z.B. durch auf Wunsch, gern, bitte, leider.

Modalverben:

� � Bedrohung des negativen Gesichts, z.B. durch müssen, sollen, nicht dürfen.

� � Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung z.B. durch können, sollten, 

müssten.

Die Prozentangaben bei den Wortbeispielen in den folgenden Abschnitten beziehen sich auf

ihre jeweilige Gruppe, d.h., dass z.B. alle innerhalb der Texte eines Fachbereichs genannten

image-relevanten Verben in ihrer Gesamtsumme 100% bilden.

Die Anzahl der Nennungen eines einzelnen Verbs wurde dann prozentual zur Anzahl der

Gesamtnennungen aller Verben dieser Gruppe berechnet.

Die Verfahrensweise bei den beiden übrigen Gruppen ist analog.

Die Ermittlung der Gesamtwerte aus den Untergruppenwerten für den Fachbereichs- und

Textsortenvergleich wurde auf die gleiche Weise durchgeführt wie bei der

Verständlichkeitsanalyse (vgl. Abschnitt 4.1).
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4.2.1 Anschreiben an andere Behörden

4.2.1.1 Fachbereich 3

Obwohl in allen Briefen des Fachbereichs 3 der Briefkopf korrekt gestaltet wurde, werden

die Höflichkeitsregeln für die Briefanrede bzw. den Schlussgruß nur bei 20% der Schreiben

eingehalten. Alle Anschreiben sind an Behördenadressen ohne Nennung einer Kontaktperson

gerichtet, was zumindest die höflich-unpersönliche Anrede ‚Sehr geehrte Damen und Herren’

hätte erwarten lassen können, stattdessen sind 80% der Briefe ohne jegliche Anrede oder

Schlussgrüße1, was den geschäftsmäßig nüchternen Charakter mit der Beschränkung auf das

unbedingt Notwendige betont.

Wenn auch in keinem Fall die Form des direkten Imperativs gewählt wurde, sind

abschwächende Partikeln oder Adverbien wie bitte oder wenn möglich und Modalverben wie

dürfen oder können als Zusatz zu den performativen Verben genauso wenig benutzt, d.h. alle

Modalverben bewirken ausschließlich die Verstärkung der negativen Gesichtsbedrohung:

��
100,0%

��
0,0%

Abb. 4-23: Modalverben

 Die hier verwendeten Adverbien umgehend (2,1%) bzw. etwas weniger stark möglichst

umgehend (9,1%) dienen nicht der Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung, sondern

intensivieren diese eher noch, außerdem wird auf die Stärkung des positiven Gesichts komplett

verzichtet:

                                                
1 In aller Regel lautet diese Schlussformel „Mit freundlichen Grüssen“ oder „Mit freundlichem Gruß“,
Abkürzungen wie „mfG“ werden nicht benutzt.
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��
50,0%

��
25,0%

��
25,0%

Abb. 4-24: Adverbien

Allerdings werden stark performative Verben wie z.B. anweisen (4,1%) auch recht selten

benutzt, die gebräuchlichste Form ist eine Infinitivkonstruktion mit dem Verb bitten (36,4%):

„Über das Ergebnis Ihrer Untersuchung bitte ich mich zu informieren.“ (AA.FB3.03).

Die Grafik stellt die Verteilung innerhalb der Verben dar:

��
40,0%

��
40,0%

��
6,7%

��
13,3%

Abb. 4-25: Verben

4.2.1.2 Fachbereich 5

Alle Briefe haben einen formal korrekten Briefkopf, wobei die Anrede und Schlussformel

nur in 81,8% vorhanden ist. Die wenigen Fälle, in denen ein konkreter Ansprechpartner im

Briefkopf angegeben ist (9,1%), greifen diese Angabe in der Briefanrede wieder auf, so dass die

anonyme Formulierung „Sehr geehrte Damen und Herren“ durch die persönlichere Form „Sehr

geehrter Herr Mustermann“ ersetzt wird.
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Modalverben zur Abschwächung der performativen Verben wie z.B. „Ich möchte Sie

bitten“ werden ebenso selten benutzt wie etwa müssen (13,3%) zur Betonung der

Unausweichlichkeit der Anweisungen, am gebräuchlichsten ist der Einsatz des Modalverbs

können (43%) zur Schonung des negativen Gesichts.

Die wenigen direkten Imperative (2,5%) werden durch bitte (1,2%) abgemildert:

„Übersenden Sie mir bitte die geforderte Bescheinigung.“ (AA.FB5.04), wobei das Attribut

geforderte statt z.B. gewünschte die abmildernde Wirkung partiell zurücknimmt.

Das häufigste performative Verb ist neben beantragen (10,0%) wiederum bitten (27,5%),

das sowohl mit einem Infinitiv „Ich bitte Sie, mir nach Abschluß des Unterhaltsprozesses eine

Kopie des Urteils zu übersenden.“ (AA.FB5.02) als auch mit der substantivierten Verbform

„Ich bitte um Überprüfung“ (AA.FB5.05) kombiniert wird.

Durchaus üblich (7,5%) ist hier auch die Substitution der Verbform durch die noch

knappere und unpersönlichere Formulierung Bitte um ... wie z.B. „mit der Bitte um

Kenntnisnahme“ (AA.FB5.11), da auf diese Weise weder ein handelndes Subjekt noch ein

direktes Objekt für die grammatikalische Vollständigkeit des Satzes benötigt wird.

Erwähnenswert sind die sprachlich eher verdeckten Performative (25,0%), die eine

tiefergehende Kenntnis der verwaltungsinternen Abläufe voraussetzen, da es sich um

formelhafte Wendungen handelt wie z.B. „Unter Rücksendung der beigefügten Durchschrift“

(AA.FB5.01) oder „zur Kenntnisnahme und ggf. weiteren Veranlassung“ (AA.FB5.11).

Diese indirekte Form einer Handlungsanweisung schont das negative Gesicht, indem die

geforderte Handlung völlig losgelöst von den agierenden Personen als eine Art Gesetz

betrachtet wird, dem alle gleichermaßen unterliegen und das somit keine hierarchischen

Beziehungen signalisiert.

Nur sehr selten (1,9%) gibt es Hinweise für die Stärkung des positiven Gesichts, wie z.B.

Für weitere Fragen stehen Herr [...] und ich selbstverständlich zur Verfügung. Auf Wunsch
kann ich Ihnen die Fallakte überlassen. (AA.FB5.05)

oder

Für Ihre Bemühungen bedanke ich mich im voraus. (AA.FB5.10).
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Der grafische Überblick für die Werte des Fachbereichs 5 ist so:

��
46,9%

��
28,1%

��
12,5%

��
12,5%

Abb. 4-26: Verben

��
33,3%

��
66,7%

Abb. 4-27: Modalverben

��
1,9%

��
42,9%

��
55,2%

Abb. 4-28: Adverbien

4.2.1.3 Fachbereich 6

Während alle Schreiben den Briefkopf korrekt gestaltet haben, sind in Bezug auf die Anrede

und die Schlussformel einige Unregelmäßigkeiten festzustellen: in einigen Briefen (10,0%) gibt



- 135 -

es eine Anrede, aber es fehlt die Schlussformel, in anderen Briefen (20,0%) ist es umgekehrt.

70,0% bilden diese „rituellen Klammern“ (vgl. Abschnitt 2.4.2) aber durchaus korrekt und

wählen die persönlichere Briefanrede mit der Namensnennung des Ansprechpartners, sofern es

im Briefkopf bereits so angegeben war.

Zur Betonung der geforderten Handlung wird in 10,3% das Modalverb müssen verwandt,

z.B. „Den Abfällen müssen Erklärungen über Art und Beschaffenheit des Stoffes beiliegen“

(AA.FB6.04), die dem Adressaten keinen Ermessensspielraum geben, gleichzeitig bewirkt aber

die unpersönliche und damit indirektere Formulierung eine Abschwächung dieser

Gesichtsbedrohung.

Die Formulierung „Gefährliche Substanzen sollten möglichst durch chemische Reaktion in

möglichst unbedenkliche Stoffe überführt werden“ (AA.FB6.04) ist dagegen von vorneherein

durch das Modalverb sollten (6,9%) eine weniger starke Bedrohung des negativen Gesichts,

zumal der Zusatz möglichst (6,8%) noch weiter zur Abschwächung beiträgt.

Eine echte Stärkung des positiven Gesichts durch adverbiale Zusätze gibt es nicht, wohl

aber das Bemühen, die Bedrohung des negativen Gesichts abzuschwächen. Die Wahl des Verbs

bitten (41,4%) statt anderer stark performativer Verben bewirkt zumindest formal eine

Gesichtsschonung.

Neben dem formelhaften Gebrauch (17,1%) einiger feststehender Redewendungen (vgl.

Abschnitt 4.2.1.2) zur Auslösung bestimmter Verwaltungstätigkeiten ist auch die folgende

Infinitivkonstruktion mit dem Hilfsverb sein als durchaus typisch (10,3%) anzusehen: „Nach

Ihrer Auskunft ist die gesamte Grundstücksfläche zu versiegeln.“ (AA.FB6.05). Sie folgt dem

üblichen Trend einer möglichst unpersönlichen Formulierung, die dem Adressaten die

übergeordnete Gültigkeit der Forderung suggeriert und daher als Abschwächung eines

ansonsten unumstößlich feststehenden Handlungszwangs bewertet werden kann.
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Die Werte im Überblick:

��
60,7%

��
28,6%

��
3,6%

��
7,1%

Abb. 4-29: Verben

��
75,0%

��
25,0%

Abb. 4-30: Modalverben

��
17,0%

��
50,0%

��
33,0%

Abb. 4-31: Adverbien
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4.2.1.4 Fachbereichsvergleich
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Abb. 4-32: Verben im Fachbereichsvergleich
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Abb. 4-33: Modalverben im Fachbereichsvergleich
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Abb. 4-34: Adverbien im Fachbereichsvergleich

In allen Fachbereichen wird der direkte Imperativ möglichst vermieden.

Das Verb bitten ist durchgängig am gebräuchlichsten, um eine Forderung zu artikulieren,

dasselbe gilt für die unpersönlichere Formulierung Mit der Bitte um ... bzw. es ist zu tun.
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Modalverben zur Schonung des negativen Gesichts werden im Fachbereich 3 überhaupt

nicht benutzt, wobei generell festzustellen ist, dass die Formulierungen so knapp wie möglich

gehalten werden, was durch den Gebrauch formelhafter Wendungen noch unterstützt wird.

Fachbereich 3 stellt dahingehend eine Besonderheit dar, als dass diese Wendungen hier

völlig fehlen, dafür bewirken sämtliche benutzte Modalverben eine Verstärkung der negativen

Gesichtsbedrohung.

Auch für die insgesamt spärliche Verwendung von Adverbien und Partikeln zeigt der Trend

des Fachbereichs 3 Unterschiede zu den übrigen Fachbereichen: während im Fachbereich 5 und

vor allem im Fachbereich 6 die verwendeten Adverbien für eine Abschwächung der

Gesichtsbedrohung sorgen, bewirken die im Fachbereich 3 benutzten Adverbien genau das

Gegenteil.

Diese Tendenz zur Unhöflichkeit des Fachbereichs 3 setzt sich bei der Betrachtung der

Briefanrede bzw. der Grußformel am Schluss des Briefes fort: erstaunlich oft wird hier auf

diese rituellen Höflichkeitsfloskeln komplett verzichtet, so dass der kommunikative

Interaktionsaspekt zwischen Verfasser und Leser völlig hinter der reinen

Informationsvermittlung zurücktritt.

Insgesamt wird auf die Stärkung des positiven Gesichts fast gar nicht geachtet, während

andererseits die unmittelbare Bedrohung des negativen Gesichts durch direkte Imperative so gut

wie immer vermieden wird.

Die folgende Grafik zeigt das Verhältnis von gesichtsbedrohenden zu gesichtsschonenden

Ausdrücken ohne weitere Aufteilung in positives oder negatives Gesicht in den Anschreiben an

andere Behörden für jeden Fachbereich:
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Abb. 4-35: Verben 
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Abb. 4-36: Modalverben 
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Abb. 4-37: Adverbien 

4.2.2 Vermerke

Wegen ihres besonderen textsortenspezifischen Verwendungszwecks ohne einen konkreten

Adressatenkreis ist es nicht verwunderlich, dass keiner der Texte einen Briefkopf, eine Anrede

oder einen Schlussgruß enthält. Ihr Fehlen darf daher nicht unmittelbar als Zeichen der

Unhöflichkeit gewertet werden.

4.2.2.1 Fachbereich 3

Das Verb bitten ist mit 36,7% die am häufigsten gewählte Möglichkeit, eine Forderung

auszusprechen. Gleich darauf folgen mit 26,7% die Infinitivkonstruktionen mit dem Hilfsverb

sein wie z.B.

Der v.g. Fahrzeugaufbau ist auszuschreiben. (VM.FB3.02)

oder

Die genannten Fundsachen sind daher zu vernichten. (VM.FB3.06).

Offenbar legen die Autoren der Vermerke des Fachbereichs 3 großen Wert auf eine

Schonung des positiven Gesichts, denn es werden keinerlei Verben zu seiner Bedrohung
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verwendet. Allerdings sind Abschwächungen der negativen Gesichtsbedrohung genauso wenig

festzustellen, d.h. die Nachdrücklichkeit der Forderungen wird an keiner Stelle

zurückgenommen, wenn auch Verstärkungen z.B. durch Modalverben wie müssen (14,2%)

nicht unbedingt üblich sind.

Die Verteilung der Verben im Überblick:

��
50,0%

��
50,0%

Abb. 4-38: Verben

Es werden mehr Ausdrücke zur Abschwächung der Gesichtsbedrohung wie bitte (6,7%)

oder wenn möglich (6,7%) genannt als solche, die die Bedrohung noch verstärken, z.B.

umgehend (3,3%).

Allerdings gibt es 10,0% imperativisch gebrauchter Infinitive, die aber durch ein bitte

abgemildert werden, z.B.

Die Wunschzeiten bitte in der Anmeldung vermerken. (VM.FB3.03)

oder

Bitte die Putzhilfen unterrichten. (VM.FB3.05).

Die Adverbien verteilen sich so:

��
30,8%

��
15,4%

��
46,2%

��
7,7%

Abb. 4-39: Adverbien
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Modalverben wie sollen (12,3%) oder müssen (14,2%) haben an sich im Gegensatz zu

können (36,6%) eine Steigerung der Gesichtsbedrohung zur Folge, allerdings kann diese

bedrohliche Wirkung wieder abgeschwächt werden, wenn, wie im folgenden Beispiel, der

Autor sich durch die Benutzung des ‚wir’ dem gleichen Zwang unterwirft: „Da die

Löschgruppe Schwitten in diesem Jahr ihr 75-jähriges Jubiläum feiert, müssen wir unsere

Startzeiten so früh wie möglich legen.“ (VM.FB3.03).

Der Gebrauch der Modalverben im Überblick:

��
75,0%

��
25,0%

Abb. 4-40: Modalverben

Stärkungen des positiven Gesichts sind durchaus üblich, wenn auch oft eher indirekt: „Die

Bediensteten des Ordnungsamts stehen auch jederzeit zur Verfügung, einige Aufgaben mit zu

übernehmen.“ (VM.FB3.05).

4.2.2.2 Fachbereich 5

Im Fachbereich 5 werden insgesamt extrem wenig Adverbien zur Gesichtsbedrohung bzw. -

stärkung benutzt, wobei die Adverbien zur Stärkung des positiven Gesichts deutlich

überwiegen, z.B. gern (4,3%) oder leider (5,7%) in „Der Termin kann leider wegen Erkrankung

des Unterzeichners nicht eingehalten werden.“ (VM.FB5.05).

Dies ist um so erstaunlicher, da gerade das Wort leider eine persönliche Emotionsäußerung

des Autors darstellt, die bisher immer sehr bewusst vermieden wurde.
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Der Überblick der Adverbien:

��
50,0%

��
8,3%

��
16,7%

��
25,0%

Abb. 4-41: Adverbien

Imperative werden nicht benutzt, allerdings ist die häufigste Formulierung der Infinitiv mit

sein (39,6%), während das Verb bitten nur mit 7,5% vertreten ist.

Dazu kommt zwar der Gebrauch weiterer gesichtsschonender Verben wie vorschlagen

(1,9%) oder begrüßen (1,9%), die aber zahlenmäßig auch in ihrer Summe so wenig ins Gewicht

fallen, dass das Übergewicht der gesichtsbedrohenden Verben nicht zu übersehen ist.

Formulierungen wie

Für die Zeit vom 01.10.99 bis zum 31.12.99 ist von den Eheleuten [...] noch ein
Wohngeldantrag aufzunehmen. (VM.FB5.02)

oder

Da es sich um eine einmalige Zahlung handelt, ist der Betrag auf einen angemessenen
Zeitraum aufzuteilen. (VM.FB5.04)

sind deutlich am häufigsten vertreten, wobei die Benutzung der unterschiedlichsten

Modalverben wie sollen (5,7%), müssen (7,5%), möchten (3,8%), sowie der schwächeren

Formen sollten (13,2%), könnten (5,7%) und dürften (1,9%) besonders ins Auge fällt: „Dies

möchte das Jugendamt [...] sicherstellen. [...] Das elterliche Personensorgerecht sollte ihnen

deswegen entzogen [...] werden.“ (VM.FB5.06).

Die extrem häufige negative Gesichtsbedrohung wird hier durch den Vorschlagcharakter der

Äußerungen erheblich abgeschwächt.
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Der Gebrauch der Verben und Modalverben im Überblick:

��
11,5%

��
73,1%

��
3,8%

��
11,5%

Abb. 4-42 Verben

��
24,1%

��
75,9%

Abb. 4-43: Modalverben

4.2.2.3 Fachbereich 6

Der im vorangegangenen Abschnitt erwähnte Vorschlagcharakter der Äußerungen schlägt

sich bei den Vermerken des Fachbereichs 6 besonders bei der Wahl der Verben nieder, denn der

auffallend seltene Gebrauch von bitten (1,8%) wird durch Verben wie vorschlagen (3,6%),

empfehlen (7,3%) oder hinweisen (1,8%) kompensiert.

Zwar gibt es auch direktere Aufforderungen mit sein und dem Infinitiv (7,3%) wie „Alle

verwendeten Geräte sind nach dem Gebrauch zu reinigen.“ (VM.FB6.03), ganz direkt an den

Leser gerichtete Imperative werden jedoch nicht benutzt.
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Die Verben im Überblick:

��
35,3% ��

41,2%

��
17,6%

��
5,9%

Abb. 4-44: Verben

Stattdessen werden die Aufforderungen durch Wörter wie möglichst (1,8%) oder wenn

möglich (5,5%) und durch Modalverben wie sollten (20,0%), können (10,9%) oder müssten

(18,2%) recht häufig in ihrer performativen Wirkung abgeschwächt: „Die Haustür sollte

möglichst nicht angestrichen werden.“ (VM.FB6.06).

Andererseits werden die stärkeren Formen wie müssen (12,7%) und nicht dürfen (9,1%)

nicht etwa durch gleichzeitige Stärkungen des positiven Gesichts relativiert, sondern wie im

folgenden Beispiel noch verstärkt: „Die Fruchtdolden dürfen auf keinen Fall kompostiert

werden.“ (VM.FB6.03).

Die Verteilung der Adverbien und Modalverben im grafischen Überblick:

��
50,0%

��
37,5%

��
12,5%

Abb. 4-45: Adverbien
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��
36,4%

��
63,6%

Abb. 4-46: Modalverben

4.2.2.4 Fachbereichsvergleich
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Abb. 4-47: Verben
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Abb. 4-48: Modalverben
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Abb. 4-49: Adverbien

Durchgängig für alle Fachbereiche zeigt sich die geringe Neigung zur Benutzung direkter

Imperative, formelhafter Wendungen sowie der Gebrauch von Adverbien, die eine Verstärkung

der Bedrohung des negativen oder positiven Gesichts bewirken würden, vielmehr wird hier

recht einheitlich großer Wert auf eine Gesichtsschonung gelegt.

Dies zeigt sich ebenso bei der Verwendung von Modalverben, die in der Textsorte der

Vermerke besonders häufig benutzt werden, um die nicht bindende rechtliche Auswirkung zu

dokumentieren, wobei die Vermerke des Fachbereichs 3 dies deutlich weniger zum Ausdruck

bringen.

Die durchgängig hohe Nutzungsrate der Infinitivkonstruktionen mit sein kann bei den

Vermerken sicherlich damit erklärt werden, dass kein direkter Ansprechpartner vorhanden ist

und darum eine unpersönliche Formulierung ohne handelndes Subjekt durchaus angebracht

erscheint. Die gesichtsschonende Wirkung im Bereich der Verben wird bei allen Fachbereichen,

vor allem aber im Fachbereich 3, hauptsächlich durch den weitgehenden Verzicht auf Verben

zur Bedrohung des positiven Gesichts erzielt. 

Die Gesamtwerte der Vermerke für Bedrohungen und Stärkungen ohne Berücksichtigung

des betroffenen Gesichts lassen sich grafisch so darstellen:
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Abb. 4-50: Verben
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Abb. 4-51: Adverbien
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Abb. 4-52: Modalverben
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5 Analyse der fachexternen Textsorten

5.1Verständlichkeit

Für den äußeren Aufbau aller Dokumente der drei externen Textsorten gelten die gleichen

typografischen Einstellungen und Erstellungsbedingungen wie für die Anschreiben an andere

Behörden bei den fachinternen Textsorten. Sie sollen daher nicht noch einmal wiederholt

werden; für eine nähere Beschreibung sei auf den Abschnitt 4.1.2.1 verwiesen.

5.1.1 Anhörungen

5.1.1.1 Fachbereich 3

Die Anhörungen des Fachbereichs 3 haben eine durchschnittliche Satzlänge von 19,6 Wör-

tern, was zwar deutlich über dem Idealwert von 15 Wörtern je Satz liegt, dennoch aber so

niedrig ist, dass es keine wirkliche Verständnisbarriere sein dürfte.

Dazu kommt, dass beinahe 2/3 aller Texte (65%) nur aus einer Seite bestehen, während der

Rest (35%) höchstens 2 Seiten hat, d.h. kein Text umfasst mehr als 2 Seiten.

Gestalterische Mittel wurden sehr sparsam verwendet, denn in 60% der Briefe gibt es aus-

schließlich den Fettdruck für die Betreffzeile, der gesamte übrige Text weist hier keinerlei

gestalterische Besonderheiten auf.

Nur in 40% der Briefe wurde auch innerhalb des laufenden Textes mit Fettdruck gearbeitet,

während Unterstreichungen oder Sperrdruck überhaupt nicht verwendet wurden.

Bei der Wahl des Satzbaus ist die Form des Einzelsatzes (67,3%) deutlich am gebräuchlichs-

ten, während Satzreihen (2,3%) so gut wie gar nicht gebildet werden. Kurze, unkomplizierte

Satzgefüge, zumeist nicht mehr als ein Hauptsatz und zwei Nebensätze, sind mit 30% vertre-

ten.

Gut 1/3 aller Wörter (33,7%) sind Nomen, die wiederum zu fast einem Drittel (30,2%) mi n-

destens aus vier Silben bestehen, oft aber noch erheblich länger sind, z.B.: „Ordnungswidrig-

keitengesetz“ (AH.FB3.01), „Zeugnisverweigerungsrecht“ (AH.FB3.01) oder „Verwaltungs-

vollstreckungsgesetz“ (AH.FB3.06).

Die Anzahl der abstrakten Nomen ist mit 64,2% recht hoch, was dem Leser eine erhöhte Ver-

stehensleistung abfordert, wie etwa an den gerade genannten Beispielen ersichtlich.
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Allerdings sollen diese zusammengesetzten Nomen, die für die Verwaltungssprache durchaus

typisch sind, in diesem Zusammenhang nicht als Fachausdrücke bezeichnet werden, da solche

Wörter wie „Getränkeschankanlagenverordnung“ (AH.FB3.04) zwar nicht Bestandteil der

Gemeinsprache sind, trotzdem aber einen direkten Hinweis auf das Bezeichnete geben und

daher nicht per se unverständlich sind, auch wenn der Inhalt der zitierten Verordnung nicht

bekannt ist. Mit Fachausdrücken sollen hier vielmehr die Ausdrücke gemeint sein, die eine

ganz spezielle, aus der Bezeichnung nicht direkt ersichtliche und nur in einem bestimmten

Zusammenhang geltende Bedeutung haben, wie z.B. „Einlassung“ (AH.FB3.01) oder „Er-

satzvornahme“ (AH.FB3.06).

Die verhältnismäßig wenigen Fachbegriffe (2,9%) kommen fast ausschließlich aus der Juris-

tensprache, werden aber hier als bekannt vorausgesetzt und nicht weiter erklärt, z.B. „Ihre

Einlassung kann schriftlich oder zur Niederschrift erfolgen.“ (AH.FB3.01).

Die verwendeten Abkürzungen (1,9%) finden sich fast ausschließlich in den Paragraphenver-

weisen wieder, die in jedem (100%) der Texte vorkommen, ansonsten werden alle Begriffs-

bezeichnungen ausgeschrieben.

Die verbreitete (12,4%) Verwendung von vorangestellten Partizipialattributen wie „die Ihnen

mit Schreiben vom 10.12.99 unter Aufzählung der für Sie geltenden Auflagen erteilte Son-

dernutzung“ (AH.FB3.02) oder „das unbefugte Anbringen oder Anbringenlassen von Plaka-

ten an im öffentlichen oder privaten Eigentum stehenden Einrichtungen“ (AH.FB3.05) stellt

eine weitere Verständnisschwierigkeit dar, die durch die Formulierung mit geeigneten Neben-

sätzen abgebaut werden könnte.

Rein optisch sind die Texte recht übersichtlich in zahlreiche Absätze gegliedert, die mit

durchschnittlich 1,6 Sätzen recht kurz sind.

Einziges Mittel, den Inhalt für den Leser strukturiert anzubieten, ist die Aufzählung (15%),

wobei die Verständlichkeit der übrigen Texte aufgrund ihrer Kürze im wesentlichen trotzdem

gegeben ist.

Die Betreffzeile wird nur zu 28% dazu genutzt, den Leser etwas ausführlicher auf den folgen-

den Text vorzubereiten, wie z.B.

Kostenerstattung für die Entsorgung Ihres Fahrzeugs [...]

Fahrgestellnummer [...], Typ VW Polo (AH.FB3.06).

Der überwiegende Teil gibt nur ein kurzes Stichwort wie
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Zeugenaussage (AH.FB3.01)

oder

Bußgeldverfahren (AH.FB3.03).

Obwohl sämtliche Anhörungen des Fachbereichs 3 eine direkte Anschlusshandlung erfordern,

sind die Formulierungen, mit denen auf diese Handlung hingewiesen wird, als eher indirekt

zu bezeichnen:

Gemäß § 55 OWiG wird Ihnen hiermit vor Festsetzung einer Geldbuße Gelegenheit gege-
ben, sich bis zum 10.02.01 zu der gegen Sie erhobenen Beschuldigung zu äußern.
(AH.FB3.02)

oder

Aufgrund des vorstehend bezeichneten Verstoßes verwarne ich Sie gemäß § 56 des Ord-
nungswidrigkeitengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.01.98 unter Erhe-
bung eines Verwarnungsgeldes in Höhe von 50,00 DM. (AH.FB3.05).

Zwar bilden die Sätze in den jeweiligen Briefen einen eigenen Absatz, dieser Absatz unter-

scheidet sich aber weder durch eine Überschrift oder eine andere optische Hervorhebung wie

Fettdruck noch durch eine besondere Position, z.B. am Schluss des Textes, von anderen Ab-

sätzen, so dass die Handlungsaufforderung nicht extra hervorgehoben ist.

5.1.1.2 Fachbereich 5

Der Fachbereich 5 formuliert überwiegend knapp: 79% der Anhörungen umfassen nur eine

Seite, wobei die durchschnittliche Satzlänge bei 18,4 Wörtern liegt.

Formatierungen im laufenden Text sind recht selten (30%) und beschränken sich ausschließ-

lich auf den Fettdruck, der zudem zu 70% nur für die Hervorhebung der Betreffzeile dient.

Der Trend zum Einzelsatz (58,9%) ist bei den Anhörungen des Fachbereichs 5 zwar auch zu

beobachten, allerdings fällt das Ergebnis nicht ganz so eindeutig aus, denn immerhin werden

auch zu 39,9% Satzgefüge gebildet. Satzreihen (1,2%) sind dagegen ausgesprochen unüblich.

31,4% aller Wörter sind Nomen, von denen doch 29,9% vier oder mehr Silben haben, wie

z.B. „Instandsetzungsmaßnahme“ (AH.FB5.03) oder „Jahresverdienstbescheinigung“

(AH.FB5.07).

Abstrakte Begriffe wie „Anhörungsrecht“ (AH.FB5.05) oder „Unterhaltspflicht“

(AH.FB5.08) sind mit 64,2% der Nomen weit häufiger genannt als Bezeichnungen konkreter

Gegenstände wie „Eigenheim“ (AH.FB5.08) oder „Arbeitskleidung“ (AH.FB5.02), so dass

die Verständigung inhaltlich auf einer sehr abstrakten Ebene abläuft.
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Fachausdrücke (2,5%) wie „Leerstandsgenehmigung“ (AH.FB5.03) oder „Rechtswahrungs-

anzeige“ (AH.FB5.08) werden als bekannt vorausgesetzt und nicht weiter erklärt, während

unkommentierte Abkürzungen im laufenden Text (1,5%) hauptsächlich aus den in 63,3% der

Anhörungen erwähnten Paragraphenverweisen resultieren.

Formulierungen wie „das mit von Ihnen beantragten öffentlichen Wohnungsbaumitteln geför-

derte Wohnhaus“ (AH.FB5.03) oder „von den auf den Eintritt der Voraussetzungen folgenden

Zahlungsabschnitt an“ (AH.FB5.05) erschweren das Verständnis zusätzlich, genau wie der

unnötige Gebrauch von Ausdrücken, die in der Gemeinsprache vielleicht zwar bekannt, aber

doch sehr unüblich sind, z. B. „vereinnahmen“ (AH.FB5.07) oder „versagen“ (AH.FB5.09).

Die Untergliederung in relativ viele Absätze ist auch bei den Anhörungen des Fachbereichs 5

üblich, allerdings werden die Informationen etwas kompakter geblockt, denn die durch-

schnittliche Länge eines Absatzes wird durch 2,3 Sätze gebildet.

Da es sich bei den Anhörungen des Fachbereichs 5 zum überwiegenden Teil um

Geld(rück)forderungen bzw. -leistungen handelt, ist die Auflistung der Beträge in Tabellen-

form (12,5%) ein durchaus übliches und zweckmäßiges gestalterisches Mittel. Allerdings

wird es nicht durchgängig überall dort verwendet, wo es angebracht wäre. Denn z.B. der Satz

Nach Ihren Angaben erhalten Sie Arbeitslosenhilfe in Höhe von wöchtl. 224,28 DM und
Frau [...] Arbeitslosengeld in Höhe von wöchtl. 104,23 DM, dies ergibt ein monatliches
Einkommen von 1.427,45 DM (AH.FB5.09)

hätte in einer tabellarischen Darstellung mit entsprechenden Spaltenüberschriften das Ver-

ständnis deutlich erleichtert.

Aufzählungen - zumeist von fehlenden Unterlagen - sind mit 4,5% recht selten, was aufgrund

der inhaltlichen Vorgaben der Texte auch angemessen erscheint, da die tabellarische Form

vorzuziehen ist.

Allerdings wären Überschriften eine effiziente Orientierungshilfe, um die Informationen aus

den vielen kurzen Absätzen inhaltlich zu strukturieren, diese fehlen jedoch völlig.

Die Betreffzeile wird relativ oft (65%) genutzt, um den Leser etwas genauer auf das folgende

Schreiben vorzubereiten, z. B.

Leerstehenlassen von Wohnraum

- Eigenheim [...], 58706 Menden

- Verstoß gegen § 6 Absatz 5 Wohnungsbindungsgesetz (AH.FB5.03)

oder
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Kostenersatz gem. § 92 a des Bundessozialhilfegesetzes für Aufwendungen anläßlich
der Unterbringung Ihrer Ehefrau sowie Ihrer Kinder [...] im Frauenhaus
(AH.FB5.15).

Alle Texte intendieren eine mehr oder weniger1 direkte Anschlusshandlung des Lesers, die

jedoch nur in 75% explizit mit einer Aufforderung artikuliert wird, z.B.

Bevor ich Ihnen die Vergütung für die geleisteten Arbeitsstunden auszahle, bitte ich Sie,
mir mitzuteilen, aus welchen Gründen Sie die dortige Tätigkeit aufgegeben haben.
(AH.FB5.02)

oder

Legen Sie bitte in jedem Fall noch folgende Unterlagen vor:

-Jahresverdienstbescheinigung 2000

- Unterlagen zum Kredit (AH.FB5.07).

Keine der Aufforderungen ist optisch hervorgehoben, und obwohl über die Hälfte (60%) ei-

nen eigenen Absatz bilden, ist dieser Absatz nicht von den übrigen Absätzen zu unterschei-

den, zumal er sich bei 80% der Briefe mitten im laufenden Text befindet.

Die exponierte Stellung am Schluss eines Briefes hat üblicherweise die ebenfalls anwendbar-

keitsrelevante Androhung der Konsequenzen bei Nichtbeachtung der Handlungsanweisungen:

Sollten Sie nicht bis zum vorgenannten Termin freiwillig eine Urkunde über die Ver-
pflichtung aufnehmen lassen, werde ich eine Klage auf Zahlung des Kindesunterhalts beim
Amtsgericht Menden erheben. (AH.FB5.08)

oder

Falls mir bis zu diesem Zeitpunkt keine Nachricht vorliegen sollte, werde ich Ihren Antrag
wegen fehlender Mitwirkung an der Aufklärung des Sachverhaltes ablehnen. (AH.FB5.09).

In Anbetracht der Tatsache, dass die Texte des Fachbereichs 5 in der Regel nur eine Seite

umfassen, wäre eine Hervorhebung der Handlungsanweisung zwar sicherlich verständnisför-

dernd, die Tatsache, dass es nicht so ist, führt aber nicht zwangsläufig dazu, dass die An-

schlusshandlungen gar nicht erkannt werden können.

                                                
1 Weniger direkt ist hier das Angebot, sich bis zu einer gewissen Frist äußern zu können, da dieses Angebot nicht
als Aufforderung wie z.B. „Bitte äußern Sie sich bis zum 01.01.00.“ formuliert ist.
Dennoch ist hier eine direkte Anschlusshandlung erforderlich, nämlich die Entscheidung, ob man sich äußern
möchte oder nicht, bzw. die Kenntnisnahme und Einhaltung der gesetzten Frist.
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5.1.1.3 Fachbereich 6

Die Anhörungen des Fachbereichs 6 haben mit durchschnittlich 16,1 Wörtern je Satz nicht

nur die kürzesten Sätze, auch die Schreiben selbst sind ausgesprochen kurz, denn kein Brief

ist länger als eine Seite.

Als Formatierung wird hier nur der Fettdruck benutzt, allerdings bei 60% der Briefe zusätz-

lich zur Betreffzeile auch zur Hervorhebung im laufenden Text, z. B. für die Betonung von

Datumsangaben oder Fristen.

Einzelsätze werden mit 61,2% bevorzugt benutzt, gefolgt von einfachen Satzgefügen (37,1%)

und verschwindend wenigen (1,7%) Satzreihen.

Der Anteil der Nomen an der Gesamtwortzahl ist mit 38,1% recht hoch, wobei die Anzahl der

längeren Substantive (27,3%) wie „Bauantragsformular“ (AH.FB6.02) oder „Verwaltungsver-

fahrensgesetz“ (AH.FB6.03) eher gering ist.

Abstrakte Begriffe wie „Entsorgungskosten“ (AH.FB6.02) oder „Ordnungsverfügung“

(AH.FB6.03) sind mit 46,3% weniger häufig als konkrete Begriffe wie „Betonkeil“

(AH.FB6.01), „Bordstein“ (AH.FB6.01) oder „Gartenhaus“ (AH.FB6.03).

Dementsprechend werden Fachausdrücke wie „Flurkarte“ (AH.FB6.03) oder „Zwangsgeld“

(AH.FB6.03) mit 1,9% aller Wörter sehr selten benutzt.

Auch attributiv gebrauchte Partizipialkonstruktionen werden nur bei 8,5% der Nomen ange-

wandt, z.B. „die noch hier auf dem Grundstück lagernden Gegenstände“ (AH.FB6.02) oder

„zur Beurteilung des von Ihnen ohne Genehmigung gebauten Gartenhauses“ (AH.FB6.03).

Abkürzungen, die über allgemein bekannte Werte hinausgehen, werden oftmals für Wieder-

holungen von Gesetzen und Verordnungen gebraucht, bei deren Erstnennung aber die volle

Bezeichnung erwähnt und die Abkürzung in Klammern dahinter gestellt wird, z.B. „§ 2 der

Verordnung über bautechnische Prüfungen (BauPrüfVO)“ (AH.FB6.03). Somit kann die Ab-

kürzung für den Rest des Briefes als bekannt vorausgesetzt werden.

Die durchschnittliche Länge eines Absatzes beträgt 2,1 Sätze, d.h. die Texte sind optisch recht

übersichtlich.

Das einzig hier verwendete gestalterische Mittel zur Verdeutlichung des Inhalts ist die Auf-

zählung (35%), wobei es sich inhaltlich in der Regel um die Nachforderung von Unterlagen

handelt, die noch benötigt werden, oder um Auflagen, die erfüllt werden müssen.
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In allen Fällen ist die Wahl dieses Mittels als angebracht zu bezeichnen, denn die aufgezähl-

ten Punkte sind inhaltlich und syntaktisch so verschieden, dass kein anderes Mittel besser

geeignet gewesen wäre. Allenfalls hätten die Aufzählungspunkte durch Untergliederungen

bzw. inhaltsbezogene Bündelung mit entsprechenden Überschriften besser verständlich ge-

macht werden können.

Die Betreffzeile gibt überwiegend (60%) nur einen knappen Hinweis auf den Inhalt des Brie-

fes, wie z.B. „Bordsteinabsenkung“ (AH.FB6.01) oder „Verschrottung“ (AH.FB6.02).

Nur 40% bereiten den Leser etwas präziser auf die Lektüre des folgenden Textes vor, z.B.

Unzulässige Errichtung eines Gartenhauses auf dem Grundstück [...], Gemarkung
[...], Flur [...], Flurstück [...] (AH.FB6.03).

Alle Texte zielen auf eine direkte Anschlusshandlung und formulieren dies auch ganz expli-

zit:

Ich fordere Sie deshalb auf, diesen Keil innerhalb der nächsten 6 Wochen zu entfernen.
(AH.FB6.01)

oder

Ich bitte um Mitteilung, wie die weitere Vorgehensweise vonstatten gehen soll.
(AH.FB6.02).

Die Anweisungen stehen zu 66% in einem eigenen Absatz, der dazu auch noch ganz am

Schluss des Briefes platziert ist, so dass die Intention noch deutlicher hervorgehoben wird.

Eine Besonderheit zeigt eine Anhörung, die für die Handlungsanweisung zwar keinen eigenen

Absatz bildet, dafür aber die Frist, bis zu der gehandelt werden muss, optisch so hervorhebt,

dass die Anweisung nicht übersehen bzw. überlesen werden kann:

Hiermit bitte ich Sie erneut, die og. Unterlagen unter Verwendung des beigefügten Bauan-
tragsformulars nunmehr bis spätestens zum

10.04.01

bei mir einzureichen. Sollten die Unterlagen [...]. (AH.FB6.03).
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5.1.1.4 Fachbereichsvergleich
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Abb. 5-1: Lesbarkeit

Die Grafik zeigt, dass der Fachbereich 3 die längsten Texte mit den längsten Sätzen bildet,

während der Fachbereich 6 am kürzesten formuliert und optische Formatierungen gezielter

einsetzt.
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Abb. 5-2: Verstehbarkeit

Während die übrigen Werte der Fachbereiche wie z.B. für den Satzbau und die Wortbildung

keine nennenswerten Unterschiede aufweisen, lässt sich bei der inhaltlichen Bewertung der

Nomen die deutliche Abweichung des Fachbereichs 6 feststellen: obwohl hier insgesamt mehr

Nomen verwendet werden, ist der Anteil an abstrakten Begriffen spürbar niedriger als bei den

übrigen Fachbereichen. Die Tatsache, dass der Fachbereich 6 sich mehr mit gegenständlichen

Dingen befasst, macht das Verständnis seiner Texte erheblich leichter.

Dies zeigt sich auch bei der Verwendung von Fachausdrücken, die fast alle aus dem Verwal-

tungsbereich stammen und im Fachbereich 3 am häufigsten benutzt werden.
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Das Bemühen, die in das Geschehen involvierten Personen beim Namen zu nennen und sich

nicht nur auf ihre Funktion zu beziehen, ist in allen Fachbereichen gleichermaßen festzustel-

len.
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Abb. 5-3: Brauchbarkeit

Es wird klar, dass praktisch nur zwei gestalterische Mittel zur Verdeutlichung des Inhalts an-

gewandt werden: Tabellen und Aufzählungen.

Während Aufzählungen in allen Fachbereichen benutzt werden, beschränkt sich der Einsatz

von Tabellen auf den Fachbereich 5.

Fußnoten, Überschriften oder irgendwelche anderen grafischen Hilfsmittel wie z.B. Pikto-

gramme oder Schaubilder fehlen völlig.

Die Betreffzeile wird überwiegend nicht dazu benutzt, den Leser etwas detaillierter vorzube-

reiten, lediglich der Fachbereich 5 macht von dieser Möglichkeit etwas mehr Gebrauch, in-

dem in einigen Fällen hier sogar die Intention des Briefes genannt wird.
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Abb. 5-4: Anwendbarkeit

Obwohl alle Texte eine direkte Anschlusshandlung erfordern, ist es auffällig, dass so gut wie

keine Anweisung optisch hervorgehoben wird.

Zwar sind die Anweisungen in den Fachbereichen einheitlich oft in eigene Absätze gelegt,

doch ihre überwiegende Position ist in den Fachbereichen 3 und 5 so „versteckt“, dass sie

optisch nicht besonders wahrgenommen werden können und erst inhaltlich erarbeitet werden

müssen.

Eine Ausnahme bildet lediglich der Fachbereich 6, der fast alle Anweisungen an den Schluss

seiner Briefe setzt und sie damit angemessen betont.

5.1.2 Bescheide

Alle Bescheide in allen Fachbereichen enthalten den Absatz der sogenannten „Rechtsbehelfs-

belehrung“, der hier einmalig näher untersucht werden soll.

Er steht nahezu durchgängig am Schluss der Briefe, direkt vor der Grußformel, und der

Wortlaut ist, da es sich um einen Textbaustein handelt, immer gleich:

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch
erheben. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bürgermeister der
Stadt Menden (Sauerland), Neumarkt 5, 58706 Menden, einzulegen.
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Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden
sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen angerechnet werden. (z.B. BS.FB3.01)

Schon die Absatzüberschrift ist ziemlich unverständlich, denn man kann nicht davon ausge-

hen, dass jedem Bürger das Wort Rechtsbehelfsbelehrung geläufig ist, geschweige denn, dass

die genaue Bedeutung bekannt ist.

Der zweite, bekanntere Teil des Wortes Belehrung hat zunächst eine negative Konnotation,

denn belehren klingt nach schulmeistern und besser wissen und sorgt mit dem unbekannten

ersten Teil insgesamt dafür, dass der Leser hinter diesem Absatz etwas Unangenehmes ver-

mutet.

Dies ist bereits ein Missverständnis, denn in Wahrheit sollen dem Bürger hier seine Rechte

klargemacht werden.

Das geschieht jedoch auf eine komplizierte und daher bürgerunfreundliche Art, denn ein Be-

griff wie „zur Niederschrift“ kann nicht unbedingt bei jedem Bürger als bekannt vorausgesetzt

werden.

Die Tatsache, dass im Zusammenhang mit Rechten direkt auch von „Verschulden“ und „ver-

säumen“ die Rede ist, sorgt beim Normalbürger zusätzlich für misstrauische Distanz, so dass

das eigentliche Kommunikationsziel der Behörde in zweifacher Hinsicht verfehlt wird: der

Bürger kann durch diese Formulierung weder die für ihn positive Konnotation erkennen noch

ist die eigentliche Sinnaussage in Bezug auf eine Anschlusshandlung optimal verstehbar.

5.1.2.1 Fachbereich 3

Die auffällig geringe durchschnittliche Satzlänge von 12,1 Wörtern je Satz steht in einem er-

staunlichen Gegensatz zur Länge des Gesamttextes: alle Schreiben sind länger als eine Seite,

und immerhin 20% der Briefe bestehen sogar aus vier Seiten. Die meisten (55%) Bescheide

haben zwei Seiten, während 25% drei Seiten benötigen.

Alle Briefe verwenden ausschließlich die beiden Formatierungen Fettdruck und Unterstrei-

chung, allerdings nicht nur für die Hervorhebung der Betreffzeile, sondern auch zur besonde-

ren Betonung einzelner Wörter oder Passagen im laufenden Text.

Korrespondierend zu der sehr geringen Satzlänge ist der extrem hohe Gebrauch von Einzel-

sätzen mit 73,2% festzustellen. Satzgefüge (25,4%) und Satzreihen (1,4%) werden deutlich

weniger benutzt.
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Die Informationen werden oft in kleinsten Einheiten übermittelt, so dass der Leser keine grö-

ßeren Probleme hat, die Einzelinformationen zu verstehen:

Am 28.08.2000 lief aus Ihrem Fahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen [...] Oel aus.

Durch das ausgelaufene Oel wurden die übrigen Verkehrsteilnehmer gefährdet.

Der Einsatz der Feuerwehr war zur Abwendung der Gefahr erforderlich.

Das ausgelaufene Oel wurde durch die Feuerwehr mittels Ölbindemittel abgestreut.

Durch den Einsatz der Feuerwehr entstanden Kosten. (BS.FB3.01).

Die Bildung von Absätzen für jeden neuen Satz isoliert die Informationen noch mehr vonein-

ander, so dass viele Briefe sich eher wie ein Protokoll lesen und nicht wie ein persönliches

Anschreiben an eine bestimmte Person.

Die längeren Sätze sind überwiegend keine verschachtelten Satzgefüge, sondern Einzelsätze,

deren Länge durch Aufzählungen eines bestimmten Satzteils entsteht, z.B.:

Außerhalb befriedeten Besitztums, bei Mehrfamilienhäusern, auf Zuwegen und in deren
Treppenhäusern, auf öffentlichen Straßen und Plätzen, in öffentlichen Verkehrsmitteln und
in öffentlichen Räumen ist Ihr Hund an der Leine zu führen. (BS.FB3.08).

Die Bescheide beinhalten auffällig viele (41,7%) Passivkonstruktionen, wodurch die Objekte

der Handlung stärker betont werden, z.B.

Auf die Beachtung der Vorschriften der Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über
die hygienische Behandlung von Lebensmitteln tierischer Herkunft wird hingewiesen.
(BS.FB3.13)

oder

Die erforderliche Anzeige gem. § 14 GewO über die Aufgabe der Firma [...] wurde mir
nicht erstattet. (BS.FB3.17).

Die sehr häufige (63,4%) Verwendung abstrakter Nomen stellt hohe Anforderungen an den

Leser, zumal wenn er, in Verbindung mit den zahlreichen Passivkonstruktionen, diese ab-

strakten Begriffe gleich zu Anfang eines Satzes genannt bekommt und sich der Sinnzusam-

menhang nur über die Lektüre des gesamten Satzes erschließt, da erst das Verb am Schluss

des Satzes die Aussage über den zuvor genannten Begriff möglich macht.

Die zahlreichen Partizipialattribute (14,2%) wie „die Ihnen bereits mit Schreiben vom

16.02.2000 mitgeteilte und nachstehend noch einmal aufgeführte Gefahr“ (BS.FB3.01) oder

„ein ggf. von Ihnen eingelegter Widerspruch“ (BS.FB3.14) tragen ebenfalls dazu bei, die
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Struktur eines Satzes unübersichtlicher zu machen und erschweren so die Verständlichkeit,

obwohl die einzelnen Worte für sich nicht unverständlich sind.

Allerdings werden auch relativ viele (3,7%) Fachausdrücke benutzt, die jedoch nirgends näher

erklärt werden, z.B. „Überflurhydrant“ (BS.FB3.06), „Vollstreckungsschuldner“ (BS.FB3.07)

oder „Verwaltungszwangsverfahren“ (BS.FB3.10).

Sehr viele (70,2%) Bescheide des Fachbereichs 3 haben Überschriften, die den Text inhaltlich

strukturieren sollen.

Nach der einleitenden Mitteilung über die Bewilligung oder Ablehnung des Antrags folgt

üblicherweise in negativen Bescheiden ein Absatz mit der Überschrift „Begründung:“

(BS.FB6.09 et al.) und in positiven Bescheiden ein Absatz mit der Überschrift „Auflagen:“

(BS.FB3.04 et al.) oder „Hinweise:“ (BS.FB3.13 et al.).

Den Abschluss bildet bei allen Bescheiden der Absatz mit der Überschrift „Rechtsbehelfs-

belehrung“ (vgl. Abschnitt 5.1.2).

Die durchschnittliche Absatzlänge von 2,2 Sätzen ist in diesem Rahmen als unauffällig zu

betrachten, da sich die Tendenz zur Partitionierung der Informationen in kleine bis kleinste

Einheiten in allen untersuchten Schreiben feststellen lässt.

Die beiden einzigen inhaltlichen Gestaltungsmittel sind wieder nur Aufzählungen (70%) und

Tabellen (30%), wobei die Aufzählungen nicht erkennen lassen, ob es irgendwelche Prioritä-

ten oder Abhängigkeiten innerhalb der genannten Aufzählungspunkte gibt, die Reihenfolge

erscheint eher zufällig.

Alle Bescheide machen eine direkte Anschlusshandlung erforderlich. die so gut wie immer

(92%) mit einer direkten Anweisung explizit2 erwähnt wird.

Alle Bescheide enthalten zusätzlich zu einer expliziten Handlungsaufforderung am Schluss

der Briefe immer auch eine indirekte Handlungsaufforderung im unmittelbar ersten Satz, der

dem Adressaten eine Entscheidung der Behörde mitteilt, z.B.

Sehr geehrter Herr [...],

hiermit erteile ich Ihnen die Erlaubnis, folgende Fläche in der Zeit vom 02.03.2000 –
07.03.2000 auf jederzeitigen Widerruf zu benutzen:

Fläche in Menden vor dem Alten Rathaus/Brunnenplatz/Teilfläche der Hauptstraße.
(BS.FB3.06)

oder
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Sehr geehrter Herr [...],

die Ihnen mit Datum vom 01.03.1999 erteilte Schankerlaubnis zum Betrieb der Schank-
und Speisewirtschaft [...] widerrufe ich hiermit. (BS.FB3.07).

Zwar sind diese Sätze als Mitteilungen und nicht als Aufforderungen formuliert, dennoch

wird für den Adressaten bereits hier deutlich, dass die Konsequenz dieser Mitteilungen be-

stimmte Anschlusshandlungen bedeuten, die in aller Regel auch im weiteren Verlauf der

Schreiben explizit formuliert werden, z.B. durch Aufzählung der Auflagen oder eine unmit-

telbare Forderung wie z.B. „Sie werden aufgefordert, Ihre Gaststätte sofort zu schließen und

die erforderliche Gewerbeabmeldung zu erstatten.“ (BS.FB3.07).

Die Handlungsanweisungen der Bescheide des Fachbereichs 3 sind gut zu identifizieren, denn

sie stehen bei 80,2% der Texte zwar nicht ganz am Ende des Briefes, jedoch direkt vor dem

Absatz der „Rechtsbehelfsbelehrung“ und bilden damit den Abschluss des individuellen

Schreibens.

Zudem sind in 60,3% der Briefe optische Hervorhebungen, z.B. des Zahlungstermins oder der

Gebührensumme, durch Fettdruck, Unterstreichung oder beides festzustellen, so dass die

Aufmerksamkeit auch optisch zwangsläufig auf diesen Textteil gerichtet wird und die er-

wünschte Anschlusshandlung gut erkannt werden kann.

Die Formulierung der Betreffzeile, die zu 39,9% bereits vor Lektüre des Gesamtbriefes einen

Hinweis auf die Intention des Schreibens gibt, trägt ebenfalls dazu bei, dem Leser die inten-

dierten Anschlusshandlungen verständlicher zu machen.

5.1.2.2 Fachbereich 5

Die meisten (60%) Bescheide des Fachbereichs 5 umfassen zwei Seiten, 15% haben drei Sei-

ten und doch immerhin 25% sogar vier Seiten bei einer durchschnittlichen Satzlänge von 14,9

Wörtern.

Alle Texte zeigen Formatierungen auch im laufenden Text, jedoch beschränkt auf Fett- bzw.

Sperrdruck und Unterstreichungen.

Die Bescheide des Fachbereichs 5 sind hinsichtlich des Satzbaus, der Wortbildung und der

Aufteilung des Gesamttextes in Absätze sehr ähnlich strukturiert wie die Bescheide des Fach-

                                                                                                                                                        
2 Meist durch eine Zahlungsaufforderung wie z.B. „Ich bitte um Überweisung des Betrages auf eines der Konten
der Stadt Menden.“ (BS.FB3.03) oder „Die Gebühr ist unaufgefordert zum umseitigen Termin unter Angabe des
Kassenzeichens an die Stadtkasse Menden zu zahlen.“ (BS.FB3.06).
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bereichs 3. 71,4% aller Sätze sind Einzelsätze, während die Satzgefüge mit 27,3% vertreten

sind. Der Anteil der Satzreihen (1,3%) ist kaum erwähnenswert.

Wieder wird sehr oft (41,3%) das Passiv benutzt, und die Verwendung hauptsächlich (61,1%)

abstrakter Nomen wie „Einkommensprüfungserlass“ (BS.FB5.02) oder „Zweckentfrem-

dungsverordnung“ (BS.FB5.07) stellt für den Leser ein Verständlichkeitsproblem dar, das

nicht ohne weiteres von jedem gelöst werden kann, zumal diese Begriffe ganz selbstverständ-

lich im laufenden Text benutzt und nicht weiter erklärt werden, z.B. „Abweichend von diesen

Regelungen ist nach Ziffer 5.2 des Einkommensprüfungserlasses das Einkommen der letzten

12 Monate vor dem Stichtag maßgebend.“ (BS.FB5.02).

Das gleiche gilt für Fachausdrücke wie „Mitwirkungspflicht“ (BS.FB5.09) oder „Rechtswah-

rungsanzeige“ (BS.FB5.15).

Zusätzlich zu unüblichen und daher verständnishemmenden Ausdrücken wie „ahnden“

(BS.FB5.09) oder „30 vom Hundert“ (BS.FB5.06) trägt die auch hier recht häufige (13,1%)

Bildung von vorangestellten Partizipialattributen zu Verständnisschwierigkeiten bei.

Nicht typisch und nur ganz vereinzelt anzutreffen, aber doch erwähnenswert sind hier einige

Sätze, deren grammatischer und syntaktischer Aufbau völlig korrekt ist und nicht als allzu

kompliziert angesehen werden kann. Ihr Sinn bleibt aber auch nach mehrmaliger Lektüre für

den juristisch nicht vorgebildeten Laien verschlossen, wie es z.B. der folgende Satz aus einer

Begründung für die Ablehnung eines Sozialhilfeantrags zeigt:

Die Nichtaufklärbarkeit dieses anspruchsbegründeten Tatbestandsmerkmales geht dabei re-
gelmäßig zu Lasten desjenigen, der das Bestehen des Anspruchs behauptet; das ist der Hil-
fesuchende. (BS.FB5.11)

Etwas verständlicher, aber doch unnötig kompliziert formuliert ist das folgende Beispiel:

Da Sie sich aufgrund dieser Handlungsweise nicht auf das Vertrauen oder den Bestand des
Verwaltungsaktes berufen können, ist dies nicht schutzwürdig. (BS.FB5.12).

Zu erwähnen ist, dass alle diese Sätze mit sehr ungewöhnlichen und daher unverständlichen

Formulierungen in den Begründungen für Ablehnungen bzw. Rückforderungen zu finden

sind, deren wichtigste Legitimation in dem Verweis auf entsprechende Gesetzestexte besteht.

Offensichtlich führt die Weitergabe juristischer Formulierungen zu einer Entfremdung der

Ausdrucksweise, d.h. je intensiver mit Gesetzestexten argumentiert wird, desto unverständli-

cher wird die Sprache für den Bürger.

Mit durchschnittlich 1,9 Sätzen sind die Absätze der Bescheide des Fachbereichs 5 sehr kurz.
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Gestalterische Mittel werden in ihrer Varietät sehr spärlich eingesetzt, nämlich wieder nur

Tabellen und Aufzählungen. Ihr Einsatz ist dafür aber um so häufiger: in 65% der Bescheide

gibt es tabellarische Darstellungen und in 20% auch Aufzählungen.

Die Häufigkeit der tabellarischen Darstellung begründet sich in der bei der Behandlung von

Sozialleistungen üblichen Aufstellung von Teilbeträgen und daraus resultierenden Summen,

die fast immer Bestandteil der Bescheide des Fachbereichs 5 sind.

Diese Form der Darstellung ist durchaus angemessen und die durchweg übersichtlichen und

schlüssigen Aufstellungen wie im folgenden Beispiel tragen ganz wesentlich zur Verständ-

lichkeit bei:

Durch die Neuberechnung ist folgende Überzahlung entstanden:

01.01.90 bis 28.02.90  2 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

01.01.90 bis 28.02.90 12 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

01.01.90 bis 28.02.90 12 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

01.01.90 bis 28.02.90 12 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

01.01.90 bis 28.02.90 12 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

01.01.90 bis 28.02.90 12 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

01.01.90 bis 28.02.90 12 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

01.01.90 bis 28.02.90 12 Monate a 76,-- DM 152,-- DM

Gesamtüberzahlung 6.715,--DM
(BS.FB5.12)

Besonders hervorzuheben ist die einzig in den Bescheiden des Fachbereichs 5 genutzte Mög-

lichkeit, mit Fußnoten zu arbeiten, immerhin wird in 29% der Briefe davon Gebrauch ge-

macht.

Es handelt sich hier durchweg um Verweise auf Gesetze, die entweder am Schluss des Briefes

oder auf einem gesonderten Blatt mit der Überschrift „Fundstellenverzeichnis:“ (z.B.

BS.FB5.02) aufgeführt werden.

Im laufenden Text werden die zutreffenden Paragraphen aufgezählt und durch eine hochge-

stellte Ziffer wird auf die Fußnote verwiesen, die dann das zugehörige Gesetz enthält:

Gem. § 5 des Wohnungsbindungsgesetzes1) in Verbindung mit Ziff. 5.12 der Verwaltungs-
vorschriften zum Wohnungsbindungsgesetz2) darf das Einkommen die in § 25 des Zweiten
Wohnungsbaugesetzes3) genannten Einkommensgrenzen nicht überschreiten. (BS.FB5.02).



- 164 -

Die betroffenen Fußnoten auf einem gesonderten Blatt lauten:

Fundstellenverzeichnis:

1. Wohnungsbindungsgesetz (WoBindG) – Gesetz zur Sicherung der Zweckbestimmung
von Sozialwohnungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.08.94 (BGB1. I S.
2166)

2. Verwaltungsvorschriften zum Wohnungsbindungsgesetz (VV-WoBindG) – Runderlaß
des Ministers für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr NW vom 13.11.89 (MB1. NW,
S. 1714/SMB1. NW 238) in der zur Zeit geltenden Fassung.

3. Zweites Wohnungsbaugesetz (II WoBauG) – Wohnungsbau- und Familienheimgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25.08.94 (BGB1. I S. 2137) (BS.FB5.02).

Diese Form des Verweises ist verständlicher als die Nennung von Paragraphen und Fundstel-

len im laufenden Text, wie z.B.:

Hiermit fordere ich Sie auf, die Ihrem Kind [...] für die Zeit vom 01.09.00 bis 31.12.00 ge-
währte Unterhaltsleistung nach dem Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern al-
leinstehender Mütter und Väter durch Unterhaltsvorschüsse und –ausfallleistungen (Unter-
haltsvorschussgesetz) vom 23.07.79 (BGB1. I S. 1184) in Höhe von 880,00 DM zu erstat-
ten. (BS.FB5.14).

Dennoch kann man davon ausgehen, dass selbst die bei 100% der Bescheide noch im laufen-

den Text verbliebene Erwähnung der zutreffenden Paragraphen eine Hemmung des Leseflus-

ses zur Folge hat, da aus ihr keine direkten Sinninformationen zu entnehmen sind, sondern im

Gegenteil erst durch „Überlesen“ dieser Informationen der Satz für den Laien einen Sinn be-

kommt.

Demnach sähe die „bereinigte“ Information der beiden oben zitierten Beispiele so aus:

Das Einkommen darf bestimmte Einkommensgrenzen nicht überschreiten.

bzw.

Hiermit fordere ich Sie auf, die Ihrem Kind [...] gewährte Unterhaltsleistung in Höhe von

880,00 DM zu erstatten.

Diese Informationen könnten durch nachfolgende Hinweise auf die entsprechenden Fund-

stellen bzw. durch die Verwendung von Fußnoten, die jedoch nicht nur das Gesetz, sondern

auch die einzelnen Paragraphen beinhalten, ergänzt werden.

Für die Anschlusshandlungen gelten im Fachbereich 5 im Wesentlichen die gleichen Bedin-

gungen wie für die Bescheide des Fachbereichs 3 (vgl. Abschnitt 5.1.2.1), da hier ein sehr

einheitlicher Aufbau der Bescheide zu beobachten ist.
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In 63,1% der Briefe werden die Anweisungen optisch hervorgehoben und bilden in 45,2% der

Texte einen eigenen Absatz.

Die häufige Platzierung der Anschlusshandlung an den Schluss des laufenden Textes (71,7%)

direkt vor die „Rechtsbehelfsbelehrung“ sorgt in Verbindung mit der recht häufigen (37,4%)

Erwähnung der Intention bereits in der Betreffzeile für eine gute Wahrnehmung.

5.1.2.3 Fachbereich 6

75% der Bescheide des Fachbereichs 6 haben 2 Seiten, während die restlichen 25% dreiseitig

sind.

Die durchschnittliche Satzlänge von 13,9 Wörtern je Satz betont diese Tendenz zur Kürze.

Außer Fettdruck und Unterstreichungen werden keine weiteren Formatierungen benutzt.

Der Satzbau und die Wortwahl für die Bescheide des Fachbereichs 6 unterscheidet sich nur

unwesentlich von den Werten der übrigen beiden Fachbereiche: Satzgefüge machen rund ein

Viertel der Sätze (25,6%) aus, Satzreihen gibt es verschwindend wenig (1,6%). Den Haupt-

anteil bilden die Einzelsätze mit 72,8%, wobei die Benutzung von Passivkonstruktionen mit

45,1% beobachtet werden kann.

Obwohl die Anzahl der Nomen an der Gesamtwortzahl mit 39,2% recht hoch ist und auch

längere Substantive mit mehr als vier Silben wie „Bauaufsichtsbehörde“ (BS.FB6.03) oder

„Böschungsoberkante“ (BS.FB6.03) einen erheblichen Anteil (31,4%) daran haben, ist doch

festzustellen, dass die abstrakten Begriffe mit 58,9% der Nomen nicht ganz so häufig sind wie

in den Fachbereichen 3 und 5. Statt dessen gibt es viele (41,1%) konkrete Nomen wie „Stahl-

betonfertiggarage“ (BS.FB6.01), „Mehrfamilienwohnhaus“ (BS.FB6.05) oder „Entwässe-

rungsanlage“ (BS.FB6.08).

Fachausdrücke (2,9%) wie „Geschossigkeit“ (BS.FB6.05), „Anbaulast“ (BS.FB6.06) oder

„Lichtzeichenanlage“ (BS.FB6.12) aus dem Baubereich sind ebenso häufig anzutreffen , wie

Ausdrücke aus dem Verwaltungsbereich wie „Beseitigungsanordnung“ (BS.FB6.07) oder

„Beitragsheranziehungsbescheid“ (BS.FB6.08).

Die Begriffe werden zwar nicht näher erklärt, ihr Sinn kann jedoch oft aus dem Zusammen-

hang erschlossen werden, z. B.

In Anwendung der bestehenden Rechtssprechung kann die Beseitigung verlangt werden,
wenn diese bauliche Anlage ohne die hierfür erforderliche Baugenehmigung errichtet wor-
den ist und gegen das materielle Baurecht verstoßen hat. Denn in einem solchen Fall ver-
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letzt die Beseitigungsanordnung nicht das grundsätzlich geschützte Eigentumsrecht.
(BS.FB6.07).

Vorangestellte Partizipialattribute (13,9%) wie „eine sich immer weiter in die Landschaft vor-

schiebende Bebauung“ (BS.FB6.02) oder „das Ihnen in dieser Ordnungsverfügung ange-

drohte Zwangsmittel“ (BS.FB6.03) verringern die Verständlichkeit, während die überwiegen-

de (79%) Nennung konkreter Namen bei der Bezeichnung der handelnden Personen statt einer

Reduzierung auf ihre Funktion wie z.B. „Bauherr“ (BS.FB6.05) oder „Grundstückseigentü-

mer“ (BS.FB6.05) die Verständlichkeit erhöhen, da der Leser keine „Variable“ füllen muss,

sondern die Person direkt zuordnen kann.

Auf der anderen Seite wird in sämtlichen Bescheiden der Hinweis auf Paragraphen und Ge-

setze so in den jeweiligen Satz integriert, dass ein flüssiges Lesen und Verstehen empfindlich

erschwert wird.

Die übliche Dreiteilung der Bescheide ist auch bei den Texten des Fachbereichs 6 zu beo-

bachten: nach einem Einleitungssatz, der in der Regel Aufschluss über die Bewilligung oder

Ablehnung eines Antrags gibt, folgt entweder bei einer Ablehnung die Begründung oder es

folgen bei einer Bewilligung die Auflagen oder Hinweise. Den Abschluss bildet dann immer

die „Rechtsbehelfsbelehrung“.

Da es im Fachbereich 6 inhaltlich selten um die Gewährung oder Forderung irgendwelcher

Zahlungen, sondern zumeist um Bauvorschriften und Auflagen geht, ist die Aufzählung

(40%) das einzige hier verwendete Mittel, die Gestalt des Briefes seinem Inhalt anzupassen.

Die Auflagen machen einen wesentlichen Anteil des Gesamttextes aus und sind inhaltlich

meistens unabhängig voneinander, daher ist die Aufteilung in zahlreiche kurze (2,1 Sätze)

Absätze nachvollziehbar.

Betreffzeilen werden vom Fachbereich 6 recht ausgiebig genutzt, und in mehr als der Hälfte

(59,8%) der Briefe wird nicht nur der Gegenstand des Bescheides genannt, sondern bereits

eine Aussage darüber getroffen, z.B.

Baugenehmigung Nr. [...] zum Neubau einer Doppelgarage und einer Stahlbetonfer-
tiggarage auf dem Grundstück [...], Gemarkung Menden, Flur [...], Flurstück [...]

- 3. Fristverlängerung (BS.FB6.01),

statt der knappen Formulierung

Ihr Antrag vom 27.11.00 (BS.FB6.15).
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Aufgrund des weitgehend übereinstimmenden Aufbaus der Bescheide ist die Anwendbarkeit

in Bezug auf die intendierte Anschlusshandlung mit den Werten für die Fachbereiche 3 und 5

fast identisch (vgl. Abschnitte 5.1.2.1 und 5.1.2.2).

Fast ein Drittel der Betreffzeilen (29,2%) wird dazu genutzt, bereits die Intention des Be-

scheides vorwegzunehmen, daher sind Formulierungen wie

Ordnungsverfügung mit Androhung eines Zwangsgeldes und Anordnung der soforti-
gen Vollziehung

Ihr Bauvorhaben: Abgrabung von Erdreich auf dem Grundstück [...], Gemarkung
Menden, Flur [...], Flurstück [...] (BS.FB6.03)

oder

Bauvorhaben: Aufstockung eines Reihenhauses auf dem Grundstück [...], Gemarkung
Menden, Flur [...], Flurstück [...]

- Versagungsbescheid gem § 75 i. V. m. § 63 der Bauordnung für das Land NW (BauO
NW) (BS.FB6.06)

beachtlich oft so detailliert, dass sie den Leser verstärkt für das Verständnis des Gesamttextes

vorbereiten.

5.1.2.4 Fachbereichsvergleich
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Abb. 5-5: Lesbarkeit

Obwohl die Werte insgesamt sehr nah beieinander liegen, wird doch deutlich, dass der Fach-

bereich 3 die längsten Briefe mit den kürzesten Sätzen schreibt.

Der Grund hierfür ist bei den ausführlichen Begründungen der Ablehnungen sowie den z.T.

sehr umfangreichen Aufzählungen der Auflagen und Bedingungen zu suchen, die in den Be-

scheiden des Fachbereichs 3 besonders häufig und ausgeprägt anzutreffen sind.
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Abb. 5-6: Verstehbarkeit

Auch die Werte für die Verstehbarkeit liegen bei allen Fachbereichen bemerkenswert nah

beieinander.

Allenfalls der erhöhte Gebrauch konkreter Nomen im Gegensatz zu den ganz überwiegend

abstrakten Begriffen in den Bescheiden der übrigen Fachbereiche ist für die Bescheide des

Fachbereichs 6 erwähnenswert, so dass insgesamt eine bessere Verständlichkeit dieser Texte

angenommen werden darf.
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Abb. 5-7: Brauchbarkeit
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Alle Fachbereiche stimmen darin überein, dass die Auswahl der gestalterischen Mittel ausge-

sprochen dürftig ist.

Außer Tabellen und Aufzählungen werden keinerlei Hilfsmittel verwendet, um die Inhalte

durch visuelle Komponenten verständlicher zu machen. Grafiken, Piktogramme oder andere

Möglichkeiten der optischen Kennzeichnung werden nicht benutzt.

Während die Fachbereiche 3 und 6 hauptsächlich die Aufzählung bevorzugen, ist für den

Fachbereich 5 die Tabelle die wichtigste Darstellungsform.

Der Fachbereich 3 ist insgesamt schlichter in seiner Darstellung und beschränkt sich auf Auf-

zählungen, die aber nur in weniger als der Hälfte der Texte benutzt werden.

Besonders erwähnenswert ist die Verwendung von Fußnoten, die ausschließlich in den Be-

scheiden des Fachbereichs 5 zu beobachten ist und bereits erheblich zur Steigerung der Ver-

ständlichkeit beiträgt. Allerdings bleibt zu kritisieren, dass die im laufenden Text verbliebene

Aufzählung der Paragraphen ebenfalls in eine Fußnote hätte verlagert werden müssen, um den

Leser nicht unnötig in seinem Lesefluss zu hemmen, da davon auszugehen ist, dass die Infor-

mationen an dieser Stelle zum Textverständnis für den Bürger weder notwendig noch wün-

schenswert sind.
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Abb. 5-8: Anwendbarkeit

In Bezug auf die Anwendbarkeit liegen die ermittelten Werte für alle Fachbereiche bemer-

kenswert nah beieinander, was sich zum größten Teil in dem sehr einheitlichen Aufbau aller

Bescheide begründet.
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Direkte Handlungsanweisungen sind durch optische Hervorhebung meist so gekennzeichnet,

dass eine gute Wahrnehmung gewährleistet ist, obwohl diese Wahrnehmung durch geeignete

zusätzliche Mittel, z.B. durch eine eigene Absatzüberschrift wie etwa „Was Sie tun müs-

sen:“, noch erheblich verbessert werden könnte.

5.1.3 Mitteilungen

5.1.3.1 Fachbereich 3

Die Mitteilungen des Fachbereichs 3 haben eine durchschnittliche Satzlänge von 14,3 Wör-

tern und sind zu 49,3% einseitig, der Rest umfasst 2 Seiten, d.h. längere Schreiben gibt es

nicht.

Die sehr kurzen einseitigen Schreiben verzichten fast immer auf Formatierungen im laufenden

Text, daher ist in 53% der Mitteilungen einzig der Fettdruck in der Betreffzeile zu beobach-

ten. Auch die übrigen Texte bedienen sich zur Hervorhebung einzelner Textpassagen fast aus-

schließlich nur des Fettdrucks, in einigen Fällen auch der Unterstreichung. Andere Formatie-

rungen gibt es nicht.

61,4% der Sätze sind Einzelsätze, 36,3% überwiegend unkomplizierte Satzgefüge, und 2,3%

sind Satzreihen.

Der Anteil der Nomen an der Gesamtwortzahl beträgt 35,4%, wobei 31,4% davon mindestens

vier Silben besitzen.

Abstrakte Termini wie „Straßenverkehrsordnung“ (MT.FB3.03) oder „Jugendschutzbestim-

mungen“ (MT.FB3.03) sind mit 48,9% etwas seltener als konkrete Bezeichnungen wie „Tier-

arzt“ (MT.FB3.04), „Grabstelle“ (MT.FB3.05) oder „Trinkwasser“ (MT.FB3.09), unter denen

jeder Bürger sich etwas vorstellen kann und mit denen eine visuelle Komponente verbunden

ist.

Fachausdrücke wie „zum Schuldvorwurf einlassen“ (MT.FB3.02), „Sachkundenachweis“

(MT.FB3.04) oder „Brandlast“ (MT.FB3.16) sind mit 2,7% aller Wörter zwar nicht übermä-

ßig zahlreich, sie werden aber nicht erklärt. Auch aus dem Sinnzusammenhang im laufenden

Text ist die genaue Bedeutung nicht unbedingt ersichtlich, z.B. bei der Aufzählung von For-

derungen an einen Hundehalter:

- Mit anliegendem Meldebogen muß der Hund bei mir gemeldet werden.

- Sie benötigen einen Sachkundenachweis des Kreisveterinärs.

- Sie müssen mir den Abschluß einer Haftpflichtversicherung für Ihren Hund nachweisen.
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- [...] (MT.FB3.04)

oder bei der Aufzählung von Brandschutzregeln:

1. Die Treppe muß bei Stromausfall ausreichend beleuchtet sein.

2. Der kleine Raum zwischen Küchen- und Wohnungstür ist von jeglicher Brandlast zu be-
freien.

3. Die Elektrokabel über der Küchentür sind wieder solide zu befestigen.

4. [...] (MT.FB3.16).

Auch die Verwendung veralteter und damit ungebräuchlicher Bezeichnungen wie „Abortan-

lage“ (MT.FB3.09) statt z.B. „Toiletten“ sowie die recht häufigen (12,3%) Partizipialattribute

wie „die mit der Ausgrabung befaßten Personen“ (MT.FB3.05) oder „die in der VDI-

Richtlinie (VDI 2058 – Blatt 1 -) „Beurteilung von Arbeitslärm in der Nachbarschaft“ ge-

nannten Immissionsrichtwerte“ (MT.FB3.09) stellen eine vermeidbare Verringerung der Ver-

ständlichkeit dar.

Abkürzungen außerhalb der allgemein bekannten Verwendung sind nur noch bei der Auf-

zählung von Paragraphen und Gesetzen anzutreffen, z.B. „Gem. § 42 Abs. 4a Nr. 5 Straßen-

verkehrsordnung (StVO) i. V. m. § 49 Abs. 3 Nr. 5a StVO“ (MT.FB3.07). Sie verhindern

zwar auch bei Unkenntnis dieser Abkürzungen nicht zwangsläufig das Verständnis der Satz-

aussage, sorgen aber für eine Verzögerung des Verstehensprozesses, da sie in der Regel keine

unmittelbare Sinnaussage für den juristisch nicht vorgebildeten Bürger bedeuten.

Die in den Briefen erwähnten Personen werden überwiegend (62%) mit ihren konkreten Na-

men benannt, so dass der Leser sie zügig einordnen kann.

Kennzeichnend für die Mitteilungen des Fachbereichs 3 ist die Aufteilung in viele kurze Ab-

sätze, die oft nur aus einem Satz bestehen: die durchschnittliche Absatzlänge beträgt 1,5 Sät-

ze.

Überschriften werden in den meisten Fällen (91,6%) überhaupt nicht benutzt, und nur in

12,5% der Briefe gibt es eine Aufzählung. Dies ist jedoch nicht unbedingt verständlichkeits-

mindernd zu werten, da die Inhalte der Mitteilungen oft so beschaffen sind, dass eine Auf-

zählung nicht angebracht gewesen wäre, nämlich immer dann, wenn etwa nur an eine fällige

Zahlung oder die Nachreichung einer Unterlage erinnert wird.

Ansonsten sind alle Briefe recht formlos, und der Inhalt erschließt sich erst nach der Lektüre

des Gesamttextes, da auch die Betreffzeilen zu 74% wenig Aufschluss über den Inhalt der

folgenden Mitteilung geben, z.B. „Verwarnungsverfahren“ (MT.FB3.02), „Erweiterte

Auskunft“ (MT.FB3.06) oder „Auskunft aus dem Melderegister“ (MT.FB3.08).
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In Anbetracht der Kürze der meisten Mitteilungen mit der Beschränkung auf wenige Einzelin-

formationen ist die Brauchbarkeit trotz weitgehend unstrukturierter Darstellung im allgemei-

nen als ausreichend zu bezeichnen.

Alle Mitteilungen des Fachbereichs 3 machen eine direkte Anschlusshandlung erforderlich,

wenn dies auch in einigen (20%) Fällen eher indirekt zu erkennen ist.

So kann die Anschlusshandlung für einen Herrn, der sich im Fundbüro nach einem Paar ver-

lorengegangener Lederhandschuhe erkundigt und eine abschlägige Antwort erhalten hat, die

Fortsetzung der Suche an anderen Stellen oder die Einstellung der Suche bedeuten, jedenfalls

sind seine Anschlusshandlungen für die Behörde irrelevant und werden daher auch nicht ex-

plizit erwähnt. Sie sind aber für den Adressaten aus dem Zusammenhang zweifelsfrei erkenn-

bar, z.B. „Ich bedaure, Ihnen keine weitere Auskunft geben zu können.“ (MT.FB3.12). Die

Konsequenzen, die aus einer evtl. Anschlusshandlung entstehen, betreffen nur noch den Ad-

ressaten, nicht aber die Behörde.

Alle Handlungen, an denen die Behörde ein eigenes Interesse hat und deren Nichtbefolgen

eine Konsequenz für den Bürger hat, werden jedoch explizit erwähnt und zu 49% optisch

bzw. zu 64% mit einem eigenen Absatz hervorgehoben, z.B.

Ich bitte Sie nun erneut, die aufgrund meines Bescheides bestehende Forderung in Höhe
von

264,70 DM bis zum 27.12.2000

auf eines der Konten der Stadtkasse Menden einzuzahlen. (MT.FB3.01)

oder

Ich bitte Sie daher erneut, die Unterlagen bis zum 15.05.01 hier einzureichen.
(MT.FB3.17).

Die überwiegende (69%) Platzierung dieser Handlungsanweisungen am Schluss der Mittei-

lungen trägt dazu bei, eine angemessene Wahrnehmung zu bewirken.

5.1.3.2 Fachbereich 5

Keine Mitteilung des Fachbereichs 5 hat mehr als zwei Seiten, fast die Hälfte (47,7%) sind

sogar nur einseitig.

Die durchschnittliche Satzlänge beträgt 15,8 Wörter je Satz.
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Außer Fettdruck und Unterstreichung werden keinerlei weitere Formatierungen benutzt, über

die Hälfte der Briefe (53%) hat gar keine besonderen Formatierungen im laufenden Text,

sondern nur in der Betreffzeile. Es handelt sich dabei meist um die einseitigen Briefe.

Die Wahl des Satzbaus zeigt die deutliche Vorliebe (59,8%) für Einzelsätze, während Satzge-

füge entschieden weniger häufig (38,3%) verwendet werden. Satzreihen sind mit 1,9% kaum

erwähnenswert.

Der Fachbereich 5 bemüht sich, Personen mit ihren direkten Namen zu bezeichnen, daher

sind Benennungen wie „Kindesmutter“ (MT.FB5.14), „Hilfesuchender“ (MT.FB5.16) oder

„Darlehensgeber“ (MT.FB5.30) mit 27% verhältnismäßig selten.

Der Anteil der Nomen an der Gesamtwortzahl beträgt 34,2%, der darin enthaltene Anteil an

längeren Nomen mit mindestens vier Silben ist mit 34,7% bemerkenswert hoch. Es gibt viele

zusammengesetzte Wörter wie „Jugendgerichtshilfebericht“ (MT.FB5.03), „Unterhalts-

pflichtverletzung“ (MT.FB5.04) oder „Vaterschaftsfeststellungsverfahren“ (MT.FB5.20), die

sehr oft eine abstrakte Bedeutung haben. Konkrete Begriffsbezeichnungen, die mit 51,8%

immerhin mehr als die Hälfte der Nomen ausmachen, sind in der Regel bedeutend kürzer.

Fachausdrücke wie „Unterhaltstitel“ (MT.FB5.04), „Rechtswahrungsanzeige“ (MT.FB5.13)

oder „Fehlbelegungsabgabe“ (MT.FB5.19) sind mit 2,1% der Wörter zwar relativ selten, wer-

den aber so gut wie nie erklärt und damit als bekannt vorausgesetzt. Auch aus dem Zusam-

menhang lässt sich die genaue Bedeutung dieser Wörter nicht unbedingt ableiten, z.B.

Gemäß des aktuellen Unterhaltstitels beläuft sich Ihre Unterhaltsverpflichtung ab 01.12.00
auf monatlich 385,00 DM.

Ich bitte Sie, Ihre Unterhaltszahlungen dem ab 01.12.00 erhöhten Anspruch anzugleichen
und auf eines der Konten der Stadtkasse Menden zu überweisen. (MT.FB5.04)

oder

Sie können Zahlungen an das Kind mit befreiender Wirkung nicht mehr leisten und sind
vorbehaltlich Ihrer bürgerlich-rechtlichen Leistungsfähigkeit von mir auch für die Vergan-
genheit in Anspruch zu nehmen.

Dies bedeutet, dass Sie ab sofort Unterhaltszahlungen für das Kind nicht mehr direkt an die
Kindesmutter überweisen dürfen. (MT.FB5.14).

Der Folgesatz erläutert dem Leser zwar die Konsequenzen der Aussage aus dem ersten Satz,

dennoch werden die Begriffe „Zahlung mit befreiender Wirkung“ und „Vorbehalt der bürger-

lich-rechtlichen Leistungsfähigkeit“ dadurch nicht erklärt, d.h. sie würden in einem anderen

Zusammenhang vermutlich nicht verstanden werden können.
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In einigen wenigen Fällen kann die Bedeutung jedoch aus dem Zusammenhang erschlossen

werden, z.B. für das Wort „Befreiungsvorbehalt“ (MT.FB5.34):

Die Bestimmungen über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum beinhalten ein
Verbot mit Befreiungsvorbehalt. Daraus folgt, dass nach dieser Vorschrift das Verbot der
Zweckentfremdung von Wohnraum die Regel, die Genehmigung einer Zweckentfremdung
dagegen die Ausnahme darstellt. (MT.FB5.34).

Die durchaus gängige (11,2%) Bildung von Partizipialattributen wie „der auf den Träger der

Sozialhilfe übergegangene Unterhalt“ (MT.FB5.01) oder „der Ihren Kindern nach dem Unter-

haltsvorschussgesetz zustehende Anspruch“ (MT.FB5.36) behindert das Verständnis ebenso

wie die Verwendung von eher seltenen Ausdrücken wie „vereinnahmen“ (MT.FB5.04) statt

z.B. einnehmen, „in Abzug bringen“ (MT.FB5.06) statt z.B. abziehen, „obliegen“

(MT.FB5.20) statt z.B. müssen oder „Obdachgröße“ (MT.FB5.33) statt z.B. Wohnungsgröße.

Die gleiche Wirkung wird durch die Paragraphenverweise (63,9%) im laufenden Text erzielt.

Die Untergliederung der Texte in viele kurze Absätze ist auch bei den Mitteilungen  des

Fachbereichs 5 zu beobachten, denn mit 1,9 Sätzen je Absatz werden die Informationen op-

tisch sehr übersichtlich angeboten. Allerdings gibt es ausgesprochen selten Hinweise auf die

Inhalte dieser Absätze, denn z.B. Absatzüberschriften werden nur in 6,2% der Briefe benutzt.

Neben einigen Aufzählungen (8,3%) werden auch Tabellen (14,4%) zur Verdeutlichung des

Inhalts benutzt, aber nicht so häufig, wie es angebracht gewesen wäre, z.B.

Sehr geehrte Frau [...],

mit endgültigem Bewilligungsbescheid vom 24.07.2000 habe ich Ihnen mitgeteilt, dass für
die Maßnahme Uttum vom 31.05. – 04.06.2000 eine Erstattung von 143,75 DM und für die
Fahrt nach Rieste vom 29.06. – 08.07.2000 eine Erstattung von 125,00 DM zu leisten war.

Die Erstattung von insgesamt 268,75 DM habe ich verrechnet mit der Maßnahme Holland
vom 24.05, - 28.05.2000, für die Sie noch eine Restzahlung von 175,00 DM zu erwarten
hatten.

Somit war für Sie ein Erstattungsbetrag von 93,75 DM fällig. (MT.FB5.24).

Eine tabellarische Aufstellung der Maßnahmen mit der Zuordnung der entsprechenden Beträ-

ge hätte die Brauchbarkeit des Textes deutlich erhöht, da die Form sich entsprechend dem

Inhalt angepasst hätte.

Grundsätzlich ist in den Texten keine unangebrachte Gestaltung festzustellen, vielmehr leidet

die Brauchbarkeit unter der sehr sparsamen Verwendung jedweder Gestaltungsmittel.

Bemerkenswert, wenn auch in keiner Weise repräsentativ, ist die erst- und einmalige Ver-

wendung von Fragen in zwei Mitteilungen des Fachbereichs 5, z.B.
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Hat Frau [...] evtl. ein Guthaben auf dem Sparbuch?

Hat Frau [...] Sachbezüge in Form von Mittagessen erhalten?

Seit welchem Zeitpunkt wird vom Sohn ein Unterhaltsbetrag gezahlt?

Ich bitte bis zum 31.01.00 um Stellungnahme. (MT.FB5.25)

und

Ich bitte, mir die folgenden Fragen bis zum 31.06.01 zu beantworten:

1. Liegt tatsächlich ein Leerstand vor?

2. Haben Sie bereits Mieter gefunden?

3. [...] (MT.FB5.29).

Es ist evident, dass diese Gestaltungsform wesentlich brauchbarer ist als etwa die Formulie-

rung „Ich bitte Sie, mir bis zum 15.02.01 nachzuweisen, ob und welche Schritte von Ihnen zur

Einleitung des Vaterschaftsfeststellungsverfahrens unternommen worden sind.“ (MT.FB5.20).

Alle Mitteilungen des Fachbereichs 5 zielen auf eine direkte Anschlusshandlung, die auch in

allen Texten explizit genannt wird, z.B.

Ich möchte Sie daher bitten, den Rückstand selbst umgehend in einer Summe an die AOK
zu zahlen. (MT.FB5.18)

oder

Ich bitte Sie daher, mir Ihre Dezemberabrechnung oder aber Ihre Lohnsteuerkarte 1999
einzureichen. (MT.FB5.22).

Die in diesen Beispielen gezeigten optischen Hervorhebungen durch Fettdruck und Un-

terstreichung sind in 73% der Handlungsanweisungen zu finden und sorgen gemeinsam mit

der Platzierung in einem eigenen Absatz (69%) ganz am Schluss (73%) des Briefes für eine

ausreichende Wahrnehmung, obwohl die Betreffzeile nur ausgesprochen selten (7,4%) die

Intention des Briefes erwähnt und der Text daher immer erst komplett gelesen werden muss,

um die Anschlusshandlung zu erkennen.

5.1.3.3 Fachbereich 6

Mehr als die Hälfte (51,9%) der Mitteilungen des Fachbereichs 6 umfassen nur eine Seite, der

Rest (48,1%) ist zweiseitig.

Die durchschnittliche Satzlänge beträgt 15,5 Wörter je Satz.
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55% der Briefe verzichten, abgesehen vom Fettdruck in der Betreffzeile, auf jegliche hervor-

hebende Formatierung, wobei Hervorhebungen im laufenden Text überwiegend in den mehr-

seitigen Texten zu finden sind.

Die Mitteilungen des Fachbereichs 6 enthalten mit 42,5% erstaunlich viele Satzgefüge, wenn

auch die Verwendung von Einzelsätzen mit 55,7% deutlich überwiegt.

Der mit 37,1% recht hohe Anteil der Nomen an der Gesamtwortzahl korrespondiert mit einer

ebenfalls recht hohen (39,8%) Benutzung von Passivkonstruktionen zumeist ohne Nennung

einer handelnden Person, die eine Betonung der Objekte bewirkt, z.B. „Die positiv beschiede-

nen Bürgeranträge werden gesammelt und in einem Prioritätenkatalog zusammengefasst.“

(MT.FB6.14).

Zwar werden auch hier lange Wortzusammensetzungen wie „Zulässigkeitskriterien“

(MT.FB6.08), „Bauzustandsbesichtigung“ (MT.FB6.27) oder „Straßenbeleuchtungspro-

gramm“ (MT.FB6.14) gebildet, ihr Anteil an der Gesamtanzahl der Nomen ist mit 29,2% aber

geringer als in den Mitteilungen der übrigen Fachbereiche.

Trotz der hohen Anzahl der Nomen ist der Anteil an abstrakten Begriffsbezeichnungen wie

„Genehmigungsfähigkeit“ (MT.FB6.07) oder „Unterschutzstellung“ (MT.FB6.06) mit 39,7%

auffallend niedrig. Es überwiegen konkrete Bezeichnungen wie „Pumpe“ (MT.FB6.01),

„Balkon“ (MT.FB6.04), „Kehrmaschine“ (MT.FB6.18) oder „Plakat“ (MT.FB6.21), die zu-

dem deutlich kürzer sind.

Personen werden zu 69% mit ihrem Namen betitelt, so dass substituierende Bezeichnungen

wie „Eigentümer“ (MT.FB6.15) oder „Planverfasser“ (MT.FB6.16), die der Leser erst noch

mit einer konkreten Person verbinden muss, nur in 31% der Briefe zu finden sind.

Fachausdrücke wie „Frostschutzsammelschacht“ (MT.FB6.01), „Kontergefälle“

(MT.FB6.01), „Nachverdichtung“ (MT.FB6.02) oder „Wärmedurchgangskoeffizient“

(MT.FB6.27) werden zwar nicht erklärt, sie können aber meistens aus dem Zusammenhang

erschlossen werden, z.B.

Die Stadt Menden unterstützt die Planungen zur Nachverdichtung der Wohnbereiche zwi-
schen der Reidemeistraße und dem Nadlerweg. Bevor Flächen zur Deckung des Wohnbe-
darfs im Außenbereich in Anspruch genommen werden, ist es vorrangiges Ziel der Stadt,
vorhandene Siedlungsbereiche dichter zu besiedeln.

Daher begrüße ich Ihre Initiative zur Nachverdichtung im Bereich Rauherfeld.
(MT.FB6.02).

Dazu kann man z.B. bei einem Bauvorhaben davon ausgehen, dass der Adressat mit der be-

handelten Materie so vertraut ist, dass die verwendeten Begriffe entweder ihm selbst oder
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einer entsprechend am Bauvorhaben beteiligten Person (Architekt, Handwerker etc.) bekannt

sind.

Sehr oft (13,4%) wird die Verwendung von Partizipialattributen wie „der seit dem 01.01.2001

in der Aufstellung befindliche Bebauungsplan“ (MT.FB6.11) oder „die von Ihnen auf Grund

des Vertrages zur Sicherung der Erschließung des Baumarktes vom 20.01.99 aufgestellten

Wartehalle“ (MT.FB6.17) festgestellt. Dies vermindert die Verständlichkeit genauso wie die

Verwendung wenig gebräuchlicher Ausdrücke wie „anheimstellen“ (MT.FB6.09) statt raten,

„versagen“ (MT.FB6.09) statt ablehnen oder „Abfallgefäße“ (MT.FB6.18) statt Mülltonnen.

Verständnishemmend ist auch die in 50% der Mitteilungen praktizierte Nennung von Geset-

zen und Paragraphen im laufenden Text.

Die zahlreichen kurzen Absätze beinhalten durchschnittlich 1,7 Sätze und haben nur sehr sel-

ten (4,8%) Überschriften, so dass der Leser die inhaltliche Strukturierung des Textes weitge-

hend selber vornehmen muss.

Das einzige hier verwendete gestalterische Mittel ist die Aufzählung, in der Regel für noch

benötigte Formulare und Unterlagen.

Die Betreffzeile wird bemerkenswert oft (69%) zur echten Informationsvermittlung genutzt,

so dass so ausführliche Formulierungen wie

Errichtung eines Balkones mit Überdachung auf einer vorhandenen Garage auf dem
Grundstück [...], Gemarkung Bösperde, Flur [...], Flurstück [...] (MT.FB6.04)

oder

Ihr Widerspruch gegen die Auflagen Nr. 4, 6, 7, 11,17 und 32 der Baugenehmigung
Nr. [...] vom 07.11.00 zur Errichtung eines Autofahrer-Fachmarktes mit Verkauf und
Montage, Errichtung von 60 Stellplätzen und zwei Entsorgungscontainern auf dem
Grundstück [...], Gemarkung Menden, Flur [...], Flurstück [...] (MT.FB6.05)

entschieden häufiger anzutreffen sind als derart knappe Angaben wie z.B.

Mängelanzeige (MT.FB6.01)

oder

Grenzstein in Menden (MT.FB6.06).

Es ist davon auszugehen, dass die ausführlichere Vorbereitung des Lesers in der Betreffzeile

durch Nennung nicht nur des Gegenstandes, sondern auch einer Aussage darüber, das Ver-

ständnis des Haupttextes erleichtert.
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Alle Texte intendieren eine direkte Anschlusshandlung, die auch in allen Texten explizit als

Aufforderung enthalten ist.

Über die Hälfte (54%) der Anweisungen ist durch Fettdruck und/oder Unterstreichung, z.B.

der Zahlungssumme oder der Frist, optisch hervorgehoben und bildet zu 61% einen eigenen

Absatz, der überwiegend (63%) nicht mitten im laufenden Text, sondern deutlich erkennbar

am Ende zu finden ist.

In einigen Fällen (6,2%) wird die abschließend erwähnte Anschlusshandlung durch eine sehr

detaillierte Betreffzeile noch ergänzt, z.B.

Bauvorhaben: Errichtung eines Anbaus an das vorhandene Wohnhaus auf dem
Grundstück [...], Gemarkung Menden, Flur [...], Flurstück [...]

- Eintragung einer Abstandflächenbaulast auf dem Grundstück [...], Gemarkung
Menden, Flur [...], Flurstück [...] durch die Eigentümer [...] (MT.FB6.07).

Insgesamt kann die Anwendbarkeit der Mitteilungen des Fachbereichs 6 als zufriedenstellend

bezeichnet werden.

5.1.3.4 Fachbereichsvergleich
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Abb. 5-9: Lesbarkeit

In Bezug auf die Lesbarkeit präsentieren sich die Mitteilungen erstaunlich einheitlich, d.h. die

Werte weichen kaum voneinander ab, und auch die Tatsache, dass die Texte des Fachbereichs

6 insgesamt erkennbar kürzer sind, stellt keinen nennenswerten verständlichkeitsrelevanten

Unterschied dar.
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Abb. 5-10: Verstehbarkeit

Der Fachbereich 6 weicht in seinen Werten von den anderen beiden Fachbereichen ab, und es

wird deutlich, dass die Beschäftigung mit einer wesentlich gegenständlicheren Materie wie

dem Bauwesen seinen Ausdruck auch im sprachlichen Bereich findet. Der Anteil der Ab-

strakta bzw. Konkreta an den sehr häufigen Nomen sowie der signifikant häufigere Gebrauch

von Satzgefügen statt Einzelsätzen sind ein Anzeichen dafür, dass die Mitteilungen des Fach-

bereichs 6 leichter verständlich sind. Denn die Inhalte sind hier vom Leser leichter nachzu-

vollziehen und nicht allzu verschachtelte syntaktische Satzverknüpfungen sind besser ver-

ständlich als viele isolierte Einzelsätze.
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Abb. 5-11: Brauchbarkeit
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Die äußere Form präsentiert sich bei allen Fachbereichen sehr einheitlich, nämlich ausgespro-

chen schlicht.

Während im Fachbereich 6 zumindest die Betreffzeile etwas ausführlicher genutzt wird und

immerhin mit einigen Aufzählungen gearbeitet wird, sind die Mitteilungen des Fachbereichs 3

kaum strukturiert.

Einzig der Fachbereich 5 gestaltet seine Mitteilungen sowohl mit Tabellen als auch mit Auf-

zählungen und sogar Fragen deutlich aufwändiger.

Insgesamt muss jedoch festgestellt werden, dass die verwendeten formalen Mittel sehr spär-

lich sind und eine Steigerung der Brauchbarkeit über alle Fachbereiche hinweg sinnvoll wäre.
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Abb. 5-12: Anwendbarkeit

Grundsätzlich sind keine signifikanten Unterschiede festzustellen, in allen Fachbereichen ist

die Anwendbarkeit der Mitteilungen durchaus gewährleistet.

Korrespondierend zu dem differenzierteren Einsatz der gestalterischen Mittel in den Mittei-

lungen des Fachbereichs 5 (vgl. Abschnitt 5.1.3.4) ist auch hier zu erkennen, dass die Mög-

lichkeit optischer Hervorhebungen für die Handlungsanweisungen in Fachbereich 5 intensiver

wahrgenommen wird. Dennoch kann nicht generell gesagt werden, dass der geringere Einsatz

gestalterischer Mittel zwangsläufig zu einer Verminderung der Anwendbarkeit führt, da die

Anweisungen in allen Texten sehr klar und eindeutig formuliert sind.
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5.2 Höflichkeit

5.2.1 Anhörungen

5.2.1.1 Fachbereich 3

Die Anhörungen des Fachbereichs 3 zeigen eine einheitliche Tendenz bezüglich ihres Auf-

baus: nach einer durchweg imagefördernden, weil durch Nennung des Namens sehr persönli-

chen Briefanrede folgt direkt und ohne weitere Einleitung eine massive Kritik oder Territori-

umsverletzung, z.B.

„Sehr geehrter Herr [...],

Sie werden beschuldigt, während der Veranstaltung „Mendener Herbst“ die Ihnen mit
Schreiben vom 10.12.1999 erteilte Sondernutzung unberechtigt wahrgenommen zu haben.“
(AH.FB3.02)

oder

„Sehr geehrte Frau [...],

gemäß § 11 Abs. 2 der Kostenordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit den §§ 59
u. 77 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes beabsichtige ich, Sie zur Erstattung der Kos-
ten für die Entsorgung Ihres oben genannten PKW, in Höhe von 250,00 DM heranzuzie-
hen.“ (AH.FB3.06).

Danach folgt die Abschwächung in Form einer Rechtfertigung, die sich in der Regel nur als

Verweis auf entsprechende Paragraphen darstellt, z.B. „Dieser Verstoß stellt eine Ordnungs-

widrigkeit im Sinne des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 30.01.98 (BGB1. I S. 602) dar, die mit einer Geldbuße geahndet wer-

den kann.“ (AH.FB3.02).

Weitere Territoriumsverletzungen werden dadurch abgemildert, dass dem Adressaten für

grundsätzlich deontische Äußerungen Alternativen zu ihrer Ausführung gegeben werden:

„Die Äußerung kann auch durch Abgabe einer schriftlichen Erklärung innerhalb der selben

Frist erfolgen.“ (AH.FB3.03).

Bei dem an sich sparsamen Gebrauch von Modalverben beschränkt sich die Auswahl auf

können (83,0%) und müssen (17,0%), so dass die Formulierung mit können wie im zuvor ge-

nannten Beispiel die häufigste Form der Abschwächung einer Bedrohung des negativen Ge-

sichts darstellt.

Wenn auch in keinem Text ein direkter Imperativ verwendet wird und die Verstärkung der

negativen Gesichtsbedrohung durch Modalverben wie müssen sehr selten ist, sind die Verben

mit imagebedrohender Wirkung wie beschuldigen (12,0%), ahnden (12,0%), verwarnen
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(3,8%) oder verboten sein (3,8%) in ihrer Vielfältigkeit und in ihrer Summe deutlich häufiger

benutzt als solche, die eine Abschwächung der Gesichtsbedrohung bewirken. Diese beschrän-

ken sich auf bitten (7,7%), freistehen (12,0%) und Gelegenheit geben (15,0%), d.h. bei der

Verwendung von imagefördernden Verben wird wesentlich stereotyper formuliert als bei den

imagebedrohenden Verben.

Grundsätzlich ist festzustellen, dass, obwohl neben der Bedrohung des negativen Gesichts

auch zahlreiche Bedrohungen des positiven Gesichts beobachtet werden können, der Fokus

der Briefautoren bei der Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung liegt. Eine Stär-

kung des positiven Gesichts ist also eher selten.

Adverbien oder Partikeln zur Abschwächung oder Stärkung der Bedrohung werden in den

Texten des Fachbereichs 3 überhaupt nicht benutzt.

Das Verhältnis im Gebrauch der Verben und Modalverben im Hinblick auf ihre imagebedro-

hende oder –stärkende Wirkung stellt sich im Überblick so dar:

C☺
6,8% DL

26,4%

CL
27,0%

D☺
39,8%

Abb. 5-13: Verben

DL
17,0%

CL
83,0%

Abb. 5-14: Modalverben
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Alle Briefe sind formal korrekt formuliert, d.h. sowohl der Briefkopf als auch die Anrede be-

rücksichtigen die formalen Höflichkeitsregeln (vgl. Abb. 2-5 und 2-6) und zeigen keinerlei

Verstöße gegen die Gleichstellung von Mann und Frau.

Jeder Brief enthält eine abschließende Grußformel, die sich auf die zwei Alternativen „Mit

freundlichen Grüßen“1 oder „Hochachtungsvoll“2 beschränkt (vgl. auch Abschnitt 2.4.2).

Während die erste Alternative eine teilnehmendere, emotionalere Beziehung ohne spürbares

Positionsgefälle zum Leser signalisiert, wirkt die zweite Alternative wesentlich kühler und

distanzierter, wobei das Wort „Hochachtungsvoll“ eine Positionsverteilung suggeriert, die

dem Inhalt des vorangegangenen Briefes in der Regel nicht entspricht.

Alle hier untersuchten Briefe mit dieser Schlussformel stellen inhaltlich eine massive Ge-

sichtsbedrohung (meist in Form von Ablehnungen oder Sanktionen) dar, die durch diese For-

mulierung, die eine Wertschätzung der angesprochenen Person in ihrer Eigenschaft als

Staatsbürger betonen soll, abgeschwächt wird.

Das Bewusstsein der Autoren über die überwiegend bedrohliche Wirkung der Anhörungen

des Fachbereichs 3 auf das negative Gesicht der Adressaten spiegelt sich im Verhältnis der

verwendeten Grußformeln wider:

Mit freund
lichen 

Grüßen
33,0%

Hoch
achtungs

voll
67,0%

Abb. 5-15: Grußformeln AH/FB3

5.2.1.2 Fachbereich 5

Alle Schreiben des Fachbereichs 5 sind in Bezug auf Briefkopf und -anrede formal korrekt

und enthalten keinerlei sexistische Formulierungen.

                                                
1 Die innerhalb dieser Alternative auch vorkommende Variante „Mit freundlichem Gruß“ wird hier nicht geson-
dert bewertet.
2 Vgl. für eine detaillierte Beschreibung der Grußformeln und ihrer Verwendung im Wandel der Zeit BESCH
1996.
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Obwohl der Grund für die Anhörungen durchweg die Bezugnahme auf einen vorangegange-

nen Gesetzesverstoß des Adressaten mit entsprechender bedrohlicher Wirkung auf das negati-

ve Gesicht ist, wird überwiegend die persönlichere Abschlussformel „Mit freundlichen Grü-

ßen“ verwendet:

Hoch
achtungs

voll
12,0%

Mit freund
lichen 

Grüßen
88,0%

Abb. 5-16: Grußformeln AH/FB5

Während die meisten Briefe inhaltlich als Gesetzesverstoß auf - eventuell sogar versehentli-

che – unkorrekte Angaben der Antragsteller zurückzuführen sind, die in der Regel zu einer

unrechtmäßigen finanziellen Bereicherung führten, sind die wenigen Briefe mit der Schluss-

formel „Hochachtungsvoll“ inhaltlich so einzuordnen, dass es für die Regelverstöße keine

Entschuldigung gibt. Die soziale Ächtung eines Mannes, der Frau und Kinder schlägt (vgl.

AH.FB5.15), findet seinen Niederschlag auch in der Auswahl der möglichen Mittel zur Ges-

taltung eines formal korrekten Briefes, wobei der Sachbearbeiter seine Distanzierung zur in-

dividuellen Person durch die Betonung der beiden Rollen Staatsbediensteter - Bürger zum

Ausdruck gebracht hat.

Nach der korrekten Begrüßungsformel mit konkreter Namensnennung wird zunächst eine

imageneutrale Schilderung des Tatbestandes gegeben, z.B.

Sehr geehrte Frau [...],

mit Bescheid vom 28.10.1999 (Rechenlaufdatum: 27.10.1999) wurde Ihnen Wohngeld als
Mietzuschuß nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) für die Zeit vom 01.11.1999 bis zum
30.04.2000 in Höhe von mtl. 309,00DM für die Wohnung im Hause [...] bewilligt. Darü-
berhinaus wurde Ihnen für die gleiche Wohnung mit Bescheid vom 03.05.2000 (Rechen-
laufdatum: 28.04.00) Mietzuschuß für die Zeit vom 01.05 bis zum 31.10.2000 in Höhe von
287,00 DM bewilligt. (AH.FB5.05)

oder
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Sehr geehrte Frau [...],

seit 22.10.00 gewährt die Stadt Menden für [...] Jugendhilfe gem. §§ 27, 34 und 39 KJHG.
Die Stadt trägt die entstehenden Heimpflegekosten einschließlich des vollständigen Le-
bensunterhaltes [...] aus Jugendhilfemitteln. (AH.FB5.07).

Erst nach dieser Einleitung folgt eine Gesichtsbedrohung in Form einer Anschuldigung wie

z.B.:

Inzwischen ist mir bekannt geworden, daß Sie Ihre Mitwirkungs- und Aufklärungspflichten
gem. §§ 60 ff. SGB I nicht bzw. nicht in vollem Umfang erfüllt haben, indem Sie nicht
mitgeteilt haben, daß Ihre Tochter [...] seit November 1999 eine geringfügige Beschäfti-
gung ausübt. (AH.FB5.05)

oder eine Ermahnung:

Wie ich Ihnen mit meinem Bescheid v. 08.11.00 mitteilte, sind Sie grundsätzlich ver-
pflichtet, zu den Kosten der Jugendhilfe einen Ihren wirtschaftlichen Verhältnissen entspre-
chenden Beitrag zu leisten. (AH.FB5.07).

Diese bedrohliche Wirkung wird im Anschluss daran nicht etwa abgemildert, sondern durch

die Nennung der möglichen Konsequenzen noch verstärkt:

Der aufgeführte Tatbestand kann bewirken, daß der Wohngeldanspruch ganz oder teilweise
von dem auf den Eintritt der Voraussetzungen folgenden Zahlungsabschnitt an aufgehoben
werden kann (§ 48 Abs. 1 SGB X in Verbindung mit § 29 Abs. 3 WoGG). (AH.FB5.05)

oder

Aufgrund des zuvor aufgeführten Sachverhaltes beabsichtige ich, von Ihnen Kostenersatz
gemäß § 92 a Bundessozialhilfegesetz (BSHG) zu fordern. (AH.FB5.15).

Diese massive Imagebedrohung vor allem des negativen Gesichts zeigt sich auch in der Wahl

und im Gebrauch der Verben wie zu tun haben (=müssen) (4,8%), (auf)fordern (6,3%), ver-

pflichtet sein (13,0%) oder auf etwas hinweisen (9,5%).

Imagefördernde Verben sind z.B. Gelegenheit geben (14,0%) und bitten (16,0%).

Der Schlussteil der Briefe mit dem Angebot, sich zu den entsprechenden Tatsachen zu äu-

ßern, bringt zunächst eine gewisse Entspannung in das Schreiben, die die Gesichtsbedrohung

etwas abmildert.

Üblich sind Formulierungen wie

Gleichzeitig gebe ich Ihnen gemäß § 24 Sozialgesetzbuch I die Gelegenheit von Ihrem An-
hörungsrecht Gebrauch zu machen. (AH.FB5.10)

oder
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Bevor ich eine Entscheidung über eine Aufhebung meiner Bescheide und über eine eventu-
elle Rückforderung von Wohngeld treffe, gebe ich Ihnen hiermit gem § 24 SGB I Gelegen-
heit, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. (AH.FB5.12).

Die an sich abschwächende Wirkung der negativen Gesichtsbedrohung durch die Möglichkeit

der Nutzung von Alternativen wird mit dem Ausdruck überlassen bleiben (7,9%) teilweise

wieder in ihr Gegenteil verkehrt, da er eine gewisse Teilnahmslosigkeit des Sachbearbeiters

signalisiert: „Es bleibt Ihnen überlassen, ob Sie von diesem Anhörungsrecht Gebrauch ma-

chen.“ (AH.FB5.12).

Der unmittelbar letzte Satz vor der Schlussformel stellt in der Regel noch einmal eine direkte

Gesichtsbedrohung dar, denn die kurz vorher betonte Freiwilligkeit der Äußerung zu den

Sachverhalten wird hier wieder relativiert, indem auf die zwangsläufigen Konsequenzen hin-

gewiesen wird. Zudem bekommt der Satz durch die Nennung einer Frist zusätzliche Schärfe:

Sollten Sie bis zum 15.06.2000 keine Stellung mehr nehmen, werde ich eine Entscheidung
unter Berücksichtigung des bisher vorliegenden Sachverhaltes treffen. (AH.FB5.05)

oder

Sollten Sie nicht bis zum vorgenannten Termin freiwillig eine Urkunde über die Ver-
pflichtung aufnehmen lassen, werde ich eine Klage auf Zahlung des Kindesunterhaltes in
Höhe von mtl. 220,00 DM beim Amtsgericht Menden erheben. (AH.FB5.08).

Modalverben zur Verstärkung der Gesichtsbedrohung sind müssen (8,3%) und sollen (8,3%),

während eine Abmilderung hauptsächlich durch können (67,0%) erreicht wird.

Adverbien und Partikeln zur Verschärfung der Gesichtsbedrohung wie unverzüglich (22,2%),

in jedem Fall (11,1%) oder grob fahrlässig (11,1%) sind etwas häufiger als solche für die

Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung wie eventuell (11,1%) und freiwillig

(11,1%) und der Stärkung des positiven Gesichts wie gern (11,1%) und leider (11,1%).
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Insgesamt ist das Verhältnis der imagebedrohenden und -fördernden Ausdrücke so:

C☺
18,9%

DL
41,7%

CL
23,5%

D☺
15,9%

Abb.5-17: Verben

DL
16,6%

CL
83,4%

Abb. 5-18: Modalverben

C☺
22,2% DL

33,3%

CL
22,2%

D☺
22,2%

Abb. 5-19: Adverbien

5.2.1.3 Fachbereich 6

Alle Anhörungen des Fachbereichs 6 sind formal korrekt und benutzen ausschließlich die

Formulierung „Mit freundlichen Grüßen“ als Schlussformel.
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Direkte Imperative werden nicht benutzt und auch die Verben zur Stärkung des positiven Ge-

sichts wie bitten (44,0%) bzw. zur Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung wie an-

bieten (11,0%) sind etwas häufiger als die Verben zur Gesichtsbedrohung wie auffordern

(22,0%) oder geboten sein (11,0%).

Im grafischen Überblick ist die Verteilung der Verben und Adverbien innerhalb ihrer Gruppe

wie folgt:

C☺
45,0%

DL
33,0%

CL
11,0%

D☺
11,0%

Abb. 5-20: Verben

C☺
33,3%

DL
33,3%

D☺
33,3%

Abb. 5-21: Adverbien

Bei den Modalverben hält sich der Gebrauch von imagebedrohenden und bedrohungsab-

schwächenden Verben genau die Waage, so wird sollen (50%) ebenso häufig benutzt wie

müssten (50%).

Die Schreiben weisen in der Regel bereits im ersten Satz eine Imagebedrohung auf, z.B.

Sehr geehrter Herr [...],

die laufende Straßenkontrolle hat ergeben, daß Sie die Zufahrt für Ihr Grundstück nicht
fachgerecht angelegt haben. (AH.FB6.01)

oder
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Sehr geehrte Frau [...],

mit Schreiben vom 28.09.00 habe ich Sie gebeten, nachträglich die schriftliche Zustim-
mung der Eigentümer des Grundstücks [...] sowie folgende Unterlagen in zweifacher Aus-
fertigung zur Beurteilung des von Ihnen ohne Genehmigung errichteten Gartenhauses auf
dem og. Grundstück vorzulegen: [...]. (AH.FB6.03).

Diese Bedrohung des positiven Gesichts, indem nämlich auf eine unzulängliche Arbeit hin-

gewiesen oder die Einhaltung bisher nicht erfüllter Pflichten angemahnt wird, kann durch den

anschließenden Verweis auf die entsprechenden Vorschriften bzw. durch eine Begründung

etwas abgemildert werden:

Anstatt eine Bordsteinabsenkung vorzunehmen, ist hier im Straßenbereich direkt vor dem
Bordstein ein Asphalt- bzw. Betonkeil eingebaut worden. Dies ist hier nicht statthaft, da
dies sowohl die Wasserführung des Oberflächenwassers im Rinnenbereich als auch die
Straßenreinigung negativ beeinflußt. (AH.FB6.01).

Direkt im Anschluss daran kommt aber sofort eine Bedrohung des negativen Gesichts, die

zudem in der Regel eine Frist enthält und dadurch in ihrer Bedrohung noch weiter verstärkt

wird:

Ich fordere Sie deshalb auf, diesen Keil innerhalb der nächsten 6 Wochen zu entfernen
und ggf. eine ordnungsgemäße Bordsteinabsenkung durch ein anerkanntes Tiefbauunter-
nehmen vornehmen zu lassen. (AH.FB6.01).

Die Tatsache, dass hier kein konkretes Fristdatum genannt ist, mag allenfalls durch das „par-

tielle Offenlassen“ (vgl. LÜGER 2001) eine gewisse Abschwächung der negativen Gesichtsbe-

drohung bewirken, da dem Adressaten die Wahl des Termins innerhalb der 6-Wochenfrist

damit freigestellt wird, aber bereits die durch Fettdruck optisch hervorgehobene Schreibweise

schränkt diese Wirkung wieder ein.

Das folgende Beispiel enthält durch die Verwendung des Wortes erneut eine zusätzliche Be-

drohung des positiven Gesichts, so dass die ansonsten schon - trotz Verwendung des Verbs

bitten - recht massive negative Gesichtsbedrohung noch stärker wahrgenommen wird:

Hiermit bitte ich Sie erneut, die og. Unterlagen unter Verwendung des beigefügten Bauan-
tragsformulars nunmehr bis spätestens zum 10.04.01 bei mir einzureichen. (AH.FB6.03).

Die Position solcher Sätze am Schluss der Briefe tut ein übriges, um die Gesamtwirkung für

den Leser als überwiegend bedrohlich erscheinen zu lassen, so dass die generell im Fachbe-

reich 6 benutzte Schlussformel „Mit freundlichen Grüßen“ als Abmilderung der zuvor ge-
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nannten Gesichtsverletzungen ein passendes, wenn auch in seiner Wirkung nicht übermäßig

starkes Mittel zur Akzeptanzsteigerung beim Leser darstellt.

5.2.1.4 Fachbereichsvergleich

Die Einzelwerte der Fachbereiche weisen in Bezug auf die Benutzung der Verben einige Un-

terschiede auf; so ist z.B. die Verwendung von Verben zur Bedrohung des positiven Gesichts

im Fachbereich 3 besonders häufig, während der Fachbereich 5 die meisten Verben zur Be-

drohung des negativen Gesichts benutzt.

Bemerkenswert ist hier der relativ hohe Anteil an imagefördernden Verben beim Fachbereich

6, der auch bei den Modalverben etwas andere Werte aufweist als die übrigen beiden Fachbe-

reiche, deren Werte in dieser Gruppe fast identisch sind.

Die Verteilung der Adverbien ist in den Fachbereichen 5 und 6 (mit Ausnahme der Adverbien

zur Schonung des negativen Gesichts) recht gleichmäßig und die Eigenart der Texte aus dem

Fachbereich 3, nämlich gar keine Adverbien oder Partikeln zu benutzen, stellt eine gewisse

Auffälligkeit dar.

Im Fachbereichsvergleich sehen die Werte so aus:
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Abb. 5-22: Verben



- 191 -

17
,0

83
,0

16
,6

83
,4

50
,0

50
,0

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

DL CL

FB3

FB5

FB6

Abb. 5-23: Modalverben
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Abb. 5-24: Adverbien

Trotz dieser z.T. recht unterschiedlichen Einzelwerte lässt sich eine klare Tendenz der Anhö-

rungen feststellen: sowohl die Verben als auch die Adverbien werden häufiger zur Gesichts-

bedrohung als zur Gesichtsschonung eingesetzt, während Modalverben überwiegend als Mit-

tel zur Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung dienen.

Das Gesamtverhältnis zwischen Gesichtsbedrohung und -schonung bzw. -stärkung ohne wei-

tere Unterscheidung des positiven oder negativen Gesichts kann für die Textsorte der Anhö-

rungen grafisch so dargestellt werden:
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Abb. 5-25: Verben gesamt
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Abb. 5-26: Adverbien gesamt
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Abb. 5-27: Modalverben gesamt

5.2.2 Bescheide

5.2.2.1 Fachbereich 3

Alle Bescheide des Fachbereichs 3 sind formal korrekt und richten sich nach den vorge-

schriebenen Regeln für die Adressangabe und die Briefanrede.

Sexistische Formulierungen lassen sich allenfalls in einigen Ausdrücken finden, bei denen auf

die Nennung beider Geschlechtsvarianten verzichtet wurde:

Ein Wechsel der dem Betriebsvorgänger erlaubten Betriebsart [...] ist nicht statthaft. [...]
Die Ausübung [...] durch einen Stellvertreter ist nur mit besonderer Erlaubnis zulässig.
(BS.FB3.05)

oder

Um den berechtigten Interessen der Anwohner auf Nachtruhe zu entsprechen, [...].
(BS.FB3.11).

Das gleiche gilt für die in sämtlichen Bescheiden gleich formulierte „Rechtsbehelfs-

belehrung“:

Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden,
so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. (BS.FB3.01 et al.).
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In allen Fällen handelt es sich nicht um die unkorrekte Benennung konkreter Personen, z.B.

eine männliche Anrede, obwohl die Adressatin bekannterweise weiblich ist, sondern es wurde

lediglich versäumt, für eine gemischte Personengruppe beide Geschlechtsvarianten an-

zugeben.

Die Schlussformel „Hochachtungsvoll“ wird erstaunlich oft benutzt, wie der folgende grafi-

sche Überblick zeigt:

Hoch
achtungs

voll
59,0%

Mit freund
lichen 

Grüßen
41,0%

Abb. 5-28: Grußformel

Bis auf eine Ausnahme sind sämtliche Briefe mit dem Gruß „Hochachtungsvoll“ negative

Bescheide, während positive Bescheide die Form „Mit freundlichen Grüßen“ verwenden.

Üblicherweise ist bei negativen Bescheiden eine Gesichtsbedrohung bereits im ersten Satz

festzustellen, z.B.

Sehr geehrte Frau [...],

die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Menden hat die unten näher bezeichneten Leistungen
erbracht, zum Ersatz der dabei entstandenen Kosten sind Sie verpflichtet.“(BS.FB3.01)

oder

Sehr geehrte Frau [...],

gemäß § 11 Abs. 2 Kostenordnung Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit §§ 59 u. 77 des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes Nordrhein-Westfalen ziehe ich Sie zur Erstattung der
Beerdigungskosten für Ihre verstorbene Mutter [...] heran. (BS.FB3.03)

oder

Sehr geehrter Herr [...],

wegen Zuwiderhandlung gegen § 14 Gewerbeordnung (GewO) in Verbindung mit § 146
Abs. 2 GewO in der z. Z. geltenden Fassung wird hiermit [...] gegen Sie eine Geldbuße in
Höhe von 100,00 DM festgesetzt. Ferner werden Ihnen die Kosten des Verfahrens aufer-
legt. (BS.FB3.17).
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Allerdings ist auch der erste Satz in positiven Bescheiden, der meist die Mitteilung einer Er-

laubnis formuliert, nicht immer frei von Gesichtsbedrohungen, da gleichzeitig zur Stärkung

des negativen Gesichts durch die Genehmigung Einschränkungen durch Fristen und Auflagen

gemacht werden, z.B.

Sehr geehrter Herr [...],

gemäß § 6 der Verordnung zur Ausführung des Gaststättengesetzes vom 28.01.97 (GV.
NW S. 7103) wird hiermit unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs der Beginn der
Sperrstunde für Ihre Schankwirtschaft in [...] für das Jahr 2001 bis 03:00 Uhr hinausge-
schoben. (BS.FB3.04)

oder

Sehr geehrter Herr [...],

hiermit erteile ich Ihnen gemäß § 46 [...] die jederzeit widerrufliche Ausnahmegenehmi-
gung, jeweils eines Ihrer Lieferfahrzeuge [...] auf dem Gehweg abzustellen, mit den folgen-
den Bedingungen und Auflagen: [...]. (BS.FB3.16).

Danach folgt bei negativen Bescheiden in der Regel eine Begründung für die getroffene Ent-

scheidung, die sich zumeist in 2-er Schritte gliedert: auf eine Schilderung der maßgeblichen

Tatsachen mit starker Bedrohung des positiven Gesichts, da hier eine Kritik am Verhalten des

Bürgers geäußert wird, folgt die Abmilderung in Form einer schlüssigen Begründung z.B.

„Das verunreinigte Bindemittel war zu entfernen und zu entsorgen, weil es sonst durch Re-

genwasser in die Kanalisation hätte gespült werden können und eine Gefahr für das Grund-

wasser dargestellt hätte.“ (BS.FB3.01); oft steht aber auch nur der Hinweis auf die entspre-

chenden Gesetze, gegen die der Adressat verstoßen hat, z.B.

Am 09.12.1999 verstarb Ihre Mutter [...]. Gemäß § 2 Abs. 1 der Ordnungsbehördlichen
Verordnung über das Leichenwesen vom 07.08.1980 (GV NM S. 756) sind zur Bestattung
die Angehörigen der verstorbenen Person verpflichtet, im Sinne der vg. Verordnung sind
dies der Ehegatte, die Abkömmlinge, die Eltern und die Geschwister.

Weil sich niemand von den bestattungspflichtigen Angehörigen für die Bestattung der ver-
storbenen Person innerhalb der vorgeschriebenen Frist von 120 Stunden bereiterklärte, habe
ich gemäß § 2 Abs. 3 der Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Leichenwesen die
Bestattung Ihrer Mutter veranlaßt. (BS.FB3.03)

oder

Gemäß § 15 Abs. 2 des Gaststättengesetzes in der zur Zeit geltenden Fassung ist die Er-
laubnis zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die die Versagung der Er-
laubnis nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Gaststättengesetz rechtfertigen würden, Grundlage für den
Widerruf ist demnach § 49 Abs. 2 Nr. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz. (BS.FB3.07).
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Positive Bescheide zeigen grundsätzlich direkt nach der Formulierung der Erlaubnis eine

massive Gesichtsbedrohung in Form oftmals recht umfangreicher Einschränkungen, die in der

Regel durch die Absatzüberschrift „Auflagen:“ oder „Hinweise:“ gekennzeichnet werden.

Auflagen und Beschränkungen nehmen in positiven Bescheiden weit mehr als zwei Drittel

des Gesamttextes in Anspruch und stellen Bedrohungen sowohl des negativen wie des positi-

ven Gesichts dar, z.B.

Der Fahrzeug- und Fußgängerverkehr darf nicht behindert werden. (BS.FB3.06)

oder

Sie dürfen jeweils nur ein Fahrzeug be- und entladen.

Die Ladevorgänge müssen ohne Verzögerung erfolgen. Nehmen Sie dabei auf die übrigen
Verkehrsteilnehmer größte Rücksicht. (BS.FB3.16).

Während der erste Satz im letzten Beispiel durch die Formulierung mit dürfen (denkbar wäre

hier ja auch eine Formulierung mit nicht dürfen wie Sie dürfen nicht mehrere Fahrzeuge

gleichzeitig be- und entladen.) die Gesichtsbedrohung noch geringfügig abmildert, sind die

beiden folgenden Sätze an Direktheit kaum zu überbieten, wobei der direkte Imperativ im

letzten Satz ohne die Abmilderung durch bitte eher selten ist.

Die Auflagen werden in der Regel nicht weiter begründet und auch Verweise auf entspre-

chende Paragraphen sind an dieser Stelle unüblich.

Obwohl der Leser nach der Überschrift „Hinweise:“ durchaus auch gesichtsschonende Äuße-

rungen wie etwa weitere Befugnisse oder Vorschläge hätte erwarten können, finden sich in

diesen Abschnitten ausschließlich weitere Einschränkungen der zuvor erteilten Erlaubnis.

Allgemein lässt sich sagen, dass eine Angleichung der Gesichtsbedrohung bzw. -schonung an

die inhaltlichen Fakten nur sehr selten gegeben ist. So wird z.B. in einem Fall, bei dem ein

Kind an Shigellose3 erkrankt ist, keinerlei Rücksicht auf das Gesicht des Adressaten genom-

men und die Formulierung mit jedem anderen Gesetzesverstoß gleichgesetzt, obwohl keine

subjektive „Schuld“ des Erkrankten vorliegt:

Sehr geehrte Eheleute [...],

gemäß §§ 36, 37 Abs. 1 und 45 Abs. 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung über-
tragbarer Krankheiten beim Menschen - Bundesseuchengesetz (BSeuchG) – vom
18.12.1979 (BGB1. I S. 2262) wird Ihrem Kind [...] der Besuch der [...]schule untersagt.
(BS.FB3.14).

                                                
3 Hochansteckende Infektion des Verdauungstraktes hervorgerufen durch Shigellosebakterien (Bakterielle Ruhr).
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Andererseits konnten im Falle eines Bescheides zur Erstattung der Beerdigungskosten der

Mutter nach zunächst ähnlich unsensiblen, sehr direkten Formulierungen wie im zuvor ge-

nannten Beispiel auch durchaus individuelle und daher „menschlichere“ Äußerungen festge-

stellt werden

Mit Schreiben vom 21.12.1999 teilen Sie mir mit, daß Sie nicht in der Lage sind, die Kos-
ten für die Bestattung Ihrer Mutter zu übernehmen. [...] Aus diesem Grunde bin ich aus-
nahmsweise bereit, Ihnen Ratenzahlung zu gewähren. (BS.FB3.03).

Die gesichtsschonenden Begriffe wie ausnahmsweise oder gewähren4 werden dann noch

durch den an dieser Stelle sonst völlig atypischen Schlusssatz „Falls noch Rückfragen beste-

hen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.“ (BS.FB3.03) unterstrichen.

Dieses Übergewicht der gesichtsbedrohenden Äußerungen zeigt sich auch bei der Verwen-

dung der Verben, wobei die syntaktische Konstruktion zu tun sein (47,0%) die am häufigsten

verwendete Form einer Bedrohung des negativen Gesichts darstellt, z.B.

Die Jugendschutzbestimmungen sind zu beachten. (BS.FB3.04)

oder

Das Zwangsgeld ist binnen vier Wochen auf das unten angegebene Konto zu überweisen.
(BS.FB3.08).

Die Verben androhen (6,0%) und hinweisen (5,0%) sind typisch für Bedrohungen des positi-

ven Gesichts, da das Verb hinweisen analog zur Absatzüberschrift „Hinweis:“ in diesem Zu-

sammenhang ausschließlich für kritische Bemerkungen genutzt wird, z.B.

Ich weise Sie außerdem darauf hin, daß Ihr Verhalten als fortgesetzte vorsätzliche Ord-
nungswidrigkeit im Sinne von § 37 Abs. 1 Ziffer 2 Meldegesetz zu werten ist. (BS.FB3.12).

Verben zur Schonung des negativen Gesichts werden überhaupt nicht benutzt, während

hauptsächlich bitten (5,0%) als Mittel zur Stärkung des positiven Gesichts benutzt wird.

                                                
4 Dieses Verb wurde trotz seines Obrigkeitsstils in die Liste der Verben für eine Abschwächung einer negativen
Gesichtsbedrohung aufgenommen, da der positive Effekt höher eingestuft wurde.
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Die Verteilung der Verben innerhalb ihrer Gruppe ist wie folgt:
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Abb. 5-29: Verben

Die überwiegende Form des Einsatzes von Modalverben ist die Schonung des negativen Ge-

sichts mit dem Modalverb können (65,0%), allerdings sind die Modalverben zur Gesichtsbe-

drohung wie müssen (14,0%), sollen (2,0%) und nicht dürfen (19,0%) auch verhältnismäßig

stark vertreten.

Der Überblick in Bezug auf Gesichtsbedrohung und -schonung ist folgendermaßen:

DL
35,0%

CL
65,0%

Abb. 5-30: Modalverben

Die verwendeten Adverbien bzw. Partikeln sind deutlich häufiger zur Gesichtsbedrohung als

zur Gesichtsschonung eingesetzt, wobei vor allem das Adverb jederzeit (42,0%) seine an sich

neutrale Bedeutung5 aufgibt und ausschließlich in gesichtsbedrohender Weise benutzt wird,

z.B.

Den Bediensteten der Polizei und der Ordnungsbehörde ist diese Erlaubnis auf Verlangen
jederzeit vorzulegen. (BS.FB3.04).

                                                
5 Je nach Zusammenhang kann auch eine gesichtsstärkende Wirkung erzielt werden, wie z.B. „Ich bin jederzeit
für Sie erreichbar.“.
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Das Verhältnis der benutzten Adverbien sieht im Überblick so aus:
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Abb. 5-31: Adverbien

5.2.2.2 Fachbereich 5

Alle Briefe sind formal korrekt, was die Formulierung des Briefkopfes bzw. der Briefanrede

angeht.

Sämtliche Bescheide, die als Schlussformel „Hochachtungsvoll“ verwenden, haben eine Ab-

lehnung des vom Adressaten gestellten Antrags zum Inhalt, während die Formulierung „Mit

freundlichen Grüßen“ sowohl für positive als auch für negative Bescheide genutzt wird, wo-

bei die Zahl der positiven Bescheide überwiegt.

Insgesamt ist die Verteilung so:

Hoch
achtungs

voll
25,0%

Mit freund
lichen 

Grüßen
75,0%

Abb. 5-32: Schlussgruß

In 19% der Briefe sind Formulierungen zu finden, die nicht genügend Wert auf die explizite

Nennung der möglichen Geschlechtsvariante als feminine Form legen, oft auch direkte Zitate

aus Gesetzestexten, die keine konkreten Personen ansprechen, wie z.B.

In § 28 BSHG ist geregelt, daß Hilfe in besonderen Lebenslagen gewährt wird, soweit dem
Hilfesuchenden, seinem nicht getrennt lebenden Ehegatten und, wenn er minderjährig und
unverheiratet ist, auch seinen Eltern die Aufbringung der Mittel nicht zuzumuten ist.
(BS.FB5.01)
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oder

Das Gesamteinkommen des Wohnungssuchenden darf folgende Einkommensgrenzen nicht
überschreiten: [...]. (BS.FB5.02).

Direkte Verstöße, indem also eine weibliche Person mit einer männlichen Wortform belegt

wird oder umgekehrt, gibt es nicht.

Alle Bescheide lassen bereits im ersten Satz erkennen, ob es sich um eine für den Adressaten

positive oder negative Mitteilung handelt, z.B.

Sehr geehrte Frau [...],

hiermit fordere ich von Ihnen gem. § 92 BSHG die für den og. Bewilligungszeitraum für
Ihren Sohn [...] gezahlte Sozialhilfe in Höhe von 2090,35 DM zurück. (BS.FB5.03)

oder aber

Sehr geehrter Herr [...],

hiermit bewillige ich auf Ihren Antrag Jugendhilfe für Ihre Tochter [...] in Form von Erzie-
hungshilfe“ (BS.FB5.04).

Die Benutzung von Modalverben wie im folgenden Beispiel ist an dieser Stelle ausgespro-

chen selten und daher eher unüblich:

Sehr geehrter Herr [...],

Ihrem Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung, die Sie berechtigt, eine mit öffentlichen
Mitteln geförderte Wohnung zu beziehen, kann nicht entsprochen werden. (BS.FB5.02).

Typischerweise ist können (73,0%) das häufigste Mittel zur Gesichtsschonung, während müs-

sen (3,3%), sollen (6,7%) und nicht dürfen (6,7%) zur Verstärkung der Gesichtsbedrohung

benutzt werden.

Das Verhältnis ist wie folgt:
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Abb. 5-33 Modalverben
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Während zahlreiche unterschiedliche Konstruktionen und Verben zur Bedrohung des negati-

ven Gesichts wie zu tun haben (5,7%), zu tun sein (43,0%), auffordern (8,0%) oder verpflich-

tet sein (8,0%) benutzt werden, beschränkt sich der Gebrauch imagefördernder Verben im

wesentlichen auf bitten (4,6%), gewähren (4,6%) und bewilligen (4,6%).

Das Übergewicht imagebedrohender Verben belegt der folgende Überblick:
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Abb. 5-34: Verben

Die Forderungen, die mit der am häufigsten gebrauchten Konstruktion sein + zu + Infinitiv

gebildet wurden, werden in ihrer Imagebedrohung etwas abgeschwächt, da eine übergeord-

nete Notwendigkeit suggeriert wird, die oberhalb der Beziehung Verwaltung – Bürger ange-

siedelt werden kann. Diese Einschätzung wird dadurch unterstrichen, dass Handlungen des

Sachbearbeiters auf die gleiche Weise formuliert werden, z.B.

Die Bewilligungsbescheide waren von mir Ihrem Sohn gegenüber aufzuheben.
(BS.FB5.03)

oder

Der Antrag vom 18.10.1999 auf Gewährung von Sozialhilfe ist daher abzulehnen.
(BS.FB5.11).

Positive Bescheide haben direkt im Anschluss an die imagefördernde Mitteilung immer eine

imagebedrohende Äußerung, entweder in Form von Auflagen, wie z.B.

Die Genehmigung wird unter der Auflage erteilt, daß spätestens bis zum 30.06.2000 auf
dem Grundstück [...] neuer Wohnraum entsteht. (BS.FB5.07)

oder mit Hinweisen auf die Einhaltung von Bürgerpflichten:

Gemäß §§ 91 ff. KJHG müssen Eltern bzw. Elternteile grundsätzlich im Rahmen ihrer wirt-
schaftlichen Möglichkeiten zu den Kosten einen finanziellen Beitrag leisten. (BS.FB5.04).

Das bedeutet, dass die positive Wirkung immer durch nachfolgende Äußerungen minimiert,

niemals aber verstärkt wird.
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Negative Bescheide zeigen in der zumeist recht ausführlichen Begründung, die in der Regel

direkt im Anschluss an die einleitende Mitteilung der Ablehnung beginnt, einen ständigen

Wechsel zwischen Imagebedrohungen und deren Abschwächungen durch Nennung von Vor-

schriften, die die amtliche Vorgehensweise rechtfertigen, z.B.

Nach § 1 Abs. 3 UVG können UVG-Leistungen nur gezahlt werden, wenn die Elternteile
nicht zusammenleben.

Seit dem 17.08.00 leben Sie mit dem Kindesvater in Haushaltsgemeinschaft.

Gem. § 5 Abs. 1 UVG hat der Elternteil zu Unrecht erhaltene UVG-Leistungen u.a. dann zu
ersetzen, wenn er vorsätzlich oder fahrlässig eine Anzeige nach § 6 UVG unterlassen hat.

Von der Tatsache, dass Sie mit dem Kindesvater seit dem 17.08.00 zusammenleben, hat die
Unterhaltsvorschussstelle erst durch eigene Recherchen Kenntnis erhalten. (BS.FB5.14).

Es wird jedoch deutlich, dass die Imagebedrohungen weit häufiger und in ihrer Wirkung er-

heblich massiver sind als die Abschwächungen, die fast nur Verweise auf entsprechende Ge-

setzesvorschriften darstellen.

Besonders häufig sind die Bedrohungen des positiven Gesichts wie z.B.

Gem. § 92a Abs. 4 sind Sie aber ebenfalls kostenerstattungspflichtig, denn es ist auch der
zum Ersatz zu Unrecht erbrachter Leistungen der Sozialhilfe verpflichtet, der diese durch
vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten herbeigeführt hat.

Sie haben die Überzahlung durch Ihr zumindest grob fahrlässiges Verhalten herbeigeführt.
(BS.FB5.03)

oder

Obwohl Sie wissen konnten, daß Wohngeld insbesondere vom Familieneinkommen abhän-
gig ist, haben Sie die wirtschaftlichen Verhältnisse nicht vollständig angezeigt und damit
mindestens grob fahrlässig gehandelt. (BS.FB5.12).

Es ist evident, dass hier keine Akzeptanzsteigerung durch Gesichtsstärkung versucht wird,

sondern die Notwendigkeit der Legitimierung der Behördenhandlung durch massivste Ge-

sichtsbedrohung fast außer Frage gestellt wird.

Die Verwendung von ausschließlich imagebedrohenden Adverbien, und hier fast nur solche,

die das positive Gesicht bedrohen wie vorsätzlich (23,0%) oder grob fahrlässig (62,0%), un-

terstreicht diese Aussage ebenso wie die folgende grafische Darstellung der Verteilung der

Adverbien:
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Abb. 5-35: Adverbien

5.2.2.3 Fachbereich 6

Alle Bescheide des Fachbereichs 6 haben korrekte Briefköpfe und -anreden, und nur ganz

vereinzelt sind Formulierungen anzutreffen wie „ein von einem öffentlich bestellten Vermes-

sungsingenieur angefertigter Lageplan“ (BS.FB6.04) oder „Die Grenze des für den Nachbarn

Zumutbaren ergibt sich aus dem Gebot der Rücksichtnahme.“ (BS.FB6.06).

Die abschließenden Grußformel „Hochachtungsvoll“ wird in 33,0% der Briefe benutzt, deren

Inhalt immer negativ ist.

Die restlichen Bescheide benutzen die Formel „Mit freundlichen Grüßen“ unabhängig von

ihrem zustimmenden oder ablehnenden Inhalt.

Insgesamt ist die Verteilung der Grußformeln so:

Hoch
achtungs

voll
33,0%

Mit freund
lichen 

Grüßen
67,0%

Abb. 5-36: Grußformel
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Wie in allen Bescheiden bringt bereits der unmittelbar erste Satz Aufschluss über eine Bewil-

ligung oder Ablehnung, z.B.

Sehr geehrter Herr [...],

nach Prüfung Ihrer Bauvoranfrage vom 07.06.99 ergeht gem. § 71 der Bauordnung für das
Land NW (BauO NW) folgender Bescheid:

Der Antrag auf Erteilung eines Vorbescheides wird abgelehnt. (BS.FB6.02)

oder

Sehr geehrter Herr [...],

gemäß § 29 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung vom 16.11.1970 (BGB1 I S. 1565) in der
zur Zeit gültigen Fassung erteile ich Ihnen hiermit die jederzeit widerrufliche Erlaubnis zur
Durchführung der geplanten Festzüge unter der Voraussetzung, daß nur die nachstehend
genannten Straßenzüge begangen werden. (BS.FB6.09).

Die Beispiele machen deutlich, dass auch die positiven Bescheide bereits in ihrem Einfüh-

rungssatz Beschränkungen enthalten, die eine Bedrohung des negativen Gesichts darstellen.

Aber auch im weiteren Verlauf der positiven Bescheide gibt es beinahe nur noch Gesichtsbe-

drohungen durch die Nennung von Auflagen wie z.B.

Bei der Verkehrsbeschilderung haben Sie die Vorschriften der Straßenverkehrsordnung [...]
zu beachten. (BS.FB6.10)

oder

Sie sind verpflichtet, die Ausnahmegenehmigung bei Inanspruchnahme mitzuführen und
ggf. der Polizei oder anderen Ordnungskräften auf Verlangen jederzeit zur Kontrolle aus-
zuhändigen. (BS.FB6.14).

Die Auflagen sind sehr direkt, beinahe schon barsch formuliert und benutzen an keiner Stelle

irgendwelche abschwächenden Adverbien oder Partikeln wie bitte oder doch, so wie auch an

keiner anderen Stelle der Bescheide des Fachbereichs 6 Adverbien zur Gesichtsschonung

bzw. -stärkung eingesetzt werden. Die Verteilung der benutzten Adverbien ist insgesamt so:

D☺
28,9%

DL
71,1%

Abb. 5-37: Adverbien
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Nur in einem einzigen Fall konnte unter der Absatzüberschrift „Hinweis:“ keine Einschrän-

kung, sondern ein konstruktiver Vorschlag gefunden werden:

Falls Sie die Verkehrsschilder von meinem Baubetriebsamt leihen möchten, setzen Sie sich
bitte rechtzeitig mit Herrn [...] in Verbindung. (BS.FB6.13).

Negative Bescheide weisen in der Regel eine ausführliche Begründung auf, wobei ganz er-

heblicher Wert auf eine Akzeptanzsteigerung der Entscheidung beim Bürger gelegt wird.

Es ist hier besonders stark zu vermuten, dass der inhaltliche Kontext des Bescheides Einfluss

auf die Formulierung des Briefes hat, denn an den maßgeblichen Entscheidungen ändert sich

nichts.

Da bei Bauanträgen oder Ausnahmegenehmigungen in der Regel noch kein Fehlverhalten der

Antragsteller vorausgegangen ist, sind Bedrohungen des positiven Gesichts in negativen Be-

scheiden äußerst selten. Stattdessen wird durch ausführliche, auch über die Nennung von Pa-

ragraphen hinausgehende Begründungen versucht, Verständnis beim Adressaten für die ge-

troffene Entscheidung zu wecken, z.B.

Bei Zulassung Ihres Bauvorhabens würde die bereits bestehende Splittersiedlung verfestigt,
bzw. erweitert, was eine Beeinträchtigung von öffentlichen Belangen zur Folge hätte.
(BS.FB6.02)

oder

Sollte nun Ihr Reihenmittelhaus in der beantragten Weise aufgestockt werden, würde der
Sonneneinfall im nördlich gelegenen Hausgruppenteil nicht unwesentlich beeinträchtigt.
(BS.FB6.06).

Aber selbst bei Bescheiden, die sich auf ein vorangegangenes Fehlverhalten des Adressaten

beziehen, z.B. bei offenkundiger Nichtbeachtung von Bauvorschriften, steht zunächst eine

ausführliche Rechtfertigung für die massive Gesichtsbedrohung durch eine Ordnungsverfü-

gung:

Mit dieser Entscheidung ist auch der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach § 15 Ord-
nungsbehördengesetz gewahrt. (BS.FB6.03).

Außerdem schwächen die Briefautoren die Gesichtsbedrohung weiter ab, indem sie die Mög-

lichkeit zur Wiedergutmachung bieten:

Ich stelle anheim, die Bauvorlagen zu vervollständigen und danach erneut bei mir einzurei-
chen. (BS.FB6.04)

oder
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Sie können die Anwendung des Ihnen in dieser Ordnungsverfügung angedrohten Zwang-
mittels verhindern, wenn Sie der Forderung dieser Ordnungsverfügung unverzüglich Folge
leisten. (BS.FB6.05).

Diesem an sich eher gesichtsschonenden Aufbau der Bescheide des Fachbereichs 6 steht die

Verteilung der verwendeten Verben und Modalverben gegenüber: es werden erstaunlich oft

Modalverben zur negativen Gesichtsbedrohung wie müssen (17,0%) und nicht dürfen (15,0%)

benutzt, trotzdem ist können mit 56,0% die häufigere Form des Modalverbeinsatzes zur Ge-

sichtsschonung.

Insgesamt benutzt der Fachbereich 6 die Modalverben in Bescheiden so:

DL
33,1%

CL
66,9%

Abb. 5-38: Modalverben

Verben wie zu tun sein (47,0%) und zu tun haben (4,6%) sind mit anordnen (6,2%) und an-

drohen (4,6%) die gebräuchlichste Form der Gesichtsbedrohung, während z.B. bitten (9,2%)

und bewilligen (2,5%) für eine Gesichtsschonung sorgen.

Die imagerelevante Verbverteilung der Bescheide des Fachbereichs 6 ist wie folgt:

C☺
11,4%

DL
74,3%

CL
2,9%

D☺
11,4%

Abb. 5-39: Verben
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5.2.2.4 Fachbereichsvergleich

Der Vergleich der Fachbereichswerte zeigt im Gebrauch der Verben keine nennenswerten

Unterschiede. In allen Fachbereichen dominiert der Gebrauch von Verben, die eine Bedro-

hung des negativen Gesichts bewirken, während Verben, die diese Gesichtsbedrohung ab-

schwächen würden, am seltensten vertreten sind.

Im grafischen Vergleich der Fachbereiche stellt sich die Verteilung der Verben innerhalb der

vier betroffenen Gesichtsansprachen so dar:
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Abb. 5-40: Verben

Auch bei den Modalverben lässt sich eine deutliche Tendenz erkennen: Modalverben zur Ge-

sichtsschonung sind häufiger vertreten als solche zur Gesichtsbedrohung, wobei die Werte des

Fachbereichs 5 diese Präferenz am signifikantesten aufweisen.

Der grafische Vergleich sieht so aus:
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Abb. 5-41: Modalverben

Die größten Unterschiede zeigen sich im fachbereichsspezifischen Gebrauch der Adverbien,

bei dem die extrem häufige Benutzung der Ausdrücke zur Bedrohung des positiven Gesichts
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im Fachbereich 5 auffallen, während Adverbien oder Partikeln zur Gesichtsschonung bzw. -

stärkung in den Fachbereichen 5 und 6 völlig fehlen.

Der folgende Überblick veranschaulicht diese Aussage:
75

,6

8,
3

8,
3

7,
8

7,
7

92
,3

0,
0

0,
0

71
,1

28
,9

0,
0

0,
0

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

DL D☺ CL C☺

FB3

FB5

FB6

Abb. 5-42: Adverbien

Der überdeutliche Trend zur Imagebedrohung bei den Verben und Adverbien ist im Gesamt-

vergleich nicht zu übersehen, wobei die Bedrohung des negativen Gesichts insgesamt häufi-

ger ist als die des positiven Gesichts.

Die Verwendung der Modalverben zur Abschwächung der Gesichtsbedrohung ist die ge-

bräuchlichste Einsatzform dieser Verbarten.

Der grafische Gesamtüberblick für die Bescheide ist folgendermaßen:

90
,0

79
,4 84

,7

10
,0

20
,6

15
,3

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

FB3 FB5 FB6

D C

Abb. 5-43: Verben
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Abb. 5-44: Adverbien
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Abb. 5-45: Modalverben

5.2.3 Mitteilungen

5.2.3.1 Fachbereich 3

Die formalen Regeln für die Briefanrede und den Briefkopf werden in allen Texten eingehal-

ten.

Die Schlussformel „Mit freundlichen Grüßen“ ist mit 89% beim überwiegenden Teil der Brie-

fe vertreten, wobei die restlichen 11% mit dem Gruß „Hochachtungsvoll“ ausschließlich für

Mitteilungen verwendet werden, die eine negative Nachricht übermitteln.

Sexistische Formulierungen sind nicht festzustellen.

Der erste Satz der wenigen Briefe, die keine Forderungen oder Ablehnungen enthalten, ist in

der Regel so formuliert, dass der Leser sofort erkennen kann, dass es sich um die spezielle

Beantwortung einer Bürgeranfrage handelt, die sich nicht unmittelbar auf Paragraphen bezie-

hen lässt.
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Durch Brieferöffnungen wie

Sehr geehrter Herr [...],

es tut mir leid, Ihnen mitteilen zu müssen, dass wir aus unserem Melderegister keine Anga-
ben zu Ihrem leiblichen Vater erteilen können. (MT.FB3.06)

oder

Sehr geehrter Herr [...],

die verlorengegangenen Lederhandschuhe sind bei mir nicht als Fundsache eingegangen.
(MT.FB3.12)

wird die Erwartung des Bürgers zwar enttäuscht, er kann aber davon ausgehen, dass auch im

weiteren Verlauf des Briefes keine Gesichtsbedrohungen auf ihn zukommen. Da es sich um

sehr persönliche Bürgeranfragen handelt, die je nach gewünschter Auskunft individuell ver-

schieden sind, gibt es offenbar auch keine vorgeschriebenen Standardantworten, denn die

Briefe sind jeweils sehr formlos verfasst und lassen durch Formulierungen wie „Ich bedaure,

Ihnen keine weiteren Auskünfte geben zu können.“ (MT.FB3.11) eine gewisse persönliche

Anteilnahme des Sachbearbeiters erkennen, die eine Stärkung des positiven Gesichts bewirkt.

Dies spiegelt sich auch im Gebrauch  der Adverbien und Partikeln wieder, die hier im gesicht-

schonenden bzw. -stärkenden Bereich z.B. durch gern (15,0%) relativ stark vertreten sind.

Der Gebrauch der Adverbien/Partikeln im grafischen Überblick:

C☺
20,0%

DL
35,0%

CL
20,0%

D☺
25,0%

Abb. 5-46: Adverbien

Allerdings zeigt die Abbildung auch das deutliche Übergewicht der gesichtsbedrohenden Ad-

verbien wie z.B. unbedingt (10,0%) für das negative oder erneut (10,0%) für das positive Ge-

sicht, was durch den extrem hohen Gebrauch der Modalverben müssen (49,0%) und nicht

dürfen (30,0%) noch unterstrichen wird, zumal das gesichtsschonende Modalverb können nur

mit 21,0% vertreten ist.
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Die Verteilung der Modalverben ist demnach so:

DL
79,0%

CL
21,0%

Abb. 5-47: Modalverben

Die Mitteilungen des Fachbereichs 3 haben überwiegend einen negativen Inhalt und sind hier

vor allem Erinnerungen/Mahnungen oder Stellungnahmen zu Widersprüchen der Bürger ge-

gen bereits erteilte Bescheide, wobei keine Mitteilung im untersuchten Korpus einen Wider-

spruch als begründet angenommen hat, sondern alle Widersprüche abgewiesen werden.

Es ist zu erwarten, dass Mitteilungen dieses Inhalts deutliche Gesichtsverletzungen aufweisen,

die jedoch nicht immer wie im folgenden Beispiel direkt am Anfang eines Briefes stehen:

Sehr geehrter Herr [...],

auf Ihre Äußerung zur og. Verwarnung teile ich Ihnen mit, dass die von Ihnen vorgetrage-
nen Gründe keine Aufhebung der ausgesprochenen Verwarnung rechtfertigen.
(MT.FB3.13).

Oft beginnen die Briefe mit einer sachlich-neutralen Schilderung des Sachverhalts, der noch

keine Gesichtsverletzung erkennen lässt, wie z.B.

Sehr geehrter Herr [...],

Ihr Hund wurde am 31.10.2000 von der Tierärztin des Märkischen Kreises begutachtet.
(MT.FB3.04)

oder

Sehr geehrter Herr [...],

am vorstehenden Termin ist auf Ihrem vorgenannten Betriebsgrundstück eine Brandschau
nach § 6 FSHG NW durchgeführt worden. (MT.FB3.16).
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Erst im weiteren Verlauf der Briefe werden Forderungen genannt, die sich aus dem zuvor

genannten Sachverhalt ergeben, und die, ähnlich wie die Auflagen der Bescheide, in ausge-

sprochen direkter, und damit gesichtsverletzender Art formuliert sind:

Hierzu sind unbedingt folgende formelle Voraussetzungen zu erfüllen:

- Mit anliegendem Anmeldebogen muß der Hund bei mir gemeldet werden.

- Sie sind verpflichtet, mir ein Führungszeugnis vorzulegen, damit Ihre persönliche Zuver-
lässigkeit geprüft werden kann.

- Ihr Hund ist dauerhaft auf Ihre Kosten mit einem Mikrochip zu kennzeichnen.

-[...] (MT.FB3.04)

oder

Bei der Begehung wurden folgende Mängel festgestellt:

1. Die T 30-Tür vom Treppenraum zur Küche ist unverzüglich instandzusetzen, Ihre 
Selbstschließfunktion ist wieder herzurichten.

2. Der kleine Raum zwischen Küche und Wohnungstür ist dringend von jeglicher 
Brandlast zu befreien.

3. [...] (MT.FB3.16).

Während in einigen Fällen diese massive Gesichtsbedrohung durch die Nennung einer Frist

wie „Diese geforderten Unterlagen sind bis zum 31.12.2000 bei mir vorzulegen.“

(MT.FB3.04) noch weiter verschärft wird, gibt es auch Briefe, in denen durch Äußerungen

wie „Falls Ihnen noch weitere Punkte auffallen sollten oder Sie Fragen haben, stehe ich gerne

zur Verfügung.“ (MT.FB3.16) eine Abschwächung der Gesichtsbedrohung erreicht wird.

Nur in wenigen Fällen wird an die Einsicht der Bürger appelliert, um die Akzeptanz zu stei-

gern, daher sind Ausführungen wie „Ich nehme an, daß zukünftige Pächter für diese Maß-

nahme Verständnis aufbringen.“ (MT.FB3.10) eher selten.

Allerdings ist eine derart starke Bedrohung des positiven Gesichts wie „Sie haben demzufolge

fahrlässig gegen § 42 Abs. 4 a Nr. 5 StVO verstoßen, was ein Verwarnungsgeld in Höhe von

20,00 DM rechtfertigt.“ (MT.FB3.07), die noch dazu im weiteren Briefverlauf nicht etwa ab-

geschwächt, sondern durch die Bedrohung des negativen Gesichts in Form einer Zahlungsauf-

forderung noch weiter verschärft wird, auch nicht typisch. Vielmehr sind gesichtsschonende

Formulierungen üblich, die signalisieren sollen, dass der Sachbearbeiter sich ebenso wie der

Bürger an die Vorschriften zu halten hat und nicht etwa willkürlich oder frei entscheiden

kann. D.h. er hat nach seiner Auffassung alles versucht, die Gesichtsbedrohung vom Adres-

saten abzuwenden, z.B.

Ich sehe mich nicht in der Lage, das Verfahren gegen Sie einzustellen. (MT.FB3.13)
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oder

Andernfalls sehe ich mich gezwungen, weitere rechtliche Schritte einzuleiten.
(MT.FB3.14).

Die Zahl der benutzten Verben zur Gesichtsbedrohung wie zu tun sein (40,0%), auffordern

(2,3%), ahnden (2,3%) oder hinweisen (7,0%) in ihrem Verhältnis zu den Verben zur Ge-

sichtsschonung bzw. -stärkung wie bitten (19,0%), gestatten (2,3%) oder bedauern (2,3%)

macht deutlich, dass die Bedrohung vor allem des negativen Gesichts ein signifikantes

Merkmal der Mitteilungen des Fachbereichs 3 ist.

Im grafischen Überblick stellt sich dieses Verhältnis so dar:

C☺
24,9%

DL
52,8%
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3,6%

D☺
18,7%

Abb. 5-48: Verben

5.2.3.2 Fachbereich 5

Alle Mitteilungen des Fachbereichs 5 sind formal korrekt und lassen weder bei der Briefanre-

de, noch beim Briefkopf oder der Grußformel am Schluss des Briefes Verstöße gegen die

Höflichkeitsregeln erkennen. Die Schlussformulierung „Mit freundlichen Grüßen“ ist mit

86% der Nennungen die gängige Art, einen Brief zu beenden, während die übrigen 14% den

Schlussgruß „Hochachtungsvoll“ verwenden. Diese Briefe haben alle einen negativen Inhalt.

Formulierungen, die die Nennung der weiblichen Wortform vernachlässigen, sind eher selten

und nur dort anzutreffen, wo eine allgemeine Regel oder ein Gesetzestext zitiert wird:

Jeder Hilfesuchende ist verpflichtet, seine Arbeitskraft zur Beschaffung seines Lebensun-
terhaltes einzusetzen. (MT.FB5.08)

oder

Entspricht der finanzielle Aufwand des Antragstellers nicht dem Betrag der nachgewiese-
nen Einnahmen, so ist er nach dem Gebot der Gleichbehandlung aller Antragsberechtigten
zu behandeln. (MT.FB5.25).
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Es gibt praktisch keine Mitteilung des Fachbereichs 5, die völlig frei von Gesichtsbedrohun-

gen ist. Selbst dann, wenn kein Fehlverhalten des Bürgers vorausgegangen ist, d.h. keine

Mahnung zur Fristenwahrung oder die konkrete Forderung zur Mitwirkung besteht, und es

sich eindeutig um eine positive Mitteilung handelt, da den Wünschen des Antragstellers ent-

sprochen wurde, wird durch den Hinweis auf hypothetische Konsequenzen eine Gesichtsbe-

drohung bewirkt, deren Intensität durch Worte wie unverzüglich“(12,0%) oder umgehend

(19,0%) noch erhöht wird, z.B.

Die Zuwendung ist unverzüglich zu erstatten, soweit der Zuwendungsbescheid nach §§ 48,
49 Verwaltungsverfahrensgesetz [...] unwirksam oder mit Wirkung für die Vergangenheit
zurückgenommen oder widerrufen wird. (MT.FB5.05)

oder

Ich weise daraufhin, dass in dem Fall des Verlustes des Versicherungsschutzes durch Ihr
Verschulden, Sie die daraufhin zu leistenden Krankenhilfeaufwendungen selbst aufbringen,
bzw. umgehend erstatten müssen. (MT.FB5.18).

Die meisten Schreiben mit negativem Inhalt sind Ermahnungen, die an fällige Handlungen

erinnern sollen, die bereits in vorausgegangenen Schreiben gefordert wurden, z.B.

Hiermit möchte ich an die umgehende Erledigung erinnern. (MT.FB5.15

oder

Um Ihre Teilnahme an der og. Maßnahme zu sichern, bitte ich Sie nochmals, die Ihnen be-
reits zugestellte Erklärung zu unterzeichnen und an mich zurückzugeben. (MT.FB5.16).

Allerdings sind nicht alle Erinnerungen so moderat, vielmehr werden auch schärfere Formu-

lierungen benutzt wie

Hiermit gebe ich Ihnen eine letzte Frist zur Abgabe der fehlenden Unterlagen bis zum
30.06.2001. (MT.FB5.17)

oder

Ich bitte Sie daher noch einmal - jedoch auch letztmalig - mich bis zum 21.12.00 anzurufen.
(MT.FB5.23).

Weiterer Nachdruck wird solchen Äußerungen dadurch verliehen, dass direkt danach die

möglichen Konsequenzen bei Nichterfüllung der Forderung angedroht werden:

Wenn Sie dieser zweiten Aufforderung nicht nachkommen, muß ich nach gesetzlicher Vor-
schrift vermuten, daß Sie zahlungspflichtig sind. (MT.FB5.17)

oder
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Sollte dieser Anruf nicht erfolgen, werde ich dem Amtsgericht eine dementsprechende
Mitteilung machen und Sie haben die daraus entstehenden Konsequenzen zu tragen.
(MT.FB5.23).

Da die Mitteilungen sich zumeist auf Entscheidungen beziehen, die bereits in vorangegange-

nen Bescheiden ausführlich begründet wurden, werden die Bedrohungen des negativen Ge-

sichts z.B. bei Zahlungsaufforderungen nicht weiter abgemildert, d.h. es wird an keiner Stelle

versucht, beim Bürger Verständnis für die vorangegangene Entscheidung zu wecken.

Auch die Texte, in denen erstmalig eine Reaktion des Bürgers angefragt wird, haben trotz

ihrer Formulierung der Forderung als Bitte, wie z.B. „Aus diesem Grunde bitte ich Sie, sich in

den nächsten Tagen, spätestens jedoch bis zum 15.03.00, mit der Wohngeldstelle in Verbin-

dung zu setzen.“ (MT.FB5.26), eine deutlich gesichtsbedrohende Wirkung, da der nachfol-

gende Satz „Sollten Sie meiner Bitte nicht folgen und dadurch der Stadt Menden Einnahme-

ausfälle entstehen, so weise ich darauf hin, daß diese (auch rückwirkend) zu Ihren Lasten ge-

hen können.“ (MT.FB5.26) die gesichtsschonende Wirkung der Bitte wieder in ihr Gegenteil

verkehrt.

Trotz dieser zahlreichen inhaltlichen Gesichtsbedrohungen gibt es in den Mitteilungen des

Fachbereichs 5 erstaunlich häufig Ausdrücke mit Adverbien, die für eine Gesichtsstärkung

sorgen, wie z.B.

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung. (MT.FB5.06)

oder

Für Rückfragen in dieser Angelegenheit stehe ich Ihnen jederzeit gerne - auch telefonisch
oder in einem persönlichen Gespräch - zur Verfügung. (MT.FB5.34)

oder auch

Auf Ihren Wunsch kann der Jugendgerichtshilfebericht auch vom Sozialdienst [...] erstellt
werden. (MT.FB5.03).
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Insgesamt ist das Verhältnis der Verben und Adverbien zur Gesichtsbedrohung bzw. -

schonung relativ ausgewogen, wie der folgende grafische Überblick demonstriert:
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Abb. 5-49: Verben
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Abb. 5-50: Adverbien

Modalverben werden am häufigsten zur Abmilderung der negativen Gesichtsbedrohung ein-

gesetzt, und hier vor allem können (49,0%), wobei müssen (22,0%) als Verstärkung der nega-

tiven Gesichtsbedrohung ebenfalls einen bemerkenswerten Anteil beim Gebrauch der Modal-

verben aufweist.

Die Aufteilung der Modalverben nach Gesichtsbedrohung und -schonung zeigt die folgende

Grafik:

DL
79,0%

CL
21,0%

Abb. 5-51: Modalverben
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5.2.3.3 Fachbereich 6

Sämtliche Mitteilungen des Fachbereichs 6 beachten die geltenden Höflichkeitsregeln für die

Gestaltung des Briefkopfes, der Briefanrede und des Schlussgrußes, der durchweg „Mit

freundlichen Grüßen“ lautet.

An keiner Stelle gibt es sexistische Formulierungen.

Es fällt auf, dass nur in ganz seltenen Fällen eine Gesichtsbedrohung gleich im ersten Satz zu

finden ist, wie z.B.

Sehr geehrter Herr [...],

anläßlich einer Ortsbesichtigung am 01.07.00 habe ich festgestellt, daß Sie auf dem og.
Grundstück ein Carport errichtet haben, ohne im Besitz der hierfür erforderlichen Bauge-
nehmigung zu sein. (MT.FB6.22).

Direkt im Anschluss daran findet jedoch sofort eine Abmilderung der Gesichtsbedrohung

statt, indem auf die Notwendigkeit der geforderten Baugenehmigung hingewiesen wird bzw.

die Forderung gerechtfertigt wird und so an das Verständnis des Adressaten appelliert wird:

Durch die Baugenehmigung soll der zuständigen Bauaufsichtsbehörde Gelegenheit gegeben
werden, das Vorhaben vor Ausführung auf Übereinstimmung mit den öffentlich-rechtlichen
Vorschriften zu prüfen. (MT.FB5.22).

Ablehnungen werden relativ häufig so formuliert, dass das negative Gesicht möglichst ge-

schont wird:

Sehr geehrter Herr [...],

bei Prüfung Ihres Bauantrages habe ich festgestellt, dass das obige Bauvorhaben in der von
Ihnen geplanten Form leider nicht genehmigungsfähig ist. (MT.FB6.08).

Nun folgt eine ausführliche Begründung der Ablehnung, die ganz offensichtlich auf die Ak-

zeptanz des Antragstellers abzielt, indem z.B. an die soziale Mitverantwortung appelliert

wird:

Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben,
das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. (MT.FB6.08).

Abschließend wird noch einmal eine kräftige Stärkung des positiven Gesichts betrieben, in-

dem ein konstruktiver Vorschlag gemacht wird:

Ich bedaure, Ihnen keine für Sie günstigere Mitteilung machen zu können, und gebe Ihnen
hiermit Gelegenheit, Ihren Bauantrag bis zum 01.02.2001 schriftlich zurückzuziehen. Die
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Bearbeitungsgebühr für die Prüfung des Bauantrags reduziert sich dann auf ein Drittel.
(MT.FB6.08).

Durchaus üblich ist es, den Brief mit einer Schilderung der Sachlage zu beginnen, die zu-

nächst keine Gesichtsbedrohung enthält, wie z.B.

Sehr geehrte Frau [...],

mit Bauschein Nr. [...] vom 22.11.99 habe ich Ihnen das og. Bauvorhaben nachträglich ge-
nehmigt. (MT.FB6.04)

oder

Sehr geehrter Herr [...],

mit Schreiben vom 06.09.00 baten Sie um die denkmalrechtliche Unterschutzstellung des
o.g. Grenzsteines. (MT.FB6.06).

Die eigentliche Forderung oder Absage, die rein inhaltlich eine Gesichtsbedrohung darstellt,

wird in der Regel so formuliert, dass entweder eine Abschwächung der Bedrohung erzielt

wird: „Hiermit bitte ich, die Bedingungen, unter denen Ihre Nachbarn Ihrem Vorhaben zuge-

stimmt haben, möglichst kurzfristig zu erfüllen.“ (MT.FB6.04) oder eine Stärkung des positi-

ven Gesichts stattfindet: „Somit kann aus denkmalrechtlicher Sicht von uns aus nichts weiter

veranlaßt werden, dennoch bedanke ich mich für Ihr Interesse und Ihre Bemühungen.“

(MT.FB6.06).

Selbst bei positiven Mitteilungen folgt oftmals nicht eine Einschränkung der Gesichtsstärkung

durch Auflagen oder Vorschriften, sondern eine weitere Stärkung wie etwa:

Für den weiteren Baufortschritt wünsche ich Ihnen viel Erfolg. (MT.FB6.10)

oder

Ich hoffe, Ihnen mit dieser Antwort gedient zu haben. (MT.FB6.14).

Der Gebrauch der Verben und Adverbien spiegelt das gesteigerte Bemühen um Gesichtsscho-

nung wieder, indem deutlich mehr Verben zur Stärkung des positiven Gesichts wie bitten

(26,0%), bedauern (4,5%) oder bestätigen (3,7%) benutzt werden als zur Gesichtsbedrohung

wie zu tun sein (19,0%), auffordern (4,9%) oder androhen (2,5%).

Bemerkenswert ist hier auch die Vielfalt der eingesetzten Verben zur Gesichtsstärkung, deren

Einzelnennungen nicht sofort ins Auge springen, deren Summe aber für das Übergewicht der

gesichtsstärkenden Verben durchaus erheblich ist. Zu erwähnen sind hier bedanken (2,5%),

wünschen (2,5%), hoffen (2,5%), freuen (1,2%), unterstützen (1,2%) oder begrüßen (1,2%).
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Insgesamt ist die Verteilung der Verben so:

C☺
53,4%

DL
28,8%

CL
11,6%

D☺
6,2%

Abb. 5-52: Verben

Die Adverbien zur Gesichtsschonung bzw. -bedrohung halten sich beinahe die Waage, wobei

für die Gesichtsbedrohung das Adverb spätestens (17,0%) am häufigsten gewählt wurde,

während leider (18,0%) am häufigsten für eine Gesichtsstärkung sorgte.

Der Überblick ist folgendermaßen:

C☺
24,1% DL

33,7%

CL
25,5% D☺

16,7%

Abb. 5-53: Adverbien

Obwohl können (45,0%) innerhalb der Modalverben wieder das mit Abstand am häufigsten

angewandte Mittel zur Gesichtsschonung darstellt, ist die Verteilung zugunsten der gesichts-

schonenden Modalverben nicht ganz so eindeutig wie erwartet.
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Die grafische Darstellung verdeutlicht die Aufteilung:

DL
43,0%

CL
57,0%

Abb. 5-54: Modalverben

5.2.3.4 Fachbereichsvergleich

Der Vergleich der fachbereichsbezogenen Werte zeigt, dass die häufigsten Gesichtsverletzun-

gen ohne kompensierende Abschwächungen in den Mitteilungen des Fachbereichs 3 stattfin-

den.

Während das Verhältnis im Fachbereich 5 bereits mehr zugunsten höflichkeitsfördernder

Ausdrücke und Formulierungen geht, ist der Fachbereich 6 am eindeutigsten bemüht, ge-

sichtsbedrohende Formulierungen entweder ganz zu vermeiden oder durch entsprechende

imagestärkende Ausdrücke auszugleichen.

Bei den Verben wird dieser Trend besonders deutlich, wie die folgende Grafik zeigt:
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Die Adverbien spiegeln diesen Trend nicht ganz so eindeutig wieder, dennoch ist eine Präfe-

renz zu imagefördernden Adverbien im Fachbereich 6 zweifelsfrei erkennbar:
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Abb. 5-56: Adverbien

Während der Einsatz der Modalverben für die Fachbereiche 5 und 6 hauptsächlich dazu dient,

eine Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung zu erzielen, nutzt der Fachbereich 3

diese Möglichkeit vor allem, um die Gesichtsbedrohung noch zu verschärfen.

Diese Tatsache unterstreicht die zu Anfang dieses Abschnitts erwähnte starke Tendenz des

Fachbereichs 3, massive Gesichtsbedrohungen nicht wieder abzuschwächen, sondern den

Forderungen im Gegenteil noch mehr Nachdruck zu verleihen.

Der Gebrauch der Modalverben sieht im Vergleich so aus:
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Abb. 5-57: Modalverben

Die folgenden Grafiken über die Mitteilungs-Gesamtwerte der drei Wortgruppen zeigen, dass

trotz der deutlichen Bemühungen des Fachbereichs 6 und der weniger deutlichen aber doch

vorhandenen Bemühungen des Fachbereichs 5, ein Gleichgewicht zwischen Imagebedrohung
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und -schonung herzustellen, insgesamt dennoch ein leichtes Übergewicht der imagebedrohen-

den Ausdrücke in den Mitteilungen nicht zu übersehen ist:
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6 Textsortenvergleich

6.1Verständlichkeit

6.1.1 fachintern
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Abb. 6-1: Lesbarkeit

Abgesehen von der Tatsache, dass in den Anschreiben an andere Behörden völlig auf kursiv,

gesperrt oder unterstrichen gedruckte Textpassagen verzichtet wird, zeigen die übrigen Werte

einen fast identischen äußeren Aufbau. Der generellen Tendenz zu einer eher schlichten Auf-

machung der Schreiben stehen die Formatierungen in den Vermerken entgegen, die jedoch

prozentual nicht wesentlich ins Gewicht fallen.

Vermerke sind aufgrund ihres variablen Inhalts individuell verfasste Schreiben, die in der

Regel nicht mit Hilfe von vorgefertigten Textbausteinen erstellt werden können. Es handelt

sich meist um die Beschreibung von Vorgängen, die nicht unbedingt zur Routinearbeit eines

Sachbearbeiters gehören, denn sonst wären vermutlich vorgedruckte Formulare oder Stan-

dardschreiben verwendet worden.

Der großzügigere Gebrauch der Textformatierungen in den Vermerken kann also auf die Tat-

sache zurückgeführt werden, dass die Autoren hier mehr als sonst ihre eigenen Gestaltungs-

vorstellungen einbringen können.

Die beinahe protokollartige Aufzählung von Fakten in Vermerken führt zu einer stichwortar-

tigen Formulierung, die sich in der Kürze der Sätze wiederfindet.
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Abb. 6-2: Verstehbarkeit

Obwohl die Vermerke verstärkt auf eine möglichst distanzierte und damit objektive Vermitt-

lung der Fakten bedacht sind und darum mehr Passivkonstruktionen ohne direkten Ansprech-

partner enthalten und die Vorliebe zur Bildung längerer, zusammengesetzter Nomen deutlich

wird, weichen die Werte doch nicht signifikant von denen der anderen Textsorte ab, denn es

lässt sich eine einheitliche Tendenz bei der Satz- und Wortbildung erkennen. Die häufigere

Bildung von Satzgefügen in den Anschreiben an andere Behörden deutet darauf hin, dass

vermehrt syntaktische Beziehungen zwischen den aufgezählten Informationen hergestellt

werden, um die Einzelinformationen in einen verständlichen Sinnzusammenhang einzubetten.

Vermerke beschäftigen sich weniger mit abstrakten, sondern mehr mit konkreten Gegenstän-

den, die hier auch durchaus mit Beispielen belegt werden.

Anders als bei den Anschreiben an andere Behörden werden in den Vermerken Personen ü-

berwiegend mit ihrem Namen benannt, was den Vermerken einen wesentlich individuelleren

Charakter verleiht.
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Abb. 6-3: Brauchbarkeit

Bei der Auswahl der möglichen inhaltlichen Gestaltungsmittel gibt es keine wesentlichen

Unterschiede zwischen den beiden untersuchten Textsorten.

Bemerkenswert ist eher die quantitative Relation beim Gebrauch: während bei den Anschrei-

ben an andere Behörden generell nur halb so häufig mit gestalterischen Mitteln wie Aufzäh-

lung und Tabelle gearbeitet wird, ist die Aufzählung bei den Vermerken eindeutig das gän-

gigste Gestaltungselement. Denn dieses Element bietet die Möglichkeit, auch inhaltlich nicht

direkt miteinander verknüpfte Elemente in optisch übersichtlicher Form darzustellen, selbst

wenn die Elemente in syntaktisch unterschiedlicher Weise aufgebaut sind.

Vermerke zielen darauf ab, die Informationen gleichmäßig ohne Prioritäten im Text nieder-

zulegen, d.h. Vermerke müssen immer komplett zu Ende gelesen werden, um sie vollkommen

zu verstehen, da nicht unbedingt davon auszugehen ist, dass die wichtigsten Informationen am

Anfang stehen.

Die knappe Formulierung der Betreffzeile, die bei den Anschreiben an andere Behörden weit-

aus häufiger für eine detailliertere Information des Lesers genutzt wird als bei den Vermer-

ken, in denen hier überwiegend nur ein kurzes Stichwort gegeben wird, unterstreicht diese

Eigenschaft zur Informationsfragmentierung.
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Abb. 6-4: Anwendbarkeit

Vermerke haben deutlich weniger direkte Anweisungen im Text, da sie mehr als andere

Textsorten nicht notwendigerweise eine konkrete Anschlusshandlung erfordern.

Die Anweisungen jedoch, die in den Vermerken gegeben werden, sind auf die gleiche Weise

formuliert und kenntlich gemacht wie in der anderen Textsorte, wobei eine Bevorzugung der

Endposition festgestellt werden kann, die mit der rudimentären Nutzung der Betreffzeile kor-

respondiert.
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Abb. 6-5: Lesbarkeit

Auffällig sind die statistischen Werte für die Bescheide: sie sind ganz eindeutig am längsten

und bilden die kürzesten Sätze. Während sowohl Anhörungen als auch Mitteilungen niemals

länger als zwei Seiten sind, umfassen 15% der Bescheide sogar vier Seiten.
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Auch bei der Formatierung weichen die Werte der Bescheide signifikant von denen der bei-

den anderen Textsorten ab. Nur knapp die Hälfte der Anhörungen und Mitteilungen weisen

Formatierungen im laufenden Text auf, der überwiegende Teil benutzt nur Fettdruck in der

Betreffzeile.

Demgegenüber machen Bescheide regelmäßigen Gebrauch von hervorhebenden Formatierun-

gen wie Fett- und Sperrdruck sowie Unterstreichungen auch im laufenden Text, denn kein

einziger Bescheid beschränkt sich auf den Fettdruck in der Betreffzeile.

Allerdings sind dies auch bei Bescheiden die einzigen besonderen Formatierungen, denn Gra-

fiken, Farbhervorhebungen oder Schriftart- und/oder –größenwechsel kann bei keinem der

untersuchten Schreiben festgestellt werden.
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Abb. 6-6: Verstehbarkeit

Auch bei den Werten der Verstehbarkeit zeigt sich, dass die Bescheide eine besondere Rolle

spielen, während die Werte für Anhörungen und Mitteilungen wesentlich ähnlicher sind.

Obwohl bei allen Textsorten zu erkennen ist, dass Einzelsätze extrem bevorzugt werden, ist

diese Tendenz bei den Bescheiden besonders ausgeprägt.

Die inhaltlich bedingte Notwendigkeit zu individuellerer Formulierung führt bei Mitteilungen

zu einer spürbar gesteigerten Nutzung von Satzgefügen, während Satzreihen in allen

Textsorten gleich selten zu beobachten sind.

Der Gebrauch des Passivs ohne Nennung der handelnden Personen ist bei den Bescheiden am

häufigsten, wobei die vermehrte Benutzung von Fachausdrücken und abstrakten Begriffen die

Verständlichkeit zusätzlich erschweren.



- 227 -

Bescheide sind die formal einheitlichste Textsorte, die sich inhaltlich stärker als die anderen

Textsorten an die Juristensprache anlehnen und insbesondere bei den Begründungen für Ab-

lehnungen deren Formulierungen übernehmen. Dies führt oft zu einer geringeren Verstehbar-

keit als bei den Anhörungen oder Mitteilungen, deren Formulierungen stärker an die Gemein-

sprache anknüpfen.
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Abb. 6-7: Brauchbarkeit

Ähnlich wie bei der Verstehbarkeit ist auch bei dem Vergleich der Werte für die Brauchbar-

keit evident, dass Anhörungen und Mitteilungen sehr ähnliche Werte aufweisen, die im auf-

fälligen Gegensatz zu den Werten der Bescheide stehen.

Die Auswahl der gestalterischen Mittel beschränkt sich im wesentlichen auf Tabellen und

Aufzählungen, die aber bei den Anhörungen und Mitteilungen extrem weniger zum Einsatz

kommen als bei den Bescheiden.

Zu der quantitativ häufigeren Nutzung von Tabellen und Aufzählungen kommt bei den Be-

scheiden eine weitere Besonderheit hinzu: der Einsatz von Fußnoten und Fragen. Selbst wenn

diese beiden letztgenannten gestalterischen Mittel bei weitem nicht so häufig zum Einsatz

kommen wie Aufzählungen oder Tabellen, bleibt doch zu bemerken, dass sie in Anhörungen

und Mitteilungen überhaupt nicht verwendet werden, d.h. Bescheide bedienen sich wesentlich

mehr gestalterischer Mittel und erzielen damit in der Regel tatsächlich eine Steigerung der

Brauchbarkeit.
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bb. 6-8: Anwendbarkeit

Bei der sprachlichen Formulierung der Anschlusshandlungen gibt es keine Unterschiede zwi-

schen den Textsorten, sie können überall gleich gut verstanden werden.

Allerdings fällt auf, dass eine optische Hervorhebung dieser Aufforderungen in den Anhörun-

gen völlig fehlt. Dazu kommt, dass die Anweisungen der Anhörungen, wenn auch meist in

einem eigenen Absatz, überwiegend mitten im Text platziert werden, so dass der Leser nicht

besonders darauf hingewiesen wird.

Bei den beiden übrigen Textsorten ist die Handlungsanweisung dagegen meist am Schluss des

Textes1 zu finden, so dass sie auch nach Beendigung der Lektüre des Gesamttextes noch gut

erinnert werden kann.

Die signifikant höhere Nutzung der Betreffzeile in Bescheiden zur Nennung der Briefintenti-

on kann dadurch erklärt werden, dass Bescheide wesentlich länger als Anhörungen und Mit-

teilungen sind und eine detailliertere Vorabinformation hier durchaus sinnvoll erscheint, da

sowohl die erhöhte Lesezeit als auch die Aufnahme der Fülle von Informationen größere An-

forderungen an die Verstehenskapazität des Lesers stellen.

                                                
1 Bei den Bescheiden gilt die Einschränkung, dass der Schluss durchweg durch den Absatz der „Rechtsbehelfs-
belehrung“ gebildet wird. Da dieses immer wiederkehrende Element jedoch nicht direkt wie fortlaufender Text
zu werten ist und die Handlungsanweisungen meist unmittelbar davor stehen, also den Abschluss des vorherigen
Abschnitts bilden, soll hier trotzdem von einer Endposition der Anweisung gesprochen werden.
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6.1.3 fachintern/-extern
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Abb. 6-9: Lesbarkeit

Der Vergleich zeigt, dass der Umstand, ob ein Schreiben an einen Bürger oder an Verwal-

tungskollegen gerichtet ist, keinen Einfluss auf die Satzlänge hat, denn sie ist quasi identisch.

Grundsätzlich sind Briefe an die Bürger länger, dafür werden aber entschieden mehr optische

Hilfen zur Textorientierung gegeben als bei internen Schreiben, die in ihrer Aufmachung

spürbar schlichter sind.
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Abb. 6-10: Verstehbarkeit

Der Satzbau ist in den externen und internen Schreiben sehr ähnlich, die eklatante Bevorzu-

gung der Einzelsätze ist in allen Texten erkennbar. Während die frühere Sprachkritik sehr

häufig die sogenannten extrem verschachtelten „Bandwurmsätze“ bemängelte, kann jetzt

schon fast das Gegenteil kritisiert werden. In ihrem Bemühen, nicht zu viele Informationen in

einen Satz zu stecken, sind die Autoren beinahe schon zu weit gegangen, indem die Gesamt-
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information derart fragmentiert vermittelt wird, dass es manchmal schwer fällt, den überge-

ordneten Zusammenhang herzustellen.

Generell werden in externen Schreiben mehr Nomen benutzt als bei den internen Schreiben,

wobei die anteilige Relation der mindestens viersilbigen Wörter und das Verhältnis der abs-

trakten zu den konkreten Begriffen wiederum kaum voneinander abweicht.

Interne Schreiben benutzen zwar etwas mehr Fachausdrücke als Briefe an die Bürger, den-

noch ist es erstaunlich, dass Beispiele im Grunde nur in den internen Schreiben gegeben wer-

den. Auch explizite Erklärungen der Fachausdrücke sind in keinem externen Text zu finden,

sie werden ebenso wie bei den internen Schreiben als bekannt vorausgesetzt.

Damit wird klar, dass die Briefautoren bei der Verwendung dieser Ausdrücke den Adressa-

tenkreis nicht bewusst berücksichtigen oder falsch einschätzen, allerdings kann die insgesamt

überraschend geringe Benutzung von Fachausdrücken als Indiz für größere Verständlichkeit

gegenüber älteren Texten gewertet werden.
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Abb. 6-11: Brauchbarkeit

Die Werte für die Brauchbarkeit zeigen ganz eindeutig, dass die Schreiben an die Bürger

spürbar aufwändiger gestaltet werden. Die Autoren bemühen sich sichtbar um eine stärkere

Strukturierung des Textes, z.B. durch Überschriften, und verwenden die gestalterischen Mittel

erheblich intensiver als bei internen Schreiben, auch wenn die Varietät der Mittel generell als

sehr dürftig bezeichnet werden muss.
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bb. 6-12: Anwendbarkeit

Externe Texte legen deutlich mehr Wert auf die Verdeutlichung von geforderten Anschluss-

handlungen, was sich in den Werten für die optische Hervorhebung und die Platzierung der

Anweisung im Text zeigt.

Die Berücksichtigung des unterschiedlichen Adressatenkreises zeigt sich auch in der Tatsa-

che, dass die Anweisungen in externen Schreiben durchweg explizit genannt werden, so dass

sie vom Leser gut verstanden werden können. Interne Texte dagegen beinhalten oftmals keine

direkten Aufforderungen, sondern zielen auf das Vorwissen der Adressaten ab, die die not-

wendigen Anschlusshandlungen aus dem Zusammenhang erkennen können und die darum

nicht explizit erwähnt werden müssen.

Dieses Vorwissen wird vom Bürger nicht erwartet, alle geforderten Handlungen werden aus-

führlich und in der Regel ausreichend verstehbar erwähnt.



- 232 -

6.2 Höflichkeit
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Abb. 6-13: Verben
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Abb. 6-14: Modalverben
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Abb. 6-15: Adverbien

An der reinen Textoberfläche manifestieren sich die offensichtlichsten Unterschiede der bei-

den Textsorten im Gebrauch der Briefanrede, des Schlussgrußes sowie der Adressangabe im
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Briefkopf. Die Höflich- bzw. Unhöflichkeit zeigt sich hier jedoch nicht etwa im formal kor-

rekten und damit auch geschlechtsspezifischen Sprachgebrauch, sondern ausschließlich in der

Tatsache, ob die Höflichkeitsfloskeln überhaupt verwendet werden oder nicht.

In durchgängig allen Fällen, in denen Anreden oder Grußformeln benutzt wurden, sind diese

vollkommen korrekt.

Die Tatsache, dass die Vermerke so gut wie völlig auf die rituellen Höflichkeitsbezeugungen

verzichten, macht deutlich, dass die Autoren mangels direkter Adressaten keinen Wert auf

eine Kommunikationsbeziehung zwischen sich und einem evtl. Leser legen, zumal es durch-

aus möglich wäre, dass ein Vermerk geschrieben, abgeheftet und anschließend niemals wieder

gelesen würde.

Vermerke haben keinerlei rechtlich bindende Wirkung. Diese Tendenz zur dokumentarischen

Informationsarchivierung zeigt sich auch bei der Wahl der performativen Verben.

Das meist gebrauchte Verb ist bitten, dass jedoch in den hier verwendeten Kontexten eine

stark auffordernde Wirkung hat und weniger an den ursprünglichen Wortsinn erinnert, bei

dem der „Bittsteller“ dem Gebetenen eine untergeordnete Position signalisiert.

In den hier vorliegenden Texten ist die Bitte mit einer legitimierten Forderung gleichzusetzen,

die dem Gebetenen im Grunde nicht die Wahl lässt, die Bitte abzuschlagen.

Der im Verhältnis zu den Vermerken häufigere Gebrauch von bitten bei den Anschreiben an

andere Behörden zeigt das verstärkte Bemühen zur Wahrung des negativen Gesichts bei kon-

kreten Ansprechpartnern, denn die in Vermerken dominierende Form des Verbs sein plus In-

finitiv lässt keine alternativen Reaktionen zu. Lediglich die Unpersönlichkeit der Formulie-

rung schwächt die Bedrohung des negativen Gesichts etwas ab, denn sie vermittelt eine All-

gemeingültigkeit der Forderung unabhängig von der Person, die sie erfüllen muss.

Genau hier liegt der wesentliche Unterschied in der Intention der beiden Textsorten: das An-

schreiben an andere Behörden erfordert eine unmittelbare Reaktion und setzt daher einen

konkreten Adressaten voraus. Diese Anschreiben können nicht ohne weiteres ignoriert wer-

den, die Anweisungen darin haben offiziellen Charakter.

Vermerke sind dagegen eher wie Kommentare zu bewerten, denn wenn es um offizielle An-

weisungen ginge, würde ein Sachbearbeiter keinen Vermerk, sondern ein formal korrektes

Anschreiben an die entsprechende Stelle verfassen.

Der signifikant häufigere Gebrauch von Modalverben zur Gesichtsschonung bei den Vermer-

ken unterstreicht diese Eigenschaft.
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Die Abbildung 6-13 zeigt, dass Anschreiben an andere Behörden in Bezug auf die Verbaus-

wahl zwar als formal höflicher bezeichnet werden können, trotzdem ist die Bedrohung des

negativen Gesichts durch die faktisch gegebene Unabweisbarkeit der als Bitte formulierten

Forderungen mindestens genauso groß wie bei den Vermerken.

Der bemerkenswert häufige Einsatz von Adverbien zur Gesichtsbedrohung bei den Anschrei-

ben an andere Behörden unterstreicht diesen Trend der Vermerke zur Gesichtsschonung der -

im Augenblick der Texterstellung anonymen - Kollegen im eigenen Hause, wie die grafische

Übersicht in Abbildung 6-15 verdeutlicht.
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Abb. 6-16: Verben
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Abb. 6-17: Modalverben
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Abb. 6-18: Adverbien

Der Vergleich der Werte für die externen Textsorten zeigt, dass der Gebrauch der imagerele-

vanten Verben, Modalverben und Adverbien zum Teil gravierende Unterschiede aufweist.

Bescheide legen überdurchschnittlich viel Gewicht auf die unmissverständliche Klarstellung

der Unabweisbarkeit ihrer Forderungen und nehmen dafür eine extrem starke Bedrohung des

negativen Gesichts in Kauf. Dies manifestiert sich vor allem in der Wahl der Verben und Ad-

verbien, einzig der überwiegend gesichtsstärkende Einsatz der Modalverben schwächt diese

Wirkung etwas ab.

Auffällig ist, dass das positive Gesicht mit den Adverbien der Bescheide zwar ganz massiv

bedroht wird, eine Stärkung mit Hilfe von Adverbien aber so gut wie überhaupt nicht stattfin-

det, d.h. Bescheide nutzen Adverbien auffallend oft nur zur Gesichtsbedrohung.

Diese Tendenz ist bei den anderen beiden Textsorten zwar grundsätzlich auch zu beobachten

(vgl. Abb. 5-24 und 5-59), allerdings nicht in dieser extremen Ausprägung, denn immerhin

bewirken jeweils gut ein Drittel der Adverbien der Anhörungen und Mitteilungen auch eine

Gesichtsstärkung.

Auch das Verhältnis der Verben zur Gesichtsbedrohung bzw. -stärkung ist bei den Anhörun-

gen und Mitteilungen gleichermaßen ausgewogen, wobei Anhörungen durch ihren oft mah-

nenden Inhalt eine stärkere Bedrohung des positiven Gesichts darstellen als Mitteilungen, die

das positive Gesicht zwar längst nicht so häufig bedrohen wie das negative, trotzdem aber

überdurchschnittlich viel Wert auf seine Stärkung legen.

Während sowohl Anhörungen als auch Bescheide hauptsächlich Modalverben zur Abschwä-

chung der negativen Gesichtsbedrohung verwenden, sind die Modalverben in den Mitteilun-

gen erstaunlich oft ein Mittel zur Verstärkung der Bedrohung.
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Insgesamt kann man sagen, dass alle drei externen Textsorten deutlich mehr Mittel zur Ge-

sichtsbedrohung einsetzen als zu seiner Stärkung, d.h. alle drei Textsorten sind überwiegend

unhöflich, wobei die Werte der Anhörungen und Mitteilungen im Gesamtresultat recht ähn-

lich sind, während die Werte der Bescheide mit bemerkenswert großem Abstand das höchste

Maß an Unhöflichkeit signalisieren.
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Abb. 6-19: Verben
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Abb. 6-21: Adverbien

Grundsätzlich werden Verben zur Gesichtsbedrohung in externen Textsorten spürbar häufiger

benutzt als in den internen Textsorten. Die Differenz ergibt sich aber nicht so sehr aus der

Benutzung der Verben zur negativen Gesichtbedrohung, denn die sind recht ähnlich, es zeigt

sich vielmehr, dass interne Textsorten die Bedrohung des positiven Gesichts weitgehend ver-

meiden, gleichzeitig jedoch durch die Wahl geeigneter Verben eine massive Stärkung des

positiven Gesichts bewirken.

Diese Tendenz setzt sich beim Gebrauch der Adverbien fort: nicht nur, dass in internen

Textsorten zahlenmäßig wesentlich weniger Adverbien benutzt werden, sie dienen hier auch

entschieden weniger der Gesichtsbedrohung als bei den externen Textsorten, was sich beson-

ders deutlich an den Werten für die Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung ablesen

lässt, d.h. obwohl anhand der Verben zu erkennen ist, dass vergleichbar viele Handlungen in

internen und externen Texten gefordert werden, die eine Bedrohung des negativen Gesichts

darstellen, wird eine Abschwächung dieser Bedrohung in Form von Adverbien auffallend viel

häufiger in den internen Schreiben vorgenommen, während die negative Gesichtsbedrohung

in externen Schreiben hauptsächlich nur durch den Einsatz entsprechender Modalverben ab-

gemildert wird.

Externe Texte, sicher nicht zuletzt auch wegen ihrer rechtlichen Relevanz und den damit ver-

bundenen Konsequenzen, sind entschieden direkter und damit unhöflicher formuliert als in-

terne Texte, die den Adressaten zwar nicht sehr viel mehr Handlungsspielraum geben, dafür

aber weitgehend auf die Bedrohung des positiven Gesichts verzichten.
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7 Zusammenfassung der Ergebnisse und Ausblick

7.1 Resümee

Die folgende Beantwortung der in Abschnitt 2.1 gestellten fünf Fragen soll gleichzeitig die

Zusammenfassung der Ergebnisse aus der Analyse des Textkorpus darstellen:

1. Inwieweit wird die Funktion der reinen Informationsvermittlung für den Kunden zufrieden-

stellend realisiert? (Verständlichkeit):

Generell ist die Lesbarkeit in allen untersuchten Texten als zufriedenstellend zu bezeichnen.

Die Sätze sind nicht zu lang und der Leser wird so gut wie nie mit einer Informationsfülle

überfordert, denn die Texte umfassen zum größten Teil nur ein oder zwei Seiten. Zwar sind

sinnvolle optische Formatierungen zur besseren Verständlichkeit im laufenden Text durchaus

nicht selbstverständlich, immerhin weisen aber alle Schreiben ein einwandfreies Druckbild

auf, das die Lesbarkeit an keiner Stelle beeinträchtigt.

Die deutliche Bevorzugung von Einzelsätzen führt eher zu einer Verminderung der Versteh-

barkeit, da die Informationen erst vom Leser in einen übergeordneten Sinnzusammenhang

eingebettet werden müssen. Es entsteht beinahe der Eindruck, als sei der Wunsch, der immer

wieder geäußerten Kritik an den langen, verschachtelten Sätzen der Verwaltungssprache wir-

kungsvoll zu begegnen, hier schon fast zu gründlich realisiert worden, indem nun zur anderen

Seite übertrieben wurde.

Die in Relation zur Gemeinsprache häufigere Bildung von Passivkonstruktionen verbunden

mit der starken Nominalisierung sorgt schon wegen der Fremdartigkeit der Formulierung für

eine erschwerte Verständlichkeit. Hinzu kommt, dass die zahlreichen hier verwendeten und

häufig durch ungewöhnliche Partizipialattribute erweiterten Nomen oftmals sehr lang sind

und durch ihren überwiegend abstrakten Inhalt ein Verständnisproblem beim Leser darstellen

können.

Fachausdrücke werden zwar weitgehend vermieden, dafür aber, wenn sie benutzt werden,

nirgendwo näher erklärt. Auch die Nennung von Beispielen ist so gut wie gar nicht zu beob-

achten.

Die Integration von Gesetzes- und Paragraphenverweisen mit den darin enthaltenen Abkür-

zungen in den laufenden Textfluss stellt eine bemerkenswerte Behinderung des Textverständ-

nisses für den juristisch nicht vorgebildeten Laien dar, der er mit „Überlesen“ der entspre
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chenden Angaben unter Berücksichtigung des syntaktischen Satzzusammenhangs begegnen

muss.

Die Einbeziehung und Einordnung der im Text betroffenen Personen wird durch die bevor-

zugte Nennung von konkreten Namen statt ihrer Funktion spürbar erleichtert.

Aufgrund der Beschäftigung mit einer hochkomplexen Materie mit zumeist abstrakten Inhal-

ten ist die Verstehbarkeit der untersuchten Texte nicht für alle Bürger gewährleistet. Zwar

stellt die Bevorzugung von Einzelsätzen und der insgesamt recht seltene Gebrauch von Fach-

ausdrücken und Abkürzungen einen Versuch der Verwaltung dar, sich der Gemeinsprache

anzunähern, trotzdem kann dies die immer noch massiv vorhandenen verwaltungstypischen

Formulierungen bei dem Verständnis der mitunter recht komplizierten Zusammenhänge nicht

kompensieren.

Grundsätzlich kann man sagen, dass je mehr die Verwaltungssprache sich der Juristensprache

annähert (in der Regel bei Begründungen für Ablehnungen), desto mehr entfernt sie sich von

der Gemeinsprache und desto unpersönlicher und unverständlicher ist sie, zumal der Bürger

die Begründungen schlecht bis gar nicht nachvollziehen kann und so eine größere Distanz mit

verminderter Akzeptanz entsteht.

Alle Texte machen optisch einen sehr aufgelockerten Eindruck, da sie in zahlreiche kurze

Abschnitte aufgeteilt sind. Die bei den weitaus meisten Texten fehlenden Überschriften er-

schweren die inhaltliche Orientierung im Text jedoch derart, dass jeder Absatz erst vollstän-

dig gelesen werden muss, um ihn in den Gesamtzusammenhang einordnen zu können, d.h. der

Leser muss sich die inhaltliche Struktur selbst erarbeiten.

Nur die Tatsache, dass fast alle Briefe eher kurz gehalten sind, verhindert oftmals den Verlust

des „roten Fadens“ durch die stark fragmentierte Einzelinformationsvermittlung ohne erkenn-

bare Überleitungen, zumal auch die Betreffzeile viel zu wenig auf den nachfolgenden Text

vorbereitet.

Grafiken, Piktogramme oder ähnliche visuelle Hilfsmittel zur inhaltlichen Textorientierung

werden in keinem der untersuchten Schreiben verwendet. Die ausgesprochen schlichte Auf-

machung sämtlicher Texte lässt eine Optimierung in Bezug auf ihre Brauchbarkeit unbedingt

sinnvoll erscheinen.

Die beiden einzigen gestalterischen Mittel, die hier erwähnenswert zum Einsatz kommen,

sind Aufzählungen und Tabellen, während Fußnoten und vor allem Fragen entschieden die

Ausnahme darstellen.
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Die Steigerung der Verständlichkeit durch die wenigen hier verwendeten Gestaltungsmittel ist

bereits so evident, dass davon ausgegangen werden kann, dass ein vermehrter und vor allem

differenzierterer Einsatz dieser und weiterer Gestaltungselemente die Brauchbarkeit spürbar

erhöhen wird.

Die weitaus meisten Texte erfordern eine direkte Anschlusshandlung, die auch so gut wie

immer als direkte Handlungsanweisung im Text wiederzufinden ist.

Zwar ist die Formulierung dieser Handlungsanweisungen in aller Regel so gewählt, dass der

Leser ohne große Probleme erkennen kann, was er tun muss, allerdings ist es nicht immer

gewährleistet, dass die Anweisung optimal wahrgenommen werden kann. Wenn auch oft ein

eigener Absatz für die Handlungsanweisung gebildet wurde, lässt seine meist fehlende opti-

sche Hervorhebung (auch einzelner Teile) diesen Absatz nicht anders erscheinen, als andere

Absätze auch, zumal die Platzierung der Anweisung sehr unterschiedlich und überraschend

oft mitten im laufenden Text zu finden ist.

Diese Verminderung der Anwendbarkeit kann jedoch sehr oft durch die klare Formulierung

der Anweisung verbunden mit der Kürze der meisten Texte derart kompensiert werden, dass

von einer insgesamt zufriedenstellenden Anwendbarkeit in Bezug auf intendierte Anschluss-

handlungen ausgegangen werden darf.

2. Wie wird die Position (Rollenverteilung) vom Dienstleistungsanbieter zum Kunden

sprachlich realisiert? (Höflichkeit):

Sprachliche Höflichkeit wurde im Textkorpus anhand der drei Wortgruppen Verben, Modal-

verben und Adverbien/Partikeln analysiert, deren Einteilung in gesichtsbedrohende und –

schonende bzw. –stärkende Wirkung mit darauf bezogener Messung ihres jeweiligen Vorkom-

mens Aufschluss über den Realisierungsgrad der Höflichkeit geben sollte. Weitere gesichts-

relevante Formulierungen z.B. durch Fragen oder ähnliche Mittel zur Steigerung der Indi-

rektheit konnten im Korpus nicht festgestellt werden und somit keine Analysekategorie bil-

den.

Die rein formalen Höflichkeitsregeln in Bezug auf Anrede- und Grußformeln wurden insbe-

sondere bei allen externen Schreiben korrekt beachtet und entsprechen den geltenden Kon-

ventionen auch im Hinblick auf Formulierungen für die Gleichstellung von Mann und Frau.

Der Schlussgruß „Hochachtungsvoll“ im Gegensatz zu „Mit freundlichen Grüßen“ ist oft ein

Indikator für Briefe mit starker Gesichtsbedrohung und verringert durch die stärker betonte

Distanz die Akzeptanz beim Bürger.
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Die meisten der benutzten Verben bewirken eine Bedrohung des negativen Gesichts, während

die Bedrohung des positiven Gesichts durch entsprechende Verben vergleichsweise selten

vorkommt. Eine Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung anhand geeigneter Verben

wird nur ganz vereinzelt betrieben, dafür ist die Stärkung des positiven Gesichts hauptsäch-

lich durch das Verb bitten durchaus üblich, wenn auch insgesamt die Werte für die Gesichts-

bedrohungen deutlich überwiegen. Dies wird durch die wesentlich größere Vielfalt an Verben

zur Gesichtsbedrohung dokumentiert.

Modalverben werden am häufigsten zur Abschwächung der negativen Gesichtsbedrohung

benutzt, d.h. der Einsatz von Modalverben zur Verstärkung der negativen Gesichtsbedrohung

wie müssen oder nicht dürfen ist zwar auch durchaus üblich, fällt aber – wenn auch nicht we-

sentlich – geringer aus als die Benutzung der gesichtsschonenden Modalverben wie können

oder sollten.

Die Gesichtsbedrohungen sowohl des positiven als auch des negativen Gesichts durch ent-

sprechende Adverbien sind zwar eindeutig zahlreicher als deren Abschwächungen bzw. Stär-

kungen, dennoch ist die Differenz nicht so eklatant wie bei den Verben. Adverbien beziehen

sich insgesamt mehr auf das negative Gesicht.

Generell überwiegt sowohl bei den Verben als auch bei den Adverbien extrem deutlich die

gesichtsbedrohende Wirkung, die auch durch den gesichtsschonenderen Einsatz der Modal-

verben nicht kompensiert werden kann, so dass die Wirkung der untersuchten Texte insge-

samt als eindeutig unhöflich bezeichnet werden muss. Erstaunlicherweise ist der Grad der

Höflichkeit nicht unbedingt abhängig von einem positiven oder negativen Inhalt, denn auch

Zustimmungen der Behörde zu Bürgeranfragen enthalten gravierende Gesichtsverletzungen.

Damit ist die Beziehung zwischen Kunde und Dienstleister bzw. Bürger und Verwaltung be-

reits mit einer schweren Hypothek belastet, die nur durch den gezielten Abbau der z.T. recht

massiven Gesichtsbedrohungen vor allem des positiven Gesichts abgetragen werden kann.

Die gleichzeitige Intensivierung der Stärkung des positiven Gesichts könnte die erwünschte

Akzeptanz beim Bürger erheblich steigern.

3. Hat die Textherkunft innerhalb der Verwaltung Auswirkungen auf die Verständlichkeit und

Höflichkeit? (Fachbereichsvergleich):

Grundsätzlich zeigen die ermittelten verständlichkeitsrelevanten Werte keine eklatanten Un-

terschiede zwischen den drei Fachbereichen, so dass ein direkter Zusammenhang zwischen

Text und Textherkunft nicht zweifelsfrei erkennbar ist. Allerdings gibt es gewisse einheitliche
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Tendenzen, die bei der Untersuchung aller Texte festgestellt werden konnten und die einen

Hinweis auf die Textherkunft zumindest tendenziell möglich machen.

Während der Fachbereich 6 (Umwelt, Planen und Bauen) zu den kürzesten Briefen neigt, sind

die Texte des Fachbereichs 5 (Jugend und Soziales) am längsten, d.h., dass die sozial unteren

Schichten, wenn man die Klassifizierung der angesprochenen Bevölkerungsschichten wie in

Anmerkung 2 des Kapitels 2 zu Grunde legt, mit einer größeren Informationsfülle konfron-

tiert werden als die sozial oberen Schichten, bei denen aber eine höhere Bildung vorausgesetzt

werden darf. Dazu kommt die ausgesprochen häufige Nennung von Gesetzen und Paragra-

phen in der Korrespondenz des Fachbereichs 5, die aufgrund ihres mangelnden unmittelbaren

Informationsgehaltes eine deutliche Distanz zum angesprochenen Bürger bewirken.

Zusätzlich zu den überwiegend kurzen Texten sind auch die Inhalte der Schreiben des Fach-

bereichs 6 prinzipiell leichter verständlich, da spürbar weniger abstrakte Begriffe benutzt

werden.

Die Texte des Fachbereichs 3 (Recht, öffentl. Sicherheit und Ordnung) bilden die meisten

Passivkonstruktionen und benutzen die meisten abstrakten Begriffe. Dies macht das Ver-

ständnis der Texte deutlich schwerer und sorgt zusammen mit der schlichten Gestaltung für

eine insgesamt geringere Verständlichkeit, auch wenn die häufigere Verwendung von Über-

schriften und optischen Hervorhebungen diesen Eindruck etwas abmildert.

Tendenziell erscheinen also die Texte des Fachbereichs 6 am leichtesten verständlich, wäh-

rend die Texte des Fachbereichs 3 am schwierigsten zu verstehen sind.

Die Auswirkung der Textherkunft und die damit verbundene Adressatenorientierung auf die

Höflichkeit der untersuchten Texte lässt sich anhand der ermittelten Werte recht eindeutig

feststellen. Grundsätzlich erscheinen die Schreiben des Fachbereichs 3 am unhöflichsten,

während die Briefe des Fachbereichs 6 am höflichsten wirken. Die auffällige Vorliebe des

Fachbereichs 3 für den distanzschaffenden Schlussgruß „Hochachtungsvoll“ spricht ebenfalls

für diese Feststellung.

Die massive Bedrohung des negativen Gesichts ist in allen drei untersuchten Wortgruppen für

den Fachbereich 3 besonders evident. Diese Wirkung wird durch die seltene Stärkung sowohl

des positiven als auch des negativen Gesichts noch weiter betont.

Die vergleichsweise höflichere Wirkung der Texte aus dem Fachbereich 6 wird hauptsächlich

durch die gezielte Stärkung des positiven Gesichts vor allem durch geeignete Adverbien ver-

ursacht, wobei die weniger massiven Gesichtsbedrohungen durch Verben und Modalverben
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diese Wirkung noch unterstützen. Dazu kommt, dass das Bemühen um Steigerung der Ak-

zeptanz beim Bürger in diesen Schreiben besonders ausgeprägt ist.

Die meisten Gesichtsbedrohungen der Texte des Fachbereichs 5 zielen auf das positive Ge-

sicht und zwar insbesondere im Bereich der Adverbien, wobei hier aber auch die Bedrohung

des negativen Gesichts sehr stark betrieben wird. Damit erhalten die Schreiben des Fachbe-

reichs 5 eine spürbar emotionalere Komponente als die Schreiben der übrigen beiden Fachbe-

reiche, daher ist die Gesamtwirkung dieser Texte trotz insgesamt zahlenmäßig geringerer Ge-

sichtsverletzungen fast so unhöflich wie die Schreiben des Fachbereichs 3.

4. Werden Verständlichkeit und Höflichkeit adressatenorientiert realisiert? (Vergleich behör-

deninterne/-externe Korrespondenz):

Die Gegenüberstellung der Werte für die internen und externen Textsorten lässt erkennen,

dass die Briefautoren sich der unterschiedlichen Adressatenkreise sehr wohl bewusst sind.

Am deutlichsten wird dies bei der Betrachtung der Werte für die Brauchbarkeit und die An-

wendbarkeit, die ein offensichtliches Bemühen um gesteigerte Verständlichkeit zum Aus-

druck bringen. Auch die Lesbarkeit zeigt durch die weit aufwändigere Formatierung der ex-

ternen Texte die bewusste Adressatenorientierung der Autoren.

Um so erstaunlicher ist die Tatsache, dass die Werte für die Verstehbarkeit bei den externen

Texten nicht nur weniger deutlich auf die Adressaten ausgerichtet sind, sondern in einigen

Bereichen sogar für die internen Texte verständlicher sind. So ist die verständlichkeitsför-

dernde Nennung von Beispielen im Grunde nur bei den internen Textsorten vertreten, wäh-

rend der verständlichkeitshemmende Gebrauch von Paragraphen im laufenden Text überpro-

portional oft in den externen Texten zu finden ist. Die erwartbaren Differenzen bei der Benut-

zung von Fachausdrücken und Abkürzungen fallen dagegen auffällig gering aus.

Obwohl die Texte in Bezug auf Syntax, Wortwahl und –bildung also keine nennenswerten

Unterschiede aufweisen, kann doch eindeutig eine Adressatenorientierung konstatiert werden,

die sich in dem Bemühen der Autoren manifestiert, die Texte an den Bürger zumindest in

Bezug auf die Lesbarkeit, die Brauchbarkeit und die Anwendbarkeit verständlicher zu gestal-

ten.

Die Tatsache, ob ein Schreiben an einen Bürger oder einen Kollegen gerichtet ist, hat ganz

offensichtlich Auswirkungen auf die Höflichkeit der Texte, denn überraschenderweise sind

Anschreiben an die Bürger deutlich unhöflicher.
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Im Bereich der Verben sind die Gesichtsbedrohungen vor allem des positiven Gesichts in in-

ternen Schreiben etwas seltener als in externen Schreiben, dafür wird aber die Stärkung des

positiven Gesichts in internen Schreiben spürbar häufiger betrieben. Insbesondere der Einsatz

der Adverbien zeigt das Bemühen der Autoren um eine Gesichtsschonung der Kollegen1, was

durch die gleichzeitige massive Stärkung des positiven und negativen Gesichts noch weiter

betont wird.

5. Sind Verständlichkeit und Höflichkeit abhängig von der jeweiligen Textsorte? (Textsorten-

vergleich):

Die Auswirkung der Textsorte auf die Verständlichkeit ist bei einigen Textsorten entschieden

gravierender als etwa der Einfluss der Textherkunft oder die Adressatenorientierung.

Im Textsortenvergleich wird ersichtlich, dass die Textsorte der Bescheide eine ganz eminente

Rolle spielt. Während die übrigen vier Textsorten zwar auch gewisse Unterschiede aufweisen,

sind die Differenzen aber nirgendwo so ausgeprägt wie bei den Bescheiden.

Die Werte für die Lesbarkeit und die Verstehbarkeit stehen in einem erstaunlichen Gegensatz

zu denen der Brauchbarkeit und der Anwendbarkeit. Bescheide sind deutlich länger als andere

Textsorten und benutzen spürbar mehr abstrakte Nomen und Fachausdrücke. In jedem Be-

scheid werden Gesetze und Paragraphen im laufenden Text genannt und die häufige Bildung

von Passivkonstruktionen in den extrem vielen kurzen Einzelsätzen sorgt für eine besonders

erschwerte Verständlichkeit in Relation zu den übrigen Textsorten.

Demgegenüber steht die signifikant gesteigerte Brauchbarkeit der Bescheide durch die auf-

wändigere optische Gestaltung mit erheblich differenzierterem Einsatz der gestalterischen

Mittel, was insgesamt zu einer Verständlichkeitserhöhung beiträgt. Auch die Anwendbarkeit

ist durch die weitgehende Vermeidung der Mittelposition für die Platzierung der Handlungs-

anweisung und eine verstärkte optische Hervorhebung besser gewährleistet als bei den übri-

gen Textsorten, was insbesondere im Hinblick auf die Textlänge der Bescheide auch durchaus

angebracht ist.

Die dominante Auswirkung der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Textsorte auf die Ver-

ständlichkeit wird bei der Betrachtung der Einzelwerte für die Bescheide besonders augenfäl-

lig: die fachbereichsbezogenen Werte liegen erstaunlich nahe beieinander.

                                                
1 Vgl. zum systemsichernden Verhalten in sozialen Systemen Abschnitt 1.2.
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Allerdings sind nicht alle Textsorten derart restriktiv, denn die Untersuchung zeigt, dass die

übrigen vier Textsorten durchaus noch Raum für z.B. fachbereichsspezifische Besonderheiten

lassen.

Die Auswirkung der Textsorte auf die Höflichkeit ist nicht zu übersehen. Auch hier spielt die

Textsorte der Bescheide eine herausragende Rolle, denn sie zeigt extrem hohe Werte für die

Unhöflichkeit. Dies äußert sich bei den Verben und Adverbien durch die massiven Bedrohun-

gen beider Gesichter ohne nennenswerte Abschwächungen. Die Vermerke dagegen zeichnen

sich genau dadurch aus, indem nämlich eine überproportionale Stärkung des positiven Ge-

sichts hauptsächlich durch Adverbien erzielt wird.

Im Bereich der Modalverben zeigen die Anschreiben an andere Behörden und die Mitteilun-

gen eine signifikant erhöhte Nutzung von Modalverben zur Gesichtsbedrohung, die dem übli-

chen Trend entgegenläuft, insgesamt sind die Höflichkeitswerte für diese Textsorten aber

nicht auffällig abweichend.

Die Zugehörigkeit zu einer Textsorte ist hier zwar in ihrer Auswirkung auf die Höflichkeit

deutlich sichtbar, dennoch hat die Textsorte nicht den gleichen gravierenden Einfluss auf die

Höflichkeitsmerkmale wie auf die Verständlichkeitsmerkmale. Die konstatierte Nivellierung

der fachbereichsbezogenen Verständlichkeitswerte z.B. für die Bescheide kann für die Höf-

lichkeitswerte nicht in gleichem Ausmaß festgestellt werden, so dass hier von einer deutlich

geringeren Auswirkung der Textsortenzugehörigkeit zugunsten der Textherkunft und damit

verbundener Adressatenorientierung gesprochen werden kann.

7.2 Perspektiven für weitere Forschung

Für die weitere Forschung ist es notwendig, zunächst die Ergebnisse der vorliegenden Unter-

suchung durch weitere Bestandsaufnahmen in anderen Behörden unter Beibehaltung der A-

nalysevariablen abzusichern bzw. zu ergänzen oder zu modifizieren, denn erst wenn fundierte,

repräsentative Kenntnisse über den aktuellen Zustand der deutschen Verwaltungssprache der

Gegenwart vorliegen, kann eine erfolgversprechende globale Optimierungsstrategie entwi-

ckelt werden. Die Beteiligung der Bürger darf dabei nicht vernachlässigt werden, daher soll-

ten geeignete empirische Untersuchungen, die z.B. die Reaktion der Bürger auf Optimie
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rungsvorschläge prüfen und auswerten, mit in den Optimierungsprozess integriert werden, so

dass die Entwicklung von diesen Resultaten profitieren kann.2

Der rasante Fortschritt auf dem Gebiet der elektronischen Medien mit den bereits heute reali-

sierten technischen Kommunikationsmöglichkeiten lässt erahnen, dass in absehbarer Zukunft

die Anforderungen an Behördentexte durch gänzlich neuartige Alternativen erfüllt werden

könnten.

Schon heute bietet das Internet z.B. durch die Technik des Hypertextes einen ganz innovati-

ven Weg, Texte verständlicher zu gestalten, indem auch längere Hilfetexte problemlos hin-

terlegt werden können, die direkt ohne Nachschlagen zur Verfügung stehen und trotzdem den

Lesefluss nicht behindern, da sie nur auf Wunsch sichtbar werden.3

Die Entwicklung von Online-Formularen mit den damit verbundenen Hilfestellungen für den

Bürger wird in allen Städten zwar mit großem Nachdruck vorangetrieben, dennoch wird die

herkömmliche schriftliche Kommunikation in Papierform voraussichtlich für die nächsten

Jahre noch so aktuell sein, dass die Beschäftigung mit Optimierungsmethoden für die Lingu-

istik ein wichtiges Forschungsthema bleibt. Hinzu kommt, dass der Grad der Höflichkeit in

Behördentexten durch Online-Methoden nicht in der gleichen Weise beeinflusst werden kann

wie die Verständlichkeit und daher eine völlig unterschiedliche Bearbeitung erfordert.

Eine möglichst umfassende Untersuchungsreihe mit anschließender Optimierungsphase mit

klaren Empfehlungen4 sowohl für die Höflichkeit als auch für die Verständlichkeit in deut-

schen Behördentexten würde den Weg für eine Reform des amtlichen Schriftverkehrs ebnen,

der in Anbetracht der oft zähen Umsetzungsphasen in deutschen Verwaltungen sehr zeitnah in

Angriff genommen werden sollte, um den Dienstleistungsgedanken auch auf der sprachlichen

Ebene zu realisieren.

                                                
2 Eine Mikrountersuchung auf diesem Gebiet stellt z.B. das Projekt des Bochumer Germanistischen Instituts der
Ruhr-Universität mit der Stadt Bochum dar, dessen Inhalte und Ziele auf kleinster Ebene (da territorial und
quantitativ begrenzt) bereits die genannten Forderungen erfüllen, s. BLAHA et al. (2001).
3 Vgl. zum Einsatz der Hypertext-Technik z.B. bei der Erstellung von digitalen Wörterbüchern LEMBERG 2001
sowie zum Vergleich von gedruckten und elektronischen Zeitungen BUCHER 1998.
4 Natürlich fordert die Aufgabe der Textoptimierung nicht nur die Linguisten, sondern auch die behördlichen
Juristen, denn die gesteigerte Höflichkeit und Verständlichkeit darf nicht zu Lasten der Rechtssicherheit gehen,
d.h. die Texte müssen juristisch einwandfrei formuliert sein.
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